Anlage 1
zur Vorlage Nr. V/0518/2015

Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 535 ,,Hansaring / SchillerstraBe / Hafenweg / Dortmunder StraBe“ der Stadt Munster
39. Anderung des Flachennutzungsplans Bereich ,,Hansaring / SchillerstraBe / Hafenweg / Dortmunder StraBe*

Eingegangene Anregungen zum Projekt 'Hafencenter* aulRerhalb des Planverfahrens

VORBEMERKUNG

Das Projekt ,Hafencenter‘ basiert auf dem Einzelhandels- und Zentrenkonzept
der Stadt Minster sowie dem Masterplan , Stadthafen Minster’, dessen
grundlegende Zielaussagen bereits im Jahre 2004 gefasst wurden. Erste
Uberlegungen zum Projekt 'Hafencenter’ wurden bereits im Jahr 2007 erarbei-
tet, mit Konkretisierung der Planung wurden die Konzepte der Verwaltung so-
wie den politischen Gremien der Stadt Miinster vorgestellt.

In der Folge sind im Jahr 2009/2010 einzelne Stellungnahmen von Biirgern/-
innen bei der Verwaltung der Stadt Minster eingegangen, die im Folgenden
als ,Anregungen aufierhalb des Planverfahrens® wiedergegeben und zum Be-
standteil der Gesamtabwagung gemacht werden.

Die Einleitung des formalen Planverfahrens gemafl Baugesetzbuch erfolgte
mit Aufstellungsbeschluss zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 535
und zur 39. Anderung des Flachennutzungsplans durch den Rat der Stadt
Minster in seiner Sitzung am 07.07.2010.

® Die ,Anregungen aullerhalb des Planverfahrens“ umfassen die Stellung-
nahmen 001.1 - 001.3, 002, 003, 004 und 005.

Mit Abwagungsstand zur 6ffentlichen Auslegung gemalt § 3 Abs. 2 und § 4
Abs. 2 BauGB wird auf die Abwagung in Teil | — Allgemeine Abwagung und
Teil Il - Einzelabwagung verwiesen.

Stellungnahmen auBerhalb des Planverfahrens

Stellung- Abwagungsinhalt
nahme Nr.
001.1 Folgende Anregungen/Bedenken werden vorgetragen:

Stand: 20. August 2015

Abwagung Beschlussvorschlag

Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 2.2 und 2.4 ,Allgemei- | Den Anregungen wurde im

(...) Die Grundstiicke (Anmerkung: des Mandanten) liegen in | ne stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen® und Kapitel 3 | weiteren Verfahren teilweise

einem Abstand von ca. 200 m eng beieinander. Beide Ver-
kaufsgeschéfte zusammen haben eine Verkaufsfldche von rd.
2.300 m? so dass man nach unserer Auffassung hier von

einem Grundversorgungszentrum bzw. Stadtbereichszentrum | Gegenstand der vorliegenden Planung.

sprechen kann. Wir haben daraufhin das neue Einzelhandels-
und Zentrenkonzept der Stadt MS durchgesehen und (...)

,Einzelhandel".

Richtig ist, dass der Rewe-Markt am Hansaring nicht Bestandteil

entsprochen bzw. bezieht
sich auf Belange auBerhalb

Das Einzelhandels- und Zentrenkonzept der Stadt Minster ist nicht  des Bebauungsplans. Im

Ubrigen wird den Anregun-
gen nicht gefolgt.
1.2.6 -1.2.10
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Stellung-
nahme Nr.

Abwdégungsinhalt

festgestellt, dass unter der Gliederungsnummer B7 nur davon
die Rede ist, dass sich auf der Siidseite des Hansaringes
einige kleinteilige Einzelhandels- und Dienstleistungsangebote
befinden und der Penny-Markt (...) im Bau sei. Weiter heil3t
es dann: ,Die Ausgestaltung des zentralen Versorgungsberei-
ches zu einem modernen und attraktiven Versorgungs-
schwerpunkt ist jedoch erst mit der Umsetzung der Planungs-
ziele im Bereich Hansaring/OSMO vorgesehen.” Das Einzel-
handelskonzept (ibersieht den dort seit langem vorhandenen
Rewe-Markt und (ibersieht weiter die Wechselwirkung zwi-
schen dem Fachmarkt (Rewe-Markt) und dem Discounter
(Penny-Markt). Hier befindet sich somit bereits ein zentraler
Versorgungsbereich, der nicht etwa erst noch geschaffen
werden muss. Wir weisen an dieser Stelle darauf hin, (...)
dass im Rahmen der angekiindigten Vorplanung fiir den Be-
reich OSMO-Hallen und dem ehemaligen Gelénde der
Post/Telekom das Einzelhandelskonzept zu Grunde gelegt
wird. Dieses Einzelhandels- und Zentrenkonzept ist aber ge-
rade flir diesen Bereich aus den dargestellten Griinden erheb-
lich fehlerhaft.

Dies ist nach unserer Auffassung auch deshalb von Bedeu-
tung, weil im Bereich des ehemaligen Guttermann-Geléndes
am Schiffahrter-Damm bereits eine geplante Verkaufsflache
von 2.000 m? als Bedrohung fiir den vorhandenen Einzelhan-
del gesehen worden ist.

Die rdumliche Entfernung dieses vorhandenen und schlit-
zenswerten Einzelhandels an der Warendorfer Stral3e zu dem
Bereich Hansaring ist nicht besonders grol3. Eine Ansiedlung
eines SB-Warenhauses oder grof3flachigen Einzelhandels auf
dem benachbarten Grundstiick kénnte deshalb auch auf die
gewachsenen Einzelhandelsstrukturen der Wolbecker Stral3e

Abwiégung

des im Einzelhandels- und Zentrenkonzept rdumlich definierten
zentralen Versorgungsbereichs Hansaring/OSMO ist. Unabhangig
davon wird jedoch in den zum vorhabenbezogenen Bebauungs-
plan Nr. 535 und zur 39. FNP-Anderung erstellten Einzelhandels-
gutachten der Rewe-Markt als Nahversorgungsstandort in inte-
grierter Streulage in die Bewertung mit eingestellt. Der Anregung
wurde somit in diesem Punkt bereits gefolgt.

Beschlussvorschlag
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Stellung-
nahme Nr.

001.2

Abwdégungsinhalt

und der Warendorfer Stral3e negative Auswirkungen entfalten.
Wir diirfen Sie daher bitten, im Rahmen der Planiiberlegun-
gen auch die Einzelhandelsstrukturen zu beriicksichtigen, die
im neuen Einzelhandelskonzept offensichtlich iibersehen wor-
den sind, aber dennoch schiitzenswert sind.

Folgende Anregungen/Bedenken werden vorgetragen:

Durch die Teilnahme an der éffentlichen Sitzung des Pla-
nungsausschusses haben wir nunmehr von der konkretisier-
ten Planung der Firma Stroetmann am Hansaring Kenntnis
erhalten. (...) bitten wir um eine Mitteilung, ob hier im Rahmen
eines vorhabenbezogenen Bebauungsplanes das Einkaufs-
zentrum realisiert werden soll oder ob eine Anderung des
vorhandenen Bebauungsplanes geplant worden ist. (...) bitten
wir um Mitteilung, ob und in welcher Form eine Offentlich-
keitsbeteiligung vorgesehen ist.

Wir wiirden es begriil3en, wenn die der Planung zugrunde
liegenden Fachgutachten Uber die unmittelbaren Auswirkun-
gen zugénglich gemacht wiirden, damit die Auswirkungen des
Vorhabens eingeschétzt werden kénnen.

(...) dass es unserem Mandanten nicht etwa darum geht, die-
ses Voorhaben zu verhindern, sondern es geht um die nach-
barvertrdgliche Ausgestaltung dieser stadtebaulichen Mal3-
nahme. Dabei ist es das Ziel, in einer einvernehmlichen Ab-
stimmung mit dem Investor sowie der Stadt Miinster die vor-
handenen Mérkte, die im Eigentum unseres Mandanten ste-
hen und unmittelbar an das Vorhaben angrenzen, dauerhaft
abzusichern und dartiber hinaus die im Bereich des Hansarin-
ges befindliche Wohnnutzung zu schiitzen.

Abwiégung

Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung® Kapitel 1 - 12.

Beschlussvorschlag

Auf die Beschlussvorschla-
ge der Kapitel 1 - 12 des
Teils | der Allgemeinen Ab-
wagung wird verwiesen.
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Stellung-
nahme Nr.
001.3

Abwdégungsinhalt

Folgende Anregungen/Bedenken werden vorgetragen:

Wir (...) haben entnommen, dass eine Beteiligung unseres
Mandanten als Eigentiimer der unmittelbar betroffenen Nach-
barmérkte Rewe und Penny sowie der damit verbundenen
Immobilien einschl. der Wohnnutzung nur im Rahmen der
allgemeinen Blirgerbeteiligung bei der Aufstellung des vorha-
benbezogenen Bebauungsplans erfolgen soll. Wir bedauern
dies, da die Betroffenheit des (... /| Anmerkung. Mandanten)
sicherlich gré3er ist und dadurch leider auch die Méglichkeit
genommen ist, aulBerhalb der 6ffentlichen Anhérung eine ein-
vernehmliche Lésung zu erzielen. Wir werden deshalb ihrem
Wunsch entsprechend im Rahmen der &ffentlichen Ausle-
gung und Anhérung Anregungen und Bedenken (...) vortra-
gen.

Uns liegt inzwischen auch das in der Presse zitierte Gutach-
ten von Junker und Kruse vom 25.05.2010 vor. Wir sind (iber
den Inhalt dieses Gutachtens ein wenig irritiert, da der Sach-
versténdige (...) die Aufgabe des Rewe Marktes am Hansa-
ring als schicksalhaftbedingt darstellt und sich sogar zu der
Formulierung hinreiBen l&sst, dass eine SchlieBung des Rewe
Marktes am Hansaring unter Berlicksichtigung des Einzel-
handelkonzeptes der Stadt Miinster hinzunehmen sei. Wir
diirfen an dieser Stelle einmal die Frage in den Raum stellen,
wie die rund 150 Mitarbeiter der betroffenen Geschéfte zu
dieser Frage stehen. Dass unser Mandant als Eigentiimer der
eingerichteten und ausgelibten Gewerbebetriebe in diesem
Bereich ebenfalls zu dieser Aussage eine diametral andere
Meinung hat, ist sicherlich leicht nachzuvollziehen.

Wir kritisieren in diesem Zusammenhang nachdriicklich, dass

Abwiégung Beschlussvorschlag
Den Anregungen wird nicht
gefolgt bzw. wird auf die
Beschlussvorschlage der
Kapitel 1 - 12 des Teils | der
Allgemeinen Abwéagung

Die Beratung und Abstimmung der Inhalte zum Einzelhandels- und
Zentrenkonzept sowie zum Masterplan ,Stadthafen Minster erfolg-
te in der Planungshoheit der Gemeinde auf der Ebene der Fach-
gremien im Vorfeld der politischen Beratungen und Beschlussfas-
sungen. Eine weitergehende 6ffentliche Diskussion der Inhalte und

Entwicklungsziele zum Masterplan ,Stadthafen Munster erfolgte verwiesen.
tiber das Hafenform. Uber das Bebauungsplanverfahren zum vor-  1.0.1
habenbezogenen Bebauungsplan Nr. 535 und zur 39. Flachennut- | 1.0.2
zungsplananderung sind weitergehende Beteiligungen der Offent- | 1.0.3

lichkeit und der Behdérden gemaR den Vorgaben des Baugesetz- 1.2.7-1.2.10

buches gegeben. Uber die Beteiligungsverfahren ist eine Anhdrung
und Abwagung von Anregungen und Bedenken uneingeschrankt
sichergestellt.

Die benannten Gutachten bildeten als ,Vorabgutachten’ eine erste
Grundlage fir die Beratungen in den Fachgremien (s.0.) und in
Vorbereitung des nachfolgenden Bauleitplanverfahrens. Die kon-
kreten Auswirkungen des Vorhabens wurden auf der Ebene der
verbindlichen Bauleitplanung gutachterlich geprift, die dazu erstell-
ten Gutachten wurden Bestandteil der Beteiligungsverfahren. Eine
Veroffentlichung von Vorabgutachten im Vorfeld des konkreten
Bauleitplanverfahrens ist fir die Abwagung der konkreten Plan-
auswirkungen wenig sinnvoll.

Das zitierte Einzelhandelsgutachten dokumentiert den Stand 2010.
Als Ergebnis politischer Beratungen im Vorfeld des Hafenforums
und in der Folge der Aktualisierung des Masterplans ,Stadthafen
Munster’ wurde Uber politischen Beschluss die Gesamtverkaufsfla-
chengréfRe im Vorhaben von urspriinglich 8.000 m? bzw. 6.900 m?
auf 4.900 m? reduziert. Der Anregung nach einer Reduzierung der
Verkaufsflachen im Vorhaben wurde somit im spateren Verlauf des
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Stellung- Abwdégungsinhalt Abwiégung Beschlussvorschlag
nahme Nr.
den Mitgliedern des Planungsausschusses in der 6ffentlichen | Verfahrens entsprochen.
Sitzung vom 02.06.2010 das zu diesem Zeitpunkt bereits vor-
liegende stadtebauliche Gutachten vorenthalten worden ist. In der stadtebaulichen Wirkungsanalyse zum vorhabenbezogenen
Auch jetzt ist das umfangreiche Gutachten den Ratsmitglie- Bebauungsplan Nr. 535 und zur 39. Flachennutzungsplanande-
dern erst wenige Tage vor der am 30.06.2010 durchgefiihrten | rung (Junker und Kruse Stadtforschung / Planung, Dortmund,
Planungsausschusssitzung vorgelegt worden, obschon es der | Endbericht Juni 2011 und der Aktualisierung vom 03.09.2012)
Verwaltung seit liber einem Monat vorliegt. Wir sind auch wurde auf Basis der Kennziffern zur Kaufkraft (Kaufkraftbin-
deshalb (iber diesen Vorgang irritiert, weil offensichtlich der dung/Kaufkraftzuflisse), zum einzelhandelsrelevanten Nachfrage-
Presse das Einkaufsgutachten schon langer vorliegt, den un- | volumen und zur Einzelhandelszentralitat das Vorhaben ,Hafen-

mittelbar betroffenen Nachbarn es aber vorenthalten wird. center’ und sein Einzugsgebiet erfasst und hinsichtlich der Umver-
Hier kénnte der Eindruck entstehen, dass man vorsétzlich teilungswirkungen als malfgebliches Kriterium fir die Beurteilung
dieses Gutachten zuriickgehalten hat, da es gerade in Bezug | der zu erwartenden stadtebaulichen Auswirkungen bewertet. Als
auf die Mérkte unseres Mandanten massive Auswirkungen - Bewertungskriterien wurden stadtebauliche Kriterien (Auswirkun-
bis zur SchlieBung - prognostiziert. gen auf die stadtebauliche Funktionsfahigkeit der benachbarten

Versorgungsbereiche und auf die Nahversorgung im Versorgungs-
(...) dass wir bereits am 28.09.2008- vor nahezu zwei Jahren - | bereich) sowie landesplanerische Kriterien (Konzentrationsgebot,

der Stadt Miinster die Vertretung des (...) angezeigt und un- | Integrationsgebot, Kongruenzgebot und Beeintrachtigungsverbot)
ser Interesse an einer gemeinsamen Planungsabstimmung gutachterlich untersucht. Als Kerneinzugsgebiet wurde fir den
geédulBert haben. Vor diesem Hintergrund ist es sehr enttdu- Untersuchungsraum das siidostliche Minsteraner Stadtgebiet mit
schend, dass eine Einbeziehung der unmittelbaren Nachbarn, | den Standortbereichen, die nach dem Einzelhandels- und Zentren-
die durch dieses Vorhaben in erheblicher Weise betroffen konzept der Stadt Mlnster als zentrale Versorgungsbereiche bzw.

sind, nicht erfolgt ist, sondern die Verwaltung auf die im Bau-  Sonderstandorte ausgewiesen sind, erfasst (Ostliche City-
gesetzbuch vorgesehene Offentlichkeitsbeteiligung hinweist. | Randlage, Warendorfer Strale/Schifffahrter Damm, Wolbecker
Stralle (westlich), Hammer Stral3e, Hansaring/Osmo, Friedrich-
Die stédtebauliche Wirkungsanalyse stellt bei der Beschrei- Ebert-Stralie, Wolbecker Stralle (8stlich), Mauritz-Ost/Wolbecker
bung des Vorhabenstandortes zutreffend heraus, dass der Strale, St. Mauritz Ost/Mondstrale, Bohlweg, Robert-Bosch-
Planstandort unmittelbar an den Rewe Markt und den Penny | Stralle, Robert-Bosch-StralRe/DEK, Hammer Stralle/Trauttmans-
Markt unseres Mandanten angrenzt. Es wird dann weiter die | dorffstralRe und Loddenheide). Als weiterer Einzugsbereich wurde
Gesamtverkaufsfldche des Standortes mit 8.000 gqm (Seite 13)  das Stadtbereichs- bzw. Grundversorgungs-/Nahbereichszentrum
veranschlagt und die Umsatzprognose fiir das Planvorhaben | in Gremmendorf und Angelmodde bericksichtigt. Neben dem ak-
kommt auf Umsatzzahlen von 26,5 Mio. pro Jahr (Seite 16). tuellen Einzelhandelsbestand im Untersuchungsraum sind zusatz-
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Stellung-
nahme Nr.

Abwdégungsinhalt

Als Zwischenergebnis kann festgehalten werden, dass dieses
Einkaufszentrum massive Auswirkungen nicht nur auf die
unmittelbare Nachbarschaft, sondern auch auf die Einkaufs-
stréme in einem weiten Umfeld um den Standort haben wird.
Denn ein Umsatzvolumen in der genannten Gré3enordnung
hat erhebliche Auswirkungen auf die vorhandenen Versor-
gungseinrichtungen. Es ist deshalb aus unserer Sicht auch
falsch, wenn der Gutachter das Untersuchungsgebiet im We-
sentlichen auf das slidwestliche Miinsteraner Stadtgebiet
begrenzt. Hier wére eine detaillierte Untersuchung bezogen
auf das gesamte Stadtgebiet sicherlich vorteilhaft gewesen.
Denn auf Seite 17 des Gutachtens rdumt der Gutachter ein,
dass absatzwirtschaftliche Auswirkungen auch auf andere
Standorte, wie z. B. Gremmendorf und Angelmodde, beste-
hen.

Aufgrund der Lage des Standortes am Hansaring und der
damit auch bestehenden rdumlichen Néhe zur Innenstadt
muss nach unserer Auffassung die Auswirkung des Vorha-
benstandortes auch auf die Innenstadt und die dort vorhande-
nen dezentralen Einkaufsméglichkeiten Berlicksichtigung
finden, so dass die bisherige Abgrenzung des Untersu-
chungsgebietes nicht ausreichend ist (vgl. S. 18 des Gutach-
tens).

So ist inshesondere die Warengruppe Bekleidung als auch
Schuhe/Lederwaren ein klassisches innstadttypisches Sorti-
ment, so dass eine Erweiterung des Untersuchungsraumes
auch auf die Innenstadt gerade im Hinblick auf diese Waren-
gruppen erforderlich ist.

Die gesamte Uberpriifung der Umsatzverteilung des Gutach-
tens leidet an der Begrenzung des Untersuchungsraumes, so

Abwiégung

lich die geplanten potenziellen Einzelhandelsansiedlungen bzw.
Erweiterungsvorhaben in die Bewertung eingeflossen.

In den benannten Erhebungen und Vorgehensweisen entsprechen
die Gutachten den geltenden Standards und ist eine sachgerechte
Abwagung der zu erwartenden stadtebaulichen Auswirkungen der
geplanten Einzelhandelsnutzungen uneingeschrankt gegeben.

Weitergehend siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 1.1 ,All-
gemeine Belange zu Planverfahren und Gutachten“ und Kapitel 3
,Einzelhandel®.

Beschlussvorschlag
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Stellung-
nahme Nr.

Abwdégungsinhalt

dass die Ergebnisse der Untersuchungen in Frage zu stellen
sind. Der Bereich Hansaring ist ohne Zweifel eine Cityrandla-
ge, so dass von dort aus auch die Bereiche westlich des
Bohlwegs und westlich der Hammer Stral3e in wenigen Minu-
ten erreicht werden kénnen. Allein im Angebotsschwerpunkt
Nahrungs- und Genussmittel liegt nach Angaben des Gutach-
ters der potenzielle Vorhabenumsatz bei einem Anteil von 46
% der sortimentsspezifischen Kaufkraft im Einzugsbereich!
(Seite 34 des Gutachtens).

Es ist deshalb liberhaupt nicht nachvollziehbar, wie der Sach-
versténdige zu dem Ergebnis kommt, dass das geplante Vor-
haben zwar splrbare Auswirkungen im Einzelhandel des Un-
tersuchungsgebietes habe, diese aber nicht schédlich bzw.
negativ seien. Fiir den Rewe Markt und den Penny Markt am
Hansaring sieht der Sachversténdige ndmlich auf Seite 36/37
des Gutachtens einen Umsatzeinbruch von 30% voraus.

Mit anderen Worten: Im Bereich des Hansarings gibt es fak-
tisch einen zentralen Versorgungsbereich, der im Wesentli-
chen aus dem vorhandenen Rewe Markt und dem Penny
Markt besteht, beide Méarkte zusammen haben rund 2.000 gm
Verkaufsfldche. AulBerdem gibt es im unmittelbaren Umfeld
eine gewachsene Struktur inhabergefiihrter Geschéfte. Si-
cherlich wird nicht bestritten, dass die Versorgung des Hansa
Viertels damit voll ausreichend gewéhrleistet ist. Jedenfalls ist
diesseits nicht bekannt, dass die Anwohner aus der Nachbar-
schaft eine Unterversorgung geltend gemacht hétten. Dieser
vorhandene zentrale Versorgungsbereich wird nunmehr durch
das geplante Vorhaben so massiv geféhrdet, dass der Gut-
achter selbst eine SchlieBung fiir méglich hélt. Zwar verken-
nen wir selbstversténdlich nicht die Regelung des § 11 Abs. 3

Abwiégung

Beschlussvorschlag
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Stellung-
nahme Nr.

002

Abwdégungsinhalt

der Baunutzungsverordnung, nach der die Zuléssigkeit eines
Einkaufszentrums wettbewerbsneutral ist und es auch keinen
Schutz vorhandener Einzelhandelsbetriebe vor hinzukom-
mender Konkurrenz gibt, allerdings muss im Rahmen der
Abwégung sehr wohl berticksichtigt werden, dass das geplan-
te Vorhaben im jetzigen Umfang zu einer Konzentrationswir-
kung auf diesen Standort fiihren wird, mit der Folge, dass die
Anwohner aus der Umgebung keine Alternativen mehr vorfin-
den und das geplante Vorhaben eine Zentralisierung mit sich
bringen wird.

Wir regen deshalb nachdriicklich an, aufgrund der Auswirkun-
gen (...) die konkreten Auslibungen des Vorhabens auch auf
die (ibrigen Stadftteile untersuchen zu lassen und insbesonde-
re zu lberpriifen, ob durch eine Reduzierung der Verkaufsfla-
chen und eine Verkleinerung des Vorhabens dieses nicht
wesentlich stadtteilvertraglicher umgesetzt werden kann.

Wir weisen abschlie3end noch darauf hin, dass wir es begri-
Ben wiirden, wenn nunmehr das Verkehrsgutachten und das
Larmgutachten der Offentlichkeit zur Verfligung gestellt wiir-
de, damit auch diese Punkte in der offentlichen Diskussion
des Hafenforums berticksichtigt werden kénnen.

Folgende Anregungen/Bedenken werden vorgetragen:

Als Eigentiimer von Immobilien an der Wolbecker Stral3e ver-
folgen wir die Pléne zum Bau eines Hafencenters mit gro8er
Sorge. Wir befiirchten negative Auswirkungen (...) auf unser
Viertel. Selbst die vom Bauherrn beauftragten Gutachter war-
nen in ihrer Stadtebaulichen Wirkungsanalyse vor der Gefahr
mdoglicher Beeintrdchtigungen dieses Zentrums durch Be-
triebsaufgaben, sollte das Hafen-Center wie geplant umge-
setzt werden. Wieso riskieren Sie mit der Ansiedlung eines

Abwiégung

Siehe Abwagung zur Stellungnahme 001.3 sowie ,Teil | - Allge-

meine Abwagung®, Pkt. 1.1 ,Allgemeine Belange zu Planverfahren

und Gutachten® und Kapitel 3 ,Einzelhandel®.

Beschlussvorschlag

Den Anregungen wird nicht

gefolgt.
1.0.1
1.2.5-1.2.10
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Stellung-
nahme Nr.

003

Abwdégungsinhalt

Hafen-Centers, dass eines der wenigen noch halbwegs funk-
tionierenden Viertel Schaden nimmt? Reicht Ihnen nicht die
Diskussion im Bereich der Warendorfer Stral3e in Bezug auf
das Guttermanngeldnde? Alle dort bereits hinreichend vorge-
tragenen Argumente (Gefahr einer wegbrechenden Nahver-
sorgung, Verbédung eines Viertels usw.) kbnnen Sie auf die
Situation an der Wolbecker Stral3e (ibertragen.

In ersten Gesprachen mit Kaufleuten und Anwohnern konnten
wir eine deutliche Verunsicherung und Sensibilisierung fiir das
Thema spiren. Wir bitten Sie daher, das Projekt noch einmal
kritisch zu hinterfragen. Wir wiirden es begrtiBen, wenn Sie
gemdl lhrer Prémissen zur Blirgerbeteiligung, die betroffenen
Biirger und Kaufleute im Viertel informieren und in die Ent-
scheidung (ber dieses Projekt mit einbeziehen wiirden.
Folgende Anregungen/Bedenken werden vorgetragen:

1. Der aktuelle Stand der Planung (...) lasst leider darauf
schlielRen, dass wieder einmal die Belange des Viertels nicht
oder nur unzureichend berticksichtigt werden. Da unseren
Erhebungen nach ein solches EZ weder notwendig (weitge-
hend entsprechend der stadtischen Bedarfsanalyse) noch
erwlinscht ist, stellt es nur eine erhebliche Belastung dar. (...)

(...) Da das EZ mit einer Verkaufsfldche von 8.000 m? (ur-
spriinglich waren 3.000 m? angedacht) starten soll, ist eine
bedrohliche Belastung des vierteltypischen Einzelhandels und
damit der bisher qualitativ guten Versorgungslage zu erwar-
ten.

2. Ein schliissiges Verkehrskonzept, was in Ansétzen im Mas-
terplan vom Januar 2004 noch erkennbar watr, ist nicht er-

Abwiégung

Zu 1: Siehe Abwagung zur Stellungnahme 001.3 sowie ,Teil | -

Allgemeine Abwagung®, Pkt. 1.1 ,Allgemeine Belange zu Planver-

fahren und Gutachten® und Kapitel 3 ,Einzelhandel”.

Zu 2: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Kapitel 4 ,Verkehr*.

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.2.1

1.25-1.2.10

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
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Stellung-
nahme Nr.

004

Abwdégungsinhalt

sichtlich. Davon ausgehend, dass Kundschaft eher von ,aus-
waérts” zu erwarten ist, wird der Verkehrsdruck auf den jetzt
schon (berlasteten Hansaring und damit auch auf die angren-
zenden Viertel in unertréglichem Mal3e zunehmen.

Es gibt schon jetzt zu viele ,Magnetfunktionen®.

3. Zudem engt die Stadt ihre gestalterischen Méglichkeiten
viel zu sehr ein, wenn das Projekt losgel6st von einer zukiinf-
tigen Nutzung der OSMO-Hallen realisiert werden sollte. So
kann das Quartier nicht ,wachsen®, wenn ihm nur Grof8projek-
te aufgepfropft werden und die notwendigen strukturellen
MalBnahmen ausbleiben. (...) eher von einer Verschlechte-
rung der Wohn- und Lebensqualitat auszugehen.

(...) Wenn das EZ schon unbedingt an diesem Standort ent-
stehen soll, ist eine stadtteilgerechtere Planung dringlich er-
forderlich. Aber muss es da entstehen? In diesem Sinne bitten
wir Sie, die Belange dieses so dicht besiedelten Stadtteils bei
ihren Planungen zu berticksichtigen.

Folgende Anregungen/Bedenken werden vorgetragen:

Ich bin mit dem bestehenden Angebot sehr zufrieden. Sollte
ein neues Geschéftszentrum entstehen, geht zu viel vom
Charme des Viertels verloren. Gerade das etwas spréde und
nicht so perfekte Image lockt viele Besucher in den Hafen.
Die bestehende Infrastruktur reicht véllig aus. Die Stadt sollte
gelernt haben aus den Erfahrungen. Wie mache ich funktio-
nierende Viertel zu uninteressanten Gegenden wie z. B. das
Kreuzviertel, die Szene an der Grevener Str., Geistviertel um
nur einige zu nennen. Aus Fehlern sollte man lernen. Ich leh-
ne diese Strbmungen ab. Ich méchte mitreden und mir ,mein*
Viertel nicht kaputtsanieren lassen. Ich erhebe Einspruch be-

Abwiégung

Zu 3: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 1.1 ,Allgemeine
Belange zu Planverfahren und Gutachten®, Kapitel 2 ,,Allgemeine
stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen® und Kapitel 3
,Einzelhandel”.

Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 1.1 ,Allgemeine Belan-
ge zu Planverfahren und Gutachten®, Kapitel 2 ,Allgemeine stadte-
bauliche Belange / alternative Nutzungen® und Kapitel 3 ,Einzel-
handel“.

Beschlussvorschlag

1.2.11

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.04

1.2.5

1.2.141

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.2.1

1.2.5

1.2.7

1.2.110
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Stellung-
nahme Nr.

005

Abwdégungsinhalt Abwiégung

zliglich der Bauplanungen Hansaviertel.

Folgende Anregungen/Bedenken werden vorgetragen: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 1.1 ,Allgemeine Belan-
Ich bin unbedingt gegen das geplante neue Einkaufszentrum | ge zu Planverfahren und Gutachten®, Kapitel 2 ,Allgemeine stadte-
im Hafenviertel. Ein weiteres Einkaufszentrum macht das bauliche Belange / alternative Nutzungen® und Kapitel 3 ,Einzel-
Viertel nicht lebenswerter, sondern im Gegenteil unlebenswer-  handel“ sowie ,Teil Il - Einzelabwagung®, Pkt. 2 der Stellungnah-
ter. Es vertreibt alternative Kultur und kleine Laden und zer- me 75 und Pkt. 2.1 der Stellungnahme 230.

stért das Stadtviertelbild.

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.2.5

1.2.67

1.2.82
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Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 535 ,,Hansaring / SchillerstraBe / Hafenweg / Dortmunder StraBe“ der Stadt Munster - Vorentwurf
39. Anderung des Flachennutzungsplans Bereich ,,Hansaring / SchillerstraBe / Hafenweg / Dortmunder StraBe* - Vorentwurf

Nr.

1.1

Stellungnahmen aus der Beteiligung der Offentlichkeit und der Beteiligung der Behdrden geman § 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1 BauGB

VORBEMERKUNG

Zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 535 wurde die friihzeitige Betei-
ligung der Offentlichkeit gemaRk § 3 Abs. 1 BauGB in Form einer Informations-
veranstaltung am 05. Juli 2012 in der Mehrzweck Halle der Stadtwerke Mins-
ter durchgeflihrt. Die im Folgenden vorgetragenen Anregungen und Bedenken
sind Fragestellungen von Birgern/innen aus der Informationsveranstaltung
(linke Spalte), die mit Stellungnahme der Stadt/des Vorhabentragers (mittlere
Spalte) in der Veranstaltung direkt beantwortet wurden. Die Inhalte sind dem
Protokoll zur Informationsveranstaltung mit Stand 10. August 2012 entnom-
men.

Die frihzeitige Beteiligung der Behérden gemal § 4 Abs.1 BauGB erfolgte in
der Zeit vom 11. Oktober - 15. November 2013.

Mit Abwagungsstand zur offentlichen Auslegung gemaR § 3 Abs. 2 und § 4
Abs. 2 BauGB wurden alle vorgetragenen Stellungnahmen aus den friihzeiti-
gen Beteiligungsverfahren in eine weitergehende Abwagung geman Teil | —
Allgemeine Abwagung und Teil Il - Einzelabwagung eingestellt. Auf die Abwa-
gung in den Teilen | und Il wird verwiesen.

Stellungnahmen aus Beteiligung der Offentlichkeit gemiR § 3 Abs. 1 BauGB

Abwdégungsinhalt
Masterplan Stadthafen

Der Einzelhandelsumfang wird nicht benétigt. Die Belange der
Durchgriinung, Durchliiftung, Kinderspielpldtze und Verkehrser-
schlieBung sind zu wenig beriicksichtigt.

Stellungnahme Stadt Miinster

LDer Masterplan stellt lediglich die Grobstrukturen dar. Durch die
entsprechenden planerischen Konkretisierungen sind die genannten | gefolgt.
Aspekte zu berticksichtigen. Es wird auf die folgenden Erlduterungen | 1.1.1

Stand: 20. August 2015

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht

zu den Themenschwerpunkten verwiesen.* 1.1.2

Weitergehende Abwagung: Siehe ,Teil | — Allgemeine Abwagung®,
Pkt. 3 ,Einzelhandel®, Pkt. 2 ,Allgemeine stadtebauliche Belange /
alternative Nutzungen® und Pkt. 4 ,Verkehr® sowie ,Teil Il - Einzelab-
wagung®, Pkt. 2.4 der Stellungnahme 37.
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Nr.

21

2.2

Abwdégungsinhalt

Vorlaufiger Entwurf Verkehrsuntersuchung Masterplan

Stellungnahme Stadt Miinster

Die Schillerstra8e wird durch die Entwicklung im Bereich der Stadtha- ,Aufgrund der méglichen Offnung / des Ausbaus der Theodor-

fen die verhéltnisméaRlig starkste Erhéhung an Kfz-Frequentierung
erfahren. Die Schillerstral3e besitzt heute schon funktionale Defizite.

Warum steuert die Verkehrsplanung nicht gegen den allgemeinen
Trend der Zunahme durch Kfz-Verkehr?

Scheiwe Stral3e wird dies prognostiziert. Im Bereich des geplanten
»,Neuhafens” wird projektbezogen der Strallenraum der Schillerstral3e
verbreitert, die Schillerstral3e wird hier fiir die verschiedenen Ver-
kehrsteilnehmer gestalterisch und funktional aufgewertet.”

Weitergehende Abwagung: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®,
Pkt. 4 ,Verkehr“ sowie ,Teil Il — Einzelabwagung®, Pkt. 2.1 und 2.2
der Stellungnahme 203.

,Die Stérkung des OPNV und des Radverkehrs ist ein zentrales Ziel
der Verkehrsplanung. Der Anteil an OPNV und Radverkehr nimmt in
Miinster im Vergleich zu anderen Stadten einen absoluten Spitzen-
wert ein. Die im bundesweiten Vergleich deutlich hbheren prozentua-
len Verkehrszunahmewerte sind u. a. auf die besonders dynamische
Stadtentwicklung Miinsters zuriickzufiihren. Miinster als solitéres
Oberzentrum hat zudem ein besonders hohes Kfz-Pendlerauf-
kommen, welches sich in den vergangenen 25 Jahren von 150.000
Kfz-Fahrten auf 300.000 Kfz-Fahrten verdoppelt hat und auch kiinftig
liberproportional zunehmen wird. Der Pendlerverkehr besteht zu 80%
aus individuellen Kfz-Verkehr und 20% aus OPNV-Nutzungen.

Der Ausbau der B 51 mit der qualifizierten Anbindung der Wolbecker
Stralle und an den Schifffahrter Damm (L 481n) ist eine MalBnahme
zur Entlastung des Stadtgebietes, auch im Betrachtungskorridor.
Zudem bedeutet die Maxime der Innenentwicklung vor Aul3enent-
wicklung eine Vermeidung von unnétigen zusétzlichen Kfz-Ver-
kehren. Die Innenentwicklung und die Sicherung von zentralen Ver-
sorgungsbereichen sichern den nachhaltigen Aspekt der ,Stadt der

kurzen Wege*.
Weitergehende Abwagung: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®,

Beschlussvorschlag

Die Anregung wird zur
Kenntnis genommen -
eine Beschlussfassung
erubrigt sich.

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.1.3
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Nr.

23

Abwaégungsinhalt

Der Ausbau der B 51 ist Zukunftsmusik. Wie sicher ist der Ausbau
der B 51, - wie ist der Planungsstand? Der Ausbau der B 51 sollte
nicht in die Prognose einflieRen! Wie kann der Ausbau der B 51 eine
Entlastung fiir die innerstadtischen Bereiche / fiir den Hansaring
bringen?

Projekt ,,Hafencenter

Das Konzept des ,,Hafencenter” stellt eine Huldigung an den Kfz-
Verkehr dar. Wie kann eine Zunahme an Nutzungen zu einer Verrin-
gerung der Kfz-Belastung auf dem Hansaring fiihren? Wieso ist eine
Lichtsignalanlage vorgesehen? Der hierdurch induzierte Stop & Go-
Verkehr wird zu einer noch stédrkeren Ldrmbelastung flihren, die oh-
nehin heute schon sehr hoch ist! Warum werden nicht die Ergebnisse
der Schalltechnischen Untersuchung gezeigt. Die enge Abfolge von
Lichtsignalanlagen Dortmunder Stral3e / ,Hafencenter”/ Wolbecker
StralBe wird den Verkehrsfluss drastisch einschrénken! Wie viele Lkw
werden pro Tag das Hafencenter bedienen? Die Verkehrsuntersu-
chung berlicksichtigt nicht die Spitzenbelastung! Warum ist keine
Durchgriinung des Bereichs vorgesehen?

Stellungnahme Stadt Miinster
Pkt. 4 ,Verkehr®.
,Zum Ausbau der B 51 besteht ein Planfeststellungsbeschluss. Es
sind Klageverfahren anhéngig. Hierzu werden Entscheidungen im
Jahr 2013 erwartet. Aus dieser Sicht ist die Frage jedoch nicht, ob es
zum Ausbau kommt, sondern wann. Die Beriicksichtigung dieser
MaBnahme ist demnach angebracht. Der Ausbau der B 51 wird einen
besseren Verkehrsfluss auf der Umgehungsstral3e gewéhrleisten.
Verkehre aus den starker belasteten innerstédtischen Stra8en wer-
den auf die UmgehungsstralBe ausweichen.”

gefolgt
1.1.4

Weitergehende Abwagung: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®,
Pkt. 4.4 Verkehr".

»Einzelhandelsprojekte bendtigen auch aus bauordnungsrechtlichen | Den Anregungen wird
Griinden Stellplétze. Neben den Stellpldtzen zum Einzelhandelsanteil | nicht gefolgt.
sind auch 6ffentliche Stellplétze vorgesehen. Somit werden mit dem | 1.1.5

Projekt nur z.T. neue Verkehre verursacht. Bestehende Einkaufsver- | 1.1.6

kehre oder Besucherverkehre (Stadthafen) die bisher in diesem Be-

reich stattgefunden haben, konzentrieren sich nach der Realisierung

auf diesen Projektstandort als zentraleren Zielstandort (siehe hierzu

auch die vergleichende Untersuchung E-Center Friedrich-Ebert Stra-

Be). Zudem fiihrt der Ausbau der B 51 zur Entlastung innerstédti-

scher Verkehrswege. Die durch die Nutzungen des Masterplans suk-

zessive ausgelésten Verkehrszunahmen werden, wie bereits er-

wéhnt, weitgehend durch die prognostizierten Entlastungen Ausbau

B 51 /L 481n kompensiert. Die Lichtsignalanlage ist nicht aufgrund

der Verkehrsbelastung erforderlich, sondern dient der sicheren Ab-
wicklung/Begegnung aller Verkehrsteilnehmer. Die Ldrmauswirkun-

gen der Lichtsignalanlage sind in die vorldufige Voreinschétzung der
Schalltechnischen Untersuchung eingeflossen, die im Amt fiir Stadt-
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Nr.

3.2

Abwaégungsinhalt

Das E-Center ist gré3er als die Einzelhandelsnutzung am Schifffahr-
ter Damm! Mit 4.900 qm Verkaufsflache des geplanten E-Centers
entstehen so viele Verkaufsflachen wie jetzt schon an der Wolbecker
Stral3e vorhanden sind! Es ist im Viertel bereits eine Séattigung er-
reicht, jede weitere Verkaufsflédche fiihrt zu einer Verschérfung des
Verdrdngungswettbewerbes! Die Gefahr ist ein umfangreicher Leer-
stand auf der Wolbecker Stral3e, - dies wird nicht nur von wenigen,
sondern von vielen Geschéftsleuten im Viertel befiirchtet! Vor allem
wird um die Existenz von Geschéften mit Magnetwirkung gebangt!
Das Gutachten prognostiziere mégliche grol3e Umverteilungsverluste
fiir Einzelhandelsnutzungen an der Wolbecker Straf8e! Im Hafenfo-
rum bestand eine breite Ablehnung gegentiber dem ,Hafencenter” —
warum wird nicht mehr auf diese Meinungen eingegangen? Das ,Ha-
fencenter” will im Hansaviertel niemand! Wer hat das entsprechende
Einzelhandelsgutachten beauftragt, Stadt oder Investor? Sind in den
vorliegenden Gutachten die Erweiterungsabsichten der REWE -
Mérkte bereits beriicksichtigt? Durch die Erweiterung der REWE -
Mérkte entféllt die Notwendigkeit eines E-Centers!

Stellungnahme Stadt Miinster
entwicklung, Stadtplanung, Verkehrsplanung eingesehen werden
kann. Nach Angaben des Investors wird das E-Center taglich durch 3
Lkw beliefert wird. Er weist auf die heutige erhéhte Lkw- Frequentie-
rung des Postgeb&udes hin. Die vorldufige Ersteinschétzung zur
Verkehrsuntersuchung beriicksichtigt Spitzenbelastungen. Die betref-
fenden Grundstiicke sind bereits heute voll versiegelt. Wir befinden
uns in einem urbanen Umfeld. Flir das Projekt ,,Hafencenter” sind
umfangreiche Funktionsfldchen erforderlich.”

Weitergehende Abwagung: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®,
Pkt. 2 ,Allgemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen®,
Pkt. 4 ,Verkehr* und Pkt. 5 ,Allgemeine Belange zu Immissionen®.
LAUf der Wolbecker Stral3e befinden sich ca. 6.000 gm Verkaufsfla-
che westlich des Hansaringes und ca. 1.000 qm Verkaufsfldche ést-

Den Anregungen wird
nicht gefolgt.

lich des Hansaringes. Die Erweiterungsabsichten der REWE - Mérkte | 1.1.7
verdeutlichen, dass aus Sicht der Handelsbetriebe noch Bedarfe 11.8
bestehen und hier keine Séttigung besteht. Eine zukunftsorientierte 11.9

Stadtplanung darf im Sinne der Gewéhrleistung eines freien Marktes
keinen Konkurrenzschutz betreiben. Die Stadtplanung muss jedoch
negative stadtebauliche Auswirkungen ausschlieBen. Zukunftsféhige
Versorgungsstandorte sind zu sichern. Es wurde und wird bestétigt,
dass dies u.U. mit negativen Auswirkungen fiir Einzelne verbunden
sein kann. Die Stadtplanung hat sich jedoch in diesem Kontext darauf
zu konzentrieren, unabhéngig von Marktschwankungen und einzelbe-
trieblichen, wirtschaftlichen Aufstellungen zukunftsfahige Versor-
gungsstandorte zu sichern. Die Ergebnisse des Hafenforums haben
zu dem politischen Beschluss gefiihrt, die Verkaufsflachen des ,,Ha-
fencenters® auf 4.900 qm zu reduzieren. Der Standort fiir gro3flachi-
gen Einzelhandel wurde bereits mit dem Zentren- und Einzelhandels-
konzept vom Rat der Stadt Miinster 2009 bestétigt. Die Erfahrung
zeigt, dass sich in Beteiligungsverfahren insbesondere Kritiker von
Projekten positionieren. In der Gesamtabwéagung miissen jedoch alle
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Nr. Abwaégungsinhalt Stellungnahme Stadt Miinster Beschlussvorschlag
Belange betrachtet und ihre Vor- und Nachteile abgewogen werden.
Die grundsétzliche stéddtebauliche Vereinbarkeit wird durch die Stad-
tebauliche Wirkungsanalyse (Einzelhandelsgutachten) zum ,Hafen-
center-Projekt belegt. Das Gutachten ist von den Investoren in Ab-
stimmung mit der Stadt beauftragt worden. Diese Vorgehensweise ist
bei vergleichbaren Projekten unter Berticksichtigung der abschlie-
Benden fachlichen Bewertung durch die Verwaltung in Abstimmung
z.B. mit der IHK, der Bezirksregierung oder dem Einzelhandelsver-
band géngige Praxis. Auch von Herrn Stroetmann wird bestétigt,
dass die vorliegende Stadtebauliche Wirkungsanalyse mit Bertick-
sichtigung der Verringerung der Einzelhandelsflachen auf 4.900 gm
und der Erweiterungsabsichten der REWE — Mérkte, (iberarbeitet
wird. Herr Schowe bekriéftigt seine Bereitschaft, einen separaten
Dialog mit den Einzelhdndlern der Wolbecker- bzw. Warendorfer
Stral3e zu fiihren.”

Weitergehende Abwagung: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®,
Pkt. 3 ,Einzelhandel®, Pkt. 1 ,Alilgemeine Belange zu Planverfahren
und Gutachten® sowie ,Teil Il — Einzelabwagung®, Pkt. 2 der Stel-
lungnahme 29 und Pkt. 2.2 der Stellungnahme 230.

3.3 | Wann wurden die Liegenschaften fiir das ,Hafencenter“ vom Investor | ,Der Investor flihrt aus, dass die entsprechenden Liegenschaften in | Die Anregung wird zur
erworben? Ist es legitim die stddtische Fldche der Tankstelle durch 2001 und 2008 erworben wurden. Von Seiten der Stadt Miinster wird | Kenntnis genommen -
den Investor zu (iberplanen? ausgeflihrt, dass es legitim ist Fldchen Dritter konzeptionell zu (iber- | eine Beschlussfassung

planen. Einem Verkauf stadtischer Grundstiicke werde dadurch nicht | eribrigt sich.
vorgegriffen, sondern dariber entscheiden die stddtischen Gremien
zu gegebener Zeit.

Weitergehende Abwagung: Siehe ,Teil | — Allgemeine Abwagung®,

Pkt. 1 ,Aligemeine Belange zu Planverfahren und Gutachten“ sowie
»1eil Il — Einzelabwagung®, Pkt. 4 der Stellungnahme 64.
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Nr. Abwagungsinhalt

4 Allgemeines

41 | Wie ist das weitere Procedere bzw. wie kbnnen sich die Blirger in das | ,Fir das Projekt ,Hafencenter” ist bei positivem Verlauf zum Ende

weitere Verfahren einbringen? Gibt es die Mdglichkeit eines Biirger-
entscheides?

4.2 | Der Zeitpunkt dieser Veranstaltung kurz vor den Sommerferien ist
aullerst unglinstig terminiert! Zudem ist eine Veranstaltung mit dem
Umfang der Themen (berfrachtet!

Stellungnahme Stadt Miinster Beschlussvorschlag

Die Anregung wird zur
Kenntnis genommen -
eine Beschlussfassung
eribrigt sich.

des Jahres mit der férmlichen Offenlegung zu rechnen. Fiir die (ibri-
gen MalBnahmen kann erst 2013 oder 2014 mit der Offenlegung ge-
rechnet werden. Im Rahmen dieser 1- monatigen Offenlegung kann
jeder Biirger seine Stellungnahme zu der Planung einreichen. Wich-
tig ist, dass Bedenken in diesem Rahmen férmlich eingereicht wer-
den miissen, damit sie im Rahmen der Abwégung beriicksichtigt
werden. Der Zeitraum der Offenlegung wird (iber die Presse und im
Internet bekannt gemacht. Durch Beschluss des Landtages NRW zu
§ 26 der Gemeindeordnung ist nun ein unmittelbarer Zugang fiir Blir-
gerbegehren/Biirgerentscheide zu Aufstellungsbeschliissen von Be-
bauungsplédnen gegeben.

Weitergehende Abwagung: Siehe ,Teil | — Allgemeine Abwagung®,
Pkt. 1 ,Aligemeine Belange zum Planvorhaben und Gutachten® und
Pkt. 2.4 ,Allgemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen®.
,Der Termin ist seit langem abgestimmt. Eine unglinstige Terminie-
rung ist nicht zu erkennen, das grol3e Interesse heute gibt der Termi-
nierung recht. Der Umfang der Themen ist den jeweiligen planungs-
relevanten Abhéngigkeiten geschuldet.”

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.1.10

Weitergehende Abwagung: Die Informationsveranstaltung als frihzei-
tige Beteiligung der Offentlichkeit gemaR § 3 (1) BauGB als auch die
offentliche Auslegung gemaR § 3 (2) BauGB fanden vollstandig au-
Rerhalb der Schulferien NRW statt, die Art bzw. Dauer der Beteili-
gung entsprachen uneingeschrankt den Vorgaben des Baugesetzbu-
ches.

Die Durchfihrung mehrerer Beteiligungsverfahren innerhalb einer
Veranstaltung ist zulassig, in diesem besonderen Fall aufeinander
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Nr.

4.3

4.4

Abwaégungsinhalt

Die Biirgerbeteiligung ist iberfliissig! Da die Stadt die strategischen
Fléachen nicht erworben hat, gibt es seitens der Stadt/Blirger auch
keine Méglichkeit mehr der Steuerung der Entwicklung. Die Politik
handelt gegen das Biirgergefiihl! Es fehlen Politiker in dieser Veran-
staltung!

Das Herz-Jesu-Viertel bzw. das Hubertiviertel ist und wird durch um-
fangreiche Bauarbeiten in Mitleidenschaft gezogen (Abbruch Bunker
Ottostralle, Kanal-Tiefbauarbeiten, Ausbau Dortmund-Ems-Kanal).
Die anvisierten Projekte sollten zuriickgestellt bzw. aufgegeben wer-
den! Die Politik handelt gegen das Biirgergefiihl!

Stellungnahme Stadt Miinster
aufbauender Plangrundlagen auch sinnvoll. Rechtliche Bedenken
gegen Zeitpunkt und Umfang der Veranstaltung sind nicht gegeben.

Weitergehend siehe , Teil | — Allgemeine Abwagung®, Pkt. 2.4 ,Allge-
meine stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen®.

,Die Stadt besitzt die kommunale Planungshoheit. Ohne Anderun-
gen der Bebauungspldne durch entsprechende politische Beschllisse
sind die zentralen Projekte nicht realisierbar. Auf die Anwesenheit
einiger Politiker im Publikum hin wird hingewiesen.*

Weitergehende Abwagung: Die Verfahrensablaufe und Beteiligungs-
verfahren zu Planverfahren der vorbereitenden und verbindlichen
Bauleitplanung sind — unabhangig von den Eigentumsverhaltnissen
der Liegenschaften - iber das Baugesetzbuch BauGB vorgegeben.
Im Falle eines vorhabenbezogenen Bebauungsplans geman § 12
BauGB hat der Vorhabentrager bis zum Satzungsbeschluss darzule-
gen, dass er bereit und in der Lage ist — dazu gehort auch der Nach-
weis der Eigentimerschaft aller im Vorhabenbereich liegenden
Grundstlicke — das Planvorhaben in den MalRgaben des Durchfuh-
rungsvertrages durchzufiihren. Die Beteiligungsverfahren zum VBP
Nr. 535 entsprechen uneingeschrankt den gesetzlichen Vorgaben,
die Grundstlicke im Vorhabenbereich sind bis zum Satzungsbe-
schluss vollstandig im Eigentum des Vorhabentragers.

Weitergehend siehe , Teil | — Allgemeine Abwagung®, Pkt. 2.4 ,Allge-
meine stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen®.

~Negative Auswirkungen wird es geben. Am Beispiel der Entwicklung
der Schulstral3e ist jedoch auch erkennbar, dass ein zundchst sehr
negativ aufgenommenes Projekt mittlerweile durch die Nachbarschaft
akzeptiert bzw. positiv aufgenommen wird.

Weitergehende Abwagung: Siehe ,Teil | — Allgemeine Abwagung®,

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.1.11

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.1.12
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Nr.

Abwaégungsinhalt

Stellungnahme Stadt Miinster
Pkt. 1.1 ,Allgemeine Belange zu Planverfahren und Gutachten®, Pkt.
2.4 , Aligemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen und
Pkt. 5 ,Allgemeine Belange zu Immissionen®.

Beschlussvorschlag
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Stellungnahmen aus der frithzeitigen Beteiligung der Behérden gemaR § 4 Abs. 1 BauGB

Stellungnahme Abwdégungsinhalt

Behdrdenabstimmung | Stellungnahmen sonstige TOB

Stadtwerke Minster Keine Bedenken.

GmbH Nahversorgungs-

management.
Stadtwerke Munster Folgende Hinweise/Anregungen werden vorgetragen:
GmbH 1. Bis auf die Hausanschlussleitung flir das Gebaude Han-

Netzgesellschaft saring 64 befinden sich im Plangebiet keine Versorgungs-

leitungen der Stadtwerke Munster Netzgesellschaft mbH.

2. Mit Nutzung und sukzessiver Erweiterung der umliegen-
den Infrastruktur ist die Versorgung des Gebietes mit
Warme, Wasser und Strom sichergestellt. Mit Verweis auf
das Ergebnisprotokoll zum Startgesprach am 11.09.2012
sind die erforderlichen Trafostationsstandorte planungs-
rechtlich festzusetzen und grundbuchlich zu sichern.

Eine uneingeschrankter externer Zugang und Lkw-
Erreichbarkeit der Standorte ist zu gewahrleisten.

amprion GmbH Mit Stellungnahme vom 11.09.2012 wurde bereits eine
Stellungnahme im Rahmen der Beteiligung Trager 6ffentli-
cher Belange abgegeben. Diese Stellungnahme behalt fur
das von der amprion betreute 220- und 380-kv-Netz ihre

Glltigkeit.

Abwégung

Zu 1: Planungsrechtliche Belange werden nicht berlhrt.
Die Umsetzung der Baumaflinahme und damit etwaige
Eingriffe in das vorhandene Infrastrukturnetz werden im
Zuge des bauordnungsrechtlichen Genehmigungsverfah-
rens mit den betroffenen Fachamtern der Stadt Miinster
sowie den Ver- und Entsorgern weitergehend abgestimmt.

Zu 2: Bei den erforderlichen Trafostationen handelt es sich
um private Anlagen die ausschlie3lich der Eigenversor-
gung des Planvorhabens dienen. Eine belastbare und ab-
schlieBende Festlegung der Trafostandorte ist zum Stand
der offentlichen Auslegung des VBP Nr. 535 nicht mdglich,
eine Sicherung der Standorte Uber eine planungsrechtliche
Festsetzung ist daher wenig sinnvoll. Im Durchfiihrungs-
vertrag ist festgelegt, die Standorte der Trafostationen mit
den Stadtwerken Munster GmbH Netzgesellschaft abzu-
stimmen und die Zuganglichkeit der Trafostationen flr
Mitarbeiter der Stadtwerke Miinster GmbH dauerhaft zu
gewabhrleisten.

Planungsrechtliche Belange werden nicht berlhrt.

Das benannte 220- und 380-kv-Netz liegt auRerhalb des
Geltungsbereiches des VBP Nr. 535. Die Umsetzung der
BaumafRnahme und damit etwaige Eingriffe in das vorhan-
dene Infrastrukturnetz — auch auflerhalb des Vorhabenbe-
reiches - werden im Zuge des bauordnungsrechtlichen

Stand: 20. August 2015

Beschlussvorschlag

Der Hinweis wird zur
Kenntnis genommen -
eine Beschlussfassung
eribrigt sich.

Der Anregung wird bezo-
gen auf die Aspekte un-
eingeschrankter externer
Zugang und Lkw-
Erreichbarkeit gefolgt -
der Anregung im Ubrigen
wird nicht gefolgt.

1.1.13

Der Hinweis wird zur
Kenntnis genommen -
eine Beschlussfassung
eriibrigt sich.
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Stellungnahme

Polizeiprasidium Minster

LWL - Archaologie fur
Westfalen
Westnetz GmbH

Abwdégungsinhalt

Folgende Bedenken werden vorgetragen:

Mit der vorliegenden Verkehrsfiihrung im Kreuzungsbe-
reich zum Hansaring sind mit der zweiten separaten Links-
abbiegerspur nach der Zufahrt zum EKZ mehrere Konflikt-
situationen zu erwarten. Eine weitergehende Abstimmung
ist erforderlich.

Keine Bedenken.

Die Stellungnahme ergeht auch im Auftrag und mit Wir-
kung der RWE Deutschland AG als Eigentimerin des 110-
kV-Netzes.

Folgende Hinweise werden vorgetragen:

1. Im Planbereich verlduft das 110-kv-
Hochspannungskabel Mittelhafen - Mauritz, Bl. 1902. Die
genaue Lage und Tiefe ist den beigefligten Lageplanen
der Westnetz GmbH zu entnehmen. Eine Uberbauung
oder Bepflanzung der Kabeltrasse ist im Sicherheitsbe-
reich, mit beidseitigem Abstand von min. 2,50 m, unter-
sagt.

2. Es wird auf Mindestabstande zur Hochspannungsleitung
fur verschiedene Leitungstrassen hingewiesen.

3. Bei Baumalinahmen sind aus Sicherungs-, Sicherheits-

Abwiégung
Genehmigungsverfahrens mit den betroffenen Fachamtern
der Stadt Miinster sowie den Ver- und Entsorgern weiter-
gehend abgestimmt.

Die Abstimmung zur Verkehrsflihrung im Kreuzungsbe-
reich des Planvorhabens zum Hansaring ist zur 6ffentli-
chen Auslegung des VBP Nr. 535 mit dem Polizeiprasidi-
um sowie dem Ordnungsamt der Stadt Minster abschlie-
Rend erfolgt, die Ausgestaltung des neuen Knotenpunktes
(auBerhalb des Geltungsbereiches des VBP) ist im Entwurf
zur Offenlage nachrichtlich in den Bebauungsplan Ubertra-
gen. Weitergehende Regelungen zur Planung und Bau des
Knotenpunktes einschlieRlich der Regelungen zur zeitli-
chen Abfolge und Kostenverteilung sind tber den Durch-
fuhrungsvertrag geregelt.

Zu 1 - 6: Planungsrechtliche Belange werden nicht berlhrt.
Das Planvorhaben liegt au3erhalb der einzuhaltenden
Schutzabstande des 110-kv-Hochspannungskabels.

Die Umsetzung der Baumaflinahme und damit etwaige
Eingriffe in das vorhandene Infrastrukturnetz werden im
Zuge des bauordnungsrechtlichen Genehmigungsverfah-
rens mit den betroffenen Fachamtern der Stadt Minster
sowie den Ver- und Entsorgern weitergehend abgestimmt.

Beschlussvorschlag

Der Anregung wurde be-
zogen auf den Aspekt der
weiteren Abstimmung
gefolgt - der Anregung im
Ubrigen wird nicht gefolgt.
1.1.14

Die Hinweise werden zur
Kenntnis genommen -
eine Beschlussfassung
eribrigt sich.
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Stellungnahme

Bezirksregierung
Munster

Bundesnetzagentur

Abwdégungsinhalt
und Haftungsgrinden alle Beteiligten Uber die Lage des
Kabels aufzuklaren.

4. Vor Beginn von Bauarbeiten in der Nahe des 110-kV-
Kabels ist die Westnetz GmbH zu verstandigen.

Uber die ausfiinrenden Baufirmen sind Planunterlagen
Uber vorhandene Fernmelde-, Nieder-, Mittel- und Hoch-
spannungsleitungen bei der Westnetz GmbH anzufordern.

5. Im Bereich des Plangebietes befindet sich zusatzlich die

teilweise demontierte 110-kv-Hochspannungskabelanlage
Halfeshof - Solingen, Bl. 0185. Die genaue Lage ist den
Lageplanen zu entnehmen.

6. Aufgrund von Wechseln beim Verteilnetzbetreiber sind
zuklnftige Anfragen an die Westnetz GmbH, Regional-
zentrum Munster zu richten.

Keine Bedenken oder Anregungen.

Das Vorhaben ist mit den geltenden Zielen der Raumord-
nung vereinbar.

Keine Bedenken.

Folgender Hinweis wird getroffen:

Uber das Priifgebiet verlaufen drei Punkt-zu-Punkt-
Richtfunkstrecken. Die Betroffenheit des Baugebietes ist
vor dem Hintergrund der geplanten Gebaudehdhe von
teilweise > 20 m bei den jeweiligen Richtfunkbetreibern zu
erfragen. Weitergehend sind in der Stadt Minster Punkt-
zu-Mehrpunkt-Richtfunkanlagen geplant bzw. in Betrieb.
Messeinrichtungen des Priif-/Messdienstes der BNetzA
sind von der Planung nicht beeintrachtigt.

Abwiégung

Planungsrechtliche Belange werden nicht berihrt.

Das Vorhandensein von Richtfunkstrecken im Untersu-
chungsraum allein ist kein Ausschlusskriterium fir das
Errichten hoher Bauten. Mit einer festgesetzten maximalen
Gebaudehdhe von 25,00 m als héchster Gebaudepunkt
des Planvorhabens wird die Bewertungsgrenze > 20,00 m
auch nur geringfligig Uberschritten. Hinweise auf Beein-
trachtigungen von Richtfunkstrecken liegen derzeit nicht
VOr.

Im bauordnungsrechtlichen Genehmigungsverfahren zur
Umsetzung des Planvorhabens wird eine weitergehende

Beschlussvorschlag

Der Hinweis wird zur
Kenntnis genommen -
eine Beschlussfassung
eribrigt sich.
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Stellungnahme

Gelsenwasser AG

IHK Nord Westfalen
Bezirksregierung Mins-
ter Dez. 53 - Immissions-
schutz
Einzelhandelsverband
Westfalen-Munsterland
e.V.

Deutsche Telekom
Technik GmbH

Abwdégungsinhalt

Keine Anregungen oder Bedenken.
Keine Anregungen oder Bedenken.
Keine Anregungen oder Bedenken.

Keine Anregungen oder Bedenken.

Folgende Hinweise werden getroffen:

1. Im Planbereich betreibt die Telekom zahlreiche Tele-
kommunikationslinien in Verbindung mit der Betriebsstelle
,Munster 63“ im Gebaude Hansaring 64.

2. Im Zuge einer Umschwenkung werden samtliche Tele-
kommunikationslinien einschliel3lich der Betriebsstelle®
Munster 63“ nach dem 30.06.2014 ausschlieRlich Gber den
neuen, derzeit im Aufbau befindlichen Standort ,Hansaring
66a“, betrieben.

Abwiégung
Abstimmung zu etwaigen Eingriffen in Richtfunkstrecken
mit den betroffenen Fachamtern der Stadt Minster, Ver-
sorgungsanbietern sowie der Bundesnetzagentur geflhrt
und geregelt.

Zu 1 und 2: Planungsrechtliche Belange werden nicht be-
rahrt. Die Umschwenkung gem. Pkt. 2 ist zwischenzeitlich
erfolgt und abgeschlossen. Das Vorhabengrundstiick ist
frei von Telekommunikationslinien.

Beschlussvorschlag

Die Hinweise werden zur
Kenntnis genommen -
eine Beschlussfassung
eribrigt sich.
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Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 535 ,,Hansaring / SchillerstraBe / Hafenweg / Dortmunder StraBe* der Stadt Miinster - Entwurf

39. Anderung des Flichennutzungsplans Bereich ,Hansaring / SchillerstraRe / Hafenweg / Dortmunder StraBe*“ - Entwurf

Stellungnahmen aus der Beteiligung der Offentlichkeit und der Beteiligung der Behdrden geman § 3 Abs. 2 und 4 Abs. 2 BauGB
Beteiligungszeitraum 24.02.2014 bis einschlieRlich 24.03.2014

VORBEMERKUNG

Im Rahmen der Offenlegung sind insgesamt 550 Stellungnahmen von Biirgern/
Birgerinnen gegen das Planvorhaben eingegangen, die zum tberwiegenden Teil
auf folgende finf Musterstellungnahmen basieren:

® 1| Musterstellungnahme Haie am Hafen
Datei / Musterstellungnahme-Hafenhaie-1.pdf
® 2| Musterstellungnahme B90/Die Griinen
Datei / Musterstellungnahme-Hafenhaie-2=Grline.pdf
® 3| Musterstellungnahme Eigentimer
Datei / Musterstellungnahme-Griine-Variante-Eigentiimer.pdf
® 4| Musterstellungnahme Liebe Leute mal im Ernst
Datei / Musterstellungnahme-Liebe-Leute-Mal-im-Ernst.pdf
® 5| Musterstellungnahme Haie am Hafen (Variante 2)
Datei / Musterstellungnahme-Hafenhaie-3.pdf

Die Musterstellungnahmen sind dieser Abwagungsvorlage als Anlage beigefiigt.

Von den 550 Stellungnahmen wurden in Teilen mehrere Musterstellungnahmen
von demselben Birger/Blrgerin eingereicht, letztlich gaben 526 Bur-
ger/Birgerinnen ihre Stellungnahmen fristgerecht ab. Neben den Stellungnahmen
gemal § 3 Abs. 2 BauGB wurden 9 Stellungnahmen von Sonstigen Tragern 6f-
fentlicher Belange gemaR § 4 Abs. 2 BauGB abgegeben.

Die eingegangenen Stellungnahmen aus der Beteiligung der Offentlichkeit geman
§ 3 Abs. 2 BauGB werden in folgende drei Gruppen gegliedert und in die Abwa-
gung eingestellt:

® Gruppe 1| Kategorie 1a: Musterstellungnahme original
Kategorie 1b: Musterstellungnahme original mit individueller Er-
ganzung ohne neuen Vortrag

® Gruppe 2| Musterstellungnahme original mit individueller Ergénzung als
neuer/zusatzlicher Vortrag

® Gruppe 3| Individuelle Stellungnahme

Die Abwagung der Stellungnahmen erfolgt in zwei Teilen lber einen allgemeinen
Abwagungsteil (Teil ) und eine Einzelabwagung (Teil I).

In Teil | - Allgemeine Abwagung - sind die Inhalte der fiinf Musterstellungnahmen
thematisch zusammengefasst, in ihren einzelnen Aspekten wortlich wiedergege-
ben und mit einer Einzelabwagung zu jedem Themenpunkt in die Gesamtabwa-

gung eingestellt. (Gruppe 1)

In Teil Il - Einzelabwagung - sind die individuellen Erganzungen der Musterstel-
lungnahmen mit neuem/zusatzlichen Vortrag bzw. die individuellen Stellungnah-
men in ihren einzelnen Aspekten wortlich wiedergegeben und mit einer Einzelab-
wagung in die Gesamtabwagung eingestellt. Fir bereits vorgetragene Abwa-
gungsinhalte der Musterstellungnahmen wird in der Einzelabwagung der Gruppen
2 und 3 auf Teil | der allgemeinen Abwagung verwiesen. (Gruppe 2 und 3)
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TEILI - ALLGEMEINE ABWAGUNG

Musterstellungnahme original (Gruppe 1 - Kategorie 1a)

Mit den im Folgenden getroffenen Einzelabwagungen zu den Abwagungsinhal-
ten 1 bis 12 sind die nachfolgend aufgefuihrten 282 eingereichten Stellungnah-
men als unveranderte Musterstellungnahmen erfasst und in die Gesamtabwa-

gung eingestellt:

1 | Musterstellungnahme Haie am Hafen

Datei / Musterstellungnahme-Hafenhaie-1.pdf

Fristgerecht eingereichte Stellungnahmen 1, 2, 6, 7, 10, 11, 12, 13, 39, 41,
48, 51, 68, 71, 76, 87, 91, 95, 103, 109, 122, 126, 128, 134, 137, 138, 142,
143, 146, 156, 157, 173, 177, 183, 189, 190, 199, 215, 219, 219A, 249,
253, 254, 269, 274, 286, 287, 288, 304, 307, 308, 321, 323, 325, 327, 328,
333, 343, 364, 371, 372, 383, 420, 428, 429, 432, 438, 440, 444, 454, 457,
458, 463, 467, 476, 482, 490, 494, 495, 512 und 513 - insgesamt 81

2 | Musterstellungnahme B90/Die Grinen

Datei / Musterstellungnahme-Hafenhaie-2=Griine.pdf

Fristgerecht eingereichte Stellungnahmen 3, 5, 6A, 14, 15, 18, 20, 22, 25,
26, 28, 30, 31, 35, 39A, 46, 49, 54, 57, 59, 61, 62, 65, 66, 69, 78, 79, 83,
86, 93, 98, 101, 104, 110, 114, 117, 124, 127, 132, 133, 134A, 135, 139,
140, 142A, 151, 154, 156A, 161, 162, 163, 166, 175, 179, 181, 182, 187,
188, 191, 193, 196, 198, 200, 201, 207, 210, 211, 212, 216, 222, 223, 226,
228, 229, 235, 236, 237, 239, 243, 248, 250, 251, 256, 257, 258, 259, 265,

Stand: 20. August 2015

268, 269A, 270, 271, 275, 277, 279, 280, 281, 282, 284, 285, 290, 291,
292, 293, 294, 297, 298, 301, 313, 314, 315, 335, 336, 338, 344, 347, 348,
353, 355, 359, 362, 365, 366, 369, 375, 380, 384A, 386, 389, 390, 395,
396, 398, 399, 400, 401, 404, 407, 410, 411, 412, 414, 417, 426, 430, 431,
435, 436, 446, 452, 460, 461, 464, 465, 471, 474, 475 ,478 ,489 ,491, 493,
499, 504, 506, 507, 510, 515, 518, 519, 520, 522 und 525 - insgesamt 171

3 | Musterstellungnahme Eigentimer

Datei / Musterstellungnahme-Griline-Variante-Eigentimer.pdf

Fristgerecht eingereichte Stellungnahmen 4, 45, 60, 94, 102, 129, 213, 299,
300, 377,442, 447, 468, 469, 470, 480 und 481 - insgesamt 17

4 | Musterstellungnahme Liebe Leute mal im Ernst
Datei / Musterstellungnahme-Liebe-Leute-Mal-im-Ernst.pdf
Fristgerecht eingereichte Stellungnahmen 55, 206 und 342 - insgesamt 3

5 | Musterstellungnahme Haie am Hafen (Variante 2)

Datei / Musterstellungnahme-Hafenhaie-3. pdf

Fristgerecht eingereichte Stellungnahmen 106, 108, 119, 155, 208, 340,
387, 419, 434 und 437 - insgesamt 10

Seite - 25 -



Musterstellungnahme original mit individueller Ergdnzung ohne neuen Vortrag (Gruppe 1 - Kategorie 1b)

Mit den im Folgenden getroffenen Einzelabwagungen zu den Abwagungsin-
halten 1 bis 12 sind die nachfolgend aufgefiihrten 164 eingereichten Stellung-
nahmen als unveranderte Musterstellungnahmen mit individueller Erganzung,
die die getroffen Aussagen der Musterstellungnahme nicht Ubertreffen oder
auslassen erfasst und in die Gesamtabwagung eingestellt:

® 1| Musterstellungnahme Haie am Hafen
Datei / Musterstellungnahme-Hafenhaie-1.pdf
Fristgerecht eingereichte Stellungnahmen 9, 24A, 40, 47, 56, 58, 67, 74,
77,88, 110A, 115, 114A, 116, 123, 124A, 152, 168, 184, 194, 195, 214,
223A, 232, 245, 257A, 258A, 273, 289A, 295, 324, 329, 330, 351, 354,
358, 367, 381, 416, 418, 421, 424, 445, 451, 453, 456, 496, 497, 511
und 516 - insgesamt 50

® 2| Musterstellungnahme B90/Die Griinen
Datei / Musterstellungnahme-Hafenhaie-2=Griine.pdf
Fristgerecht eingereichte Stellungnahmen 16, 19, 24, 32, 34, 36, 38, 42,
43, 44, 52, 63, 70, 80, 81, 82, 84, 85, 90, 96, 99, 100, 111, 112, 118,

120, 131, 141, 148, 149, 153, 159, 169, 170, 172, 174, 176, 178, 192,
218, 220, 224, 225, 227, 231, 238, 240, 242, 247, 252, 266, 272, 276,
278, 283, 289, 296, 302, 303, 306, 309, 310, 311, 316, 317, 318, 319,
326, 337, 339, 345, 349, 356, 360, 368, 373, 376, 378, 384, 388, 394,
402, 403, 406, 408, 423, 427, 433, 439, 441, 443, 449, 450, 459, 473,
477, 483, 485, 486, 498, 500, 501, 503, 508, 509, 514 und 521

- insgesamt 107

3 | Musterstellungnahme Eigentiimer

Datei / Musterstellungnahme-Griine-Variante-Eigentimer.pdf
Fristgerecht eingereichte Stellungnahmen 53, 130, 186, 260 und 448
- insgesamt 5

5 | Musterstellungnahme Haie am Hafen (Variante 2)

Datei / Musterstellungnahme-Hafenhaie-3.pdf
Fristgerecht eingereichte Stellungnahmen 241 und 255 - insgesamt 2
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Nr.

1.1

Abwdégungsinhalt

Allgemeine Belange zu Planverfahren und Gutachten

4.500 Menschen haben sich mit ihrer Unterschrift gegen die Planung | Zur Bewertung der Entwicklungspotentiale und zur Ermittlung der

fur dieses Einkaufszentrum ausgesprochen.
(Siehe Musterstellungnahme 2 Kapitel 1 Seite 2)

Abwagung Beschlussvorschlag

stadtebaulichen Zielsetzungen fir die Bereiche der Munsteraner gefolgt.
Stadthafen hat die Stadt Miinster einen Masterplan ,Stadthafen 1.21
Munster* aufgestellt, dessen grundlegende Zielaussagen bereits im
Jahre 2004 gefasst und in der vorliegenden aktualisierten Fassung
vom 03.05.2012 vom Ausschuss fir Stadtplanung, Stadtentwicklung,
Verkehr und Wirtschaft (ASSVW) der Stadt Minster als handlungslei-
tende Grundlage beschlossen wurden. Fir die ehemals gewerblich
genutzten Flachen zwischen Hansaring, Schillerstrale und Hafen-
weg wird dort, in Abstimmung auf die Entwicklungsziele des Einzel-
handels- und Zentrenkonzepts der Stadt Miinster, als Standortpoten-
tial die Ansiedlung grofflachigen Einzelhandels mit einer maximalen
Verkaufsflache von 4.900 m? mit ergdnzenden Wohn- und Dienstleis-
tungsnutzungen benannt.

Mit dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 535 zur Errichtung
von grof¥flachigen Einzelhandelseinrichtungen, Gastronomie, Dienst-
leistungsangeboten, Praxen, Biro- und Wohnnutzungen sowie einer
ergdnzenden Quartiersgarage wird dem Entwicklungsziel des Mas-
terplans am Standort uneingeschrankt entsprochen. In den Zielset-
zungen des Masterplans soll das Vorhaben zu einer Attraktivierung
und langfristigen Sicherung der stadtrdumlichen und nutzungsspezifi-
schen Qualitaten im Quartier beitragen. Mit dem Aufstellungsbe-
schluss zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 535 durch den
Rat der Stadt Munster in seiner Sitzung am 07.07.2010 wurde ein
Ubertrag der Entwicklungsziele in die verbindliche Bauleitplanung
beschlossen.

Neben der Formulierung der stadtebaulichen und nutzungsspezifi-
schen Zielsetzungen im Masterplan und Sicherung der Inhalte auf
der Ebene der verbindlichen Bauleitplanung war die Stadtverwaltung

Seite -
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Nr.

Abwaégungsinhalt

Abwagung Beschlussvorschlag
vom Rat der Stadt Mlnster beauftragt, die Steuerung und Umsetzung
der Entwicklungsziele in einem ca. einjahrig angelegten Blrgerbetei-
ligungsprozess - dem sogenannten ,Hafenforum*® - unter Mitwirkung
der Anwohnerschaft und Akteure im Stadtquartier weitergehend zu
moderieren und zu begleiten. Dabei bildete neben den bereits umge-
setzten Mallnahmen entlang des nordlichen ,Ufers’ des Stadthafens |
die Umsetzung der Entwicklungsziele des VBP Nr. 535 den nachsten
wichtigen Realisierungsschritt zur Neuordnung des Quartiers. Im
Rahmen des Beteiligungsverfahrens ,Hafenforum® wurden fiir das
Planvorhaben u.a. stadtebauliche Kriterien entwickelt, die zu einer
Umplanung des bereits im November 2010 vorgestellten Vorhabens
hinsichtlich der baulichen Ausgestaltung und Nutzungsstruktur ge-
fuhrt haben. Im Zuge politischer Beratungen im Zusammenhang mit
dem offentlichen Diskussionsprozess im sog. ,Hafenforum*‘ war be-
reits durch politischen Beschluss die maximal zuldssige Gesamtver-
kaufsflache der geplanten Einzelhandelseinrichtungen von ehemals
6.900 m? auf nunmehr max. 4.900 m? begrenzt worden. Das Vorha-
ben hat somit bereits wesentliche Anderungen und Anpassungen in
Folge von Birgerbeteiligungen und Beratungsprozessen erfahren.
Am 31.05.2011 wurde mit der Bilanz zum Hafenforum und der Vor-
stellung der zentralen Erkenntnisse aus den Workshops der 6ffentli-
che Diskussionsprozess beendet. Unter Berlicksichtigung dieser
Ergebnisse wurde der ,Masterplan Stadthafen‘ im Mai 2012 aktuali-
siert, der Offentlichkeit vorgestellt und in den benannten Zielsetzun-
gen beschlossen.

Planerische Leitlinien und Projekte unterliegen der Abwagung zahl-
reicher auch privater Belange. Uber den Masterplan und das Hafen-
forum ist eine qualifizierte Abwagung auch alternativer Nutzungen fiir
den Standort erfolgt, tber den politischen Beschluss zum Masterplan
und den Aufstellungsbeschluss zum VBP 535 durch den Rat der
Stadt als reprasentatives Gremium fir alle Biirgerinnen und Blirger in

Seite -
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Nr.

Abwaégungsinhalt

Abwagung Beschlussvorschlag
Munster wurden - in Kenntnis der Unterschriftenaktion der Hafencen-
tergegner - die vorliegenden Entwicklungsziele willentlich als alleinige
handlungsleitende Grundlage fiir den Standort dokumentiert und
festgeschrieben.

Die Interessen, Winsche und Anliegen der Anwohnerinnen und An-
wohner werden mit der mit dieser Vorlage erfolgenden und erneuten
transparenten und detaillierten Aufbereitung und Wiedergabe aller im
Rahmen der Offenlegung eingegangenen Anregungen aufgenom-
men. Die Berucksichtigung, teilweise Berucksichtigung oder Nicht-
Berucksichtigung der Kritikpunkte obliegt der gerechten Abwagung
aller privaten und 6ffentlichen Belange untereinander und gegenei-
nander durch den Rat der Stadt. Dabei wurden und werden die Sor-
gen der Anwohner im Bebauungsplanverfahren aufgenommen und
fachlich geprift. Im Fazit und im Abwagungsvorschlag an den Rat
steht - trotz aller subjektiven und individuellen Befirchtungen vor
Veranderungen im Quartier - die stéddtebauliche, stadtstrukturelle und
verkehrliche Vertraglichkeit des Planungsvorhabens.

Fazit: Das Vorhaben entspricht in vollem Umfang den stadtebauli-
chen und nutzungsspezifischen Zielsetzungen der Stadt Munster fir
den Standort und ist Uber die politischen Beschliisse zum Einzelhan-
dels- und Zentrenkonzept, zum Masterplan sowie Uber den Aufstel-
lungsbeschluss des VBP Nr. 535 bestatigt. Abseits der bestehenden
politischen Beschlusslage ist ein Einfluss der Biirgerschaft liber das
planungsrechtliche Verfahren des vorhabenbezogenen Bebauungs-
plans in den formalen Beteiligungsschritten gem. §§ 3 (1), 4 (1) und 3
(2), 4 (2) BauGB mehrstufig erfolgt und ist eine umfassende Bewer-
tung der Auswirkungen der Vorhabenplanung sichergestellt. Anre-
gungen gegen die Planung werden gem. den Vorgaben des Bauge-
setzbuches (BauGB) vollstandig in die Abwagung eingestellt.
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Abwaégungsinhalt

Das Verkehrsgutachten wurde (ber den Investor finanziert. Darin
sehe ich eine deutliche Gefahr der Verquickung der Interessen des
Auftraggebers mit den Ergebnissen des Gutachtens.

(Siehe Musterstellungnahme 2 Kapitel 2 Seite 2; Musterstellungnah-
me 3 Kapitel 1 Seite 2)

Abwagung Beschlussvorschlag
Das vorliegende Bauleitplanverfahren wird als vorhabenbezogener Der Anregung wird nicht
Bebauungsplan gem. § 12 BauGB durchgefiihrt. Der Vorhabentrager | gefolgt.
verpflichtet sich hierbei, die Kosten fiir das Bauleitplanverfahren und | 1.2.2

die damit verbundenen Gutachten ganz oder teilweise zu tragen.
Ungeachtet dessen behalt die Stadt alle hoheitlichen Aufgaben und
Pflichten im Verfahren und fungiert als Kontroll- und Beschlussin-
stanz.

Die Auswirkungen des Planvorhabens wurden umfassend und ab-
schlieRend gutachterlich erfasst und entsprechend den gesetzlichen
Vorgaben in die Abwégung eingestellt. Uber den konkreten Vorha-
benbezug ist dabei eine wesentlich genauere Ermittlung und Bewer-
tung der Planauswirkungen gegentiber den allgemeinen Festsetzun-
gen eines Angebotsbebauungsplanes maglich. Die Gutachten sind
am konkreten Planvorhaben Gberprufbar.

Die Gutachter sind anerkannt, fachkundig und unterliegen einer
rechtlichen Haftung fur ihre Aussagen. Die Gutachten entsprechen-
den fachgutachterlichen Standards unter Berticksichtigung der ge-
setzlichen Vorgaben und Bestimmungen und sind als Bestandteil der
Offenlage uneingeschrankt priffahig. Die Gutachten wurden Uber die
Beteiligungsverfahren durch die Fachbehérden und Fachamter der
Stadt Minster gepruft und in den Ergebnissen als Abwagungsgrund-
lage uneingeschrankt als korrekt bestatigt und anerkannt.

Fazit: Das Verkehrsgutachten entspricht uneingeschrankt den fach-
gutachterlichen Standards und Priifanforderungen zur Bewertung der
planbezogenen Auswirkungen. Uber die bloBe Auftraggeberschaft ist
ein Infragestellen der gutachterlichen Aussagen nicht begrindet oder
in Zweifel zu setzen.
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Abwdégungsinhalt
Allgemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen

Statt planerisch fiir eine Verbesserung der Durchliiftung zu sorgen
und den Griinanteil zu erhéhen, wird die an den értlichen Hauptver-
kehrsadern vielfach bereits bestehende Riegelsituation (straBennahe,
dichte Bebauung) durch das stédtebaulich hoch verdichtete und
ebenfalls vielfach riegelhafte Hafencenter weiter verschérft.

(Siehe Musterstellungnahme 1 Seite 2; Musterstellungnahme 5 Seite
2)

Abwagung Beschlussvorschlag

Der Vorhabenstandort liegt im zentralen Innenstadtbereich der sud-
Ostlichen Innenstadt im Schnittfeld straBenbegleitender meist IV- gefolgt.
geschossiger Siedlungsstrukturen mit dem Schwerpunkt Wohnen und | 1.2.3
den heterogenen Bebauungen mit einer Misch- und GE-Nutzung

entlang des Stadthafens. Bei dem Grundstiick selbst handelt es sich

im Wesentlichen um ein ehemaliges aufgelassenes Gewerbegrund-

stick. Mit dem politischen Beschluss zum Masterplan und der Errich-

tung von grof¥flachigen Einzelhandelseinrichtungen mit ergdnzenden

Wohn- und Dienstleistungsnutzungen am Standort, ist die Reaktivie-

rung der Brachflache nicht zur Wahrung griin- und freirdumlicher

Belange durchzuflihren sondern steht unter dem Zentralitatsaspekt in

der alleinigen Zielsetzung einer Innenentwicklung vor AuRenentwick-

lung. Im Sinne dieser Zielsetzung nimmt das stadtebauliche Konzept

des Vorhabens die MaRstablichkeiten der bestehenden Stadtstruktu-

ren auf und schafft durch SchlieBung vorhandener Bauliicken und
StraRenrdume neue raumliche Beziige innerhalb bestehender Re-
gelhaftigkeiten, so dass eine Integration des Planvorhabens in das

bauliche Umfeld erwirkt wird. Die ,Riegelsituation“ einer geschlosse-

nen Strallenrandbebauung ist dabei nicht den Ausnutzbarkeiten einer
groRtmaglichen baulichen Dichte geschuldet, sondern ist als stadte-
bauliches Struktur- und Gestaltungssystem der bebauten Innenstadt
ausdruckliches Planungsziel im Sinne einer geordneten stadtebauli-

chen Entwicklung. Dabei ist eine vollstandige Randbebauung entlang

des Hansarings nicht vorgesehen. Das Vorhaben 6ffnet sich vielmehr

in Richtung Hafen.

Klimatisch ist das Vorhabengrundstiick gemaf Klimafunktionskarte
der Stadt Minster Teil des stark verdichteten Siedlungsbereiches,
klimadkologische Ausgleichsraume, Beltftungskorridore, Kaltluftent-
stehungsgebiete oder Kaltluftleitbahnen werden gemaf den Darstel-
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2.2

Abwaégungsinhalt

Mit der Planung soll véllig ohne Not eine der wenigen noch vorhan-
denen gréBeren innenstadtnahen Flachen, die sich bestens fiir die
wirklich benétigten Nutzungen (bezahlbares Wohnen, éffentlich nutz-
bare Flachen, ,niederschwellige” Kulturangebote) eignen wiirden,
hinweg gegeben werden. Es ist in der gesamten Innenstadt keine
einzige Flache erkennbar, die sich in dhnlicher Art und Weise im
vorgenannten Sinne eigenen wiirde. Meines Erachtens gehért an
diese Stelle ein sozial und kulturell lebendiger Stadtteil. Mit der
gleichzeitigen Innenstadtndhe und den Moglichkeiten, die die Kaian-
lage und die Wassernéhe bieten, bestiinden hierflir geradezu ideale
Voraussetzungen. Diese einmalige stddtebauliche Méglichkeit wird
verschenkt, wenn man - wie vorgesehen - die Fldchen weitgehend x-
beliebigen groBen Einzelhandelsfldchen (...) opfert. Ein Einkaufszent-
rum braucht im Gegensatz zu einem lebendigen und sozial funktio-
nierenden Stadftteil keine stddtebaulich derart attraktiven und einma-
ligen Flachen.

(...) Ich weise darauf hin, dass die Stadt Miinster in ihren eigenen
Veréffentlichungen (Anmerkung: zitierte Veroffentlichung ,Wohn-

Abwagung Beschlussvorschlag
lung des Umweltkatasters der Stadt Munster von der Planung nicht

berihrt. Eine Bedeutung des Plangebietes fiir die Freizeitnutzung

besteht ebenfalls nicht. Dem Grundsatz nach Durchlassigkeiten in-

nerhalb eines Stadtgefliges und einer Vernetzung der Stadtbereiche

wird Uber Wegebeziehungen flr Fulganger und Radfahrer vom Han-

saring Uber das Vorhabengrundstlick zum Stadthafen entsprochen.

Fazit: Mit dem Zentralitatsgebot zur Innenentwicklung und in der An-
wendung stadtebaulicher Grundsatze und Maligaben aus der beste-
henden Stadtstruktur entspricht das Planvorhaben ausdriicklich und
alleinig den formulierten Zielsetzungen der Stadt Minster fiir den
Standort, negative 6kologisch/klimatische Effekte fir das Stadtviertel
sind aus der Umsetzung nicht gegeben.

Um dem Quartierswandel im Bereich der Minsteraner Stadthafen
aktiv zu begegnen wurden die grordumigen Entwicklungsziele fur
den Bereich der sudostlichen Innenstadt in einem Ubergeordneten
Planungsprozess unter Beteiligung der Offentlichkeit erarbeitet und
als integriertes Handlungskonzept Masterplan ,Stadthafen Minster”
beschlossen. Der Masterplan sieht fir den Vorhabenstandort unter
der Gebietskategorie 12 als Standortpotential die Ansiedlung grof3fla-
chigen Einzelhandels mit einer maximalen Verkaufsflache von 4.900
m* mit ergdnzenden Wohn- und Dienstleistungsnutzungen vor. Die
Zielsetzungen fir den Standort gehen zurlick auf das ,Einzelhan-
delskonzept - Leitlinien der raumlichen Entwicklung, 2004%, das als
vorgeschaltetes, gesamtstadtisches Plan- bzw. Entwicklungskonzept
i. S. des § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB die Voraussetzung fir die Darstel-
lung des Bereiches im Masterplan Stadthafen lieferte. In der Fort-
schreibung des Einzelhandels- und Zentrenkonzepts der Stadt Mins-
ter ist der Bereich Hansaring/Osmo mit der Kennzeichnung ,Pla-
nungsziel: Stadtbereichszentrum®“ hervorgehoben und in Abstimmung
auf die Vorgaben der Landesplanung mit der kompletten Neuentwick-
lung als eines in die Siedlungsstrukturen der 6stlichen Minsteraner

Den Anregungen wird
nicht gefolgt.
1.2.4
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Abwaégungsinhalt

standort-Entwicklung Munster des Amtes fur Stadtentwicklung,
Stadtplanung und Verkehrsplanung vom Oktober 2010 S.15) der
Gewinnung von bezahlbarem und lebenswerten Wohnraum héchste
Prioritat einrdumt.

(Siehe Musterstellungnahme 1 Seite 1, 2 und 8; Musterstellungnah-
me 5 Seite 1)

Abwiégung
Innenstadt integrierten Versorgungsbereichs mittelzentraler Stufe
belegt. Uber das Biirgerbeteiligungsverfahren ,Hafenforum* erfolgte
eine weitere Bewertung und Konkretisierung der Gbergeordneten
Zielsetzungen in dem die Entwicklung des Vorhabenbereichs zu ei-
nem Einzelhandelsstandort mit erganzenden Infrastruktureinrichtun-
gen und Wohnungen als alleiniges Entwicklungsziel bestatigt wurde,
jedoch mit einer gréReren Nutzungsmischung und Reduzierung der
Verkaufsflachenanteile fiir den Handel entsprechend den politischen
Beschlissen. Die im Masterplan formulierten Entwicklungsziele fiir
den Vorhabenstandort und das 8stlich angrenzende geplante Wohn-
quartier ,Neuhafen“ wurden Uber politische Beschliisse den vorberei-
tenden und verbindlichen Planverfahren bzw. den weitergehenden
Wettbewerbs-/ Gutachterverfahren im stddstlichen rdumlichen An-
schluss entlang des Stadthafens | zugrunde gelegt.

Beschlussvorschlag

Im Baulandprogramm 2020 ist unter der Nummer 431-01 der Bereich
,Nordlicher Stadthafen |* als Standort fur insgesamt 400 Wohneinhei-
ten vorgesehen. Diese sollen in einem sozial ausgewogenen Woh-
nungsmix im Wesentlichen Uiber das geplante neue Wohnquartier
,Neuhafen® im direkten réumlichen Anschluss an das Vorhaben-
grundstiick nach Osten entstehen. Fir den Vorhabenstandort ist mit
den geplanten 33 Wohnungen ein fir den Standort angemessener
Wohnungsanteil entsprechend dem Entwicklungsziel eines gemischt
genutzten Stadtbereichszentrums erfasst, 30 % der Wohnungen
entsprechen den Bestimmungen fiir 6ffentlich geférderte Wohnun-
gen. Mit der Anzahl und Ausstattung der Wohnungen im Planvorha-
ben wird den aktuellen Beschlusslagen zur Wohnraumentwicklung in
Mdinster entsprochen und tragt auch das Planvorhaben zur Wohn-
raumgewinnung in Munster bei.

Uber die mit dem Vorhaben verbundene zusétzliche Errichtung einer
Quartiersgarage mit ca. 220 6ffentlichen Stellplatzen werden beste-
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Abwaégungsinhalt

Abwagung Beschlussvorschlag
hende Parkraumdefizite im Quartier ausgeglichen. Das Erfordernis
zur Errichtung eines Quartierparkhauses war unabhangig von dem
Planvorhaben bereits im Zuge der 1. Anderung des bestehenden
rechtskraftigen Bebauungsplanes Nr. 401 aus dem Jahr 1999 er-
kannt und als ein Planungsziel formuliert, ein Standort konnte jedoch
innerhalb der damals bestehenden Besatzstrukturen, Liegenschaften
und Eigentumsverhaltnisse nicht generiert werden. Mit dem vorha-
benbezogenen Bebauungsplan Nr. 535 kann auch diesem Planungs-
ziel entsprochen und ein zusatzliches Stellplatzangebot mit einer
Entlastung der angrenzenden Quartiersbereiche vor Parkplatzsuch-
verkehren geschaffen werden.

Eine niederschwellige Kulturszene mit z. B. dem Hawerkamp, Krea-
tivkai sowie den Gastronomieeinrichtungen am Hafenweg sind in den
bestehenden Hafennutzungen bereits fest verankert. Die Nutzungen
werden weder durch das Planvorhaben noch durch ibergeordnete
Planungen in Frage gestellt. So ist z. B. die Kulturszene ,Am Hawer-
kamp“ ebenfalls Uber den Masterplan in seiner Bestandsstruktur ge-
sichert. Das Planvorhaben als Stadtbereichszentrum flgt sich in die
Nutzungsvielfalt ein, bestehende Strukturen werden durch die Ent-
wicklungsziele nicht behindert.

Fazit: Die vorgetragenen Plan- und Nutzungsalternativen entspre-
chen nicht den stadtplanerischen und nutzungsspezifischen Zielset-
zungen und den vorliegenden politischen Beschlusslagen fur den
Standort. Anderweitige alternative Nutzungen sind vom Grundsatz
her innerhalb von Stadtentwicklung immer vorstellbar, in diesem Falle
wurde nach Prifung das Nutzungsprofil eines gemischten Stadtbe-
reichscenters als fiir den Standort besseres und alleiniges Entwick-
lungsziel formuliert und Giber den Beschluss des Rates der Stadt
Munster als Grundlage fur die vorbereitende und verbindliche Bau-
leitplanung bestatigt. Das Planvorhaben steht nicht im Widerspruch
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Abwaégungsinhalt

Entgegen jeder Suggestion verhindert das Einkaufszentrum nicht nur
die Entwicklung eines lebendigen, sozialen und 6ffentlichen neuen
Stadtteils, der ein Gewinn fiir alle Miinsteraner/innen bedeuten wiir-
de. Es wird auch die Lebensqualitédt in den bestehenden und angren-
zenden Wohngebieten (in den Bereichen Hansaring, Schillerstral3e,
Wolbecker Stral3e u.a.) verschlechtern. (...)

(Siehe Musterstellungnahme 1 Seite 2)

Abwagung Beschlussvorschlag
zu den Zielsetzungen zur Wohnraumentwicklung in Minster, eine
Beschrankung der Vitalitat des Viertels und eine Beeintrachtigung
bestehender Einrichtungen ist mit Umsetzung des Planvorhabens
nicht gegeben.

Der Bereich der Miinsteraner Stadthafen - insbesondere im Uber- Der Anregung wird nicht

gang der suddstlichen Innenstadt zum Stadthafen | - wandelt sich seit | gefolgt.
Beginn der 1990iger Jahre von einem industriellen/gewerblichen 1.25
Hafenquartier in ein gemischtes Stadtquartier. Im Kontext des Wan-

dels wird das Vorhabengrundstiick als ehemals gewerblich/industriell
genutztes und derzeit brachliegendes Grundstlick entsprechend den
formulierten stadtischen Zielsetzungen zu einem Stadtbereichszent-

rum mit groRflachigen Einzelhandelsnutzungen, Buros/Praxen, Gast-
ronomie und Wohnnutzungen entwickelt. Zu den bestehenden an-
grenzenden Wohn- und gemischt genutzten Stadtquartieren ist mit
Umsetzung des Planvorhabens sowohl nutzungsspezifisch, tUiber den
Wegfall der stérenden gewerblichen Nutzungen, als auch unter
stadtgestalterischen Kriterien eine Harmonisierung der bestehenden

und geplanten Nutzungen im Sinne des stadtebaulichen Zonierungs-
gebotes gleichartiger Nutzungen und somit eine Aufwertung gegen-

Uber der Bestandssituation gegeben.

Die Lebensqualitat wird auch durch die Infrastruktureinrichtungen und
die Versorgungssituation bestimmt. Derzeit ist im Quartier kein Anbie-
ter mit einem umfassenden, den heutigen Erfordernissen entspre-
chenden qualitativen Warenangebot vorhanden, selbst ber geplante
Erweiterungsabsichten bestehender Markte kann die erforderliche
Angebotsvielfalt zur qualitativen Sicherung der Versorgungssituation
nicht gewahrleistet werden. Mit der Errichtung des Stadtbereichszent-
rums mit grof3flachigen Einzelhandelsnutzungen am Standort wird
das bestehende qualitative Defizit einer fehlenden Angebotsvielfalt
aufgehoben und somit eine langfristige Sicherung der Versorgungssi-
tuation im Quartier erwirkt. Uber die gemischte Vorhabennutzung mit
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Abwaégungsinhalt

Der vorgelegte Planentwurf begegnet in mehrfacher Hinsicht rechtli-
chen und tatséchlichen Bedenken.

Ich rege an, auf die Planung eines weiteren E-Centers der Firma
Stroetmann zu verzichten, das Geldnde fiir den Bau von preiswertem
Wohnraum zu nutzen und das bestehende Postgebdude zu erhalten
und zu Wohnraum umzubauen, ...

Eine der letzten Freiflichen im Zentrum Miinsters dazu zu nutzen
einen familiengerechten Park anzulegen (mit Grillpldtzen, etc.), eine
Art Marktplatz wére auch toll.

Danach sollte der Bebauungsplan erneut 6ffentlich ausgelegt wer-
den.

(Siehe Musterstellungnahme 2 Kapitel 3 Seite 2; Musterstellungnah-
me 4 Seite 2)

Abwiégung
erganzenden Wohn- und Dienstleistungsangeboten ist eine stadte-
baulich und nutzungsspezifische Integration des Planvorhabens in
die vorhandene und geplante Stadtstruktur gewahrleistet.
Weitergehend siehe Abwagung zu Pkt. 2.2.

Beschlussvorschlag

Fazit: Mit Umsetzung des Planvorhabens ist eine Verschlechterung
der Lebensqualitat in den bestehenden und angrenzenden Wohnge-
bieten in den Bereichen Hansaring, Schillerstralle, Wolbecker Stralle
nicht zu erwarten, vielmehr wird durch stadtebauliche Harmonisie-
rungs- und langfristige Stabilisierungseffekte in der Versorgungs-
struktur eine Aufwertung des Stadtbereichs innerhalb benannter Ent-
wicklungsziele erwirkt.

Die Entwicklungsziele der 39. FNP-Anderung und des vorhabenbe-
zogenen Bebauungsplans Nr. 535 sind vielfaltig Gber informelle Plan-
verfahren und Beteiligungsprozesse in Anwendung regional- und
landesplanerischer Zielsetzungen in eine Planungshierarchie gemafn
den geltenden rechtlichen Vorgaben eingestellt. Dies umfasst die

Den Anregungen wird
nicht gefolgt.
1.2.6

- Erarbeitung von stadtebaulich / funktionalen / nutzungsspezifi-
schen Zielsetzungen fir den Bereich Stadthafen (einschlie3lich des
Vorhabengrundstiicks) im Sinne vorbereitender Untersuchungen
durch die Verwaltung der Stadt Minster zur Bewertung und Steue-
rung zukunftiger Entwicklungspotentiale

- Ubereinstimmung der Zielsetzungen mit der Regionalplanung
(Regionalplan Munsterland, rechtswirksam mit Bekanntmachung vom
27. Juni 2014)

- Entwicklung der Zielsetzungen aus dem Einzelhandels- und Zen-
trenkonzept der Stadt Minster (Fortschreibung 2009)

- Erérterung der Zielsetzungen im Blrgerbeteiligungsprozel} ,Ha-
fenforum® (Beschluss Juni 2010, Abschlussveranstaltung Mai 2011)
- Darstellung der Entwicklungsziele in einem Masterplan als Inte-
griertes Handlungskonzept ,Stadthafen Minster” (2004, aktualisierte
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Abwagung Beschlussvorschlag
Fassung Mai 2012)
- Beschluss des Masterplans als handlungsleitende Grundlage fir
die Stadthafenentwicklung und seine Umsetzung in die vorbereitende
und verbindliche Bauleitplanung (Mai 2012)
- Einleitung des Planverfahrens zum Planvorhaben ,Hafencenter”
Uber den Aufstellungsbeschluss zum VBP Nr. 535 und zur 39. FNP-
Anderung (Juli 2010)
- Bestatigung der Vereinbarkeit des Planvorhabens mit den Zielset-
zungen fir den Bereich ,Neuhafen“ im Zusammenhang mit dem Auf-
stellungsbeschluss zum BP 541 (Juni 2012)
- Bestatigung der Vereinbarkeit des Planvorhabens mit den Zielset-
zungen der Raumordnung/Landesplanung gemaR § 34 LPIG im Zuge
des FNP-Anderungsverfahrens
- Ermittlung der Auswirkungen des Planvorhabens mit Durchflihrung
einer vollstandigen Umweltprifung gemafl § 2 Abs. 4 BauGB; Siche-
rung der Vertraglichkeiten Uber Festsetzungen/Hinweise im VBP
sowie Uber Regelungen im Durchfihrungsvertrag gemaf § 12
BauGB
->Durchflhrung der Beteiligungsverfahren gemaR §§ 3 und 4 BauGB
und Einstellung der eingegangenen Anregungen in die Abwagung

Fazit: Die Entwicklung der Planvorgaben und Zielsetzungen des VBP
Nr. 535 und der 39. FNP-Anderung und deren Umsetzung in die Bau-
leitplanung entspricht uneingeschrankt der geltenden Gesetzgebung.
Rechtliche Bedenken sind daraus nicht abzuleiten. Eine Unverein-
barkeit/Unvertraglichkeit der Entwicklungs-/Vorhabenziele mit an-
grenzenden bestehenden/geplanten Nutzungen ist unter Einhaltung
der festgesetzten Schutz- und Minderungsmafnahmen nicht erkenn-
bar. Tatsachliche Bedenken werden nicht vorgetragen, vielmehr wer-
den alternative Nutzungsvorschlage als ,bessere Nutzungen® be-
nannt, die den formulierten Entwicklungszielen fur den Standort ent-
gegenstehen und nicht Gegenstand der Abwagung sind. Der ange-
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Einzelhandel

Die Ansiedlung eines Einkaufszentrums am Hafen mit einer Ver-
kaufsflédche von 4.900 m? ist nicht erforderlich, da die Einzelhandels-
struktur des Stadftteils und der angrenzenden Stadftteile bewéhrt und
in jeder Hinsicht ausreichend ist. (...) Auch das Einzelhandelskonzept
stellt hier eine Versorgungsquote von 100% fest.

(Siehe Musterstellungnahme 2 Kapitel 1 Seite 1; Musterstellungnah-
me 4 Kapitel 1 Seite 1)

Abwiégung
regte Erhalt des bestehenden Postgebaudes auf dem Vorhaben-
grundstiick und Umbau zu Wohnzwecken ist innerhalb der benann-
ten Entwicklungsziele nicht moéglich und in der Zielsetzung einer
Wohnnutzung auch nicht geeignet. Belange des Denkmalschutzes
i.S. des § 2 Denkmalschutzgesetz NRW werden mit Abriss des Ge-
baudes nicht berthrt.

Weitergehend siehe Abwagung zu Pkt. 1.1 - 2.3.

Beschlussvorschlag

Die Entwicklungsziele des VBP Nr. 535 zur Errichtung eines gemischt | Der Anregung wird nicht

genutzten Stadtteilzentrums mit u. a. gro3flachigen Einzelhandelsein- | gefolgt.

richtungen gehen zuriick auf das Einzelhandels- und Zentrenkonzept
der Stadt Minster in der Fortschreibung 2009 und den Masterplan
~Stadthafen Minster” in der Aktualisierung von Mai 2012, in dem flr
den Vorhabenbereich als Standortpotential die Ansiedlung grof3fla-
chigen Einzelhandels mit einer maximalen Verkaufsflache (VK) von
4.900 m? mit erganzenden Wohn- und Dienstleistungsnutzungen
benannt ist (s. a. Pkt. 1.1 der Abwégung). Die Uberpriifung der stad-
tebaulichen Auswirkungen der geplanten Einzelhandelsnutzungen
wurde mit unterschiedlichen Verkaufsflachenansatzen von urspriing-
lich 8.000 m2 VK im Jahr 2007 bis zu den vorliegenden 4.900 m? VK
gutachterlich vorgenommen. Mit Einschrankung fir den Bereich der
westlichen Wolbecker Strale waren bereits bei einer VK-GroéRRe von
6.100 m? negative stadtebauliche Auswirkungen auf zentrale Versor-
gungsbereiche weitestgehend ausgeschlossen und wurde eine
Ubereinstimmung des Planvorhabens mit den Aussagen und Zielset-
zungen des Einzelhandels- und Zentrenkonzepts der Stadt Mlnster
gutachterlich attestiert. Die Festlegung auf eine Gesamtverkaufsfla-
che von 4.900 m? ist das Ergebnis politischer Beratungen im Zusam-
menhang mit dem offentlichen Diskussionsprozess im sog. ,Hafenfo-
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Abwagung Beschlussvorschlag
rum’, Uber den politischen Beschluss zum Masterplan ,Stadthafen
Minster” ist die VK-Obergrenze von 4.900 m? abschlieRend festge-
schrieben (s.0.).

Uber die ,Stidtebauliche Wirkungsanalyse zu Einzelhandelsbau-
steinen im Bereich Miinster — Hafen in der Stadt Miinster Junker
und Kruse Stadtforschung / Planung, Dortmund, Endbericht Juni
2011 und die ,Stadtebauliche Wirkungsanalyse zu Einzelhandels-
bausteinen im Bereich Minster — Hafen, Ergdnzende Stellungnah-
me zur Untersuchung von Juni 2011 unter Beriicksichtigung
aktueller Rahmenbedingungen® Junker und Kruse Stadtforschung /
Planung Dortmund, den 03.09.2012 sind die stadtebaulichen Auswir-
kungen des Planvorhabens erfasst und dokumentiert (s.a. Kapitel 6.1
der Begriindung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 535
bzw. Kapitel 3.1 der Begriindung zur 39. FNP-Anderung im Parallel-
verfahren).

Laut Gutachten besteht quantitativ derzeit zwar kein konkretes Ver-
sorgungsdefizit, dies heillt jedoch nicht, dass die Versorgungssituati-
on langfristig und strukturell ausreichend gesichert ist. Der Bestands-
einzelhandel im Quartier ist in seinen Strukturen alleinig nicht tragfa-
hig diesen qualitativen Anforderungen zu entsprechen, so dass das
grundlegende Erfordernis zur Sicherung eines nachhaltigen Ange-
bots Uber die zusatzliche Ansiedlung von grof3flachigen Einzelhan-
delsnutzungen am Standort im Einzelhandels- und Zentrenkonzept
der Stadt Minster festgeschrieben wurde. Mit der Umsetzung des
Planvorhabens wird dieser Vorgabe entsprochen. Die Bestatigung
der Vereinbarkeit des Planvorhabens mit den Zielsetzungen der
Raumordnung/Landesplanung gemaf § 34 LPIG sowie eine positive
Stellungnahme aus den Beteiligungsverfahren vom Einzelhandels-
verband Westfalen-Miinsterland (EHV WM), der Industrie- und Han-
delskammer IHK-Nord Westfalen sowie der Handwerkskammer
Minster zum Planvorhaben liegt vor.
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Trotz der gewissen derzeit angedachten Sortimentsbeschrénkungen
wird das Einkaufszentrum bestehende lokale und kleinteilige Ein-
kaufsmdglichkeiten z.B. im Bereich der Wolbecker Stral3e und der
Innenstadt in Bedréngnis oder sogar Existenznot bringen.

Es gibt bereits mehr als genug Einkaufsméglichkeiten in der Ndhe.
Ein Erfordernis fiir weitere Verkaufsfldchen ist nicht gegeben. Viel-
mehr stellte auch der von der Fa. Stroetmann beauffragte Gutachter
fest, dass zugunsten des wirtschaftlichen Erfolgs des Einkaufszent-
rums die beiden am Hansaring gelegenen Supermérkte nicht weiter
bestehen wiirden. Dies bedeutet die Vernichtung von Existenzen.
(Siehe Musterstellungnahme 1 Seite 1; Musterstellungnahme 2 Kapi-
tel 1 Seite 1; Musterstellungnahme 4 Kapitel 1 Seite 1)

Abwagung Beschlussvorschlag
Fazit: Entgegen dem Vortrag ist erst Gber die Umsetzung des Plan-
vorhabens das strukturell qualitative Angebot zur nachhaltigen Siche-
rung der Versorgungssituation im Stadtquartier gewabhrleistet. Die
Bewertung der Vorhabenplanung und deren stadtebauliche Auswir-
kungen ist Uber die vorliegenden stadtebaulichen Wirkungsanalysen
sachgerecht erfolgt, die Zielsetzungen entsprechen den politischen
Beschliissen zur Einzelhandelsentwicklung in Minster, eine Uberein-
stimmung der Planung mit den Zielen und Vorgaben der Landespla-
nung ist uneingeschrankt gegeben.

Beurteilungsrelevant sind die langfristige Sicherung der Versorgung
der Bevolkerung und der Ausbau funktionsfahiger zentraler Versor-
gungsbereiche. ,Schutzguter” sind ausschlief3lich zentrale Versor-
gungsbereiche und die wohnortnahe Grundversorgung der Bevolke-
rung. Eine nachhaltige qualitative Sicherung der Versorgungssituati-
on im Quartier kann uber die bestehenden Einzelhandelseinrichtun-
gen nicht sichergestellt werden. Im Sinne der landesplanerischen
Vorgaben darf Stadtplanung und vor allem Bauleitplanung keine
wettbewerbsverhindernde oder konkurrenzschitzende Funktion
wahrnehmen. Vor diesem Grundsatz kann die quantitativ ausrei-
chende Versorgungsquote bei dem gleichzeitigen qualitativen Defizit
keinen Wettbewerberschutz fir bestehende Anbieter darstellen, son-
dern sind alleinig negative stadtebauliche Auswirkungen auf andere
bestehende zentrale Versorgungsbereiche oder auf die wohnortnahe
Grundversorgung auszuschlieBen. UmsatzeinbufRen und auch ein-
zelne Betriebsaufgaben sind mit Umsetzung des Planvorhabens zwar
nicht auszuschliel3en, negative stadtebauliche Auswirkungen auf
zentrale Versorgungsbereiche oder die wohnortnahe Grundversor-
gung mit flachendeckenden Geschaftsaufgaben und einer damit ein-
hergehenden wesentlichen Veranderung der Marktverhaltnisse sind
jedoch nicht gegeben.

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.8

Die Starkung der Versorgungssituation im Stadtquartier erfolgt nicht
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Durch Verdrédngungseffekte wiirde die bislang bestehende fulllaufige
Erreichbarkeit von Einkaufsmdéglichkeiten in erheblicher Weise beein-
trachtigt werden. Viele Anwohnerlnnen, insbesondere éltere Men-
schen missten deutlich lédngere Wege zurticklegen. Dies kann nicht
Sinn und Zweck einer nachhaltigen Stadtplanung sein.

(Siehe Musterstellungnahme 2 Kapitel 1 Seite 1 und 2)

Abwiégung
alleinig uber die Entwicklung des Vorhabenstandortes. Mit der Neuer-
richtung des Hauses Hansaring 46 - 48 wurde der bisherige flachen-
defizitdre Rewe-Markt auf dem Grundstiick u. a. durch einen moder-
nen Penny-Markt ersetzt. Der andere bestehende REWE-Markt am
Hansaring ist zwar nicht Teil des zentralen Versorgungsbereiches,
als integrierter Standort sollen Erweiterungsabsichten in die Grof3fla-
chigkeit jedoch zu der strukturellen Aufwertung der Versorgungssitua-
tion mit beitragen kdénnen.

Fazit: Entgegen der Behauptung sind unzuldssige negative stadte-
bauliche Auswirkungen des Planvorhabens auf die bestehende Ein-
zelhandelsstruktur nicht gegeben. Uber die im VBP getroffenen Fest-
setzungen von max. Verkaufsflachengrof3en - teilweise unterhalb der
in Vorstudien bereits als vertraglich dokumentierten VK-Flachen -
sowie Uber Sortimentsbeschrankungen in Abhangigkeit zur Verkaufs-
flache steht das Planvorhaben in Ubereinstimmung mit den Zielen
und Grundsatzen des seit dem 13.07.2013 rechtswirksamen ,Sachli-
chen Teilplans grof¥flachiger Einzelhandel’ des Landesentwicklungs-
plans Nordrhein-Westfalen (LEP NRW). Soweit sie in den formulier-
ten Gesamtzielsetzungen integriert sind, werden Erweiterungsabsich-
ten bestehender Einrichtungen bei der nachhaltigen Sicherung der
Versorgungssituation flir das Stadtquartier bertcksichtigt.
Weitergehend s. Abwagung zu Pkt. 3.1.

Die Behauptung ist unzutreffend. In der stadtebaulichen Wirkungs-
analyse wird umfassend erdrtert, dass selbst im Falle einzelner Be-
triebsaufgaben eine Verschlechterung der raumlichen Grundversor-
gungssituation und speziell auch der fullaufigen Erreichbarkeit von
Versorgungseinrichtungen innerhalb des Versorgungsgebiets nicht
zu erwarten ist. Eine Integration bestehender Erweiterungsabsichten
vorhandener Einzelhandelseinrichtungen in das Gesamtversor-
gungskonzept des Stadltteils Iasst darlUber hinaus konkrete Ge-
schaftsaufgaben nicht erwarten.

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht

gefolgt.
1.2.9
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Abwaégungsinhalt

Im Ubrigen rege ich an, die Aussagen der Gutachten zur Beeintréch-
tigung des vorhandenen Einzelhandels zu lberpriifen. Die Firma
Stroetmann hat ein nahezu gleichartiges E-Center an der Friedrich-
Ebert-Stralle verwirklicht. Haben sich die damaligen Aussagen der
Gutachter zur Beeintréchtigung des Einzelhandels, z. B. an der
Hammer Stral3e als stichhaltig erwiesen?

Abwiégung
Derzeit ist die Erreichbarkeit des bestehenden REWE-Marktes am
Hansaring fir FulRganger und Radfahrer der siidlich des Hansarings
gelegenen Wohnbebauung (ber die bestehenden Querungsmaglich-
keiten im Bereich der Dortmunder Straf3e und Schillerstral’e aufgrund
der damit verbundenen ,weiten Wege* nicht optimal, gleiches gilt fir
die ,Gegenrichtung” von Norden zum bestehenden Penny-Markt. In
der Folge sind ungesicherte Fuliganger-/Radfahrerquerungen im
Kurvenbereich des Hansaringes mit entsprechendem Gefahrenpo-
tenzial zu beobachten. Mit Umsetzung der Entwicklungsziele des
VBP Nr. 535 ist Uber die Errichtung der Ampelanlage im Kreuzungs-
punkt des Hansarings zum Planvorhaben eine zusatzliche gesicherte
Ful3- und Radwegeverbindung von Norden/Siiden iber den Hansa-
ring in das Hafenviertel/die nérdlich angrenzenden Stadtbereiche
gegeben, die insbesondere auch fiir altere Menschen eine verbesser-
te Erreichbarkeit aller Einrichtungen ohne Sicherheitseinschrankun-
gen ermoglicht (s.a. Abwagung zu Pkt. 4.7 Verkehr).

Fazit: Entgegen der Behauptung ist mit Umsetzung des Planvorha-
bens sowohl von der Angebotsseite als auch unter dem Aspekt der
Erreichbarkeit eine Verschlechterung der fuRlaufig erreichbaren Ein-
kaufsmaoglichkeiten nicht gegeben. Vielmehr wird mit der Errichtung
der Ampelanlage im Zusammenhang mit der Vorhabenplanung eine
weitere gesicherte Querung des Hansarings fir Fuliganger und Rad-
fahrer zu den bestehenden Einzelhandelsmarkten sichergestellt und
somit die Durchlassigkeit zwischen den Quartieren nérdlich und sud-
lich des Hansarings verbessert.

Die Uberpriifung der stadtebaulichen Auswirkungen in Abhangigkeit
von der Gesamtverkaufsflache und sortimentsbezogenen Verkaufs-
flachenanteilen wurde fiir unterschiedliche Gesamtverkaufsflachen-
grélen (8.000 m? VK, 6.900 m? VK und 4.900 m? VK) differenziert
untersucht und abschlieRend mit einer Gesamtverkaufsflache von
4,900 m? als handlungsleitende Grundlage fiir die Einzelhandelsent-

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht

gefolgt.
1.2.10
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Abwaégungsinhalt
(Siehe Musterstellungnahme 2 Kapitel 1 Seite 2)

Abwagung Beschlussvorschlag
wicklung am Standort politisch beschlossen (s. Pkt. 3.1 der Abwa-
gung). Uber die ,Stadtebauliche Wirkungsanalyse zu Einzelhan-
delsbausteinen im Bereich Miinster — Hafen in der Stadt Miins-
ter* Junker und Kruse Stadtforschung / Planung, Dortmund, Endbe-
richt Juni 2011 und die ,Stadtebauliche Wirkungsanalyse zu Einzel-
handelsbausteinen im Bereich Mlnster — Hafen, Ergdanzende Stel-
lungnahme zur Untersuchung von Juni 2011 unter Beriicksichti-
gung aktueller Rahmenbedingungen® Junker und Kruse Stadtfor-
schung / Planung Dortmund, den 03.09.2012 ist die Vertraglichkeit
der den Festsetzungen des VBP Nr. 535 zugrunde liegenden Ver-
kaufsflachengrofien auf die Einzelhandelsbesatzstruktur entspre-
chend den landesplanerischen Vorgaben uneingeschrankt dokumen-
tiert. In der erganzenden Stellungnahme von September 2012 wur-
den neben der Reduzierung der GesamtverkaufsflachengrofRe auf
4.900 m? gemal dem politischen Beschluss zum Masterplan ,Stadt-
hafen Minster‘ die aktuellen VK-Flachenerweiterungen bestehender
Markte im relevanten Untersuchungsraum und die Folgen der Schle-
cker-Insolvenz mit in die Bewertung einbezogen. In den benannten
Vorgehensweisen mit Berlicksichtigung der aktuellen Einzelhandels-
entwicklungen wird den Erfordernissen fur eine sachgerechte Abwa-
gung der planbedingten Auswirkungen auf die bestehende Einzel-
handelsstruktur uneingeschrankt entsprochen.

Der Gutachter ist anerkannt, fachkundig und unterliegt einer rechtli-
chen Haftung fir seine Aussagen. Die Wirkungsanalysen entspre-
chen in Aufbau und Untersuchungsgrad den gesetzlichen Bestim-
mungen und Vorgaben der Raum- und Landesplanung und sind als
Bestandteil der Offenlage uneingeschrankt priffahig. Die Gutachten
wurden Uber die Beteiligungsverfahren durch das Fachamt der Stadt
Minster und die Fachbehorden/sonstigen Trager offentlicher Belange
(IHK, HK und EHV WM) uberpruft und in den Ergebnissen als Abwa-
gungsgrundlage uneingeschrankt anerkannt. Die Bestatigung der
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Verkehr

Die Verkehrsplanungen gehen von falschen Voraussetzungen aus.
Schon heute ist der Hansaring als hauptséchliche Zufahrtstral3e voll
belastet und es kommt bereits heute - nicht nur in den Stozeiten - zu
erheblichen Staus.

Es ist also in keiner Weise plausibel, dass die értliche Verkehrsbelas-
tung durch das Hafencenter insgesamt nicht oder nur geringfligig
steigen wird. Das Gegenteil wird der Fall sein.

(Siehe Musterstellungnahme 2 Kapitel 2 Seite 2; Musterstellungnah-
me 1 Seite 3; Musterstellungnahme 5 Seite 2)

Abwiégung
Vereinbarkeit des Planvorhabens mit den Zielsetzungen der Raum-
ordnung/Landesplanung gemaf § 34 LPIG liegt als positive Stellung-
nahme der Bezirksregierung vor.

Die stadtebauliche Wirkungsanalyse bewertet das konkrete Vorha-
ben fir den jeweiligen Untersuchungsraum, Ergebnisse aus Bewer-
tungen anderer Einzelhandelseinrichtungen sind nicht Gbertragbar
und als Kriterium nicht belastbar. Entscheidender ist der jahrliche
Erfahrungsaustausch der Stadt Miinster im Zuge eines Jour-Fixe mit
der Bezirksregierung Minster, dem Einzelhandelsverband, der In-
dustrie- und Handelskammer sowie der Handwerkskammer, in dem
die aktuellen Einzelhandelsentwicklungen im Stadtgebiet gemeinsam
erdrtert werden. Ein gesamtstadtisches Monitoring mit einer Uberprii-
fung des Einzelhandelskonzeptes erfolgt alle 3 Jahre. Auch hier wur-
den im aktuellen Austausch keine neuen Aspekte oder Anpassungs-
erfordernisse zum Planvorhaben vorgetragen.

Fazit: Ein Infragestellen der gutachterlichen Aussagen ist nicht be-
griindet, die Notwendigkeit einer weitergehenden Uberpriifung oder
weitergehender Untersuchungen ist nicht gegeben.

Die Auswirkungen des Planvorhabens auf die Verkehrssituation wur-
den in der ,Verkehrsuntersuchung zum Bebauungsplan Nr. 535
»Hafencenter* in Miinster®, nts Ingenieurgesellschaft mbH Munster,
Stand 26.03.2015 gutachterlich untersucht und bewertet. Das Gut-
achten ist eine Aktualisierung der Verkehrsuntersuchung von August
2013, die als Entwurf Bestandteil des friihzeitigen Beteiligungsverfah-
rens gem. § 4 Abs. 1 BauGB und der 6&ffentlichen Auslegung gem. §
3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB des VBP Nr. 535 und der 39. FNP-
Anderung im Parallelverfahren war.

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.11
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Abwagung Beschlussvorschlag
Anlass zur Aktualisierung der Verkehrsuntersuchung waren nen-
nenswerte Entwicklungen im Plangebiet und eine umfangreichere
und verfeinerte Verkehrsdatenlage, welche durch zwischenzeitlich
durchgefihrte Erhebungen im Zusammenhang mit der Aktualisierung
der Verkehrsuntersuchung (VU) zum Masterplan ,Stadthafen Miins-
ter* mit Stand Januar 2015 und Uber zusatzliche automatische Da-
tenauswertemdglichkeiten zur Verfligung stand.
Neben den aktualisierten Datensatzen wurden als Strukturmafnah-
men alle Projekte und Flachenentwicklungen im Bereich des Master-
plans ,Stadthafen-Miinster’ bis zum Entwicklungsstand 2025 analog
der VU der Stadt Minster berlicksichtigt, dariiber hinaus wurde fiir
eine weitergehende Bewertung der planbedingten Verkehrsauswir-
kungen der Untersuchungsraum nach Westen bis zum Kreuzungs-
punkt Hansaring/Albersloher Weg und nach Nordosten bis zur Wol-
becker Stralle unter Einbezug der Wohnstraften siidlich des Hansa-
rings aufgeweitet. In den WohnstralRen nérdlich des Hansarings
(Schillerstralie stadteinwarts, Emdener StralRe, ndrdliche Dortmunder
Stralle, Meppener Strafte und nordliche Soester Stralle) ist eine rele-
vante planbedingte Zunahme der Verkehrsbelastungen aufgrund der
fehlenden Netzfunktion der Strafden zu anderen tUbergeordneten
Strallen nicht gegeben, so dass eine gutachterliche Bewertung die-
ser StralRenbereiche nicht erforderlich war. Der Vorwurf, die Ver-
kehrsplanungen gingen von falschen Voraussetzungen aus, ist un-
begrindet.

Die Verkehrsbelastung, insbesondere auf dem Hansaring als inner-
stadtische Hauptverkehrsstral3e ist hoch, dessen ist sich die Verwal-
tung bewusst. Gemal der VU zum Masterplan der Stadt Minster ist
jedoch festzustellen, dass das Kraftfahrzeugaufkommen auf den
Hauptverkehrsstralten der Stadt Mlinster derzeit stagniert. Die Analy-
sebelastungen 2014 fir den Hansaring entsprechen in lhrer Grélen-
ordnung weiterhin denen der Belastungen aus dem Jahr 2012. Die-
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Abwagung Beschlussvorschlag
sen Trend bestéatigen auch die Ergebnisse der Haushaltsbefragung
2013, wonach der Anteil der KFZ-Nutzer bei der Mlnsteraner Bevol-
kerung von 36,3% im Jahr 2007 auf nunmehr 29,0 % (inkl. Kfz-
Mitfahrer) deutlich gesunken ist. Dies entspricht einem Rickgang der
Mobilitat von 3,80 Wege/Tag in 2007 auf 3,42 in 2013. Damit ist
erstmalig auch der absolute Wert der Kfz-Fahrten der Miinsteraner
rucklaufig und auf unter 300.000 Kfz-Personenfahrten/Tag gesunken,
gleichzeitig wurden die zurtickgelegten Wege langer, was zu Mehrbe-
lastungen auf den Straf3en fiihrt.

Bei der Ermittlung des Prognoseverkehrs in der Verkehrsuntersu-
chung zum VBP Nr. 535 ist der Auslastungsgrad des Hansarings
berlcksichtigt. Der Hansaring gehért dabei zum Hautverkehrsstra-
Rennetz der Stadt, als Tangentenring hat er im Bestand eine Ver-
kehrsbelastung von ca. 1.500 Kfz/h. Im betrachteten Abschnitt hat
der Ring den Charakter einer ortlichen Geschéaftsstralle bzw. Haupt-
verkehrsstraBe. In dieser Qualifikation gibt die RASt06 als typische
Verkehrsbelastung eine Verkehrsstarke zwischen 400 und 2.600
Kfz/h an. Auch mit den zusatzlichen Verkehrsbelastungen aus den
Prognoseverkehren liegt die Gesamtbelastung des Hansarings in-
nerhalb der Regelwerte.

In der Verkehrsuntersuchung wird fir die Verkehre auf den Straflten
die durchschnittliche, tagliche Verkehrsbelastung (DTV) in Kfz/24h
zugrunde gelegt. Damit wird die durchschnittliche tagliche Verkehrs-
starke aller Tage eines Jahres beschrieben und werden jahreszeitli-
che Schwankungen, Ferienzeiten, Sonn- und Feiertage berlicksich-
tigt. FUr die zu erwartenden vorhabenbezogenen Verkehre des Ha-
fencenters werden aus der lberwiegend werktaglich relevanten Ein-
zelhandelsnutzung die héheren durchschnittlichen, werktaglichen
Verkehre (DTVw) eingerechnet. Die so ermittelten Belastungsfalle
liegen damit auf der sicheren Seite, da bei dieser Vorgehensweise
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Abwagung Beschlussvorschlag
hinsichtlich des vorhabenbezogenen Mehrverkehrs die ungtinstigere
werktagliche Belastungskonstellation Berlicksichtigung findet (vgl.
nts, 26.3.2015, S. 12).

Die Staubelastung am Hansaring dokumentiert ein fir Innenstadte
generelles Stauphanomen, regelhaft zu den morgen- und abendli-
chen Stof3zeiten Uber ca. 45 min bei einem ansonsten oft unauffalli-
gen Tagesverlauf. Im Vergleich zu anderen Ballungsrdumen ist die-
ses Phanomen in der Stadt Miinster jedoch weniger ausgepragt.
Selbst bei einem mehrspurigen Ausbau des derzeit 2-spurigen Han-
sarings ware ein Abbau der Stauwirkungen nicht gegeben. Darliber
hinaus ware ein mehrspuriger Ausbau des Hansarings innerhalb der
bestehenden Liegenschaftsverhaltnisse nicht mdglich und ist stadte-
baulich auch nicht gewollt. Ziel der Miinsteraner Stadtentwicklung ist
ein Erhalt der bestehenden stadtebaulichen Charakteristik und nicht
der Umbau in eine autogerechte Stadt.

Das Planvorhaben profitiert in einem erheblichen Male von der ho-
hen Frequentierung des Hansaringes und generiert hieraus einen
erheblichen Kundenanteil. Dementsprechend niedrig sind die zu er-
wartenden Neuverkehre (vgl. entsprechende Effekte am praktisch
problemlos funktionierenden Einkaufszentrum Friedrich-Ebert-
StraBe). Uber die mit Umsetzung des Planvorhabens verbundene
Errichtung einer offentlichen Quartiersgarage mit ca. 220 Stellplatzen
ist gleichzeitig eine Reduzierung des derzeit bereits anteilig im Quar-
tier vorhandenen Parkplatzsuchverkehrs mit Entlastungseffekten
insbesondere in den untergeordneten Wohnstrallen und am Hansa-
ring selbst zu erwarten. Als weiterer Standortfaktor ist festzuhalten,
dass Uber den Wegfall der friiheren gewerblichen Nutzungen auf
dem Grundstiick auch ein Wegfall der damaligen gewerblichen Ver-
kehre mit einem erheblichen LKW-Anteil allein aus dem Lo-
gistikstandort der Post AG verbunden ist. Derzeit werden Gber den
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Abwagung Beschlussvorschlag
Vorhabenbereich als brachliegendes Grundstick keine Verkehre
generiert. Im Sinne einer geordneten stadtebaulichen Entwicklung
werden jedoch mit jeder Reaktivierung und Uberplanung des rd.
21.000 m? grofRen innerstadtischen Grundstlicks projektbezogen Ziel-
und Quellverkehre erzeugt, die sich im StraRennetz auswirken.

Im Worst-Case-Szenario (Planfall 2) zum Zeitpunkt der Inbetrieb-
nahme des Hafencenters einschlieBlich der tbrigen Strukturmald-
nahmen des Masterplans bis 2018 ergibt sich im direkten Anschluss-
bereich zum Vorhaben eine durchschnittliche, tagliche Verkehrsbe-
lastung (DTV in Kfz/24h) fir den Hansaring von 15.600 bzw. 14.800
DTV, was einer Steigerung gegeniiber dem Referenzjahr der Analyse
2014 von 3,3% entspricht. Ostlich der zukiinftigen Zufahrt zum Ha-
fencenter bis zur Schillerstral’e wird auf dem Hansaring dagegen
eine Abnahme der Verkehrsbelastung gegeniiber 2014 von 1,3 %
erwartet. Im weiteren Verlauf zur Wolbecker Strafe ist lediglich eine
Erhéhung von 2,5 % fiir den Hansaring gegeben, nach Westen zum
Kreuzungspunkt Albersloher Weg liegt die Verkehrszunahme bei 3,6
%. Insgesamt sind somit zum Zeitpunkt der Inbetriebnahme des
Planvorhabens nur geringfligige Verkehrszuwachse auf dem Hansa-
ring zu verzeichnen, was insbesondere aus dem stagnierenden Kraft-
fahrzeugaufkommen auf den Hauptverkehrsstraen in Minster und
aus dem Verkehrsverhalten der Munsteraner Bevdlkerung begriindet
ist.

Fur das Prognosejahr 2025 (Planfall 1) mit den Entlastungswirkungen
aus dem 3. Bauabschnitt der B51 und der B481n stellen sich fur den
relevanten Abschnitt des Hansarings 6stlich und westlich der Zufahrt
zum Hafencenter Entlastungen von bis zu 700 DTV ein, was einer
Reduzierung gegentber 2018 von 4,5 % entspricht. Mit der Reduzie-
rung werden die Bestandswerte aus der Analyse 2014 ohne Planvor-
haben sogar um 1,3 bzw. 5,3 % unterschritten.
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Abwagung Beschlussvorschlag
Zur Sicherung leistungsfahiger und sicherer Verkehrsabldufe werden
vom Gutachter MalRnahmen an bestehenden Knotenpunkten des
Hansarings zur Dortmunder Strafte bzw. zur Schillerstralle sowie der
Ausbau der derzeitigen Grundstuckszufahrt ins Plangebiet zu einem
lichtsignalgesteuerten Kreuzungspunkt unter Verlegung der vorhan-
denen Bushaltestelle vorgeschlagen. Die Umsetzung der Maf3nah-
men wird im Durchfiihrungsvertrag verbindlich vereinbart bzw. als
Schalt- und Steuerungsmaflinahmen durch die Stadt Minster durch-
geflihrt. Der Albersloher Weg geniigt in seinem ausgebauten Ab-
schnitt ab der Einmundung Hafenweg bereits heute den zukinftigen
Anforderungen.

Fur die Kreuzungen ,Albersloher Weg/Hansaring‘ und ,Wolbecker
Strale/Hansaring’ ist bereits heute der Uberlastungszustand fiir die
nachmittagliche Spitzenstunde erreicht bzw. wird teilweise erreicht.
Unabhangig vom Planvorhaben sind an den Kreuzungspunkten auf-
grund des teilweise ricklaufigen bzw. stagnierenden Kraftfahrzeug-
aufkommens bereits fiir 2018 Reduzierungen der Verkehrsbelastun-
gen festzustellen, bis 2025 werden durch die MalRnahmen im Fla-
chennutzungsplan an nahezu allen Punkten verringerte Verkehre mit
zum Teil deutlichen Entlastungen gegeniiber der heutigen Situation
prognostiziert. Die vorhabenbedingten Mehrverkehre aus dem Plan-
vorhaben ,Hafencenter’ tragen am Kreuzungspunkt ,Albersloher
Weg/Hansaring‘ zu keinen nennenswerten Veranderungen in der
Leistungsfahigkeit bei, mit 4 - 7 % Mehrverkehr liegen die verander-
ten Verkehrsmengen deutlich unterhalb Ublicher Belastungsschwan-
kungen von bis zu 20 %. An der Kreuzung Wolbecker Stra-
Re/Hansaring liegen die vorhabenbedingten Belastungszunahmen
bei lediglich 1 - 3,5 %. Ein spirbarer Einfluss auf die derzeitige Quali-
tat der Verkehrsabwicklung ist dartiber nicht gegeben, vielmehr hat
bis zu diesem Knotenpunkt bereits eine deutliche Durchmischung
des vorhabenbezogenen Verkehrs mit dem Ubrigen prognostizierten
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Abwagung Beschlussvorschlag
Verkehr im Netz der Stadt Miinster stattgefunden. Weitergehende
Details sind der Verkehrsuntersuchung und der Begrindung Kapitel
6.3.1 zu entnehmen.

Fazit: Mit Umsetzung des Planvorhabens sind Mehrverkehre auf dem
bereits stark belasteten Hansaring als Hauptverkehrsstralie verbun-
den. Die Zuwéchse liegen jedoch unterhalb Ublicher Belastungs-
schwankungen und mit den verbleibenden Gesamtbelastungen in-
nerhalb der Regelwerte der RASt06. Innerhalb genereller Staupha-
nomene in Innenstadtbereichen ist der Hansaring firr die Aufnahme
der Mehrverkehre aus dem Planvorhaben ,Hafencenter‘ und den
Ubrigen StrukturmaBnahmen des Masterplans ,Stadthafen Minster*
uneingeschrankt geeignet. In der Gesamtbewertung ist das Hafen-
center nicht mafgeblich fir die Verkehrsentwicklung des Hansarings.
Mit MaRnahmen an bestehenden Knotenpunkten und dem Ausbau
der Zufahrt ins Plangebiet zu einem lichtsignalgesteuerten Kreu-
zungspunkt kdnnen vorhandene Mangel in der Verkehrsinfrastruktur
behoben werden.

Uber die geplanten VerkehrsinfrastrukturmaBnahmen und Uber die
allgemeine Verkehrsentwicklung in der Stadt Minster werden die
Verkehrszuwachse aus dem Planvorhaben und den Gbrigen Struk-
turmalRnahmen des Masterplans in weiten Teilen aufgefangen und
teilweise sogar unter die derzeitige Verkehrsbelastung reduziert. Eine
leistungsfahige und verkehrssichere Ableitung der Verkehre (iber den
Hansaring ist zum Zeitpunkt der Inbetriebnahme des Planvorhabens
im Worst-Case-Szenario 2018 (Planfall 2) sichergestellt. In Abwa-
gung verkehrlicher Belange und den Erfordernissen nach einer ge-
ordneten Innenentwicklung innerhalb formulierter stadtischer Entwick-
lungsziele kdnnen verbleibende Verkehrszuwachse an einzelnen
StraRenabschnitten des Hansarings zugunsten einer geordneten
stadtebaulichen Entwicklung des derzeit brachliegenden Innenstadt-
grundstiicks hingenommen werden.
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4.2

Abwaégungsinhalt

Die Verkehrsprognose ist unplausibel. Ihre Datengrundlagen sind
unklar, die Rechengénge nicht nachvollziehbar. Im Ergebnis ist die
durch das ,Hafencenter” erwartete Verkehrsbelastung viel zu niedrig
angesetzt. Die weiteren Prognosen und Abschétzungen zum Larm,
zu Schadstoffbelastungen und zur verkehrsméaf3igen Aufnahmeféhig-
keit der vorhandenen Infrastruktur basieren auf angenommenen Ver-
kehrszahlen. Sie sind schon deshalb ebenfalls fehlerhaft und werden
zurtickgewiesen.

(Siehe Musterstellungnahme 1 Seite 3; Musterstellungnahme 3 Kapi-
tel 1 Seite 2; Musterstellungnahme 5 Seite 3)

Abwiégung
Mit dem Verkehrsgutachten zum VBP Nr. 535 werden auch die Er-
gebnisse der Verkehrsuntersuchung der Stadt Miinster zum Master-
plan ,Stadthafen Miunster' mit Stand Januar 2015 bestatigt, wonach
eine leistungsfahige und sichere Abwicklung der Verkehre aus den
geplanten Strukturmaflnahmen des Masterplans lber das offentliche
StraBennetz der Stadt Minster gewahrleistet ist. Der Vortrag, die
Verkehrsplanung ginge von falschen Voraussetzungen aus und sei in
den Ergebnissen unplausibel ist eine unbegriindete Behauptung und
wird als solche zurlckgewiesen.
Die Ausgangsdaten der ,,Verkehrsuntersuchung zum Bebauungs-
plan Nr. 535 ,,Hafencenter” basieren auf den aktuellen Daten des
Verkehrsmodells der Stadt Munster und auf den Ergebnissen der
Verkehrsuntersuchung zum Masterplan ,Stadthafen Minster® in der
Aktualisierung mit Stand Januar 2015.

Die Eingangsdaten des Verkehrsmodells sind keine ,angenommenen
Daten® sondern werden tUber Plausibilitdtskontrollen und automati-
sche tagesaktuelle Verkehrserfassungen an Verkehrssteuerungsan-
lagen ausgewahlter Knotenpunkte standig aktualisiert und tberprift.
Damit ist das Verkehrssimulationsmodell immer auf dem aktuellen
Stand und entspricht den anerkannten Regeln der Technik. Uber den
umfassenden Grundlagen- und Analyseaufwand sind aktuelle und
fachlich belastbare Verkehrsbewertungen, insbesondere auch fur
kleinrdumige Verkehrsuntersuchungen, moglich.

Fur das Verkehrsgutachten zum VBP Nr. 535 wurden zusatzlich im
Vorfeld der Prognosen umfangreiche Verkehrserhebungen durchge-
fuhrt, anhand dessen das Verkehrsmodell im Untersuchungsgebiet
weitergehend feingeeicht wurde. Die Abschatzung der zu erwarten-
den Verkehrsmengen durch das Planvorhaben ,Hafencenter* wurde
unter Berucksichtigung der ,Hinweise zur Schatzung des Verkehrs-
aufkommens von Gebietstypen®, herausgegeben von der For-

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.2.12

1.213

Seite -

51 -



Nr.

Abwaégungsinhalt

Abwiégung
schungsgesellschaft fur Stralen- und Verkehrswesen 2006 und ver-
gleichbaren Projekten im Stadtgebiet, durchgefiihrt. Die Ergebnisse
wurden in das Verkehrsmodell der Stadt Minster integriert. Zur wei-
tergehenden Konkretisierung der Verkehrserzeugung der geplanten
Einzelhandelseinrichtungen wurden Kontrollzahlungen an einer be-
stehenden Einrichtung in vergleichbarer verkehrlicher Lage im Stadt-
gebiet Minster, hier: am E-Center in der Friedrich-Ebert-Stralle,
durchgefihrt und in die Datenstruktur eingepflegt.

Aus der Datenstruktur wurden Verkehrsprognosen fur den Planfall
2018 als neuer Zeitpunkt der Inbetriebnahme des Hafencenters ohne
die Entlastungswirkungen aus den ibergeordneten Verkehrsmalf3-
nahmen des 3. Bauabschnitts der B51 und der B481n und fiir das
Jahr 2025 unter Berlicksichtigung der StraRenmalinahmen erstellt.
Als \Worst-Case-Szenario® fiir die verkehrliche Bewertung wurde der
Planfall 2018 zugrunde gelegt, fur die Bewertung der Larm- und Luft-
schadstoffsituation der nachfolgenden Gutachten wurden zusatzlich
einzelne héhere Belastungswerte aus dem Prognosejahr 2025 be-
rucksichtigt.

In der benannten Form und in den angewendeten Maflkgaben ent-
spricht die Verkehrsuntersuchung uneingeschrankt den allgemein
gultigen fachgutachterlichen Standards. Die Inhalte und Vorgehens-
weisen waren bereits im Entwurf der Verkehrsuntersuchung mit
Stand 15.08.2013 als Bestandteil der Offenlage in eine Bewertung
eingestellt, durch die Fachbehoérden und Fachamter der Stadt Miins-
ter geprift und in den Ergebnissen als Abwagungsgrundlage unein-
geschrankt anerkannt. Die nun vorliegende Untersuchung von Marz
2015 wurde erforderlich, da zwischenzeitlich neue Projekt- und Ver-
kehrsdaten im Zusammenhang mit der Aktualisierung der Verkehrs-
untersuchung zum Masterplan ,Stadthafen Miinster’ vorlagen und als
neues Referenzjahr zur Inbetriebnahme des Planvorhabens das Jahr

Beschlussvorschlag
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4.3

Abwaégungsinhalt

Die értliche Verkehrs- und damit Ldrm- und Schadstoffbelastung ist
bereits jetzt fir an die StralRen angrenzende Wohnnutzung sehr
hoch. Die Verkehrsanalyse fiir den Jetztzustand (2012) geht bei-
spielsweise fiir den Hansaring im hier gegensténdlichen Bereich von
ca. 17.000 Fahrzeugen pro Tag aus (DTVw, Kfz/24h; Anlage 2 zur
Verkehrsprognose). Die immer wieder kehrende Behauptung, dass
das Einkaufszentrum im Endeffekt nicht (wesentlich) Mehrverkehr
anziehen wird, als durch anderweitige Planungen (wie den 3. Bauab-
schnitt der B51 durch St. Mauritz) wegfallen wird, halte ich fiir falsch
und nicht zielfiihrend.

Abwiégung
2018 bewertet werden musste. In der Datenstruktur einschlief3lich
der Verkehrskenndaten des Planvorhabens blieb das Gutachten ge-
geniiber 2013 unverandert. Uber die zusatzliche Aufweitung des
Untersuchungsraumes bis zum Albersloher Weg im Westen und der

WolbeckerstraRe im Nordosten ist eine weitergehende Abwagung der

planbedingten Auswirkungen - auch in der Forderung einzelner An-
regungsgeber - sichergestellt. Weitergehend s. Pkt. 4.1.

Fazit: Mit den erfassten Daten und Einstellung der Daten in die Prog-
noseberechnungen ist eine Bewertung der verkehrlichen Auswirkun-
gen des Planvorhabens auf die bestehende und zukiinftige Ver-
kehrssituation im relevanten Untersuchungsraum uneingeschrankt
gegeben. Dies gilt sowohl fur die Erhebung und Aufbereitung der
Daten entsprechend den geltenden fachgutachterlichen Standards
als auch fur die Belastbarkeit der Daten in der Aktualitéat des Jahres
2015. Damit sind die Daten auch als Grundlage fiir die nachfolgende
Bewertung der Larm- und Schadstoffsituation uneingeschrankt an-
wendbar. Dementgegen handelt es sich bei der Stellungnahme mit
dem Vortrag der Unplausibilitdt des Gutachtens und unklaren Daten-
grundlage mit falschen Ergebnissen fiir das nachfolgende Larm- und
Schadstoffgutachten um eine nicht begriindete Behauptung und wird
als solche zurlickgewiesen.

Der Vortrag, dass die Verkehrs- und damit Larm- und Schadstoffbe-
lastung entlang des Hansarings sehr hoch ist, ist zutreffend und be-
griindet sich aus der zentralen Innenstadtlage und der Verkehrsbe-
deutung des Hansarings innerhalb des ortlichen Hauptverkehrsstra-
Rennetzes. Hierbei wird nicht verkannt, dass die Verkehrslarmbelas-
tung auf dem Hansaring sowohl heute, wie auch zuklnftig bereits
ohne Planvorhaben im kritischen Bereich liegt und durch das Plan-
vorhaben weiter gesteigert wird. Siehe dazu Pkt. 6.1 ,Schallimmissi-
onen‘.

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.2.11

1.214

1.2.15
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Die Lebensqualitat wird auch in den bereits bestehenden und an-
grenzenden Wohngebieten verschlechtert. Das gilt alleine schon
deshalb, weil das Einkaufszentrum It. ausliegender Verkehrsprogno-
se ca. 3.900 Kfz-Fahrten pro Tag generiert ((...) warum ,nur® 1.377
Neuverkehr pro Tag angenommen werden, ist ebenso unplausibel,
wie dass 30 Lkw-Fahrten pro tag fiir die Gesamtanlage ausreichend
sein sollen). Tatséchlich wird das Einkaufszentrum noch weitaus mehr
Kfz-Verkehr anziehen. (...) Es ist also in keiner Weise plausibel, dass
die értliche Verkehrsbelastung durch das Hafencenter insgesamt
nicht oder nur geringfiigig steigen wird.

(Siehe Musterstellungnahme 1 Seite 2 und 3; Musterstellungnahme 3
Kapitel 1 Seite 1; Musterstellungnahme 5 Seite 3)

Abwiégung
Fur den Hansaring werden die Verkehrszuwachse aus dem Planvor-
haben und den Ubrigen StrukturmafRnahmen des Masterplans tGber
die geplanten Verkehrsinfrastrukturmafinahmen und Uber die allge-
meine Verkehrsentwicklung in der Stadt Munster in weiten Teilen
aufgefangen und teilweise sogar unter die derzeitige Verkehrsbelas-
tung reduziert. Eine leistungsfahige und verkehrssichere Ableitung
der Verkehre ist bereits zum Zeitpunkt der Inbetriebnahme des Plan-
vorhabens im Worst-Case-Szenario 2018 (Planfall 2) Gber den Han-
saring sichergestellt. Weitergehend s. Abwagung zu Pkt. 4.1.

Beschlussvorschlag

Fur die angrenzenden Bereiche sind die Verkehrsbelastungen ent-
sprechend der Bedeutung der StralRen differenziert zu bewerten. So
liegt z. B. die derzeitige durchschnittliche tagliche Verkehrsbelastung
(DTV in Kfz/24h) der Schillerstral’e bei 7.100, der siidlichen Dort-
munder StralBe bei 2.600, des Hafenwegs bei 450 und der Bremer
Stral3e im Anschluss zum Knotenpunkt Hansaring/Albersloher Weg
bei 7.700 DTV, fir die Bernhard-Ernst-Strafe und die Soester Stralle
als Netzverbindung zum Hansaring wurden 700 bzw. 1.700 DTV
ermittelt. Insgesamt zeigen die Untersuchungen, dass auch auf den
untergeordneten Strallen in der Analysebelastung 2012 zu 2014 die
Verkehrsbelastungen stagnieren. Im Worst-Case-Szenario (Planfall
2) zum Zeitpunkt der Inbetriebnahme des Hafencenters einschlieRRlich
der Ubrigen Strukturmaflnahmen des Masterplans bis 2018 ergeben
sich fiir die Schillerstral3e 7.600, die sudliche Dortmunder Stralle
2.100, der Bremer Strafe 8.000 und fiir den Hafenweg in H6he der
Dortmunder Stra’e 1.200 DTV mit weiter abnehmenden Belastungen
nach Osten von 390 auf 180 Kfz/24h infolge der zukiinftigen Abbin-
dung des Hafenwegs fir den Kfz-Verkehr. Fur die Schillerstrafie be-
deutet dies eine Zunahme von 7 %, fur die Bremer Strale im Kreu-
zungspunkt zum Albersloher Weg von 3,9 % und den Hafenweg von
166 % (nur im westlichen Bereich) abnehmend auf 0 infolge der ge-
planten Abbindung des Hafenwegs nach Osten fiir den motorisierten
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Abwagung Beschlussvorschlag
Individualverkehr. In der stidlichen Dortmunder Straf’e und der Bern-
hard-Ernst-StraRe wird dagegen eine Abnahme der Verkehrsbelas-
tung gegeniiber 2014 um 19,2 % bzw. 28,6 % festgestellt. In der
Soester Strafde ist im Planfall 2 im Jahr 2018 mit 112 % eine Verdop-
pelung der Verkehrsbelastung von derzeit 1.700 auf dann 3.600 DTV
zu verzeichnen. Die deutliche Zunahme ist weniger Uber das Plan-
vorhaben ,Hafencenter’ sondern aus der Netzfunktion der Stralle
zwischen Hansaring und Albersloher Weg begriindet, die mit zuneh-
mendem Ausbau des Hafenareals an Bedeutung gewinnt. Dies be-
statigt auch der Vergleich mit/ohne Hafencenter, wonach der Anteil
des Hafencenters an der Verkehrszunahme von 1.900 DTV lediglich
300 DTV betragt.

In der langfristigen Entwicklung fiir das Prognosejahr 2025 (Planfall
1) mit den Entlastungswirkungen aus dem 3. Bauabschnitt der B51 /
B481n und der Theodor-Scheiwe-Stral3e im Bestand stellt sich fur die
Schillerstralte gegeniiber 2018 eine Entlastung um 400 DTV ein, was
mehr oder weniger der heutigen Belastung (7.100 DTV) entspricht.
Die Verkehrsbelastungen in der Bernhard-Ernst-StralRe bleiben un-
verandert niedrig. In der stidlichen Dortmunder Stra3e und am Ha-
fenweg kommt es bis 2025 infolge der zunehmenden Bedeutung des
Hafenareals zu geringfiigigen Erhéhungen der Verkehrsbelastung um
100 bzw. 300 DTV, wobei die absolute Belastung mit 2.200 und
1.500 DTV der Quartiersbedeutung der Straflen angemessen ist und
zumindest fur die Dortmunder Stral3e immer noch deutlich unter den
derzeitigen Verkehren liegt. Die Bremer Stralie im Anschluss zum
Albersloher Weg und die Soester Stralle werden erstrangig von den
Entlastungswirkungen der B51 und B481n profitieren. Im sidlichen
Abschnitt der Bremer StralRe wird sich ab 2025 die Verkehrsbelas-
tung um rd. 18,8 % auf 6.500 DTV und damit um 1.200 DTV gegen-
Uber der derzeitigen Belastung reduzieren, in der Soester Strale liegt
die Reduzierung bei rd. einem Drittel auf 2.500 DTV. Im Vergleich zu
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Abwiégung
den Ubrigen Quartiersstraf3en - siidliche Dortmunder Stralle derzeit
2.600 DTV - stellt die Verkehrsentwicklung in der Soester Stralle
(Analysefall 2014 = 1.700 DTV, Planfall 2 - 2018 = 3.600 DTV und
Planfall 1 - 2025 = 2.500 DTV) eine Angleichung der Gesamtbelas-
tungen der Stra3en untereinander dar und ist als solche auch ver-
tretbar. Eine sichere und leistungsfahige Ableitung der Verkehre ist
fur jeden Planfall gewahrleistet (weitergehend s. Abwéagung zu Pkt.
4.1 und 4.4).

Gemal der Verkehrsuntersuchung zum VBP Nr. 535 ergeben sich flr
das Planvorhaben Hafencenter insgesamt ca. 4.500 Fahrten/Tag. Die
durch die Vorhabennutzungen ,Einzelhandel, Dienstleistungen / Pra-
xen / Buros, Gastronomie- und Wohnen* pro Tag generierten Verkeh-
re liegen bei ca. 3.900 Kfz-Fahrten, von denen effektiv jedoch nur
1.380 Kfz-Fahrten (1.355 Pkw-Verkehre und 25 Lkw) als ,Neuverkeh-
re“ zusétzlich entstehen. Uber die zusétzlich geplante 6ffentliche
Quartiersgarage werden taglich 640 Fahrten generiert, von denen in
der Verkehrsuntersuchung zum VBP rd. 320 Fahrten als Neuverkeh-
re entstehen, was dem Worst-Case-Ansatz entspricht, da ebenso
angenommen werden kann, dass die Quartiersgarage erstrangig auf
bestehende Verkehre abzielt und keine neuen Verkehre hervorruft.
Die Ubrigen rd. 2.800 Kfz-Fahrten verkehren bereits heute bzw. in der
anteiligen prognostizierten Verkehrsentwicklung auf dem Hansaring
und werden das Hafencenter in Zukunft als ,Zwischenstopp® ansteu-
ern und nutzen und sind somit keine tatsachlichen Mehrverkehre.

Die angegebenen 30 Lkw-Fahrten sind nicht zutreffend. Richtig sind
rd. 25 Lkw/24h, die die Anlieferverkehre aller Einzelhandelsnutzun-
gen des Hafencenters als Maximale ausmachen. Fir das Einkaufcen-
ter liegen die taglichen Anlieferfahrten bei unter 10 Fahrten pro Tag.
Grundsatzlich sind Anlieferungen fiir das Planvorhaben ausschliel’-
lich im Tageszeitraum von 6:00 - 22:00 zulassig, planbedingte Lkw-
Fahrten auf den angrenzenden o6ffentlichen Stra3en sind demnach

Beschlussvorschlag
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Abwagung Beschlussvorschlag
fur den Nachtzeitraum nicht zu erwarten. Die Datenermittlung zu Kfz-
und Lkw-Fahrten entspricht uneingeschrankt den fachgutachterlichen
Standards bzw. ist aus Vergleichsprojekten priiffahig hergeleitet.

Fazit: Entsprechend ihrer verkehrlichen Bedeutung im Netzverbund
des Stralkensystems sind mit Umsetzung des Planvorhabens teilwei-
se Mehrverkehre oder auch ricklaufige Verkehrsbelastungen gegen-
Uber der heutigen Situation auf angrenzende untergeordnete Stralten
festzustellen. Die Zuwachse bzw. Abnahmen sind teils kleinraumig
stark abweichend, insgesamt ist eine Angleichung der Verkehrsbe-
lastungen innerhalb vergleichbarer Grundbelastungen der Strallen zu
verzeichnen. Die Veranderungen sind nicht allein vorhabenbedingt,
sondern resultieren im Wesentlichen aus dem grundlegenden Wan-
del des Viertels von einem ehemals gewerblichen Hafenareal zu
einem gemischten Stadtquartier in den Zielsetzungen des Master-
plans Stadthafen Munster mit Auswirkungen auch auf die angren-
zende Wohnnachbarschaft. Alle Verkehre kénnen bereits zum Zeit-
punkt der Inbetriebnahme des Planvorhabens im Worst-Case-
Szenario 2018 (Planfall 2) auch auf den untergeordneten Strallen
leistungsfahig und sicher abgewickelt werden, die Gesamtverkehrs-
belastungen liegen innerhalb gangiger Regelwerte.

Die in der Verkehrsuntersuchung ermittelten Daten und gutachterli-
chen Prognosen sind plausibel, priffahig und innerhalb der Gesamt-
bewertung abschlieBend dargestellt (s.a. Pkt. 4.2). Eine Einschran-
kung der Lebensqualitat aus unzulassigen Mehrbelastungen auf-
grund falscher bzw. nicht zutreffender Verkehrsbelastungszahlen ist
nicht zu erwarten. Die Behauptung wird als nicht begriindet zuriick-
gewiesen. Einzurdumen ist, dass in einzelnen Nebenstrallen mit
derzeit geringer Belastung mittelfristig, bis zur Fertigstellung der B
51/B 481n, eine spurbare Erhéhung des Verkehrs eintreten wird, was
jedoch nur teilweise vorhabenbedingt ist und dort auch nicht zu Ver-
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Prognostizierte ,Entlastungen” durch den Ausbau der B51/B481 bis
zum Schifffahrter Damm, sind unrealistisch. Fiir die Finanzierung
dieser BaumalBnahme stehen auf absehbare Zeit keine Mittel bereit.
Die Stral3e liber das Geldnde der Firma ,Scheiwe* auf der Ostseite
des DEK ist eine Privatstral3e, kein Bestandteil des 6ffentlichen Stra-
Bennetzes und kann folglich nicht als Entlastung fiir den Hansaring
berticksichtigt werden.

Erstens ist im Moment véllig unklar, ob, wann und wie die neue B51
kommt. Denn hier sind einerseits Klagen anhéngig und andererseits
ist die Finanzierung bisher wohl nicht freigegeben. Zweitens zieht die
Biirgerinitiative aus St. Mauritz mit guten Argumenten die dortige
Verkehrsprognose schwer in Zweifel. Durch die sehr gro8rdumigen
Effekte, die die B51-neu haben wird, wird die Belastungsgrenze dort
sehr schnell wieder erreicht werden, so dass gar keine Kapazitét fir
kleinrdumige Entlastung verbleibt. Eher im Gegenteil: Es wird Aus-
weichverkehr oder neuen Zielverkehr aus der B51 auf die Wolbecker
Stral3e, die von der autobahnéhnlich ausgebauten B51 mit sog. hol-
ldndischen Rampen neu und stark ,verbessert” angeschlossen wer-
den soll, in Richtung Zentrum und damit auch den Hansaring geben.
(Siehe Musterstellungnahme 2 Kapitel 2 Seite 2, Musterstellungnah-
me 1 Seite 3; Musterstellungnahme 3 Kapitel 1 Seite 2; Musterstel-
lungnahme 4 Kapitel 2 Seite 1 bis 2; Musterstellungnahme 5 Seite 2)

Abwiégung
haltnissen fuhrt, die fir innerstadtische Wohnstrallen untypisch ist.

In Abwagung verkehrlicher Belange und den Erfordernissen nach
einer geordneten Innenentwicklung innerhalb formulierter stadtischer
Entwicklungsziele konnen verbleibende Verkehrszuwachse auch auf
den untergeordneten StralRen zugunsten einer geordneten stadte-
baulichen Entwicklung des derzeit brachliegenden Innenstadtgrund-
stiicks hingenommen werden.

Die ,,Verkehrsuntersuchung zum Bebauungsplan Nr. 535 , Ha-
fencenter” betrachtet mit dem Planfall 2 die Situation zum Zeitpunkt

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht

gefolgt.

der Inbetriebnahme des Hafencenters im Jahr 2018 ohne Ausbau der | 1.2.16

B51/B481n und der Theodor-Scheiwe-Stralde lediglich in der Be-
standssituation. In Abgleich auf die Verkehrsuntersuchung zum Mas-
terplan ,Stadthafen Munster' wurde als Prognosehorizont fir den 3.
Bauabschnitt der B51 und die B481n das Jahr 2025 (Planfall 1) zu-
grunde gelegt.

Ende Juli / Anfang August 2014 wurde die Ortsumgehung Munster in
den Bundesausbauplan aufgenommen und der 3. Bauabschnitt der
B51 im Bundeshaushaltsentwurf mit 42 Mio. Euro berilicksichtigt, die
politischen Beschlisse der Stadt Minster zum geplanten Ausbau
liegen vor. Mit Urteil des Oberverwaltungsgerichtes Minster vom 15.
Mai 2015 ist die Rechtmaligkeit des Ausbaus bestatigt, die Klagen
wurden vom OVG abgewiesen bzw. verglichen. Am 22.6.2015 erfolg-
te der 1. Spatenstich fir den vierspurigen Ausbau der B 51 zwischen
dem heutigen Ausbauende 6stlich der Schillerstrale und der Waren-
dorfer StralRe. Als Bauzeit fur den 1. Teilabschnitt zwischen der Wol-
becker und der Warendorfer Straf3e sind 3 Jahre veranschlagt. Die
Zielsetzungen der Stadt Minster, den gesamten Ausbau gemaf den
Darstellungen des Flachennutzungsplans bis 2021, spatestens 2025
umzusetzen sind somit absolut realistisch, die im Gutachten getroffe-
nen Annahmen sind uneingeschrankt begriindet und zulassig.

1.2.17
1.2.18
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Abwaégungsinhalt

Abwagung Beschlussvorschlag
Die Theodor-Scheiwe-Stral3e ist als zusatzliche ErschlieBungsspan-
ge flir den Bereich der Miinsteraner Stadthafen seit Jahren fester
Bestandteil der Verkehrsbeziehungen im siddstlichen Stadtquartier
und bildet eine der verkehrlichen Grundlagen des Masterplans
~Stadthafen®. Bereits heute wird die Privatstrale werktaglich von rd.
3.700 Kfz genutzt und entlastet somit das Uibrige Stralennetz. Trotz
der bislang noch fehlenden 6ffentlichen Widmung der Stral3e beste-
hen keinerlei Anzeichen dafiir, dass eine Befahrung fir die Offent-
lichkeit nicht mehr gegeben sein konnte. Eine Sperrung der Stralle
kann auch allein aus den vorliegenden Vertragen zur Sicherung der
ErschlieBung der an die Stral’e angrenzenden Nutzer ausgeschlos-
sen werden. Der weitergehende Ausbau von Theodor-Scheiwe-
StralRe/Litkenbecker Weg und die Widmung als 6ffentliche Verkehrs-
stralle in den Zielsetzungen des Masterplans ,Stadthafen Minster”
soll iber das nachfolgende Planverfahren des Bebauungsplans Nr.
541 ,Stadthafen | / Schillerstralle / Litkenbecker Weg / Bundesstralle
B 51 / Albersloher Weg*“ mit Aufstellungsbeschluss vom 27.06.2012
gesichert werden. Die frihzeitige Beteiligung wurde gem. § 3 Abs. 1
BauGB im Rahmen des Hafenforums fiir das gesamte Plangebiet des
B-Plans Nr. 541 bereits durchgefihrt. Die frihzeitige Beteiligung
gem. § 4 Abs. 1 BauGB wurde fur den Teilbereich sidlich des Stadt-
hafens sowie 6stlich des Dortmund-Ems-Kanals durchgefihrt. Dar-
Uber hinaus ist die Stadt in Gesprachen mit den Eigentimern der
betroffenen Grundsticksflachen der geplanten Verkehrstrasse.
Vor dem benannten Hintergrund ist die Annahme der Theodor-
Scheiwe-Stralle/Lutkenbecker Weg in der Bestandssituation fiir die
Verkehrsuntersuchung zum VBP Nr. 535 folgerichtig und in Abgleich
auf die Zielsetzungen des Masterplans uneingeschrankt zulassig.

Mit Blick auf die geplante Inbetriebnahme des Hafencenters im Jahr
2018 vor Fertigstellung des 3. BA der B51 und der B481n und vor
dem Hintergrund derzeit nicht gesicherter Zeithorizonte zum vollstan-
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Abwagung Beschlussvorschlag
digen Ausbau der Theodor-Scheiwe-Strafie wird fir die Bewertung
der planbedingten Auswirkungen des vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplans Nr. 535 der Planfall 2, ohne die Entlastungswirkungen
durch die B51/B481n und die Theodor-Scheiwe-Strale lediglich in
der Bestandssituation, als Worst-Case-Szenario zugrunde gelegt. Mit
dem Worst-Case-Szenario wird dem Erfordernis zur Abwagung aller
etwaigen negativen Planauswirkungen uneingeschrankt entsprochen.
Im Ergebnis ist festzustellen, dass alle Verkehre lber das ortliche
StraBennetz bereits zum Zeitpunkt der Inbetriebnahme des Planvor-
habens im Worst-Case-Szenario 2018 leistungsfahig und sicher ab-
gewickelt werden kénnen. Langfristig wird sich Gber die geplanten
Verkehrsinfrastrukturmanahmen teilweise sogar ein Riickgang der
Verkehre, insbesondere auf dem Hansaring, mit Entlastungswirkun-
gen auch im Bereich Larm und Luftschadstoffe fiir die angrenzenden
Nutzungen einstellen (s. Abwagung Pkt. 4.1 und 4.3).

Dies bestatigt auch die Verkehrsuntersuchung ,Masterplan Stadt-
hafen Miinster‘ der Stadt Minster und deren Fortschreibung / Aktua-
lisierung mit Stand Januar 2015, in der die verkehrlichen Auswirkun-
gen des 3. Bauabschnitts der B51/B481n mit/ohne Ausbau der Theo-
dor-Scheiwe-Stralle ausfihrlich untersucht wurden. Die Aktualisie-
rung der Verkehrsuntersuchung wurde in der Sitzung des Ausschus-
ses flr Stadtplanung, Stadtentwicklung, Verkehr und Wohnen der
Stadt Miinster am 29.01.2015 vorgestellt und nach weiterem Prifauf-
trag am 12.03.2015 als verkehrsgutachterliche Grundlage fur die
weitergehende Entwicklung des Bereiches Stadthafen mehrheitlich
beschlossen. Im Ergebnis ist festzuhalten, dass mit den geplanten
VerkehrsinfrastrukturmaRnahmen die Verkehrsbelastungen der Netz-
und Strukturentwicklungen aus dem Masterplan Stadthafen - und
damit auch des Hafencenters als Bestandteil der Strukturentwicklung
- Uber das offentliche StralRennetz abwickelbar sind. Zuséatzliche Ver-
kehrsmengen im Zuge der Soester Strafte, der Dortmunder Strale,
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Abwagung Beschlussvorschlag
des Hafenwegs und der SchillerstralRe sind bezogen auf die geplan-
ten Strukturentwicklungen vertretbar. Durch die Bindelung der Ver-
kehrsstrome Uber die geplanten Verkehrsmaflinahmen - insbesonde-
re Uberregionaler Verkehre, die aktuell noch das innerstadtische Ver-
kehrsnetz belasten - wird sich die Situation flir den Hansaring im Jahr
2025 gegenuber heute mit einem Sinken der Verkehrsbelastung in
einzelnen Abschnitten um bis zu 15% sogar etwas verbessern.

Die in der Verkehrsuntersuchung ermittelten Daten und Prognosen
entsprechen den geltenden fachgutachterlichen Standards und sind
in der Aktualitdt des Jahres 2015 uneingeschrankt belastbar (s.a. Pkt.
4.2). Die Befiirchtungen, dass der Ausbau der B51 Verkehre in das
nachgeordnete Stralennetz verdrangen kénnte, sind dementgegen
unbegriindete Behauptungen und basieren ausschlie3lich auf nicht
belegten Vermutungen. Argumente der Birgerinitiative aus St. Mau-
ritz zum 3. Bauabschnitt der B51 sind in diesem Zusammenhang
nicht Bestandteil des vorliegenden Planverfahrens des VBP Nr. 535
sondern wurden im Zuge der Planfeststellungen und Beratungen zum
Ausbau der Bundesstral3en erértert und abgewogen.

Fazit: Mit dem Planfall 2 ohne Ausbau der B51/B481n und der Theo-
dor-Scheiwe-StralRe im Bestand ist die Datengrundlage fir die Be-
wertung der planbedingten Auswirkungen auf die Verkehrs-, Larm-
und Luftschadstoffsituation im Sinne eines Worst-Case-Szenarios
abschlieend und hinreichend abgebildet.

Die Entlastungswirkungen aus den geplanten Verkehrsinfrastruktur-
maflnahmen mit dem 3. BA B51/B481n und dem Ausbau der Theo-
dor-Scheiwe-StralRe als 6ffentliche Stralle basieren auf den Ergeb-
nissen der Verkehrsuntersuchung ,Masterplan Stadthafen Miinster*
der Stadt Mlnster und deren Fortschreibung/Aktualisierung mit Stand
Januar 2015, die als verkehrsgutachterliche Grundlage fiir die wei-
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4.5

Abwaégungsinhalt

Schon heute ist der Hansaring als hauptséchliche Zufahrtsstral3e voll
belastet und es kommt bereits heute (...) zu erheblichen Staus. Diese
Entwicklung wird sich verstédrken, wenn auf der Héhe/Ecke der heuti-
gen Tankstelle am Hansaring eine Ampelanlage installiert wird. Hier
ist mit Dauerstau zu rechnen.

Fiir unser Haus (Anmerkung: Hansaring 46 - 48) wiirde dies zudem
bedeuten:

- Ausfahrt auf den Hansaring nur noch sehr schwer méglich (trotz
vorgezogener Haltelinie)

- Bildung von Riickstaus in unserer Durchfahrt

- Dadurch kénnen wird unsere Tiefgarage nicht mehr anfahren oder
verlassen

(...) Die Erreichbarkeit des Hansarings in beide Richtungen fiir unser
Haus ist mit dieser Verkehrslésung nicht méglich.

(Siehe Musterstellungnahme 2 Kapitel 2 Seite 2; Musterstellungnah-
me 3 Kapitel 1 Seite 2)

Abwiégung
tergehende Entwicklung des Bereichs Stadthafen im Marz 2015
mehrheitlich beschlossen wurde. Mit der Aufnahme der B51/B481n in
den Bundesausbauplan und richterlicher Bestatigung der Rechtma-
Rigkeit des Ausbaus sowie Uber die 6ffentliche Widmung und Ausbau
der Theodor-Scheiwe-Stral3e/Liitkenbecker Weg liber das nachfol-
gende Planverfahren des Bebauungsplans Nr. 541 sind die verkehrli-
chen Zielsetzungen der Stadt Minster weitergehend gesichert, so
dass mittelfristig ab dem Jahr 2025 (iber die Ortsumgehung sowie
den Ausbau der Theodor-Scheiwe-Strale relevante Entlastungen,
insbesondere fiir den Bereich Hansaring erwartet und begriindet
angenommen werden kénnen. Dementgegen beinhalten die vorge-
tragenen Bedenken und prognostizierten Verkehrsentwicklungen
ausschlieBlich unbegriindete und nicht belegte Vermutungen und
werden als solche zuriickgewiesen.
Als innerdrtliche HauptverkehrsstralRe dokumentiert die Staubelas-
tung am Hansaring ein fir Innenstadte generelles Stauphanomen,
regelhaft zu den morgen- und abendlichen Stol3zeiten bei einem
ansonsten oft unauffalligen Tagesverlauf. Selbst bei einem mehrspu-
rigen Ausbau des derzeit 2-spurigen Hansarings ware ein Abbau der
Stauwirkungen nicht gegeben. Dartber hinaus ist ein mehrspuriger
Ausbau des Hansarings in seinen Flachenbedarfen innerhalb der
bestehenden Liegenschaften nicht méglich und ist auch nicht Ziel der
Munsteraner Verkehrsentwicklung (s. Pkt. 4.1).
Neben generellen Stauphanomenen wird der Verkehrsfluss auf dem
Hansaring durch Parkvorgange an den Stellplatzen in Schragaufstel-
lung, durch die Wartepflicht an untergeordneten Zufahrten und Ne-
benstralen (Dortmunder Stral’e und Soester Stralde) sowie durch
den Parksuchverkehr im Zusammenhang mit dem Stellplatzdefizit im
Hafenbereich gestort. Weitere Storwirkungen sind Uber die derzeit
nicht in einer Grinen Welle geschalteten Lichtsignalanlagen entlang
des Hansarings gegeben. Fir das Grundstlick Hansaring 46 mit der
Zufahrt zum rickwartig gelegenen Kundenparkplatz des Penny-

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht

gefolgt.
1.2.19
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Abwagung Beschlussvorschlag
Marktes sind weitere Beeintrachtigungen durch die vor dem Grund-
stlick gelegene Bushaltestelle als sog. Buskap ohne eigene Busbucht
gegeben.

Mit Umsetzung der Entwicklungsziele des VBP Nr. 535 ist im Anbin-
dungspunkt des Planvorhabens zum Hansaring der Umbau der der-
zeit ungeregelten Grundstlickszufahrt zu einem lichtsignalgesteuer-
ten Kreuzungspunkt verbunden. Die Ausgestaltung des Knotenpunk-
tes und Bewertung der Leistungsfahigkeit mit den verkehrlichen
Auswirkungen auf den Hansaring und auf die bestehenden relevan-
ten Grundstlickszufahrten wurde in der ,,Verkehrsuntersuchung
zum Bebauungsplan Nr. 535 ,,Hafencenter® gutachterlich geprift
und bewertet. Die Leistungsfahigkeitsnachweise erfolgten entspre-
chend den fachgutachterlichen Standards gemafl dem Handbuch fiir
die Bemessung von Stralenverkehrsanlagen HBS 2001. Neben der
Sicherung der duBeren ErschlieBung des Planvorhabens werden
vom Gutachter MalRnahmen aufgezeigt, die die 0.g. Mangel in der
Verkehrsinfrastruktur weitestgehend beheben.

Im Ergebnis ist festzuhalten, dass selbst flir den Planfall 2 als Worst-
Case-Szenario die Verkehrsmengen an den Knotenpunkten im direk-
ten Umfeld zum Planvorhaben mindestens mit der Qualitatsstufe C
(zufriedenstellend) abgewickelt werden kénnen. Fir den Kreuzungs-
punkt Hansaring/Zufahrt Hafencenter im direkten Ubergang zum
Grundstiick Hansaring 46 ergab die Untersuchung fir die morgendli-
che Spitzenstunde die Qualitatsstufe B und fir die hdher belastete
nachmittagliche Spitzenstunde die Stufe C. Die Stufe C wird nur fir
den untergeordneten, in den Hansaring links einbiegenden Strom
ausgewiesen, alle anderen Verkehrsstrome werden mit Verkehrsqua-
litat A oder B bewertet. Damit ist selbst wahrend der Spitzenstunden
ein zufriedenstellender Verkehrsablauf mit weniger als 30 Sekunden
Wartezeit gewahrleistet. Auf Hoéhe der Grundstiickszufahrt zum Park-
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Abwiégung
platz Hansaring 46 - 48 wird mit der Signalisierung des Knotenpunk-
tes zusatzlich die Beschilderung ,Bei Rot hier halten® installiert.
Dadurch wird der Grundstiickszufahrtsbereich frei von Riickstau ge-
halten und ausfahrende Fahrzeuge kdnnen die durch die Lichtsignal-
steuerung entstandenen Zeitllicken zum Einbiegen auf den Hansa-
ring nutzen. Mit den Maflinahmen ist sowohl eine Verbesserung der
Leistungsfahigkeit mit geringeren Wartezeiten fir Einbieger auf den
Hansaring als auch eine Verbesserung der Verkehrssicherheit zu
verzeichnen, eine Uberstauung der Nachbarknoten infolge der Am-
pelanlage am neuen Kreuzungspunkt ,Hansaring/Anbindung Hafen-
center" ist nicht zu erwarten.

Mit Ausbau des Knotenpunktes ist die Verlegung des vorhandenen
Buskaps vor dem Gebaude Hansaring 46 hinter die geplante Licht-
signalanlage in Fahrtrichtung Wolbecker Stralle und Umgestaltung
der Haltestelle als Busbucht verbunden. Mit der Verlegung wird eine
Verbesserung des Verkehrsflusses am Hansaring durch wegfallende
Wartezeiten aus Fahrgastwechselvorgdngen erwirkt, im Bereich der
Zufahrt Hansaring 46 werden durch Wegfall der Haltestelle die Sicht-
verhaltnisse flur ein- und ausfahrende Pkw verbessert.

Neben den Verbesserungen im Zusammenhang mit dem Umbau des
Knotenpunktes Hansaring/Zufahrt Hafencenter wird eine weiterge-
hende Harmonisierung im Verkehrsfluss Uber eine verkehrsabhangi-
ge, koordinierte Schaltung der Lichtsignalanlagen entlang des Han-
sarings als ,Griine Welle® erwirkt.

Fazit: Entgegen der Behauptung wirkt sich die benachbarte Lichtsig-
nalanlage gunstig auf den Verkehrsfluss im Bereich der vorhandenen
Zufahrt Hansaring 46 - 48 aus und verbessert eher die Erreichbarkeit
und Anbindung des Grundstlicks. Neben der Beseitigung vorhande-
ner Mangel im Verkehrsfluss und Verbesserung der Sichtverhaltnisse
im Grundstlckszufahrtsbereich ist dariiber hinaus mit der Errichtung

Beschlussvorschlag
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Abwaégungsinhalt

Die Verkehrssituation fiir die Nachbarn und bisherigen Anwohner
wird sich weiter verschlechtern; beispielsweise durch Parkplatzman-
gel und - jedenfalls zu den Hauptverkehrszeiten - Riickstaus in den
kleineren Wohn- und ErschlieBungsstral3en, was zu dem eine weite-
re Ldrm- und Schadstoffbelastung bedeutet.

(Siehe Musterstellungnahme 1 Seite 3)

Abwagung Beschlussvorschlag
der Lichtsignalanlage eine geregelte und somit sichere Querung des
Hansarings fiir FuBganger und Radfahrer im direkten Wegeverlauf zu
den bestehenden Markten, insbesondere auch zum Penny-Markt im
Gebaude Hansaring 46 - 48, gegeben. Vor dem Hintergrund der gut-
achterlichen Ergebnisse und den aufgezeigten MalRnahmen zur ver-
kehrlichen Anbindung des Planvorhabens an den Hansaring sind die
vorgetragenen Bedenken nicht zutreffend und werden als unbegriin-
det zurtiickgewiesen.

Die Verkehrssituation im Hansa- und Hafenviertel wird gepragt durch
die verkehrliche Bedeutung der &ffentlichen Straen als Haupt-
und/oder untergeordnete innerstadtische Erschliefungsstralen. Die
Verkehrsbelastungen auf den StralRen entsprechen in ihrer Qualifika-
tion den typischen Verkehrsstarken gemaft RASt06 mit Stauphano-
menen entlang der innerstadtischen Hauptverkehrsachsen. Die ,Ver-
kehrsuntersuchung zum Bebauungsplan Nr. 535 ,,Hafencenter”
in Miinster® hat fiir die Prognosefalle 2018 und 2025 ergeben, dass
die Mehrverkehre aus den Strukturmaflinahmen des Masterplans
Stadthafen Munster einschlieRlich des Planvorhabens ,Hafencenter*
von dem bestehenden Stralennetz aufgenommen und leistungsfahig
und sicher abgewickelt werden kénnen. Verkehrliche Funktionsdefizi-
te mit Rickstaus in die kleineren Wohn- und ErschlieBungsstralen
sind mit den gutachterlich vorgeschlagenen MaRnahmen an beste-
henden Knotenpunkten bzw. durch den Ausbau der derzeitigen
Grundstlickszufahrt des Vorhabengrundstiicks zu einem lichtsignal-
gesteuerten Kreuzungspunkt nicht gegeben. Weitergehend s. Abwa-
gung zu Pkte. 4.1, 4.3 und 4.5).

gefolgt.
1.2.20

Die Probleme der Parkraumsituation im Hansaviertel und der in den
letzten Jahren verscharfte Parkdruck im Hafenviertel sind bekannt.
Aus diesem Grund wurde mit dem Projekt Hafencenter die zusatzli-
che Schaffung von 6ffentlichen Quartiersparkplatzen als stadtische
Zielsetzung formuliert. Das Planvorhaben sieht neben der Unterbrin-
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Abwagung Beschlussvorschlag
gung der notwendigen Stellplatze der geplanten Nutzungen die Rea-
lisierung einer offentlichen Parkierungsanlage mit ca. 220 Stellplat-
zen in einer Tiefgarage in Kenntnis und Lésung der problematischen
Parksituation im 6ffentlichen Raum im Quartier explizit vor. Die Ziel-
aussagen und Inhalte des VBP Nr. 5635 kommen somit der Anregung
zur Verbesserung der Parksituation im Quartier nach. Die Tiefgarage
wird vollstandig bewirtschaftet, Aussagen zur Betreiberschaft der
Quartiersgarage und zum Abschluss eines Dienstleistungsvertrages
zwischen dem Vorhabentrager und dem potenziellen Betreiber wer-
den im Durchfihrungsvertrag getroffen. Wie die zuklnftigen Quar-
tiersparkplatze im Einzelnen gestaltet und angeboten werden, kann
zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht festgelegt werden, dies wird sich
jedoch an den stadtischen Standards orientieren. Die Detailplanung
erfolgt im Zuge des Baugenehmigungsverfahrens. Mit dem Angebot
der zusatzlichen ca. 220 6ffentlichen Quartiersstellplatze kann davon
ausgegangen werden, dass sich die angespannte Parkraumsituation
im Hansa- und Hafenviertel splrbar verbessert.

Die sonstigen fiir die Vorhabennutzungen ,Einzelhandel, Dienstlei-
tung, Biro, Gastronomie und Wohnen* notwendigen privaten Stell-
platze werden entsprechend den bauordnungsrechtlichen Vorgaben
der Stadt Miinster im Gesamtprojekt auf eigenem Grundstlick zusatz-
lich untergebracht und im Rahmen der Stellplatzkonzeption des Pro-
jektes nachgewiesen. Verdrangungs- und Ausweicheffekte auf Stell-
platze im 6ffentlichen Raum der angrenzenden StralRen durch feh-
lende oder zusatzliche Stellplatzbedarfe aus dem Planvorhaben sind
somit nicht gegeben.

Bestehende ausgewiesene Parkstande im 6ffentlichen Raum des
Hansarings bleiben auch nach Umsetzung der Entwicklungsziele
erhalten, ein baulicher Eingriff in die Hauptverkehrsstral3e ist lediglich
in dem Bereich des zukiinftigen Knotenpunktes zur Anbindung des
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Abwaégungsinhalt

Durch die hohe und noch héher werdenden Verkehrsbelastungen
sowie die zusétzlichen Einfahrten, steigt auch die Gefahr von Unfél-
len. Das gilt ganz besonders fiir Kinder, Altere und Radfahrer/innen.
(Siehe Musterstellungnahme 1 Seite 3; Musterstellungnahme 5 Seite
3)

Abwiégung
Planvorhabens erforderlich. Entlang des Hansarings hat sich zur
Optimierung des offentlichen Stellplatzangebotes fiir Teilabschnitte
eine Schragparkeraufstellung etabliert. Die Verwaltung sieht derzeit
keine Notwendigkeit, das widerrechtlich praktizierte Schragparken zu
unterbinden und somit die Parkraumsituation zusatzlich zu verschar-
fen. Ob und inwieweit zu einem spateren Zeitpunkt diese Praxis im
Zuge einer Instandsetzungsmalnahme baulich anders geregelt wer-
den kann, bleibt kiinftigen Uberlegungen vorbehalten. Auf dem Ha-
fenweg besteht derzeit keine geordnete Parksituation. Mit Umsetzung
der Entwicklungsziele des Masterplans ,Stadthafen’ ist der Hafenweg
- unabhangig vom Planvorhaben ,Hafencenter’ - entsprechend den
zuklnftigen zusatzlichen Nutzungen entlang der Stral’e neu zu ge-
stalten und auszubauen.

Fazit. Eine Verschlechterung der Verkehrssituation und Leistungsfa-
higkeit der StralRen und Kreuzungspunkte sowie ein weitergehender
Parkplatzmangel im Quartier ist mit Errichtung des Planvorhabens
nicht begriindet. Vielmehr kénnen tGber Malinahmen an bestehenden
Kreuzungspunkten vorhandene Mangel in der Verkehrsinfrastruktur
behoben werden und ist Giber die zusatzliche Errichtung der 6ffentli-
chen Quartiersgarage eine Verbesserung der Parkraumsituation und
eine Reduzierung der Parkplatzsuchverkehre mit Entlastungswirkun-
gen auch hinsichtlich Larm und Luftschadstoffen insbesondere in den
kleineren Wohn- und ErschlieBungsstral’en zu erwarten.

Die Verkehrsbelastungen im Planbereich sind standortbezogen in-
nenstadttypisch. Uber die friihere gewerbliche Nutzung des Vorha-
bengrundsticks durch die Deutsche Post AG mit dem deutschland-
weit grofitem Postzustellstitzpunkt, dem deutschen Rentenwerk der
Post sowie erganzenden Blronutzungen war der Standort mit einem
erheblichen Verkehrsaufkommen, insbesondere auch durch Schwer-
lastverkehre, belegt. Mit Aufgabe der Nutzungen und Verlagerung
des Postzustellstiitzpunktes an die Stralte ,Am Mittelhafen 55 gehen

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.21
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Abwagung Beschlussvorschlag
von dem Gelande als leergezogene Brachflache derzeit keine Ver-
kehrsbewegungen auf die angrenzenden 6ffentlichen StralRen aus.
Grundsatzlich geht die Umsetzung der Entwicklungsziele des Mas-
terplans Stadthafen Minster - und damit auch des Hafencenters - mit
dem Wandel des Hafenareals von einem ehemaligen innerstadti-
schen Gewerbegebiet mit einem hohen Schwerlastverkehrsanteil zu
einem gemischt genutzten Stadtquartier mit einer Harmonisierung der
innenstadttypischen Verkehre und somit auch mit einer Erhéhung der
Verkehrssicherheit einher.

Mit Umsetzung der Entwicklungsziele des VBP Nr. 535 werden plan-
bedingte Mehrverkehre generiert. Die verkehrlichen Mehrbelastungen
wurden gutachterlich erfasst und die Auswirkungen auf die Verkehrs-
situation anhand von Prognosefallen bewertet. Im Ergebnis ist fest-
zuhalten, dass eine leistungsfahige und verkehrssichere Ableitung
der planbedingten Verkehre liber das 6ffentliche Stralkennetz zu je-
der Zeit gewabhrleistet ist. Entgegen der Behauptung ist dabei nicht
eine stetig steigende Verkehrsbelastung zu erwarten, sondern sind
Uber eine eher stagnierende Verkehrsbelastung sowie tber Entlas-
tungswirkungen aus den geplanten Ubergeordneten Verkehrsinfra-
strukturmafnahmen zukinftig nicht nur keine Verschlechterungen
der Bestandssituation, sondern teilweise sogar Reduzierungen der
Verkehrsbelastungen gegenuber heute gegeben (Weitergehend s.
Pkte 4.1, 4.3 und 4.4).

Die Anbindung des Vorhabengrundstlicks erfolgt derzeit tiber eine
Grundstickszufahrt vom Hansaring. Eine geregelte Querung Uber die
Hauptverkehrsstraflie im Sinne der kurzen Wege, insbesondere zwi-
schen den bestehenden Einzelhandelsmarkten ist nicht gegeben,
vielmehr sind im Kurvenbereich ,spontane” ungeschiitzte Querungen
des Hansarings durch Fufliganger und Radfahrer zu beobachten. Mit
Umsetzung des Planvorhabens ist der Ausbau der derzeitigen
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Grundstlckszufahrt zu einem lichtsignalgesteuerten Kreuzungspunkt
verbunden, zusatzliche Einfahrten werden nicht geschaffen. Die Er-
richtung der Ampelanlage ist dabei nicht nur zur Ableitung der prog-
nostizierten Verkehre erforderlich, sondern erfolgt auch zur Sicherung
der Querung des Hansarings fiir Fuganger und Radfahrer. Uber die
Lichtsignalanlage wird neben den bestehenden Ubergangen im Be-
reich Dortmunder Strae und Schillerstral3e eine weitere geregelte
Querung fur FuRganger Uber den Hansaring angeboten und somit
das Unfallrisiko, insbesondere auch fiir Kinder und altere Menschen
aus der derzeitigen ungeschitzten Wegeverbindung reduziert.
Mit der Verlegung der Bushaltestelle am Gebaude Hansaring 46 hin-
ter den neuen Kreuzungspunkt (s. Pkt. 4.5), der Einrichtung eines
separaten Linksabbiegersignals fir Linksabbieger in die Schillerstra-
Re an der Lichtsignalanlage Hansaring/Schillerstrale und tber die
Verkiirzung der Umlaufzeit an der Fulligangerschutzanlage Hansa-
ring/Dortmunder Stral’e werden weitere Mallnahmen zur Verbesse-
rung der Verkehrssicherheit und Qualitat der Verkehrswege vorge-
nommen, so dass sich insgesamt trotz vorhabenbezogener Verkehre
im belastungssensiblen Umfeld des Hansarings eine Verbesserung
gegeniber der heutigen Verkehrssituation einstellt.

Fazit. Innerhalb der Gesamtentwicklung des Standortes sind die zu-
satzlichen Verkehrsbelastungen leistungsfahig und verkehrssicher
abzuwickeln. Entgegen der Behauptung ist mit Umsetzung des Plan-
vorhabens keine Erhdhung der Unfallgefahr verbunden, vielmehr
werden mit den geplanten VerkehrsmalRnahmen im Zusammenhang
mit der Anbindung des Planvorhabens an den Hansaring bestehende
Mangel in der Verkehrsinfrastruktur behoben und die Verkehrssi-
cherheit in der stadtebaulich erforderlichen Vernetzung der Stadt-
quartiere insgesamt sogar erhoht.
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Allgemeine Belange zu Immissionen

Ich erwarte fiir die Wohnnachbarn aber auch die Personen, die in der
Néhe des Hafencenters arbeiten, unzumutbare und jedenfalls auf
Dauer gesundheitsschédliche Belastungen durch Immissionen (vor
allem Larm und Luftschadstoffe).

Ich halte die Planung insgesamt nicht flir zukunftstauglich: (...) es ist
davon auszugehen, dass Ldrm- und Schadstoffgrenzwerte in Zukunft
aus Gesundheitsschutzgriinden noch weiter abgesenkt werden miis-
sen. Die Stadt schafft sich an dieser Stelle - jedenfalls bei zutreffen-
der Betrachtung der zu erwartenden Belastungen - die stadtebauli-
chen Probleme der Zukuntt.

(Siehe Musterstellungnahme 1 Seite 3 bis 5; Musterstellungnahme 5
Seite 3)

Abwagung Beschlussvorschlag

Die Auswirkungen des vorhabenbezogen Bebauungsplans Nr. 535

auf die Larm- und Luftschadstoffsituation wurden in 4 separaten gefolgt.
Larmgutachten (,Schalltechnischer Bericht Nr. LL5683.2/01 zur 1.2.22
Verkehrslarmuntersuchung im Rahmen der Bauleitplanung zum vor- | 1.2.23

habenbezogenen Bebauungsplan Nr. 535 ,Hansaring / Schillerstralle
/ Hafenweg / Dortmunder Stral3e” der Stadt Munster”, ZECH Ingeni-
eurgesellschaft mbH Lingen, Stand 19. August 2013 / ,,Schalltech-
nischer Bericht Nr. LL5683.2/02 zur Verkehrslarmuntersuchung
zum baulichen Eingriff in 6ffentliche Verkehrswege (Ausbau des Kno-
tenpunktes am Hansaring) im Rahmen der Bauleitplanung zum vor-
habenbezogenen Bebauungsplan Nr. 535 der Stadt Minster”, ZECH
Ingenieurgesellschaft mbH Lingen, Stand 19. August 2013 / ,,Schall-
technischer Bericht Nr. LL5683.2/03 zur Gewerbelarmuntersu-
chung im Rahmen der Bauleitplanung zum vorhabenbezogenen Be-
bauungsplan Nr. 535 ,Hansaring/Schillerstrale/Hafen-
weg/Dortmunder Strale“ der Stadt Miinster®, ZECH Ingenieurgesell-
schaft mbH Lingen, Stand 19. August 2013 /,,Schalltechnischer
Bericht Nr. LL5683.2/04 zur Bewertung der schalltechnischen Aus-
wirkungen der vorhabenbezogenen Verkehrserzeugung auf die Ver-
kehrslarmsituation im Bereich der vorhandenen Wohnnachbarschaft
im Rahmen der Bauleitplanung zum vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplan Nr. 535 der Stadt Minster”, ZECH Ingenieurgesellschaft
mbH Lingen, Stand 19. August 2013) und Uber ein Luftschadstoffgut-
achten (,Projekt Hafencenter Minster, Untersuchungen zu den
Luftschadstoffimmissionen®, simuPlan, Dipl. Met. Georg Ludes,
Dorsten, den 11.07.2013) untersucht und fachgutachterlich bewertet.
Die Gutachten waren Bestandteil des friihzeitigen Beteiligungsverfah-
rens gem. § 4 Abs. 1 BauGB sowie der 6ffentlichen Auslegung gem.
§ 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB des VBP Nr. 535 und der 39. FNP-
Anderung im Parallelverfahren.
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Mit Aktualisierung der Verkehrsuntersuchung (VU) zum Masterplan
,Stadthafen-Minster’ mit Stand Januar 2015 durch die Stadt Minster
wurde flr eine sachgerechte Abwagung auch eine Aktualisierung des
Verkehrsgutachtens zum VBP Nr. 535 (s. Pkt. 4.1 ,Verkehr®) und in
der Folge auch eine Aktualisierung der Larm- und des Luftschad-
stoffgutachtens erforderlich. Die Aktualisierung der Larmgutachten ist
Uber die Erganzung der schalltechnischen Berichte Nr.
LL5683.2/01, LL5683.2/02 und LL5683.2/03 jeweils vom 31.03.2015
sowie Uber den ,Schalltechnischen Bericht Nr. LL5683.4/01
(Bewertung der schalltechnischen Auswirkungen der vorhabenbezo-
genen Verkehrserzeugung auf die Verkehrslarmsituation im Bereich
der vorhandenen Wohnnachbarschaft im Rahmen der Bauleitplanung
zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 535 der Stadt Mlns-
ter”) mit Stand 23.04.2015 erfolgt. Die Aktualisierung des Luftschad-
stoffgutachtens liegt mit den ,Untersuchungen zu den Luftschad-
stoffimmissionen - Bebauungsplan Nr. 535 ,Hafen-Center* in Miins-
ter” mit Stand 13.05.2015 vor. Neben den aktualisierten Datensatzen
wurden in den erganzenden Untersuchungen als Strukturmanah-
men alle Projekte und Flachenentwicklungen im Bereich des Master-
plans ,Stadthafen Minster® bis zum Entwicklungsstand 2025 analog
der VU der Stadt Minster berlicksichtigt, dariber hinaus wurde fiir
eine weitergehende Bewertung der planbedingten Auswirkungen der
Untersuchungsraum nach Westen bis zum Kreuzungspunkt Hansa-
ring/Albersloher Weg und nach Nordosten bis zur Wolbecker Stralie
aufgeweitet (s.a. Pkt. 4.1 ,Verkehr®). Die gutachterlichen Erganzun-
gen und Aktualisierungen werden Bestandteil der Abwagung. Mit
Erstellung der benannten Gutachten in den aktuellen Datenlagen und
Untersuchungsraumen wird den formalen Erfordernissen nach einer
umfassenden gutachterlichen Bewertung und Prifung der planbe-
dingten Auswirkungen auf die Larm- und Luftschadstoffsituation i.S.
einer sachgerechten Abwagung uneingeschrankt entsprochen.
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Die Larm- und Luftschadstoffsituation im Plangebiet wird gepragt
durch die standortbezogenen Vorbelastungen aus der innerstadti-
schen Lage des Plangrundstiicks zu einer Haupterschlielungsstra-
Re. So werden in der Bestandssituation nahezu im gesamten Unter-
suchungsraum die Orientierungswerte der DIN 18005 Teil 1 Beiblatt 1
gegenuber Verkehrslarm nicht mehr eingehalten, in weiten Teilen
sind die Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV erreicht oder tber-
schritten, teilweise ist auch eine Uberschreitung der Beurteilungspe-
gel von tags 70 dB(A) und nachts 60 dB(A) gegeben, oberhalb derer
Gesundheitsgefahren zu beflrchten sind. Fir den Prognose-Nullfall
fur das Jahr 2018 als Worst-Case-Szenario werden Beurteilungspe-
gel - ohne vorhabenbedingte Larmzuwachse - entlang des Hansar-
ings von aufgerundet bis zu 73 dB(A) tags bzw. 65 dB(A) nachts er-
wartet. GemaR Larmaktionsplan der Stadt Minster liegt der Hansa-
ring jedoch nicht im Bereich der hochbelasteten Raume und ist auch
nicht Bestandteil vorrangiger Larmaktionsmafinahmen (weitergehend
s.a. Kapitel 6.7.1. der Begriindung zum VBP Nr. 535).
Hinsichtlich Luftschadstoffe liegen in der Bestandssituation die rele-
vanten Hintergrundbelastungen aus Stickstoffdioxid (NO,) und Fein-
staub (PM) im Mittelwert bei 20,7 pg/m? fir PMq, 16,3 pg/m? fir
PM, 5 und 21,3 pg/m? fiir NO,. Fur das Bezugsjahr 2018 der Worst-
Case-Betrachtung liegen im Prognose-Nullfall die NO, - Belastungen
mit einem Jahresmittelwert bei 21,9 bis maximal 30,9 pg/m3, fir PMq
bei 21,0 - 26,0 pg/m?* und fir PM, s bei 16,4 - 17,8 ug/m?*. Im Bestand
und in der Prognose fiir 2018 liegen die Luftschadstoffbelastungen
ohne die Zuwachse aus dem Planvorhaben damit deutlich unterhalb
der Grenzwerte fir NO, und PM;o von 40 ug/m?im Jahresmittel und
fir PM 5 von 25 pug/m3. Unzuldssige Uberschreitungen der Tagesmit-
telwerte fur Feinstauimmissionen liegen ebenfalls nicht vor, eine
Uberschreitung des NO, - Kurzzeitgrenzwertes wird gutachterlich
ausgeschlossen (weitergehend s.a. Kapitel 6.7.2. der Begriindung
zum VBP Nr. 535).
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Vor dem Hintergrund der bestehenden Larmsituation sind zusatzliche
Belastungen durch Verkehrslarm als erheblich einzustufen, eine Zu-
nahme von Luftschadstoffen ist als mittlere Beeintrachtigung zu be-
werten (s. Kapitel 8.9 des Umweltberichtes zum VBP Nr. 535). Die
planbedingten Auswirkungen auf die Larm- und Luftschadstoffsituati-
on sind in eine umfangliche Abwagung zu den stadtebaulichen Ziel-
setzungen - auch im Sinne der vorgetragenen Anregung - einzustel-
len.

In der Ubergeordneten stadtebaulichen Gesamtbewertung ist zu-
nachst festzuhalten, dass das Planvorhaben ,Hafencenter’ lediglich
ein ,Baustein” unterschiedlichster Mallnahmen der Stadtentwicklung
in Mlnster ist, die den Strukturwandel des ehemals gewerblich ge-
nutzten Hafenareals im Bereich des Stadthafens 1 in ein gemischt
genutztes Stadtquartier vollziehen sollen. Alle Malihahmen sind aus
dem Masterplan ,Stadthafen Minster” entwickelt, die Auswirkungen
wurden vorab in eine Bewertung eingestellt (s.a. Pkt. 1.1 ,Allgemeine
Belange zu Planverfahren und Gutachten®). Entscheidend sind hier-
bei insbesondere die verkehrlichen Auswirkungen, da neben der
erforderlichen Sicherung einer leistungsfahigen und sicheren Ablei-
tung der mafRnahmebedingten Mehrverkehre mit den zusatzlichen
Verkehrsbelastungen auch zusétzliche Belastungen auf die Larm-
und Luftschadstoffsituation verbunden sind. Die Untersuchung der
verkehrlichen Auswirkungen der Stadtentwicklungsziele ist tber die
Verkehrsuntersuchung (VU) ,Masterplan Stadthafen Minster” von
August 2012 durch die Stadt Minster und der Aktualisierung mit
Stand Januar 2015 erfolgt. Gemaf gesonderter Verkehrsuntersu-
chung zum Bebauungsplan Nr. 535 tragt das Planvorhaben ein-
schliellich der Verkehre aus der 6ffentlichen Quartiersgarage insge-
samt mit 4.500 Kfz/24 h im Planfall 2018 als Zeitpunkt der Inbetrieb-
nahme des Hafencenters mit knapp 45 % und im Planfall 2025 mit
knapp 30 % zum Verkehr der verkehrserzeugenden Projekte des
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Masterplans bei. Von diesen 4.500 Fahrzeugen sind aber nur ca.
1.700 echter Neuverkehr (1.380 Kfz/24h aus den Vorhabennutzun-
gen ,Einzelhandel, Dienstleistungen / Praxen / Biros, Gastronomie
und Wohnen® und rd. 320 Fahrten als Worst-Case-Szenario Uber die
zusatzlich geplante 6ffentliche Quartiersgarage). Fur das Prognose-
jahr 2025 steigt z.B. planbedingt der Verkehr auf dem Hansaring
unmittelbar westlich der ErschlieBung des Hafencenters von 13.500
Fahrzeugen auf 14.900 Fahrzeuge am Tag, unmittelbar 6stlich der
ErschlieBung von 13.400 auf 14.200 Fahrzeuge (vgl. nts, 26.3.2015,
Anlagenteil B, Anlagen 5 und 9, Querschnitte 2 und 3). Fur die daran
angrenzenden StraRenabschnitte nimmt die planbedingte Erhéhung
wegen der Verknlpfung mit anderen Stral3en kontinuierlich ab.

Als wesentliches Ergebnis der VU der Stadt Miinster zum Masterplan
Stadthafen (Stand Januar 2015) ist festzuhalten, dass die Verkehre
der geplanten StrukturmafRhahmen - und damit auch die des Hafen-
centers - leistungsfahig und sicher Uber das 6ffentliche StralRennetz
abgewickelt werden konnen (s. Pkt. 4.1 und 4.3 ,Verkehr). Innerhalb
der Umsetzungsphasen des Masterplans steigt die Verkehrs- und
damit auch die Larm- und Schadstoffbelastung - im Untersuchungs-
raum zwar an, langfristig ist Gber die den Masterplan flankierenden
verkehrlichen Infrastrukturmafinahmen (s. Pkt. 4.4 ,Verkehr®) jedoch
fur wesentliche Bereiche insbesondere am Hansaring ein Riickgang
der Verkehrsbelastungen auf das derzeitige Bestandsniveau, teilwei-
se sogar unter die derzeit bestehenden Belastungen zu erwarten
(vgl. nts, 26.3.2015, S. 14 (Tab. 3) und Anlagenteil B, S. 10). In Be-
zug auf die Immissionssituation bedeutet dies, dass Steigerungen der
Larm- und Luftschadstoffbelastungen aus Mehrbelastungen zwar
gegeben sind, diese jedoch eher punktuell und/oder zeitlich begrenzt
auftreten. Langfristig wird Uber die begleitenden Infrastrukturmaly-
nahmen auch bei Umsetzung aller Projekte des Masterplans die Im-
missionssituation im Planungsraum gegeniber der derzeitigen Situa-
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tion nicht relevant verandert und kann die Umsetzung der Entwick-
lungsziele zur Umstrukturierung des Hafenareals auch unter ange-
messener Beachtung der Belange zum Umweltschutz erwirkt werden.
Damit ist die Planung in der strukturellen Entwicklung und Bewertung
gerade nicht wie vorgetragen zukunftsuntauglich, sondern ein Bei-
spiel aktiver Stadtentwicklungspolitik und offensiver Problemlésung in
den stadtebaulichen Herausforderungen und Konflikten einer geord-
neten stadtebaulichen Entwicklung im Zusammenhang mit erforderli-
chen stadtstrukturellen Veranderungen und den Belangen zum Ge-
sundheitsschutz. Der Vorwurf der Schaffung von stadtebaulichen
Problemen der Zukunft wird ausdricklich zurlickgewiesen.

In der Bewertung des konkreten Planvorhabens zum VBP Nr. 535
ist zunachst festzuhalten, dass derzeit von dem Vorhabengrundstiick
als leergezogene innerstadtische Brachflache keine Larmemissionen
ausgehen. In dem stadtebaulichen Erfordernis zur Revitalisierung der
Brachflache bedeutet dies, dass mit jedweder stadtebaulichen Ent-
wicklung des Grundsticks auch immer Verkehrs- und damit Larmzu-
wachse auf die angrenzende Wohnnachbarschaft gegentiber der
heutigen Situation verbunden sind. Dies schon allein deswegen, weil
unabhangig von Nutzungsstrukturen allein unter dem Aspekt der
Verkehrssicherheit eine Anbindung des rd. 21.000 m? grof3en Grund-
stiicks nur Gber den Ausbau der derzeitigen Grundstiickszufahrt zu
einem lichtsignalgesteuerten Kreuzungspunkt mit entsprechenden
Larmzuschlagen aus dem Betrieb der Ampelanlage maglich ist.

Mit Blick auf die friihere rein gewerbliche Nutzung des Grundstlicks -
u.a. mit dem deutschlandweit grofiten Postzustellstitzpunkt - ist dar-
Uber hinaus mit der nun vorliegenden Vorhabennutzung eines ge-
mischt genutzten Stadtcenters eine Harmonisierung der Nutzungs-
strukturen entsprechend dem stadtebaulichen Zonierungsgebot ver-
bunden, was auch mit einer Reduzierung der Larmimmissionen ins-
besondere aus Betriebslarm einhergeht.
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Dies wird Uber die Untersuchung zum Gewerbeldarm (Schalltechni-
scher Bericht Nr. LL5683.2/03 Stand 19. August 2013 sowie dessen
Erganzung vom 31.03.2015) bestatigt, unzulassige Einwirkungen
aus dem Betrieb des Planvorhabens auf die angrenzenden Nutzun-
gen sind mit den im Bebauungsplan festgesetzten oder im nachfol-
genden bauordnungsrechtlichen Genehmigungsverfahren gesicher-
ten L&rmminderungsmafnahmen nicht zu erwarten, die Richtwerte
der TA Larm werden durchgangig eingehalten und sogar unterschrit-
ten.

Verbleibend sind die Larmzuwachse aus steigenden Verkehrsbelas-
tungen, teilweise befristet bis zur Fertigstellung der ibergeordneten
VerkehrsinfrastrukturmaRnahmen im Jahr 2021/2025, punktuell auch
verbleibend Uber die veranderte verkehrliche Bedeutung von einzel-
nen Straflen im Zuge des Wandels des Hafenareals. (s. Pkt. 4.1 -4.4
.verkehr®). Dabei fuhrt der Mehrverkehr, der aufgrund des Vorhabens
und sonstiger geplanter Strukturmaflnahmen aus dem Masterplan
Stadthafen mittelfristig zu erwarten ist, dazu, dass an einzelnen Ge-
bduden und Fassaden eine hohe Verkehrslarmvorbelastung weiter
gesteigert wird.

Die groten Pegelerh6hungen treten durch den Einfluss der Lichtzei-
chenanlagen und hier insbesondere an dem neu zu errichtenden
Kreuzungspunkt zur Anbindung des Planvorhabens an den Hansa-
ring auf. Im Einwirkungsbereich der neuen Ampelanlage liegt eine
wesentliche Anderung im Sinne von § 1 Abs. 2 Nr. 2 der 16. BIm-
SchV vor, da der Gber den baulichen Eingriff vom Hansaring ausge-
hende Verkehrslarm um - aufgerundet - mindestens 3 dB(A) oder auf
mindestens 70 dB(A) am Tage oder mindestens 60 dB(A) in der
Nacht erhdéht wird. Als maximale Beurteilungspegel werden im zu-
kiinftigen Kreuzungsbereich lber den Zuschlag fiir die Lichtsignalan-
lage und den vorhabenbezogenen Mehrverkehr Pegel von 74/62
dB(A) tags/nachts erwartet, entfernungsabhangig zur geplanten

Beschlussvorschlag
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Lichtzeichenanlage betragen die planbedingten Pegelerhéhungen
tags zwischen 0,2 dB und 4,5 dB (aufgerundet 5 dB) und nachts ma-
ximal 1,6 dB (aufgerundet 2 dB). Abseits des Einwirkungsbereiches
zur Lichtsignalanlage am Hansaring sowie in den untergeordneten
Nebenstralten kann der planverursachte Mehrverkehr zwar zu einer
Pegelerhéhung fiihren, in vielen Abschnitten der hier betrachteten
Strallen trégt er jedoch zu keiner bzw. nur zu einer geringflgigen
Erhéhung um rechnerisch 0,1 dB bis maximal 0,3 dB bei. Diese An-
derung des Beurteilungspegels ist vom menschlichen Gehdr nicht
wahrnehmbar.

Den Immissionen aus Verkehrslarm wird an den Vorhabengebauden
Uber die Festsetzung passiver SchallschutzmafRnahmen im Bebau-
ungsplan begegnet. An den Bestandsgebauden werden fir die Fas-
saden/Geschosse, fiir die im Gutachten die Anwendungsvorausset-
zungen nach § 1 Abs. 2 Nr. 2 16. BImSchV aus dem baulichen Ein-
griff in den Hansaring nachgewiesen sind Larmminderungsmafnah-
men aus dem Anspruch auf passiven Schallschutz gemaR § 42 Blm-
SchG in Verbindung mit der 24. BImSchV umgesetzt.

Neben diesen gesetzlichen Anspriichen auf Larmsanierung werden
Uber den Einwirkungsbereich des baulichen Eingriffs hinaus als frei-
willige Leistung durch den Vorhabentrager passive Larmschutzmal3-
nahmen an Fassaden/Geschossen bei planbedingten Pegelerhéhun-
gen um mindestens 0,3 dB(A) an den als Mischgebiet festgesetzten
oder einzustufenden Gebauden mit zuklnftigen Beurteilungspegeln
tags/nachts von aufgerundet > 72/62 dB(A) (ausgenommen Laden
nachts) und fur als Allgemeines Wohngebiet festgesetzte oder einzu-
stufende Gebaude mit zukiinftigen Beurteilungspegeln von > 70/60
dB(A) vorgenommen. Die Leistungen umfassen den Austausch/Ein-
bau von Fenstern, Balkonturen (inklusive Rollladenkasten) und kiinst-
lichen Luftungseinrichtungen, soweit diese nach der 24. BImSchV
erforderlich sind, sie umfassen nicht die Ertlichtigung sonstiger Um-
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fassungsbauteile. Innerhalb der Bewertungsgrenze sind Gber den
Prognosefall neben Pegelveranderungen aus der allgemeinen Ver-
kehrsentwicklung auch die Pegelerh6hungen durch die Gbrigen
Strukturmalnahmen des Masterplans Stadthafen erfasst. Die Siche-
rung der benannten Larmminderungsmaflnahmen an den Bestands-
gebauden erfolgt Giber den Durchfiihrungsvertrag, insbesondere da
es sich um Malinahmen auf3erhalb des Geltungsbereiches des Be-
bauungsplanes handelt. Im Einzelfall ist Gber die Umsetzung der
MaRnahmen eine Aufwertung der Wohn- und Lebenssituation fir die
Bewohner gegenliber der derzeitigen Situation gegeben.

Hinsichtlich der Luftschadstoffsituation werden It. Gutachten auch
nach Umsetzung des Planvorhabens die Grenzwerte fir NO, und
Feinstaub in allen untersuchten Strallenabschnitten sicher eingehal-
ten und sind Grenzwertliberschreitungen auch im umliegenden, ver-
kehrlich meist gering belasteten Strallennetz nicht zu erwarten. Die
Schadstoffkonzentrationen werden Uber die planbedingten Mehrver-
kehre zwar erhoht, der Einfluss des Vorhabens auf die Luftschad-
stoffsituation ist mit einer maximalen relativen Zunahme der Belas-
tungen im Jahresmittel fir NO, mit 3,4 %, fir PMo mit 1,2 % und 1 %
fur PM2,5 jedoch eher gering bzw. sehr gering. Ubergeordnete Rege-
lungen z.B. auf der Ebene eines Luftreinhalteplanes sind nicht zu
treffen.

Die weiteren Details zur Bewertung der planbedingten Auswirkungen
auf die Verkehrs-, Gewerbelarm- und Luftschadstoffsituation sind den
Kapiteln 6 ,Schallimmissionen® und 7 ,Luftschadstoffe” zu entneh-
men.

Fazit: Die Immissionssituation im Umfeld des Planvorhabens ist ge-
pragt durch die standortbezogenen Vorbelastungen aus der inner-
stadtischen Lage des Plangrundstlicks entlang einer Haupterschlie-
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5.2

Abwaégungsinhalt

In naher Zukunft ist gerade fiir unser Haus (Anmerkung: Gebaude
Hansaring 46-48) mit gesundheits- und damit grundrechtsrelevanten
Larmbelastungen zu rechnen. Die Stadt hat als Teil des Staates zu-

Abwiégung
Rungsachse. Hierbei ist die Verkehrslarmsituation als erheblich zu
bewerten. Mit Unterschreitung der Grenzwerte fiir Luftschadstoffe
auch nach Umsetzung des Planvorhabens ist eine Gesundheitsge-
fahrdung durch Luftschadstoffe nicht gegeben, unzuléssige Uber-
schreitungen der Richtwerte fiir Betriebslarm durch das Planvorha-
ben sind in Anwendung der festgesetzten Larmminderungsmafnah-
men ebenfalls nicht zu erwarten. Hinsichtlich Verkehrslarm waren bei
jeder Entwicklung des Vorhabengrundstiicks Mehrbelastungen auf
die angrenzende Wohnnachbarschaft gegeben. Vor dem Hintergrund
gesamtstruktureller Entlastungswirkungen aus den geplanten Uber-
geordneten Verkehrsinfrastrukturmaflinahmen sowie lber die Umset-
zung von passivem Schallschutz aus den Anspruchsvoraussetzun-
gen gemal § 42 BImSchG in Verbindung mit der 24. BImSchV sowie
freiwilligen Leistungen des Vorhabentragers zur Larmminderung an
den am starksten belasteten Bestandsgebauden der Wohn- und
Mischgebiete kann den Belastungen angemessen entgegengewirkt
werden (s. a. Abwagung zu Pkt. 6.4 ,Schallimmissionen®). Verblei-
bende planbedingte Larmzuwéachse sind in Abwagung der Belange
zum Immissionsschutz und den Erfordernissen nach einer geordne-
ten Innenentwicklung innerhalb formulierter stadtischer Entwicklungs-
ziele zugunsten der Revitalisierung des brachliegenden Innenstadt-
grundstiicks hinnehmbar.

Vor dem Hintergrund der Einbettung des Planvorhabens in einen
stédtebaulich verkehrlichen Gesamtkontext zukunftiger Stadtentwick-
lungsziele ist der Vorwurf einer fehlenden Zukunftstauglichkeit des
Planvorhabens unbegriindet. Zukiinftige Grenz- bzw. Richtwerte
kdnnen zum heutigen Stand der Planung nicht herangezogen und in
eine Abwagung eingestellt werden.

Bei der Bewertung der Larmbelastungen ist zu beriicksichtigen, dass
es keine konkreten Grenzen fur das MaR der absoluten Unzumutbar-
keit bzw. gesundheitsrelevanten Erhdhungen gibt. Erfahrungsgemaf

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.24
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Abwaégungsinhalt Abwiégung Beschlussvorschlag

vorderst dafiir zu sorgen, dass der Grundrechtsschutz garantiert wird. | werden als Grenze der Unzumutbarkeit Beurteilungspegel von tags

(Siehe Musterstellungnahme 3 Kapitel 2 Seite 2; Musterstellungnah- | 70 dB(A) - 75 dB(A) und nachts 60 dB(A) - 65 dB(A) angesehen.

me 1 Seite 4) Auch gibt es keinen allgemeinen zwingenden Rechtssatz, wonach
eine Planung, die zu einer Larmbelastung - als AuRenwert - von mehr
als 70 dB(A) tags und 60 dB(A) nachts fihrt, mit Blick auf Art. 2 Abs.
2 Satz 1 GG generell aus Rechtsgriinden nicht vollzogen werden
kann. Bei einer Uberschreitung des kritischen Toleranzwertes bei
ohnehin schon hoher Larmvorbelastung bleibt bis einem Bereich bis
75 dB(A) tags und 65 dB(A) nachts Raum fir eine Priifung, ob die
planbedingte Erhéhung noch hinnehmbar ist. Dieser Prifung wird mit
den vorliegenden Gutachten in der Abwagung der Belange zum Im-
missionsschutz und den Erfordernissen nach einer geordneten In-
nenentwicklung innerhalb formulierter stadtischer Entwicklungsziele
fur das brachliegende Vorhabengrundstiick uneingeschrankt ent-
sprochen. Weitergehend s. Abwagung zu Pkt. 5.1.

Die stralRenseitige Fassade des Hauses Hansaring 46 - 48 liegt in-
nerhalb des Bereiches mit Anspruchsvoraussetzungen auf passive
AusgleichsmaRnahmen im Zusammenhang mit dem baulichen Ein-
griff in den 6ffentlichen Verkehrsweg des Hansarings gem. § 42 BIm-
SchG in Verbindung mit der 24. BImSchV. Mit Prufung und etwaiger
Umsetzung von Ausgleichsmallinahmen am Gebaude Hansaring 46 -
48 wird den Erfordernissen des Larmschutzes in der getroffenen
Abwagung stadtebaulicher Belange und der Belange des Immissi-
onsschutzes fir den Standort angemessen entsprochen.

Fazit: Ein Eingriff in den Grundrechtsschutz ist mit Umsetzung der
Entwicklungsziele des VBP 535 nicht gegeben, eine Verletzung der
Gesundheitsvorsorgepflicht durch die Stadt Minster liegt nicht vor.
Den Eigentimern des Hauses Hansaring 46 - 48 steht fir die Fassa-
den/Geschosse, fur die die Anwendungsvoraussetzungen nach § 1
Abs. 2 Nr. 2 16. BImSchV nachgewiesen sind, Anspruch auf passi-
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5.3

Abwaégungsinhalt

Das (Anmerkung: Unzumutbare und auf Dauer gesundheitsschadli-
che Belastungen durch Immissionen vor allem aus Larm und Luft-
schadstoffe) gilt auch schon bereits fiir die Bauphase samt riesiger
und tiefer Tiefgarage in schwierigem Baugrund neben dem Hafen
bzw. DEK (Anmerkung: Dortmund-Ems-Kanal). Weiterhin befiirchte
ich zu hohe Immissionen durch Erschilitterung (vor allem Bauphase
[Tiefgarage, Wasserhaltung, Griindung in unmittelbarer Néhe zu
Bestandsbebauung]; im Betrieb u. a. durch LKWs, Licht (Bauphase
und Betrieb) und Gertiche (vermutlich vor allem Betriebsphase (Ab-
lufteinrichtungen, Abfallcontainer, etc.)).

(Siehe Musterstellungnahme 1 Seite 3 und 5, Musterstellungnahme &
Seite 3)

Abwiégung
ven Schallschutz gemaR § 42 BImSchG in Verbindung mit der 24.
BImSchV zu. In der Abwagung der Belange zum Immissionsschutz
und den Erfordernissen nach einer geordneten stadtebaulichen In-
nenentwicklung innerhalb formulierter stadtischer Entwicklungsziele
sind verbleibende Larmpegelerh6hungen hinnehmbar (weitergehend
s. Abwagung zu Pkt. 5.1).
Die vorliegenden Larmgutachten dienen der Bewertung der Ver-
kehrs- und Gewerbelarmsituation und der Sicherung geeigneter
SchutzmalRnahmen zur Einhaltung der Orientierungs-, Grenz- und
Richtwerte im Rahmen der Bauleitplanung. Das Luftschadstoffgut-
achten bewertet die Luftsituation hinsichtlich Feinstaub und Stick-
stoffdioxide nach Umsetzung des Planvorhabens (s. Abwagung zu
Pkt. 5.1). Zusatzliche Untersuchungen zu Baustellengerauschen oder
Schadstoffbelastungen im Zuge der Bautatigkeit sind grundsatzlich
nicht Gegenstand der Bauleitplanung, sondern werden bei Erforder-
nis im Rahmen des konkreten Bauantragsverfahrens beigebracht.
Dies erfolgt u. a. vor dem Hintergrund, dass wahrend der Bautatigkeit
entstehende Emissionen mit den unterschiedlichsten Immissionsty-
pen und -quellen nicht Uber Festsetzungen im Bebauungsplan reg-
lementiert bzw. bewertet werden kénnen.

Planungsrechtlich relevante Einwirkungen aus Erschutterungen und
Geruchsimmissionen durch das Planvorhaben sind ebenfalls nicht zu
erwarten, die festgesetzten Vorhabennutzungen fallen nicht unter die
gemal Abstandserlass gelisteten Anlagentypen geruchs- und er-
schutterungsintensiver Betriebe im Sinne des BImSchG. Auswirkun-
gen auf Bestandsgebaude durch Erschitterungen wahrend der Bau-
tatigkeiten kdnnen nicht ausgeschlossen werden, hier sind Uber das
standardgemaRe Beweissicherungsverfahren mit Erfassung aller
baumalRnahmebedingten Schaden an den Bestandsgebauden alle
Folgewirkungen abschlieltend geregelt.

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht
gefolgt bzw. betrifft die

Anregung Aspekte auBler-
halb des Bebauungsplans
fiir die sich eine Be-
schlussfassung erubrigt.

1.2.25
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5.4

Abwaégungsinhalt

(...) Die Belastungen durch Lédrm, COZ2 und Feinstaub haben nicht
allein die Anwohnerlnnen des Hansarings zu tragen, sondern auch
die Menschen in den derzeit noch verkehrsberuhigten Wohnvierteln
beiderseits des Hansarings.

(Siehe Musterstellungnahme 1 Seite 3; Musterstellungnahme 5 Seite
3; Musterstellungnahme 2 Kapitel 2 Seite 2; Musterstellungnahme 4
Kapitel 2 Seite 1)

Abwiégung Beschlussvorschlag
Wie bei Vorhaben dieser Gré3e grundsatzlich tblich, wird zum

Schutz der angrenzenden Nutzungen fir die Phase der Bautatigkeit

ein Baustellenmanagement durchgefiihrt, das die wesentlichen As-

pekte des Immissionsschutzes gewahrleistet und sichert. Einflisse

und MalRnahmen zur Wasserhaltung und Griindung s. Abwagung zu

Pkt. 9 ,Grundwasser".

Fazit. Insgesamt sind die vorgetragenen Beflirchtungen nicht zutref-
fend bzw. kann ihnen durch geeignete Sicherungs- und Minderungs-
maflnahmen wahrend der Bautatigkeiten aktiv entgegengewirkt wer-
den. Weitergehende planungsrechtliche Belange werden nicht be-
ruhrt.

Dem Erfordernis, die planbedingten Auswirkungen auf die Belange
des Immissionsschutzes auch fiir die an den Hansaring angrenzen-
den Wohnbereiche zu betrachten, wurde mit Aufweitung des Unter-
suchungsraumes nach Westen bis zum Albersloher Weg und der
Wolbecker Strafle im Nordosten einschlief3lich der Einmiindungsbe-
reiche der jeweils anschlieRenden Wohnstralen entsprochen. Uber
die ermittelten Beurteilungspegel im Anschluss der untergeordneten
Strallen an die HaupterschlieSungsstralen sind Aussagen Uber die
weitere Entwicklung der Larm- und Luftschadstoffsituation in den
rickwartigen inneren Strallenbereichen herzuleiten. Zunachst ist
festzuhalten, dass im Ubergang der siidostlichen Innenstadt zum
Stadthafen 1 die Bereiche zwischen Hansaring und Hafenweg von
den strukturellen Veranderungen des Masterplans ,Stadthafen Miins-
ter verstarkt betroffen sind. Fir die Bereiche ndérdlich des Hansarings
ist Uber die fehlende Netzfunktion der Stra3en zu anderen lberge-
ordneten StralRen eine relevante planbedingte Zunahme der Ver-
kehrsbelastung - und damit auch der L&rm- und Schadstoffbelastung
- nicht zu erwarten (s.a. Pkt 4.1 ,Verkehr").

gefolgt.
1.2.26

Die gutachterlichen Ergebnisse zeigen, dass planbedingte Zunahmen
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Abwaégungsinhalt

Abwagung Beschlussvorschlag
der Verkehre und in der Folge auch der Larm- und Schadstoffbelas-
tungen auch in Straenbereichen abseits des Hansarings gegeben
sind (s. Pkt. 4.3 ,Verkehr* sowie Pkt. 6.1 ,Schallimmissionen” und
Pkt. 7.1 ,Luftschadstoffe®). Bezogen auf die Verkehrslarmsituation
sind die vorhabenbedingten Auswirkungen fiir den Gberwiegenden
Teil der WohnstralRen abseits des Hansarings jedoch als eher gering
einzustufen. So sind fur das Jahr 2018 in den betrachteten Straflen-
abschnitten des Hansaplatzes, der Papenburger StralRe, der Soester
StralRe, Lingener Stral’e und der Schillerstralte keine bzw. maximale
Pegelerhéhungen von bis zu 0,2 dB zu erwarten, mit Pegelerhéhun-
gen von maximal 0,1 dB in der Bernhard-Ernst-Stral3e und der Bre-
mer Strale ist von keinem Einfluss des Planvorhabens auf die Ver-
kehrslarmsituation auszugehen. In den betrachteten Straflenab-
schnitten der Dortmunder Stral’e und des Hafenwegs sind planbe-
dingte Pegelerhdhungen teilweise oberhalb von 1,0 dB bis aufgerun-
det von maximal 3,0 dB zu erwarten. Entwicklungsbedingt liegen die
deutlichsten Zunahmen am Hafenweg (Erhéhungen tags von aufge-
rundet bis zu 3,0 dB und nachts von 2,0 dB), in der Dortmunder Stra-
Re im Eckbereich zum Hansaring liegt die Zunahme zwischen 0,2
und 1,2 dB, im weiteren Verlauf sind Pegelerhdhungen von bis zu 2,0
dB zu erwarten. Bei einer vergleichbaren Bewertung wie beim bauli-
chen Eingriff im Sinne der 16. BImSchV lage an den Stral3enab-
schnitten jedoch keine wesentliche Anderung im Sinne des § 1 der
16. BImSchV vor. Im Anschlussbereich der Emdener Stralle zum
Hansaring sind - abstandsbedingt zur geplanten Lichtsignalanlage -
Pegelerhéhungen um bis zu aufgerundet 5 dB tags und maximal 2
dB nachts zu erwarten. Hier greifen - mit Ausnahme des Gebaudes
Emdener Str. 29 (Westfassade, nur 4. OG) - die Larmminderungs-
mafinahmen aus dem baulichen Eingriff in den Hansaring mit dem
Anspruch auf passiven Schallschutz gemaR § 42 BImSchG in Ver-
bindung mit der 24. BImSchV (s. Abwagung zu Pkt. 5.1).

Die Pegelerhéhungen in den benannten Abschnitten betreffen ent-
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Abwaégungsinhalt

Abwagung Beschlussvorschlag

sprechend der verkehrlichen Bedeutung der jeweiligen Strallen Be-

reiche mit Grenzwertunter- oder -liberschreitungen, teilweise sind

aber auch Strallenabschnitte mit Beurteilungspegeln > 70/60 dB(A)

tags/nachts betroffen. Fur das Jahr 2025 ergeben sich durch die

Ubergeordneten VerkehrsinfrastrukturmaRnahmen (s. Pkt. 4.4 ,Ver-

kehr®) geringfligige Verbesserungen, mit zunehmender Verkehrsbe-

deutung sind aber auch teilweise Erhéhungen zu verzeichnen (wei-

tergehend s.a. Kapitel 6.7.1. der Begriindung zum VBP Nr. 535).

In Bezug auf Luftschadstoffe ist bereits in den hdchst belasteten
Bereichen des Hansarings (NO, max. 32,0 ug/m3, PM,, max. 26,3
pg/m3, PM, s max. 17.9 ug/m?®) eine deutliche Unterschreitung der
Grenzwerte der 39. BImSchV von 40 pg/m?® im Jahresmittel fir NO,
und PMyo und 25 pg/m? fir PM, 5 zu erwarten. In Abhéngigkeit von
der Verkehrsbelastung und der Art der Bebauung weisen dazu die
weniger stark befahrenen oder locker bebauten StralRenabschnitte
die geringsten Belastungen auf. So liegen mit 22,0 ug/m? fur die
Bernhard-Ernst-Straf3e nordlich des Hafenwegs, 22,1 ug/m? fir den
Hafenweg 6stlich der Dortmunder Stral’e und 23,1 ug/m? fir die
Dortmunder StralRe die NO2-Belastungen hier nur geringfligig tiber
der gemittelten Hintergrundbelastung von 21,3 pg/m3. Der Anstieg
der Stickstoffdioxidkonzentration liegt hier bei weniger als 2 %. Unzu-
lassige NO, -Stundenmittelwertiiberschreitungen oder Uberschrei-
tungen des NO, - Kurzzeitgrenzwertes sind ebenfalls nicht gegeben.
Die PM4, und PM, 5 Belastungen auRerhalb der Hauptverkehrsstra-
Ren liegen mit 21,1 bzw. 16,4 ug/m? in der Bernhard-Ernst-Strafte
nordlich des Hafenwegs bis maximal 24,6 bzw. 17,6 ug/m? an der
Bremer Stralle nérdlich des Hansarings ebenfalls deutlich unterhalb
der zulassigen Grenzwerte. Der planbedingte Anstieg der PMo Be-
lastung ist auerst gering und liegt in allen StraBenabschnitten bei
maximal 0,3 pg/m? im Jahresmittel, die hdchste relative Zunahme
betragt 1,2 % am Hafenweg zwischen Bernhard-Ernst und Soester
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Abwaégungsinhalt

Abwagung Beschlussvorschlag
Stral3e. Der Einfluss der Planung auf den PM; 5 - Jahresmittelwert ist
sehr gering. Der Anstieg der PM, 5 - Immissionen im Planfall betragt
im gesamten Untersuchungsraum weniger als 1 %. Eine unzulassige
Uberschreitung des PMy, - Tagesmittelwertes ist auch fiir das umlie-
gende, meist schwach befahrene Stral’ennetz nicht zu erwarten (wei-
tergehend s.a. Kapitel 6.7.2. der Begriindung zum VBP Nr. 535).

Fazit: In der Gesamtbewertung sind die Auswirkungen des Planvor-
habens auf die Larm- und Luftschadstoffsituation in den Wohnvierteln
beidseitig des Hansarings als eher untergeordnet einzustufen. Fur
die verkehrsberuhigten Bereiche nérdlich des Hansarings sind auf-
grund fehlender Verkehrsbeziehungen der Strafl3en im Ubergeordne-
ten StralRennetz planbedingte relevante Veranderungen in der Ver-
kehrs- und damit Larm- und Luftschadstoffbelastung nicht zu erwar-
ten. Sidlich der HaupterschlieBungsstrale werden die Wohnberei-
che starker belastet, wobei im Wesentlichen die Veranderungen aus
der veranderten verkehrlichen Bedeutung der Stral’en im Ubergeord-
neten Kontext der Gesamtmafinahmen im Bereich des Stadthafens 1
begriindet sind. Die Pegelerhéhungen zum Verkehrslarm betreffen
teilweise Bereiche mit Grenzwertliberschreitungen bzw. teilweise
auch Bereiche mit Beurteilungspegeln > 70/60 dB(A), der Einfluss
des Planvorhabens auf die Verkehrslarmsituation in den untergeord-
neten Strafl’en liegt mit planbedingten Pegelerhéhungen von 0,1 dB
bzw. 0,2 - 0,3 dB jedoch deutlich unterhalb der Schwelle der Wahr-
nehmung durch das menschliche Gehér von >1,0 dB. Daruber hin-
ausgehende Pegelerhéhungen sind auf einzelne Teilabschnitte der
Dortmunder Stralle und des Hafenwegs beschrankt, vergleichend
zum baulichen Eingriff I&ge jedoch noch keine wesentliche Anderung
im Sinne des § 1 der 16. BImSchV vor. Eine Ausnahme bildet - ab-
standsbedingt zur geplanten Lichtsignalanlage am Hansaring - der
Anschlussbereich der Emdener Stral’e zum Hansaring. Hier greifen -
mit Ausnahme des Gebaudes Emdener Str. 29 (Westfassade, nur 4.
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Schallimmissionen

(...) der Umweltbericht flihrt zu den derzeitigen Larmbelastungen aus,
dass Grenzen schon (iberschritten sind. So heif3t es auf S. 80 des
Begriindungsentwurfs:

»,Gemal dem ,Schalltechnischen Bericht Nr. LL5683.2/04 zur Bewer-

Abwiégung
OQG) - die Larmminderungsmafnahmen aus dem baulichen Eingriff in
den Hansaring mit dem Anspruch auf passiven Schallschutz gemaR §
42 BImSchG in Verbindung mit der 24. BImSchV (s. Abwagung zu
Pkt. 5.1).

Ein relevanter Einfluss des Planvorhabens auf die Luftschadstoffsitu-
ation in den verkehrsberuhigten Wohnvierteln ist mit einem Anstieg
der Stickstoffdioxidkonzentration von weniger als 2 % und einer rela-
tiven Zunahme fir Feinstaub von 1,2 % (PMy,) bzw. weniger als 1 %
(PM,5) bei gleichzeitiger deutlicher Unterschreitung der gesetzlichen
Grenzwerte nicht gegeben.

Unabhangig von den ermittelten Ergebnissen sind Uber die mit dem
Planvorhaben einhergehende Errichtung der 6ffentlichen Quartiers-
garage mit ca. 220 Quartiersstellplatzen auch Entlastungswirkungen
auf die Larm- und Luftschadstoffsituation durch wegfallende Park-
platzsuchverkehre insbesondere in den verkehrsberuhigten Wohn-
vierteln zu erwarten.

In der Gesamtabwagung stadtebaulicher Belange nach einer geord-
neten Innenentwicklung und den Belangen des Immissionsschutzes
sind die Larmzuwachse und planbedingten Erhéhungen der Luft-
schadstoffe in den Wohnvierteln beidseitig des Hansarings hinzu-
nehmen. Weitergehend siehe Abwagung zu Pkt. 5.1.

Die Aussagen Uber die bestehende Verkehrslarmsituation sind zutref-
fend und resultieren aus den standortbezogenen Vorbelastungen in
der innerstadtischen Lage des Plangrundstlcks zu einer Haupter-
schlieBungsstralie. Dabei wird nicht verkannt, dass die Verkehrs-

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.27
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Abwaégungsinhalt

tung der schalltechnischen Auswirkungen der vorhabenbezogenen
Verkehrserzeugung auf die Verkehrsldrmsituation im Bereich der
vorhandenen Wohnnachbarschaft” der Zech Ingenieurgesellschaft
mbH werden jedoch bereits fiir den Nullfall im Prognosehorizont 2016
- also ohne zusétzliche Larmzuwéchse aus dem geplanten Vorha-
ben, alleinig aus den Verkehrsbelastungen Beurteilungspegel von
70/60 dB(A) tags/nachts erreicht und punktuell an relevanten Stellen
sogar (berschritten.”

(...) In naher Zukuntft ist in der direkten Umgebung des geplanten
Hafencenters mit gesundheits- und damit grundrechtsrelevanten
Larmbelastungen zu rechnen. Es ist vollig unversténdlich, wieso in
eine solche Situation ein Einkaufszentrum mit weiteren erheblichen
L&rmpotenzialen geplant wird.

(Siehe Musterstellungnahme 1 Seite 4)

Abwiégung
larmbelastung auf dem Hansaring sowohl heute, wie auch zukiinftig
ohne Planvorhaben im kritischen Bereich liegt und durch das Plan-
vorhaben weiter gesteigert wird. Insgesamt sind die zukunftigen
Mehrbelastungen nicht nur durch das Planvorhaben Hafencenter,
sondern durch alle zu erwartenden verkehrsbedeutsamen Mal3nah-
men aus dem Masterplan ,Stadthafen Munster’ bedingt, das Planvor-
haben - einschlieBlich der Verkehre aus der 6ffentlichen Quartiersga-
rage - tragt im Planfall 2018 als Zeitpunkt der Inbetriebnahme des
Hafencenters mit knapp 45 % und im Planfall 2025 mit knapp 30 %
zum Verkehr der verkehrserzeugenden Projekte des Masterplans bei.

Beschlussvorschlag

Die maximalen Beurteilungspegel entlang des Hansarings liegen im
Prognose-Nullfall fir das Jahr 2018 als Worst-Case-Szenario bei
aufgerundet 73 dB(A) tags und 65 dB(A) nachts, im Planfall 2018, mit
den Auswirkungen des Planvorhabens, werden Beurteilungspegel
von aufgerundet bis zu 74/65 dB(A) tags/nachts erwartet. Die starks-
ten planbedingten Erhéhungen werden sich im Bereich der geplanten
Anbindung des Vorhabens an den Hansaring ergeben, weil hier -
neben dem planbedingten Mehrverkehr - ein Ampelzuschlag bis 3,0
dB gemals RLS 90 fiir die geplante Lichtsignalanlage im Tagesbe-
trieb zu bertcksichtigen ist. Insgesamt werden sich in diesem Bereich
Erhéhungen der Verkehrslarmimmissionen tags von 0,2 dB - 4,5 dB
(aufgerundet 5 dB) und nachts maximal von 1,6 dB (aufgerundet 2
dB) auf Werte von maximal 73,1/61,8 dB(A) tags/nachts (aufgerundet
74/62 dB(A) tags/nachts ergeben. Fir den Nachtzeitraum von 22:00 -
6:00 Uhr wird die Ampel Gber den Hansaring als reine FulRgangerbe-
darfsampel geschaltet, die Einmiindung des Vorhabens in den Han-
saring ist von der Signalisierung der Bedarfsampel ausgenommen.
Mit Verweis auf das Urteil des OVG Rheinland-Pfalz vom 2.5.2002 —
1 C 11563/00, Juris, Rn. 70 f ist ein Ampelzuschlag fir die Bedarfs-
ampel im Nachtzeitraum nicht anzusetzen und ist somit auch nicht
Gegenstand der gutachterlichen Larmuntersuchungen zur Lichtsig-
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Abwagung Beschlussvorschlag
nalanlage. Mit den ermittelten Larmsteigerungen steht den betroffe-
nen Eigentiimern ein Anspruch auf Gewahrung passiven Schall-
schutzes gemal § 42 BImSchG, § 1 Abs. 2 Nr. 2 16. BImSchV, 24.
BImSchV zu. Dies betrifft Fassaden/Geschosse von 14 Hausern.
Dennoch verbleibt eine erhebliche, abwagungsbedeutsame Betrof-
fenheit, insbesondere fiir die Eigentimer, die bereits iber passiven
Schallschutz entsprechend der 24. BImSchV verfigen und deswegen
die Erhohungen ohne Ausgleich ber zusatzliche Schallschutzein-
richtungen hinnehmen mussen. Die Erhéhung resultiert allerdings
weniger aus dem planbedingten Mehrverkehr, sondern aus der Licht-
signalanlage, die nicht nur der Erschliefung des Vorhabens dient,
sondern auch allgemein der Verkehrssicherheit auf diesem Stiick des
Hansarings, etwa dem fu3laufigen Verkehr zwischen den bereits
vorhandenen Rewe- und Penny-Markten.

Abseits des Einmindungsbereichs liegen die Larmsteigerungen ent-
lang des Hansarings maximal bei 0,3 dB. Da in diesem Bereich teil-
weise das kritische Niveau von 70/60 dB(A) erreicht oder weiter ge-
steigert wird, hat sich der Vorhabentrager im Durchfihrungsvertrag
verpflichtet, auch hier passiven Schallschutz zu gewahren, soweit an
einzelnen Fassaden im Mischgebiet der Wert von (aufgerundet) 72
dB(A) am Tage oder 62 dB(A) nachts oder im allgemeinen Wohnge-
biet von 70 dB(A) tags oder 60 dB(A) nachts erreicht wird und der
Mehrverkehr aus den Projekten des Masterplans Stadthafen mit einer
Steigerung von mindestens 0,3 dB zu diesen Werten beitragt. Dies ist
an einzelnen Fassaden/Geschossen von 22 Hausern der Fall. Die
Leistungen umfassen den Austausch/Einbau von Fenstern, Balkonti-
ren (inklusive Rollladenkasten) und kinstlichen Liftungseinrichtun-
gen, soweit diese nach der 24. BImSchV erforderlich sind, sie umfas-
sen nicht die Ertlichtigung sonstiger Umfassungsbauteile. Die An-
spruchsberechtigten werden hiertiber informiert.

Im Bereich der angrenzenden Wohnstrallen zum Hansaring kann das
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Abwagung Beschlussvorschlag
Planvorhaben ebenfalls zu einer Erhéhung der Beurteilungspegel
fuhren. Die Pegelerh6hungen betreffen teilweise Bereiche mit
Grenzwertliberschreitungen bzw. teilweise auch Bereiche mit Beurtei-
lungspegeln > 70/60 dB(A), der Einfluss des Planvorhabens auf die
Verkehrslarmsituation liegt mit planbedingten Pegelerhdhungen von
0,1 dB bzw. 0,2 - 0,3 dB jedoch deutlich unterhalb der Schwelle der
Wahrnehmung durch das menschliche Gehoér von >1,0 dB. Dartber
hinausgehende Pegelerhohungen sind auf einzelne Teilabschnitte
der Dortmunder Strale und des Hafenwegs beschrankt, vergleichend
zum baulichen Eingriff I&ge jedoch noch keine wesentliche Anderung
im Sinne des § 1 der 16. BImSchV vor. Eine Ausnahme bildet - ab-
standsbedingt zur geplanten Lichtsignalanlage am Hansaring - der
Anschlussbereich der Emdener Stral’e zum Hansaring mit Pegeler-
héhungen um aufgerundet bis zu 5 dB tags und maximal 2 dB
nachts. Hier greifen - mit Ausnahme des Gebaudes Emdener Str. 29
(Westfassade, nur 4. OG) - die LarmminderungsmalRnahmen aus
dem baulichen Eingriff in den Hansaring mit dem Anspruch auf passi-
ven Schallschutz gemaR § 42 BImSchG in Verbindung mit der 24.
BImSchV (weitergehend s. Pkt. 5.1 und 5.4 ,Allgemeine Belange zu
Immissionen®).

In der Abwagung dokumentiert die Nichteinhaltung der gebietsbezo-
genen Orientierungswerte der DIN 18005-1 und weitergehende
Uberschreitung der Grenzwerte der Verkehrslarmschutzverordnung
bereits im Bestand eine fast typische Verkehrslarmsituation entlang
von Hauptverkehrsachsen in zentralen Innenstadtlagen. Stadtplane-
risch kann auf der Einzelprojektebene darauf nicht eingewirkt wer-
den, da durchgreifende Larmminderungsmafinahmen aus einer
Ubergeordneten Verkehrslarmsituation tUber ein Einzelprojekt nicht
umsetzbar sind. Andererseits steht eine Uberplanung innerstadti-
scher Grundstucksflachen mit geringstmoéglichen Larmauswirkungen
oder gar larmneutralen Nutzungen den stadtebaulichen und infra-
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Abwaégungsinhalt
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strukturellen Erfordernissen des konkreten Standortes - wie auch in
diesem Fall tGber das Erfordernis zur Sicherung der Versorgungsfunk-
tion im Stadtquartier Uber die Errichtung der Einzelhandelsnutzungen
(s. Pkt. 3.1 ,Einzelhandel“) - oftmals entgegen. Vor dem benannten
Hintergrund ist die Nichteinhaltung der gebietsbezogenen Orientie-
rungswerte der DIN 18005-1 und weitergehende Uberschreitung der
Grenzwerte der 16.BImSchV nicht zu vermeiden und hinnehmbar.

In den Bereichen mit Beurteilungspegeln >70/60 dB(A) tags/nachts
liegt eine besondere Betroffenheit und Sorgfaltspflicht im Sinne der
Larmvorsorge vor. Vor dem Hintergrund, dass die wesentlichen
Larmzuwachse Uber den Ampelzuschlag aus dem Ausbau der der-
zeitigen Grundstiickszufahrt zu einem lichtsignalgesteuerten Kreu-
zungspunkt resultieren (s.o.), wurden fir eine magliche Larmminde-
rung vorab alternative Losungen zur Anbindung des Plangrundstlicks
an den Hansaring gepruft. Die Prifung erfolgte fiir sechs Varianten
als unsignalisierter Kreuzungsbereich, Kreisverkehr, elliptischer
Kreisverkehr, Nur-rechts-rein/rechts-raus-L6sung und als alleinige
Lichtsignalanlage fir FuBganger in zwei Varianten. Im Ergebnis ist
festzuhalten, dass alternative Losungen zur Gewahrleistung eines
leistungsfahigen Verkehrsflusses abseits einer Ampelanlage zwar
grundsatzlich gegeben sind, die groRtmaogliche Verkehrssicherheit ist
jedoch nur mit einer LSA gegeben. Der Betrieb der Ampelanlage ist
nur fir den Tageszeitraum zwischen 6:00 - 22:00 Uhr erforderlich
(nachts lediglich Schaltung als FuRgangerbedarfsampel.). In Abwa-
gung aller verkehrs-, sicherheits- und larmtechnischer Belange wurde
die LSA-L&sung - trotz der damit verbundenen Larmzuschlage - in
Abstimmung mit den Fachamtern der Stadt Miinster dem VBP zu-
grunde gelegt (weitergehend s. Kapitel 6.7.1 der Begriindung zum
VBP Nr. 535 sowie Abwagung zum Pkt. 4.7 ,Verkehr®).

Das Erfordernis zur Errichtung der Ampelanlage ist unabhangig vom
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Planvorhaben ,Hafencenter’ bereits aus der Quantitat der Verkehrs-
bewegungen im Zusammenhang mit der geplanten stadtischen Quar-
tiersgarage mit ca. 220 6ffentlichen Stellplatzen sowie den grundle-
genden Erfordernissen zur gesicherten verkehrlichen Anbindung des
rd. 21.000 m? groRen Innenstadtgrundstiicks an die Haupterschlie-
Rungsstralie begriindet. Damit steht - abseits des stadtebaulich infra-
strukturellen Erfordernisses zur Errichtung groRflachiger Einzelhan-
delsnutzungen am Standort (s. Kapitel 1 ,Allgemeine Belange zu
Planverfahren und Gutachten®, Kapitel 2 ,,Allgemeine stadtebauliche
Belange / alternative Nutzungen® und Pkt. 3. 1 ,Einzelhandel” der
Abwagung) - weniger die Nutzung ,Einkaufszentrum®im Sinne der
vorgetragenen Anregung im Fokus der Bewertung, sondern die Ab-
wagung der grundlegenden Auswirkungen zur Entwicklung der inner-
stadtischen Brachflache. Dies auch vor dem Hintergrund, dass unzu-
lassige Gewerbelarmeinwirkungen auf die angrenzenden Nutzungen
aus dem Betrieb des Hafencenters Gber die im VBP Nr. 535 festge-
setzten La&rmminderungsmalinahmen ausgeschlossen werden kon-
nen (s. Kapitel 6.7.1 der Begriindung zum VBP Nr. 535 sowie Pkt.
5.1 ,Allgemeine Belange zu Immissionen®).

Den Betroffenheiten aus der zusatzlichen Verkehrslarmbelastung
wird Uber die Anspruchsvoraussetzung aus der wesentlichen Ande-
rung im Sinne der 16. BImSchV im Zusammenhang mit dem bauli-
chen Eingriff in den Hansaring sowie Uber erganzende freiwillige
Larmminderungsmafnahmen durch den Vorhabentrager begegnet
(s.0.). Die ,Grenzziehung‘ ab + 0,3 dB planbedingter Pegelerhéhung
als MaRgabe fiir die freiwilligen MaRnahmen durch den Vorhabentra-
ger soll die VerhaltnismaRigkeit relevanter planbedingter Larmzu-
wachse und einer mit dem menschlichen Gehér wahrnehmbaren
Larmsteigerung ab einer Zunahme von rd. 1,0 dB herstellen, die Dif-
ferenzierung unterschiedlicher Pegelbereiche nach den Bauge-
bietskategorien von Mischgebieten und Allgemeinen Wohngebieten
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dokumentiert die unterschiedlichen Schutzbedirftigkeiten und Rick-
sichtnahmen aus der Lage der Gebaude in der bestehenden Stadt-
struktur. Die entlastende Wirkung des 3. Bauabschnittes der B51
sowie der B481n in der Prognose 2025 (Planfall 1) fihrt an den rele-
vanten StralRen - mit Ausnahme von Teilabschnitten der Dortmunder
StralRe, des Hafenwegs und der HafenstralRe mit geringfligigen Erho-
hungen um aufgerundet 1 dB - nur zu einer geringfligigen Verbesse-
rung der zu erwartenden Beurteilungspegel um maximal aufgerundet
1dB.

Ein Eingriff in den Grundrechtsschutz ist mit Umsetzung der Entwick-
lungsziele des VBP 535 nicht gegeben, eine Verletzung der Gesund-
heitsvorsorgepflicht durch die Stadt Miinster liegt nicht vor. Weiterge-
hend dazu s. Pkt. 5.2 ,Allgemeine Belange zu Immissionen®.

Fazit: Mit der Umsetzung des Planvorhabens sind Larmzuwachse auf
eine bereits durch hohe Vorbelastungen stark belastete Verkehrs-
larmsituation verbunden. Die Nichteinhaltung der Orientierungswerte
der DIN 18005-1 sowie die Uberschreitung der Grenzwerte der 16.
BImSchV bereits im Bestand dokumentiert eine fast typische Ver-
kehrslarmsituation entlang von Hauptverkehrsachsen in zentralen
Innenstadtlagen. Stadtplanerisch kann der Larmsituation auf der Ein-
zelprojektebene nicht wirksam begegnet werden, so dass weitere
Uberschreitungen der Grenzwerte hinzunehmen sind.
Uberschreitungen im Grenzbereich der Unzumutbarkeit stellen eine
erhebliche, abwagungsbedeutsame Betroffenheit dar, der jedoch
Uber die LArmminderungsmafRnahmen aus der wesentlichen Ande-
rung im Sinne der 16. BImSchV sowie Uber freiwillige MalRnahmen
der Larmvorsorge durch den Vorhabentrager in der VerhaltnismaRig-
keit der planbedingten Auswirkungen und den nutzungsspezifischen
und strukturellen Erfordernissen zur Entwicklung der innerstadtischen
Brachflache im Sinne einer geordneten Innenentwicklung angemes-
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6.2

6.3

Abwaégungsinhalt

Kfz-Verkehr verursacht massiv Ld&rm gerade, wenn wie hier vor Am-
peln gehalten, angefahren und abgebogen werden muss.

(Siehe Musterstellungnahme 1 Seite 2, Musterstellungnahme 3 Kapi-
tel 1 Seite 1 und 2; Musterstellungnahme 5 Seite 2)

Larmbelastungen aus LKWs, ggf. Parkplatzsuchverkehr, Tiirschlagen
etc. kommen (Anm.: zu den zusatzlichen Verkehren auf dem Hansa-

ring) hinzu.

(Siehe Musterstellungnahme 1 Seite 2; Musterstellungnahme 3 Kapi-
tel 1 Seite 1 und 2; Musterstellungnahme 5 Seite 2)

Abwiégung
sen begegnet werden kann. Ein Eingriff in den Grundrechtsschutz ist
mit Umsetzung der Entwicklungsziele des VBP 535 nicht gegeben.
Fir Lichtsignalanlagen wird bei der Larmberechnung ein genereller
Zuschlag von abstandsbedingt bis zu 3 dB(A) gemafy RLS 90 vorge-
nommen, damit sind alle Emissionen im verkehrlichen Zusammen-
hang mit einer Ampelanlage (Brems- und Anfahrgerausche, erhéhte
Motorengerausche bei Abbiegefahrten etc.) erfasst. Der Betrieb der
Lichtsignalanlage im Anbindungspunkt des Planvorhabens zum Han-
saring ist ausschlief3lich fur den Tageszeitraum von 6:00 - 22:00 Uhr
vorgesehen. Nachts ist die Ampel Uber den Hansaring lediglich als
FuRgangerbedarfsampel geschaltet, fiir die keine ampelbedingten
Larmzuschlage anzusetzen sind. Die Notwendigkeit der LSA ergibt
sich bereits Uber die Anbindung der 6ffentlichen Quartiersgarage und
dem grundsétzlichen Erfordernis zur Verkehrssicherheit im Zusam-
menhang mit der geordneten stadtebaulichen Entwicklung des inner-
stadtischen Grundstulicks. Weitergehend s. Abwagung zu Pkt. 6.1.

Fazit: Die Gerauscheinwirkungen im Zusammenhang mit der Ampel-
anlage sind gutachterlich beruicksichtigt und Bestandteil der La&rmbe-
wertung und daraus resultierender Larmschutzfestsetzungen bzw.
Larmminderungsmaflnahmen.

Gerauschimmissionen durch projektbezogene Parksuchverkehre,
Tarenschlagen und anliefernde LKW wurden ausfuhrlich im schall-
technischen Bericht Nr. LL5683.2/03 zur Gewerbeldrmuntersu-
chung im Rahmen der Bauleitplanung ermittelt und beurteilt. Alle in
der Anregung benannten Phanomene sind Gegenstand der Untersu-
chung und in ihren Auswirkungen abschlie3end in die Bewertung
eingestellt. Unter Berucksichtigung der Betriebsbedingungen, Nut-
zungen im Bereich der Planbebauung und des Schutzanspruches der
angrenzenden Nachbarschaft wurden schalltechnische Anforderun-
gen und LarmschutzmalRnahmen definiert, die sicherstellen, dass
keine unzulassigen Gerauschimmissionen durch Gewerbelarmeinwir-

Beschlussvorschlag

Der Hinweis wird zur
Kenntnis genommen -
eine Beschlussfassung
erubrigt sich.

Der Hinweis wird zur
Kenntnis genommen -
eine Beschlussfassung
eribrigt sich.
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6.4

Abwaégungsinhalt

Die Stadt hat als Teil des Staates zuvorderst dafiir zu sorgen, dass
der Grundrechtsschutz garantiert wird. Sie will dem nachkommen, in
dem sie im Plangebiet selbst passiven Schallschutz festsetzt. Das
geht aber nur im Plangebiet selbst. Die Bestandswohnbebauung am
Hansaring u.a. ist nicht Teil des Plangebietes; hier erfolgt kein
Schutz. Der soll angeblich in weiteren Verfahren auBerhalb des Be-
bauungsplans und auf Kosten des Investors erfolgen. Das ist viel zu
unsicher; ein Verweis auf eine angebliche Formulierung hierzu im
Durchfiihrungsvertrag reicht nicht. Wer genau soll welchen Anspruch
haben? Welches Verfahren wird angesetzt? Zudem haben die dorti-
gen Hauseigentimer und Bewohner dann den Nachteil, keine Fens-
ter mehr éffnen zu kénnen. Und wer stellt sicher, dass die Liiftungs-
anlagen liber die ganze Betriebszeit des Einkaufszentrums gewar-
tet/repariert werden? Wer zahlt den Strom? Was ist mit den Aul3en-
wohnbereichen wie Balkonen und Terrassen sowie Garten, fiir die
kein passiver Ldrmschutz méglich ist?

(Siehe Musterstellungnahme 1 Seite 4 und 5; Musterstellungnahme 3
Kapitel 2 Seite 2)

Abwiégung
kungen zu erwarten sind. Weitergehend s. a. Pkt. 6.5 der Abwagung.

Fazit: Die Gerauscheinwirkungen durch projektbezogene Verkehre
sind gutachterlich bertcksichtigt und Bestandteil der Larmbewertung
und daraus resultierender Larmschutzfestsetzungen.

Die planbedingten Larmauswirkungen wurden sowohl fir die im Gel-
tungsbereichs des Bebauungsplans festgesetzten Nutzungen als
auch fir die auBerhalb des Plangebietes im relevanten Einwirkungs-
bereich liegenden vorhandenen Nutzungen erfasst und gutachterlich
bewertet.

Die Sicherung der erforderlichen Schutz- und Larmminderungsmaf3-
nahmen fir die geplanten Vorhabennutzungen erfolgt Uber Festset-
zungen im Bebauungsplan und Hinweise flr das bauordnungsrechtli
che Genehmigungsverfahren. Die Sicherung von LarmschutzmafR-
nahmen infolge planbedingter Larmzuwéachse fiir die auBerhalb des
Plangebietes liegenden Bestandsgebaude ist - unabhangig von ihrer
Lage auf3erhalb des Geltungsbereiches - nach den tatsachlichen
Erfordernissen aus der konkreten Lage der schitzenswerten Radume
zur Larmquelle und den Bauschalldammmafen der Bauteile vorzu-
nehmen. Betroffen sind Gebaude, an denen die Grundlagen fir eine
wesentliche Anderung im Sinne der 16. BImSchV infolge des vorha-
benbedingten baulichen Eingriffs in den offentlichen Verkehrsweg
des Hansarings erfiillt werden bzw. als Selbstverpflichtung des Vor-
habentragers an Fassaden, die im Bereich von zukunftigen Beurtei-
lungspegeln > 70/60 dB(A) tags/nachts fiir Allgemeine Wohngebiete
und >72/62 tags/nachts fur Mischgebiete bei planbedingten Pegeler-
héhungen im jeweils ungunstigsten Planfall von > 0,3 dB(A) liegen.
Die Regelungen dazu sind in § 21 des Durchflihrungsvertrags zum
VBP Nr. 535 niedergelegt.

Gemal schalltechnischem Bericht Nr. LL5683.2/02 und der Er-
ganzung vom 31.03.2015 zum baulichen Eingriff wurden An-

Beschlussvorschlag

Dem Belang nach passi-
vem Schallschutz auch

auBerhalb des Plangebie-
tes wird teilweise gefolgt -
der Anregung im Ubrigen

wird nicht gefolgt.
1.2.24
1.2.28
1.2.29
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spruchsvoraussetzungen auf passive Ausgleichsmalinahmen fur die
larmzugewandten Fassadenseiten der Gebaude Hansaring Nr. 43,
45, 46, 48, 51, 53, 53a, 55, 57, 58 und 60 sowie der Gebaude Emde-
ner StralRe Nr. 31, 34 und 36 - zum Teil fur die gesamte Fassade,
teilweise begrenzt auf einzelne Geschosse - ermittelt. Planbedingte
Pegelerhéhungen von > 0,3 dB(A) im Bereich von Beurteilungspe-
geln im WA von > 70/60 dB(A) tags/nachts und im Ml von > 72/62
dB(A) tags/nachts als Bewertungsgrundlage der freiwilligen Larm-
minderungsmalnahmen durch den Vorhabentrager liegen geman
schalltechnischem Bericht Nr. LL5683.4/01 vom 23.04.2015 an
den Gebauden Hansaring Nr. 13, 14, 15, 17, 18, 25, 27, 29, 32, 33,
35, 36, 37, 38, 39, 40, 40a, 41, 42, 44 sowie an den Gebauden Dort-
munder Strafe 32b und 34 - zum Teil fur die gesamte Fassade, teil-
weise begrenzt auf einzelne Geschosse - vor. Die Leistungen umfas-
sen den Austausch/Einbau von Fenstern, Balkontiren (inklusive Roll-
ladenkasten) und kinstlichen Liftungseinrichtungen, soweit diese
nach der 24. BImSchV erforderlich sind, sie umfassen nicht die Er-
tichtigung sonstiger Umfassungsbauteile. Mit Umsetzung der Larm-
minderungsmaflnahmen aus den Anspruchsvoraussetzungen aus
dem baulichen Eingriff und den freiwilligen Larmminderungsmalf-
nahmen durch den Vorhabentrager kann fir einzelne betroffene Nut-
zer/Eigentimer trotz der Larmerhdéhungen von einer Verbesserung
der Wohnsituation gegenuber der derzeitigen Situation ausgegangen
werden.

Die Umsetzung des Planvorhabens erfolgt Giber einen vorhabenbe-
zogenen Bebauungsplan. In Anwendung des § 12 Abs. 1 BauGB ist
eine Sicherung der passiven Ausgleichsmallinahmen an den Be-
standsgebauden lber Regelungen im Durchfiihrungsvertrag als Be-
standteil des VBP uneingeschrankt gegeben und juristisch nicht in
Zweifel zu setzen, Vorbehalte in eine nichtgesicherte Durchflihrung
der MaBnahmen sind unbegrindet.
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Ruckwartige Garten- und Terrassenbereiche sind vom Verkehrslarm
nicht betroffen, Anspruchsvoraussetzungen wurden nur fiir die dem
Verkehrslarm ausgesetzten stral’enseitigen Fassaden ermittelt. Die
Einwirkungen aus Gewerbelarm auf Gebauderlckseiten (hier: Hansa-
ring Nr. 46 - 48, 58, 60, 66, 68 und Schillerstral3e 94, 96, 98, 100,
102, 104 und 106) liegen deutlich unterhalb der gesetzlichen Richt-
werte nach TA Larm.

Einwirkungen aus Verkehrslarm auf stralenseitige Balkone sind ge-
geben und unter Erhalt der bestehenden Funktion als AuRenwohnbe-
reich auch nicht ,I6sbar’ (nach einer ersten Einschatzung betrifft dies
2 Balkone im 1. und 2. OG. Haus ,Hansaring Nr. 45 und einer im DG.
Haus ,Hansaring Nr. 53 sowie ca. 3 Balkone im DG. der Hauser
,Hansaring Nr. 41 und 43’). Dieser Konflikt ist jedoch iber die bereits
derzeit bestehende Verkehrslarmimmission vorhanden. Mit einer
planbedingten Erhéhung um 0,2 bis 0,6 dB(A) (ohne generellen Zu-
schlag Uber die Errichtung der Lichtsignalanlage) ist zwar eine Zu-
nahme der La&rmimmission am Immissionsort gegeben, eine grundle-
gende qualitative Veranderung der Larmsituation i. S. der Benutz-
barkeit des Balkons ist damit jedoch nicht verbunden. Hier ist Uber
die aus der Anspruchsvoraussetzung/der freiwilligen Larmminde-
rungsmalnahme durch den Vorhabentrager mit etwaigem Austausch
der Balkontlr/-fenster zu erwartende deutliche Verbesserung des
Bauschallddmmmales eine konkrete Aufwertung zumindest des
hinter dem Balkon liegenden Wohnbereiches im Ausgleich gegeben.
Ein etwaiger Betrieb eingebauter kunstlicher Beltftungen (etwa fir
Schlafrdume) liegt in der Verantwortung der Bewohner. Der geringe
Stromverbrauch fir solche Anlagen und ihre Wartung kann den Be-
wohnern zugemutet werden, eine gesonderte Erfassung und Abrech-
nung mit dem Vorhabentrager ware unverhaltnismanig.

Fazit: Mit der Sicherung von SchallschutzmalRnahmen an bestehen-

Beschlussvorschlag
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6.5

Abwaégungsinhalt

Nicht nachvollziehbar ist fiir mich, ob liberhaupt und wenn ja ausrei-
chend konservativ die Ldrmbelastung durch die Klimatisierungs- und
Liftungsanlagen des Hafencenters samt Tiefgarage einbezogen
wurden.

(Siehe Musterstellungnahme 1 Seite 3; Musterstellungnahme 5 Seite
3)

Abwiégung
den Gebauden aus Anspruchsvoraussetzungen auf passive Aus-
gleichsmalRnahmen gem. den Vorgaben der 16. BImSchV oder aus
der Selbstverpflichtung des Vorhabentragers zu Larmminderungs-
mafBnahmen fir Schlaf- und Aufenthaltsrdume an besonders stark
belasteten Gebaudefassaden wird eine angemessene Vertraglichkeit
des Planvorhabens in der Abwagung der Belange des Larmschutzes
und der stadtebaulichen Belange nach einer geordneten Innenent-
wicklung erwirkt. Die Sicherung der MalBnahmen Uber Festsetzungen
im vorhabenbezogenen Bebauungsplan und vertragliche Vereinba-
rungen im Durchfihrungsvertrag ist sowohl fir die zukinftigen Nut-
zungen innerhalb des Plangebietes als auch fir die bestehenden
Nutzungen aufderhalb des Geltungsbereiches des vorhabenbezoge-
nen Bebauungsplans uneingeschrankt sichergestellt. Belange des
Grundrechtschutzes werden damit beachtet. Weitergehend s. Kapitel
5 ,Allgemeine Belange zu Immissionen®.
Kapitel 5.5 des schalltechnischen Berichtes Nr. LL5683.2/03 ver-
weist darauf, dass zusatzliche Gerauschemissionen durch technische
AuRenaggregate auf Basis von Erfahrungswerten/Vorabschatzungen
zu berlcksichtigen sind. Eine Detailplanung liegt im Rahmen der
Bauleitplanung noch nicht vor. Die zugehdrigen technischen Anforde-
rungen kénnen demzufolge aus schalltechnischer Sicht erst im Rah-
men des konkreten Bauantragsverfahrens projektbezogen bestimmt
werden.

Mit den dem Gutachten zugrunde gelegten Larmkontingenten fir
technische Anlagen ist eine grundlegende Berlcksichtigung techni-
scher Anlagen als Bestandteil des Betriebslarms gegeben und die
Genehmigungsfahigkeit der festgesetzten Nutzungen in den auf der
Ebene des Bebauungsplans gepriften Vertraglichkeiten gewahrleis-
tet. Weitergehende, etwaig zu treffende Schallschutzmafinahmen fur
den Betrieb der konkreten technischen Anlagen (z.B. Einhausungen)
werden zum Bestandteil der bauordnungsrechtlichen Genehmigung

Beschlussvorschlag

Der Anregung wurde teil-
weise gefolgt bzw. sind
die Anregungen nicht Ge-
genstand des Bebau-
ungsplanverfahrens, fiir
die sich eine Beschluss-

fassung eriibrigt.
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6.6

Abwaégungsinhalt

Warum angebliche Einschrénkungen zum Zweck des Immissions-
schutzes (Nr. 3.6) im Planentwurf unter der Uberschrift ,Hinweise*
laufen, ist nicht versténdlich.

(Siehe Musterstellungnahme 1 Seite 4, Musterstellungnahme 5 Seite
3)

Luftschadstoffe

Neben der Larmbeléastigung ist fiir unser Haus (Anmerkung: Hansa-
ring 46-48) durch das erhéhte Verkehrsaufkommen zusétzlich mit
einer Erhéhung der Feinstaubbelastung zu rechnen. Demnach kann
davon ausgegangen werden, dass fiir die Luftschadstoffe die gesetz-
liche Héchstgrenze nicht eingehalten werden kénnen.

(...) die Schadstoffsituation und die damit verbundenen Gesundheits-
gefahren - insbesondere durch Feinstdube und Stickoxide (...) wer-
den sich in den anliegenden Wohngebieten weiter verschérfen.
(Siehe Musterstellungnahme 3 Kapitel 2 Seite 2; Musterstellungnah-
me 1 Seite 2, Musterstellungnahme 5 Seite 2)

Abwiégung
gemacht und sind nicht Gegenstand des planungsrechtlichen Verfah-
rens.

Fazit: Die Einhaltung der gesetzlichen Richtwerte der TA Larm aus
Betriebslarm ist gewahrleistet bzw. kann tber das Baugenehmi-
gungsverfahren sichergestellt werden.

Nach geltender Rechtsprechung kénnen lediglich dingliche/bauliche
SchallschutzmaRnahmen Uber Festsetzungen im Bebauungsplan
gesichert werden. Schutzmalnahmen als Vorgaben zu betrieblichen
Ablaufen (z.B. Einschréankung der Betriebszeiten) kdnnen ausschliel3-
lich Gber Vorgaben in der bauordnungsrechtlichen Genehmigung
erfolgen. Mit der Aufnahme des Hinweises als Verweis auf das bau-
ordnungsrechtliche Genehmigungsverfahren wird diesem Umstand
entsprochen.

Fazit: Die Aufnahme von Larmschutzvorgaben im Bebauungsplan als
Hinweis flr das bauordnungsrechtliche Genehmigungsverfahren ist
alleinig aus den geltenden rechtlichen Bestimmungen begriindet.

Zur Bewertung der Luftschadstoffsituation wurden Untersuchungen
zu Luftschadstoffimmissionen durchgefiihrt (,,Bebauungsplan Nr.
535 ,,Hafen-Center* in Miinster, Untersuchungen zu den Luft-
schadstoffimmissionen®, simuPlan, Dipl. Met. Georg Ludes,
Dorsten, den 13.05.2015). Untersucht wurden Stickstoffdioxid- (NO,)
und Feinstaubimmissionen (PM4, und PM ;5), weitergehende Luft-
verunreinigungen aus dem Verkehrsbereich wie Benzol, Blei, Schwe-
feldioxid und Kohlenmonoxid liegen aufgrund der bereits durch die
Stadt Minster ergriffenen LuftreinhaltemaRnahmen auch in den
héchstbelasteten Bereichen deutlich unterhalb gesundheitsbezoge-
ner Grenz- und Richtwerte. Letztere wurden daher nicht in die Unter-

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht

gefolgt.
1.2.181

Der Anregung wird nicht

gefolgt.
1.2.30
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Abwaégungsinhalt

Abwagung Beschlussvorschlag
suchung mit einbezogen, gleichwohl wird nicht verkannt, dass auch
diese Belastungen entsprechend der Erhéhung des Verkehrs leicht
zunehmen.

Die Luftschadstoffberechnungen erfolgten im Worst-Case-Szenario
fur den Prognosehorizont 2018 als geplanter Zeitpunkt der Inbetrieb-
nahme des Hafencenters in der Gegenulberstellung des Prognose-
Nullfalls ohne die Realisierung des Planvorhabens - aber mit allen
Ubrigen StrukturmaBnahmen des Masterplans Stadthafen Miinster
bis 2018 - und dem Planfall unter zusatzlicher Berticksichtigung des
Hafencenters. Neben den aktualisierten Datensatzen aus der Ver-
kehrsuntersuchung zum VBP Nr. 535 wurde fiir eine weitergehende
Bewertung der planbedingten Auswirkungen der Untersuchungsraum
nach Westen bis zum Kreuzungspunkt Hansaring/Albersloher Weg
und nach Nordosten bis zur Wolbecker StralRe aufgeweitet (s.a. Pkt.
4.1 Verkehr und Pkt. 5.1 ,Allgemeine Belange zu Immissionen®). Mit
den getroffenen Annahmen und Datengrundlagen ist eine uneinge-
schrankte und abschlielende Prifung und Bewertung der planbe-
dingten Auswirkungen auf die Luftschadstoffsituation im Sinne einer
sachgerechten Abwagung gewahrleistet.

Die Berechnungsergebnisse dokumentieren, dass auch nach Umset-
zung der Vorhabenplanung die Grenzwerte der 39. BImSchV im Jah-
resmittel fr NO, und PMo von 40,0 pg/m? und fiir PM, 5 von 25
pg/m?in allen untersuchten StralRenabschnitten sicher eingehalten
werden. Da die Hauptbelastung mit den Fahrverkehren als Haupt-
emittenten im StraRenverlauf des Hansarings liegt, sind mit Einhal-
tung der Grenzwerte entlang des Hansarings auch im umliegenden,
verkehrlich meist gering belasteten Strallennetz Grenzwertiiber-
schreitungen nicht zu erwarten. Die Schadstoffkonzentrationen wer-
den Uber die planbedingten Mehrverkehre zwar erhéht, der Einfluss
des Vorhabens auf die Luftschadstoffsituation ist mit einer maximalen
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7.2

Abwaégungsinhalt

Die Aussage (Anmerkung: zu Luftschadstoffen auf S. 80 im Begriin-
dungstext) unterschlagt, dass es fiir Feinstaub (PM10) nicht nur ei-
nen Jahresgrenzwert in der 39. BImSchV gibt, sondern auch einen
Tagesmittelwert, der maximal 35 Mal pro Jahr (iberschritten werden
darf. Die statistische Auswertung bundesweiter Messergebnisse hat
gezeigt, dass ab einem Jahreswert PM10 von 28 jig/m?® nicht mehr
sicher gestellt ist, dass die zulédssigen 35 Uberschreitungen des Ta-

Abwiégung
relativen Zunahme der Belastungen im Jahresmittel fir NO, von 3,4
%, fur PMyo von 1,2 % und 1 % fur PM, 5 jedoch eher gering bzw.
sehr gering und kénnen im Rahmen der Abwagung zur Starkung der
Innenentwicklung im stddéstlichen Innenstadtquartier hingenommen
werden. Weitergehend siehe Pkte. 5.1 und 5.4 ,Allgemeine Belange
zu Immissionen®.

Dies gilt auch fiir das Gebaude Hansaring 46-48 (Untersuchungs-
querschnitt Q15). Hier liegen die NO,-Belastungen im Jahresmittel-
wert im Nullfall bei 30,9 ug/m?® und im Planfall bei 32,0 ug/m3. Die
Feinstaubbelastungen fir PMy liegen im Jahresmittelwert im Nullfall
bei 26,0 yg/m? und im Planfall bei 26,3 pg/m?, fir PM, s liegen die
Werte im Nullfall bei 17,8 ug/m® und im Planfall bei 17,9 ug/m3. Dies
beinhaltet eine relative Steigerung fiir NO, von 3,4 %, fir PM,o von
1,2 % und fir PM, 5 von 0,6 % bei deutlicher Unterschreitung der
Grenzwerte.

Fazit: Eine Uberschreitung gesetzlicher Luftschadstoffgrenzwerte ist
auch nach Umsetzung des Planvorhabens im gesamten Untersu-
chungsgebiet nicht gegeben, die Grenzwerte der 39. BImSchV fir
NO, - und Feinstaub werden vielmehr in allen untersuchten StralRen-
abschnitten mit zum Teil deutlichen Unterschreitungen sicher einge-
halten. Die prognostizierten planbedingten Zunahmen der Schad-
stoffbelastung sind gering und kénnen im Rahmen der Abwagung
hingenommen werden.

In Kapitel 5.2.3. des Luftschadstoffgutachtens (s. Pkt. 7.1) wird so-
wohl textlich als auch grafisch auf den Grenzwert zur Uberschrei-
tungshaufigkeit eines PMqo-Tagesmittelwertes von 50 pg/m?® einge-
gangen. So hat die Auswertung der PM,y-Messungen der letzten
Jahre an uber 1.000 Messstellen im gesamten Bundesgebiet gezeigt,
dass ab einem Jahresmittelwert von 30 pg/m?in tber 90 % der Falle
davon ausgegangen werden kann, dass mehr als 35 Uberschrei-

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht

gefolgt.
1.2.31
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Abwaégungsinhalt

gesgrenzwertes unterschritten werden. Dieser sog. Aquivalenzwert
ist anerkannt. Demnach kann entgegen dem Umweltbericht / der
Begriindung nicht sicher davon ausgegangen werden, dass bei den
Luftschadstoffen die Grenzen sicher eingehalten werden.

(Siehe Musterstellungnahme 1 Seite 5)

Storfallrisiko

Ich beflirchte ein Stérfallrisiko. Es widerspricht dem Trennungsgrund-
satz, ein derart groBes Einkaufszentrum, in dem sich zu Spitzenzei-
ten mehrere 1.000 Personen aufhalten werden, nur wenig mehr als
100 m entfernt von 2 gré3eren Gefahrstofflagern zu errichten.

(Siehe Musterstellungnahme 1 Seite 6)

Abwiégung
tungstage erreicht werden und damit der Grenzwert Uberschritten ist.
Liegt die Belastung mit PMq zwischen 29 ug/m? und 30 ug/m?, rei-
chen bereits geringe Veranderungen der meteorologischen Verhalt-
nisse und/oder geringfligige Veranderungen der Verkehrsbelastung
aus, den Grenzwert fir das PMsg-Tagesmittel zu Gberschreiten. Im
konkreten Fall des vorliegenden Planvorhabens liegt der maximale
Jahresmittelwert im Planfall fir PM,q bei 26,3 ug/m? im Bereich des
Hansarings, Ostlich der Dortmunder StralRe (Querschnitt 15) und da-
mit deutlich unterhalb der kritischen Belastungsgrenze von 29 - 30
pg/m3. Aus der Tabelle 6.2 wird ersichtlich, dass mit 22 Uberschrei-
tungstagen im Prognosenulifall und maximal 23 Uberschreitungsta-
gen im Planfall im Bereich der Querschnitte 14 und 15 (Hansaring
westlich bzw. dstlich Dortmunder Stral3e) auch nach Realisierung der
Planung der maximal zuléssige Wert von 35 Uberschreitungstagen
unterschritten wird.

Beschlussvorschlag

Fazit: Die Einhaltung der Luftschadstoffgrenzwerte in den Vorgaben
der 39. BImSchV ist flir den gesamten Untersuchungsraum uneinge-
schrankt gegeben. Die vorgetragene Anregung ist nicht zutreffend
und wird zurickgewiesen.

Zur Storfall-Gefahrdungsabschatzung der Nutzungen im Geltungsbe-
reich des VBP 535 wurde ein Storfallgutachten als Einzelfallbetrach-
tung gem. Kap. 3.2 des KAS-18 Leitfadens entsprechend den Vorga-
ben des § 50 BImSchG durchgefihrt (,Gutachten zur Errichtung
des Hafencenters Miinster hinsichtlich moglicher Storfallrisiken
auf Basis des Art. 12 der Seveso-lI-Richtlinie bzw. des § 50 BIm-
SchG“, UCON Umweltmanagement Consulting GmbH, Minster,
21.01.2013), Belange aus der Storfallbewertung stehen der Vorha-
bennutzung It. Gutachter nicht entgegen.

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.32
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8.2

Abwaégungsinhalt

Dass diese Gefahr (Anmerkung: Widerspruch gegen den Trennungs-
grundsatz mit dem Risiko eines Storfalls) ab 2016 nicht mehr besteht,
ist meines Erachtens durch die Planung nicht gesichert und kann
nicht Grundlage der Betrachtung sein.

(Siehe Musterstellungnahme 1 Seite 6)

Abwiégung
Gemal weitergehender gutachterlicher Stellungnahme ist eine hier
vorliegende Unterschreitung des angemessenen Abstandes wegen
der geringen Expositionszeiten bei den betrachteten Brandszenarien
von nur wenigen Minuten und einem bestehenden Abstand von min-
destens 136 Metern tolerierbar und Uber das Abwagungsrecht der
Kommune aufgrund der in dem Gebiet vorliegenden Gemengelage
auch rechtlich zulassig.

Unabhangig von den Untersuchungsergebnissen sind mit Aktualisie-
rung des Realisierungshorizonts fiir die Inbetriebnahme des Hafen-
centers erst ab 2018 Auswirkungen der Gefahrstofflager auf das
Planvorhaben Uber die verbindliche Aufgabe des Betriebs der Lehn-
kering GmbH bis Ende 2016 nicht mehr gegeben. Belange aus Stor-
fallbetrieben stehen der Umsetzung der Entwicklungsziele des VBP
Nr. 535 nicht entgegen.

Fazit: Ein Widerspruch zum Trennungsgrundsatz liegt mit der Errich-
tung des Planvorhabens nicht vor.

Beschlussvorschlag

Gemal Gutachten ist die Vorhabennutzung in Bezug auf das Storfall- | Der Anregung wird nicht

risiko unabhangig von der Aufgabe der Gefahrgutlager moglich. Pla- | gefolgt.
nungsrechtliche Festsetzungen zur Zuléssigkeit bedingter Nutzungen |1.2.33
gem. § 9 Abs. 2 Nr. 2 BauGB waren nicht erforderlich und wurden

demnach im VBP Nr. 535 auch nicht getroffen. Weitergehend s. Ab-

wagung zu Pkt. 8.1.

Unabhangig von den Untersuchungsergebnissen sind mit Aktualisie-
rung des Realisierungshorizonts fur die Inbetriebnahme des Planvor-
habens erst ab 2018 Auswirkungen der Gefahrgutlager auf die Nut-
zungen im Vorhabenbereich Uber die verbindliche Aufgabe und Ver-
lagerung der Storfallbetriebe im Jahr 2016 konkret nicht mehr gege-
ben. Die Aufgabe der Gefahrgutlager ist Gber die auslaufenden Erb-
baurechtsvertrage zum 31.12.2016 abschlieRend gesichert.

Seite -
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8.3

Abwaégungsinhalt

Hier findet eine sehr starke Unterschétzung des Risikos statt. Das
dem (Anmerkung: vorhabenbezogenen Bebauungsplan) zu Grunde
liegende Gutachten (UCON) basiert in seinen Berechnungen, dass
maximal ein einziges 20 | Gebinde eines Pflanzenschutzmittels zer-
stért wird, in Brand gerét, aber bereits nach wenigen Minuten wieder
gelbscht wird. Das erscheint véllig unrealistisch. Die 20 | Gebinde
werden doch in aller Regel nicht einzeln transportiert, sondern in
gréBBeren Einheiten (Paletten?). Wenn es zu einem Stérfall kommt,
dann doch wohl deshalb, weil so eine Transporteinheit beschéadigt
wird. Die Kommission fiir Anlagensicherheit fordert in ihrem Leitfaden
KAS-18 im Falle der Priifung mit Detailkenntnissen eine realistische
Betrachtung dieses im Einzelfall genau bekannten Stérfallbetriebes.
(...) Im Ubrigen kann der gegensténdliche Plan gar nicht dauerhaft
absichern, dass die Firma Lehnkering oder ein dortiger Nachfolgebe-
trieb nicht irgendwann doch auf gré3ere Gebinde umsteigt. Ein einfa-
ches Schreiben der Firma Lehnkering reicht hierfiir jedenfalls nicht.
Auch deshalb héatte mit deutlich gréReren Freisetzungsmengen ge-
rechnet werden miissen. Auch falsch ist die pauschale Behauptung
im Begriindungsentwurf, dass eine gefdhrliche Belastung ausge-
schlossen ist. (...) Der Austritt gréBerer Mengen von Stoffen bedeutet
eine ldngere Einwirkzeit. Zweitens verlangt KAS-18 den Abgleich mit
den ERPG-2-Werten ohne diesbeziiglich auch noch eine zeitliche
Komponente ins Spiel zu bringen. (...) Es ist nicht nachvollziehbar,
wieso sich der Gutachter auf die in vorg. Tabelle ersichtlichen Stof-
fe/Zubereitungen konzentriert hat. Sind die wirklich am relevantes-
ten? Wird dort mit anderen Stoffe hantiert, die ggf. ein etwas geringe-

Abwiégung
Fazit: Eine Abhangigkeit zwischen der Aufgabe der Gefahrgutlager
und der Inbetriebnahme der geplanten Vorhabennutzungen ist nicht
gegeben, mit Blick auf die fiir das Jahr 2018 projektierte Fertigstel-
lung des Hafencenters sind dariiber hinaus konkrete zeitliche Uber-
schneidungen im verbleibenden Restbetrieb der Gefahrgutlager und
dem Planvorhaben ausgeschlossen.
Im Leitfaden KAS-18 ist von der vdlligen Entleerung der Transport-
gebinde die Rede, unabhangig von der GréRRe des Gebindes. Der
Aspekt der Beschadigung einer kompletten Transporteinheit (Palette) | 1.2.34
ist It. Gutachter demnach nicht relevant.

Der Vortrag langerer Einwirkzeiten bei Austritt groerer Mengen von
Stoffen stimmt im Falle eines Lachenbrandes nicht. Die Branddauer
und damit die Zeitdauer der Entstehung von Brandprodukten bzw.
der Belastung durch Brandprodukte wird von der Lachenhéhe be-
stimmt, nicht von der Lachenflache. Die Lachenhéhe wurde in beiden
Fallen mit 5 mm angenommen, die Einwirkzeit ware entsprechend
gleich. Des Weiteren wird im Gutachten unterstellt, dass die Brand-
gase erst durch Offnen der RWA aus den Lagerhallen entweichen.
MaRgeblich fiir den Massenstrom (ber die RWA sind die Temperatur
des Brandgases und der Uberdruck in der Halle, beide Komponenten
erhdhen sich mit der Brandmasse, mit der Folge, dass von einer ahn-
lichen Austrittszeit bzw. Einwirkzeit auszugehen ist.

Der Leitfaden KAS-18 verlangt den Abgleich mit den ERPG-2-Werten
(Emergency Response Planning Guideline) ohne diesbezliglich auch
noch eine zeitliche Komponente ins Spiel zu bringen. Ein ,Verbot*
einer solchen Abwagung ist dem Leitfaden KAS-18 nicht zu entneh-
men. Die Definition des ERPG-2-Wertes lautet: Der ERPG-2-Wert ist
die maximale luftgetragene Konzentration, bei der davon ausgegan-
gen wird, dass unterhalb dieses Wertes beinahe samtliche Personen
bis zu eine Stunde lang exponiert werden konnten, ohne dass sie

Seite -

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
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8.4

Abwaégungsinhalt

res Geféhrdungspotential haben, aber dafiir standardméafig in gré3e-
ren Gebinden gehandhabt werden?

(Siehe Musterstellungnahme 1 Seite 6 und 7)

Natiirlich miisste auch fiir eine sozialvertragliche und kulturell leben-
dige Wohnnutzung des Gebietes nérdlich des Stadthafens die Stér-
fallproblematik gelést werden. Aber in diesem Fall wiirden sich im-
merhin in aller Regel nicht hunderte Personen dicht gedrangt auf
kleinstem Raum befinden (man denke nur an Wochenendeinkéufe,
Feiertagseinkéufe, etc.), wodurch eine Flucht bei einem Stérfall prob-
lematisch werden kénnte (Panik, alle wollen gleichzeitig aus der Tief-
garage, efc.).

(Siehe Musterstellungnahme 1 Seite 7)

Abwiégung
unter irreversiblen oder sonstigen schwerwiegenden gesundheitli-
chen Auswirkungen oder Symptomen leiden bzw. solche entwickeln,
die die Fahigkeit einer Person beeintrachtigen konnten, Schutzmal}-
nahmen zu ergreifen.
Da sich der ERPG-2-Wert auf eine Expositionszeit von einer Stunde
bezieht, ist bereits in diesem Beurteilungswert eine Zeitkomponente
enthalten. Andere, hier nicht heranzuziehende Toxizitatsgrenzwerte
weisen einen noch detaillierter abgestuften Zeiteinfluss aus. Aus
diesem Grunde halt der Gutachter die Relativierung hinsichtlich der
kurzen Expositionszeit flr angezeigt.

Die gemaR gutachterlicher Tabelle der Bewertung zugrunde gelegten
Stoffe/Zubereitungen sind It. Gutachter alleinig relevant. Das Vor-
kommen zusatzlicher Stoffe mit etwas geringerem Gefahrdungspo-
tential, aber dafiir standardmaRig gréReren Gebinden ist fur die Be-
wertung des Storfallrisikos nicht ausschlaggebend.

Fazit: Die Annahmen und Berechnungen des Gutachtens sind zutref-
fend und entsprechen den Vorgaben des Leitfadens KAS-18 und
denen des § 50 BImSchG. Eine Unterschatzung des Storfallrisikos ist
nicht gegeben. Weitergehend siehe auch Pkt. 8.2.

Die Bewertung des Storfallrisikos fur Nutzungen aulRerhalb des Gel-
tungsbereiches des VBP 535 ist nicht Gegenstand des vorliegenden
Planverfahrens, gleichzeitig hat die Errichtung der Vorhabennutzung
keine Auswirkungen auf ein etwaiges Storfallrisiko der Nutzungen
auBerhalb des VBP. Im Ubrigen ist der Konflikt mit gesicherter Auf-
gabe der Gefahrgutlager bis zum 31.12.2016 endlich. Weitergehend
s. Pkt. 8.1 - 8.3.

Fazit: Planungsrechtliche Belange des VBP Nr. 535 werden von der
Anregung nicht beruhrt.

Beschlussvorschlag

Die Anregung wird zur
Kenntnis genommen. Eine
Beschlussfassung eriib-

rigt sich.
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Grundwasser

S. 88 des Begriindungsentwurfs (Umweltbericht) réumt ein, dass die
Tiefgarage in einen Grundwasserleiter eingreifen kénne. Dann folgt
die pauschale Behauptung, dass nachteilige Auswirkungen durch
bauliche MaBnahmen ausgeschlossen werden kénnten. Das reicht
S0 nicht; hier ist bereits jetzt eine tiefgreifendere Auseinandersetzung
notwendig. Die Durchtrennung eines Grundwasserleiters kann mas-
sive nachteilige Auswirkungen auf den Wasserhaushalt haben. Sie
kann zudem zu massiven Nachteilen bei Nachbarbebauung fiihren
(plétzlich anstauendes Wasser, Verndssung oder -im Gegenteil-
plétzliches Austrocknen). Hierdurch kénnen erhebliche Bauschédden
provoziert werden, die schlechtestenfalls die Standsicherheit von
Bestandsgebéuden in Frage stellen kénnen.

(Siehe Musterstellungnahme 1 Seite 5 und 6, Musterstellungnahme 3
Kapitel 3 Seite 2)

Abwiégung

Die Bewertung der Altlasten- und Grundwassersituation im Plange-
biet ist Gber drei Gutachten (,Bericht zu den Ergebnissen der
Bauschadstoff- und Bodenuntersuchungen — Postimmobilie
Hansaring 64, 48155 Munster®, Umweltlabor ACB GmbH, Munster,
26.03.2001 / ,Gutachten zu den Ergebnissen der Bodenuntersu-
chung — Ehem. Holzkontor Heinrich Wehmeyer GmbH & Co. KG,
Hansaring 50-52, Minster, Umweltlabor ACB GmbH, Munster,
10.09.2010 / ,Gutachten - Untersuchungen zur Durchfiihrung
einer Gefiahrdungsabschatzung auf dem Grundstiick der Star-
Tankstelle am Hansaring 54, 48155 Munster®, GEOscan Technik
GmbH, Ladbergen, 02.11.2012) erfasst und dokumentiert. Um die
vorgetragenen Anregungen fachgutachterlich abschlieRend bewerten
zu kénnen, wurden erganzende Stellungnahmen durch die Gutachter
beigebracht (,,Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 535 der
Stadt Miinster - Entwurf, Stellungnahme zu den Abwagungen Nr.
X, Grundwasser und Nr. Xl, Altlasten*, Umweltlabor ACB GmbH,
Miunster, 20.06.2014 / ,112126, Standort der Star Tankstelle in
48155 Miinster, Hansaring 54, Stellungnahme zu den Boden- und
Grundwasserverhiltnissen, GEOscan Consulting GmbH, Ladber-
gen, 02.07.2014).

gefolgt.
1.2.35

Folgende gutachterlichen Ergebnisse zur Grundwassersituation sind
festzuhalten:

Die geologische Situation im Vorhabenbereich wird durch zwei
Grundwasserleiter bestimmt. Die quartaren Lockergesteine bilden
einen oberflachennahen Porengrundwasserleiter, der von einem
kluftigen Festgesteinsgrundwasserleiter unterlagert wird. Da die gut
durchlassigen Sande des Porengrundwasserleiters selten vorkom-
men und keine zusammenhangenden bzw. horizontstabilen Schich-

Seite -

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht
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Abwagung Beschlussvorschlag

ten bilden, handelt es sich im Untersuchungsgebiet (=Vorhaben-
bereich) um einen heterogenen Porengrundwasserleiter mit einer
mafigen bis schlechten Durchlassigkeit. Die unterhalb des Quartars
befindlichen Festgesteine weisen an ihrer Oberflache eine wassers-
tauende, in der Regel 0,5 m bis 2 m machtige, Verwitterungsschicht
auf. Da die im Untergrund anstehenden Festgesteine nur lokal eine
geohydraulisch relevante Kliftung und damit eine geringe Kluftwas-
serfiihrung aufweisen, sind die oberflachennah anstehenden Ober-
kreidegesteine als Grundwasser-Nichtleiter einzustufen (vgl. Bundes-
anstalt fur Wasserbau, Hydrogeologisches Gutachten, Ausbau des
Dortmund-Ems-Kanals- Lose 11 und 12, Grundwasserverhaltnisse).

Die Gefahr der Durchtrennung eines Grundwasserleiters ist nicht
gegeben. Auch liegt das Griindungsniveau der geplanten Tiefgarage
bei geplant 53,28 m +NHN, das bedeutet einen Aushub von ca. 4 m
bis 4,5 m unter Gelandeoberflache. Dabei wirde im norddstlichen
Grenzbereich der Tiefgarage ein maximaler Einschnitt von ca. 1 m in
die Oberkreideschichten erfolgen. Aufgrund der im Vorfeld durchge-
fuhrten Bodenuntersuchungen ist nicht davon auszugehen, dass die
wasserstauende Verwitterungsschicht der Oberkreide dabei durch-
stoRen wird. Selbst wenn die Verwitterungsschicht durchstoflen wir-
de, ist nach den zuvor beschriebenen Grundwasserverhaltnissen
dabei keine Durchtrennung eines Grundwasserleiters zu erwarten, da
selbst das oberflachennahe Festgestein als Grundwasser-Nichtleiter
anzusehen ist.

Wahrend der Bauphase ist aufgrund der Voruntersuchungen kein
starker Grundwasserandrang zu erwarten. Dennoch ist davon auszu-
gehen, dass Grundwasserhaltungsmafnahmen fiir den Bau der Tief-
garage erforderlich sind. Bei jeder Baumalnahme, die an vorhande-
ne Bebauungen angrenzt sind, sobald die Aushubarbeiten tiefer rei-
chen als die Fundamente der bestehenden Bebauung, Sicherheits-

Seite -

106 -



Nr.

Abwaégungsinhalt
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vorkehrungen (Unterfangung, etc.) zum Schutz der bestehenden
Gebaude zu treffen. Die erforderlichen Sicherungsmalinahmen wer-
den vom Baugrundgutachter festgelegt und sind nur fir die Zeit der
Bautatigkeit erforderlich. Mit zunehmender Entwasserungszeit ist
auch eine Entwasserung der bindigen Boden zu erwarten, die auf die
Abnahme des Wassergehalts mit Schrumpfen reagieren konnen, Um
Sackungen im Untergrund auszuschlief3en sind It. Gutachter wasser-
dichte Verbauarten (Spundwande, Bohrpfahlwande, Schlitzwande) zu
empfehlen. Diese Arbeiten sind technisch von Fachfirmen umsetzbar
und werden als Sicherheitsvorkehrungen auch fiir die geplante Bau-
mafnahme durchgefihrt.

Eine Veranderung des Grundwasserspiegels ist bei moglicherweise
erforderlichen Grundwasserhaltungsmaflnahmen nur flr die Zeit der
Bauarbeiten gegeben. Die Wasserhaltungsmafnahmen flhren nicht
zu einer dauerhaften Veranderung des Grundwasserspiegels. Sobald
die Grundwasserhaltungsmafnahmen wieder eingestellt werden,
wird sich der Grundwasserstand wieder dem Wasserstand vor Be-
ginn der Wasserhaltung angleichen.

Fazit: Insgesamt werden sich It. Gutachter die Grundwasserverhalt-
nisse durch die Baumafinahme nicht grundlegend verandern, nach-
teilige Auswirkungen auf den Grundwasserleiter sind durch die Bau-
mafRnahme nicht zu erwarten, zumal es sich bei dem oberen Poren-
grundwasserleiter um einen heterogenen Grundwasserleiter handelt,
der Uberwiegend durch Stauwasserbildungen beeinflusst ist. Etwaige
Auswirkungen auf die Bestandsgebaude kénnen durch entsprechen-
de Sicherungsmalnahmen wahrend der Bauzeit vermieden werden.
Die Sicherungsmaflinahmen werden zum Bestandteil des bauord-
nungsrechtlichen Genehmigungsverfahrens zur Errichtung des Plan-
vorhabens gemacht, weitergehende planungsrechtliche Belange
werden nicht beruhrt.
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Altlasten

S. 86 ff. des Begriindungsentwurfs rdumt Altlasten im Bereich der
Tankstelle, des Postgrundstiicks und der ehemaligen Holzverarbei-
tung ein. Aber auch hier findet eine Verniedlichung / Unterschéatzung
statt. Ich beflirchte - gerade im Zusammenhang mit der Wasserprob-
lematik - eine nachteilige Mobilisierung dieser Altlasten und Umwelt-
gefahren flir Boden, Wasser und Natur.

(Siehe Musterstellungnahme 1 Seite 6)

Abwiégung
Im Zusammenhang mit der Umsetzung der BaumalRnahmen erfolgt
standardgeman ein Beweissicherungsverfahren mit Erfassung aller
baumaRnahmenbedingten Schaden an den Bestandsgebauden.
Nachteile fUr die Eigentimer der angrenzenden Gebaude oder un-
verhaltnismafRige Einwirkungen auf die Bestandsgebaude sind mit
Umsetzung der Vorhabenplanung nicht gegeben.

Die Bewertung der Altlasten- und Grundwassersituation im Plange-
biet ist Giber drei Gutachten erfasst und dokumentiert (s. Pkt. 9.1 gefolgt.
,Grundwasser*). Um die vorgetragenen Anregungen fachgutachterlich | 1.2.36
abschlielend bewerten zu kénnen, wurden dariber hinaus ergan-

zende Stellungnahmen durch die Gutachter beigebracht (,,Vorha-
benbezogener Bebauungsplan Nr. 535 der Stadt Miinster - Ent-

wurf, Stellungnahme zu den Abwagungen Nr. X, Grundwasser

und Nr. XI, Altlasten*, Umweltlabor ACB GmbH, Miinster,

20.06.2014 / ,12126, Standort der Star Tankstelle in 48155 Miins-

ter, Hansaring 54, Stellungnahme zu den Altlasten“, GEOscan

Consulting GmbH, Ladbergen, 02.07.2014).

Folgende gutachterlichen Ergebnisse zur Altlastensituation sind fest-
zuhalten:

Bereich Postimmobilie/ehemalige Holzkontor Wehmeyer: Im Vorha-
benbereich wurden im Bereich der Postimmobilie und des ehemali-
gen Holzkontors Wehmeyer bei den Altlastenerkundungen Verunrei-
nigungen festgestellt. Mit dem im Bereich der geplanten Tiefgarage
erforderlichen Bodenaushub wird die Auffiillung vollstandig abgetra-
gen. Da die in der Auffiillung befindlichen Verunreinigungen mit Aus-
hub nicht mehr existent sind, findet insgesamt eine Verbesserung der
Altlastensituation statt. In den Baufeldern au3erhalb der Tiefgarage,
die einen deutlich kleineren Flachenanteil einnehmen, liegt die ge-
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plante Griindungssohle bei 56,72 m . NHN und somit etwa 0,7 m bis
1,2 m unterhalb der aktuellen Gelandeoberflache. Es wird hier insbe-
sondere im Bereich der Fundamente in den Boden eingegriffen. Auch
hier werden potenziell verunreinigte Auffillungen abgetragen und
somit die Gesamtsituation verbessert.

Im Bereich der ehemaligen Postimmobilie wurden bei den Vorunter-
suchungen 2 Bereiche mit auffalligen Mineraldlkohlenwasserstoffge-
halten (MKW) und ein Bereich mit auffalligen Gehalten an Metallen |
Schwermetallen (SM) und polycyclischen aromatischen Kohlenwas-
serstoffen (PAK) ermittelt. Diese Bereiche befinden sich nérdlich der
geplanten Tiefgarage. Die MineralGlverunreinigungen sind quasi sta-
tionar. Diese Verunreinigungen entstammen einem bereits sanierten
Mineralélschaden auf einem Nachbargrundstiick. Da wegen der
durchgefiihrten Sanierung kein Nachschub an Mineraldl mehr statt-
findet und lediglich Stauwasser angetroffen wurde, ist mit einer Aus-
breitung der Verunreinigungen nicht zu rechnen.

In den Bohrungen, in denen die Auffillungen auffallige PAK- und SM-
Gehalte enthalten, wurde wahrend der Gelandearbeiten kein Grund-
wasser - auch nicht als Stauwasser - angetroffen. Da der Vorhaben-
bereich nach Fertigstellung der Malnahmen nahezu vollstandig ver-
siegelt sein wird, ist auch nicht mit neuen Stauwasserbildungen zu
rechnen. Selbst wenn es lokal zu Stauwasserbildungen im Bereich
von verunreinigten Béden kommt, ist, wegen der schlechten Durch-
I&ssigkeit der anstehenden Boden, nicht mit einer nennenswerten
Mobilisierung und damit Ausbreitung von Schadstoffen zu rechnen.
Durch die Erschitterungen wahrend der Bauarbeiten kann eine ge-
ringfugige Mobilisierung der vorhandenen Schadstoffe nicht ganz
ausgeschlossen werden. Aufgrund der Uberwiegenden Feinkornigkeit
der Béden und der damit verbundenen geringen Durchlassigkeit sind
die Auswirkungen einer mdglichen Mobilisierung jedoch lokal stark
begrenzt.
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Tankstellengrundstiick: Im Zuge der Gefahrdungsabschatzung wur-
den drei Kontaminationsbereiche identifiziert und in dem Gutachten
vom 02.11.2012 beschrieben. Aus den Kontaminationsbereichen
resultieren ca. 260 to = 163 m?* verunreinigtes Bodenvolumen. Zu den
Gelandearbeiten wurden Stauwasserstande zwischen 1,92 - 2,91 u.
GOK gemessen und Grundwasserstande zwischen 2,45 - 4,10 mit
einer sudlich bis slidwestlich gerichteten GrundwasserflieRrichtung.
Kontakt der Verunreinigungsherde mit dem Grundwasser ist gege-
ben, negative Beeintrachtigungen der Grundwassergtite durch KW-
und BTX-Anreicherungen kénnen somit nicht ausgeschlossen wer-
den.

Mit Tankstellenriickbau sollten die Kontaminationsbereiche saniert
werden, um der durch Riickbau méglicherweise eintretenden Schad-
stoffmobilisierung entgegenzuwirken. Bei lokaler Grundwasserhal-
tung im Zuge der Sanierung bis ca. 3,50 m u. GOK ist die Situation
S0 anzupassen, dass keine kontaminierten Wasser unkontrolliert in
die Umwelt gelangen konnen. Die flachenmaRig geringfiigigen Bo-
denverunreinigungen des Bereiches 3 (aullerhalb des Baugrund-
stiicks im Bereich der 6ffentlichen Verkehrsflache des Hansarings)
sind mit zu entfernen. Mit durchgefiihrter Sanierung kann eine Mobili-
sierung von Schadstoffen bei den anschlieRenden Neubaumalnah-
men ausgeschlossen werden.

Sicherung der Ergebnisse: Die Sanierung der Kontaminationen im
Bereich des Tankstellengrundstiicks wird Giber den Kaufvertrag zur
Ubertragung der Teilflachen in den Vorhabenbereich und (iber den
Vertrag zur Verlegung des Uber diesen Bereich verlaufenden Re-
genwasserkanals zwischen der Stadt Miinster und der Vorhabentra-
gerin verbindlich vereinbart. Weitergehend werden alle Erd- und
Grundungsarbeiten zur Errichtung der BaumafRnahmen im Vorha-
benbereich in Abstimmung mit der Unteren Bodenschutzbehoérde der
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Umweltbericht

Dem Umweltbericht fehlen die Grundlagen, er ist in so weit nicht zu-
treffend. Es fehlt damit auch eine zutreffende Basis als Abwdgungs-
grundlage. Ich erwarte fiir die Wohnnachbarn aber auch die Perso-
nen, die in der Néhe des Hafencenters arbeiten, unzumutbare und
jedenfalls auf Dauer gesundheitsschédliche Belastungen durch Im-
missionen (vor allem Larm und Luftschadstoffe).

(...) der Umweltbericht ist insgesamt viel zu pauschal und verweist

Abwiégung
Stadt Manster durchgefuhrt. Auffallige Bodenschichten werden einer
geregelten Entsorgung zugefihrt, sofern ein Wiedereinbau in Ab-
stimmung mit den Fachbehdérden nicht moglich ist. Die Verpflichtung
der Vorhabentragerin zur Abstimmung und fachgutachterlichen Be-
gleitung der Arbeiten ist Gber den Durchfiihrungsvertrag verbindlich
geregelt und wird zum Bestandteil der bauordnungsrechtlichen Ge-
nehmigung gemacht. Uber die benannten Malnahmen und der fach-
gutachterlich gesicherten Durchfiihrung kann eine Mobilisierung von
Altlasten mit negativen Auswirkungen auf den Boden und die Grund-
wassersituation ausgeschlossen werden (s. auch ,Grundwasser* Pkt.
9.1).

Fazit: Eine Mobilisierung von Altlasten und Umweltgefahren fur Bo-
den, Wasser und Natur ist mit der Umsetzung des Planvorhabens
nicht verbunden, insgesamt ist mit Sanierung/Aufnahme und fachge-
rechter Entsorgung der bestehenden Verunreinigungen im Zuge der
Errichtung der geplanten Baumalinahmen sogar eine deutliche Ver-
besserung des Boden- und Grundwasserschutzes gegentiber der
bestehenden Altlastensituation gegeben. Der Vortrag einer Unter-
schatzung der Altlastensituation und Mobilisierung der Altlasten mit
Umweltgefahren fiir Boden, Wasser und Natur ist eine unbegriindete
Behauptung und wird als solche zurlickgewiesen.

Der VBP Nr. 535 und die 39. FNP-Anderung werden als sog. Vollver-
fahren gemaf § 2 BauGB einschlieBlich einer Umweltprifung durch-
geflhrt. Abseits der innerstadtischen Lage des Vorhabenstandortes,
der festgesetzten zulassigen Grundflache mit den bereits bestehen-
den hohen Versiegelungsanteilen als ehemaliges Gewerbegrund-
stlick sowie vorbehaltlich von Ergebnissen einer allgemeinen Vor-
prifung des Einzelfalls gemal Anlage 1 zum UVPG-Gesetz, ist allein

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.2.22

1.2.37
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meist nur auf die Einhaltung von Grenzwerten oder gesetzlichen Vor-
gaben.

(Siehe Musterstellungnahme 1 Seite 3 und 4; Musterstellungnahme 5
Seite 3)

Abwiégung
Uber die Verkehrslarmsituation mit einer teilweisen Uberschreitung
der Grenzwerte der Verkehrslarmschutzverordnung und Beurtei-
lungspegeln im Grenzbereich der Gesundheitsgefahrdung bereits in
der Bestandssituation, die Durchfiihrung einer vollstdndigen Um-
weltprifung begriindet.

Die Bewertung der Umweltbelange erfolgt tiber den Umweltbericht
gem. § 2a BauGB in den Anforderungen des Gesetzes zur Umwelt-
vertraglichkeitsprifung (UVPG), der Umweltbericht ist gesonderter
Teil der Begriindung. Die Auswirkungen des Planvorhabens wurden
umfassend und abschlieBend erfasst und entsprechend den gesetzli-
chen Vorgaben in die Abwagung eingestellt. Der Umweltbericht wur-
de Uber die Beteiligungsverfahren durch die Fachbehérden und
Fachamter der Stadt Minster geprift und in den Ergebnissen als
Abwagungsgrundlage uneingeschrankt bestétigt. Der vorliegende
Umweltbericht entspricht in vollem Umfang den Erfordernissen gem.
§ 2 Abs. 4 BauGB zur Ermittlung, Beschreibung und Bewertung der
voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen.

Die fiir die Bewertung der Auswirkungen der Vorhabenplanung auf
die Schutzguter notwendigen Gutachten (insbesondere Verkehr,
Larm, Luftschadstoffe, Altlasten und Artenschutz) sind in Kapitel 6
der Begriindung zum VBP ausflhrlich und abschlief’end dokumen-
tiert und die daraus abgeleiteten Minderungs- und Schutzmalnah-
men in Form von Festsetzungen/Hinweisen planungsrechtlich gesi-
chert. Die Gutachten entsprechen in Art und Umfang der Datenerhe-
bung, Aktualitdt der Daten, Berechnungsverfahren und Bewertung
der Auswirkungen uneingeschrankt den geltenden Standards und
den gesetzlichen Vorgaben. Mit den in der Begrindung dargestellten
Inhalten ist eine abschliefiende und umfangliche Bewertung und
sachgerechte Abwagung der Auswirkungen des Planvorhabens auf
die Umweltbelange dokumentiert (s. Kapitel 6, 8 und 9 der Begriin-
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Sonstiges

Fiir unser Haus (Anmerkung: Hansaring 46-48) begegnet der vorge-
legte Planentwurf in mehrfacher Hinsicht rechtlichen und tatséchli-
chen Bedenken. Insbesondere ist durch die zuvor aufgefiihrten Punk-
te (Anmerkung: s.o. Pkt. 2 - 11, insbesondere zu Verkehr, Emissio-
nen und langfristigen Schaden) mit einer erheblichen Wertminderung
zu rechnen.

(Siehe Musterstellungnahme 3 Kapitel 4 Seite 3)

Abwiégung
dung zum VBP Nr. 535 bzw. der Begriindung zur 39. FNP-
Anderung).

Weitergehende Details zu den umweltbezogenen Abwéagungsinhalten
s. Kapitel 4 ,Verkehr®, Kapitel 5 ,,Allgemeine Belange zu Immissio-
nen“, Kapitel 6 ,Schallimmissionen®, Kapitel 7 ,Luftschadstoffe®, Kapi-
tel 8 ,Storfallrisiko®, Kapitel 9 ,Grundwasser” und Kapitel 10 ,Altlas-
ten” des Allgemeinen Teils dieser Abwagung.

Fazit: Entgegen der Behauptung sind der Umweltbericht und die dem
Bericht zugrunde liegenden Gutachten entsprechend den gesetzli-
chen Vorgaben in Aufbau, Herangehensweise und in den dokumen-
tierten Ergebnissen vollumfanglich fir eine Bewertung der Auswir-
kungen des Planvorhabens auf die Belange der Umwelt geeignet und
ausreichend.

Die an den Planbereich angrenzenden Gebaude siidlich des Hansa-
rings (u. a. Haus 46-48) bilden nach Norden den raumlichen Ab-
schluss zur suddstlichen Innenstadt und nach Siden die bauliche
Grenze im Ubergang zu den riickwartig liegenden, teilweise noch
gewerblich genutzten Flachen des Hafenquartiers. Mit sukzessiver
Aufgabe der Hafennutzungen wurde bereits in den 1980/90iger Jah-
ren ein grundlegender Strukturwandel insbesondere im Bereich des
Stadthafens1 von einem industriellen/gewerblichen Hafenquartier in
ein gemischtes Stadtquartier eingeleitet. Mit dem Wandel und der
damit einhergehenden Harmonisierung der Nutzungen und Verbes-
serung der stadtgestalterischen Qualitdten durch Wegfall groRmal3-
stablicher Gewerbebauten zu einer ansonsten eher kleinteiligeren
Innenstadtbebauung, ist eine grundlegende strukturelle Aufwertung
des Standortes, insbesondere auch der Gebaude in dem benannten

gefolgt.
1.2.38
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Abwiégung
Ubergangsbereich, verbunden.

Mit Umsetzung der Vorhabenplanung wird ein ehemals gewerblich/
industriell genutztes und derzeit als Brachflache an die Gebaude
Hansaring 46 - 48 angrenzendes Grundstiick zu einem Stadtbe-
reichszentrum mit Einzelhandelsnutzungen, Biiros/Praxen, Gastro-
nomie und Wohnen Uberplant. Die Planungen gehen zurtick auf die
stadtischen Zielsetzungen zur Entwicklung des Standortes, doku-
mentiert und eingebettet in den Masterplan ,Stadthafen Minster' und
in Ubereinstimmung mit den libergeordneten Vorgaben der Raum-
und Landesplanung. Mit der Vorhabenplanung wird eine langfristige
Sicherung der Versorgungsstrukturen im Stadtquartier gewahrleistet,
gleichzeitig werden Uber die Errichtung einer 6ffentlichen Quartiers-
garage im Zusammenhang mit dem Planvorhaben bestehende Park-
raumdefizite im Stadtquartier ausgeglichen. Damit steht das Vorha-
ben einer Aufwertung nicht entgegen, vielmehr ibernimmt das Vor-
haben eine zentrale Funktion in der stadtplanerischen Gesamtent-
wicklung zur Aufwertung des Quartiers.

Mit der Umsetzung des Planvorhabens sind in einer durch Verkehrs-
larm bereits stark vorbelasteten innerstadtischen Situation weitere
Verkehrslarmerhéhungen verbunden, unzulassige Einwirkungen aus
Gewerbelarm und Luftschadstoffemissionen auf die angrenzende
Wohnnachbarschaft sind nicht gegeben. Den zusatzlichen Belastun-
gen aus Verkehrslarm kann uber Larmminderungsmafinahmen an-
gemessen begegnet werden, verbleibende Einwirkungen sind in der
Abwagung stadtebaulicher Belange und der Belange zum Gesund-
heitsschutz nicht zu vermeiden und hinnehmbar (s. Abwagung der
Kapitel 4 bis 11).

Eine erhebliche Wertminderung von Bestandsimmobilien im Umfeld
des Planvorhabens ist trotz etwaig verbleibender Mehrbelastungen

Beschlussvorschlag

Seite -

114 -



Nr.

Abwaégungsinhalt

Abwagung Beschlussvorschlag

nicht zu erwarten, in einzelnen Fallen ist Uber passive Schallschutz-
mafnahmen aus den Anspruchsvoraussetzungen im Zusammen-
hang mit dem baulichen Eingriff in den Hansaring bzw. Gber die frei-
willigen Leistungen der Larmvorsorge durch den Vorhabentrager
sogar eine Verbesserung der bestehenden Wohnsituation gegeben.

Anmerkung: Die stralRenseitige Fassade des Hauses Hansaring 46 -
48 liegt innerhalb des Bereiches mit Anspruchsvoraussetzungen auf
passive Ausgleichsmallnahmen im Zusammenhang mit dem bauli-
chen Eingriff in den 6ffentlichen Verkehrsweg des Hansarings. Falls
das Gebaude nicht bereits Uber einen ausreichenden passiven
Schallschutz verfiigt, steht den Eigentimern eine Verbesserung des
Schallschutzes gemaR § 42 BImSchG, § 1 Abs. 2 Nr. 2 16. BImSchV
in Verbindung mit der 24. BImSchV zu. Mit Umsetzung etwaig erfor-
derlicher Larmminderungsmafnahmen wiirde eine Aufwertung der
Wohnqualitat gegenuber der Bestandssituation erwirkt und wird den
Erfordernissen des Larmschutzes gemaf den gesetzlichen Anspri-
chen auf eine Larmsanierung in der Abwagung stadtebaulicher Be-
lange und der Belange des Immissionsschutzes fir den Standort
entsprochen.

Fazit: Die vorgetragene Behauptung einer erheblichen Wertminde-
rung der angrenzenden Bestandsgebaude durch die Umsetzung des
VBP Nr. 535 ist nicht zutreffend (s. dazu auch Pkt. 2.4 der Abwa-
gung). Es kdnnen allenfalls geringfligige Wertminderungen auftreten,
wie sie bei der Bebauung von Nachbargrundstticken tblich sind und
entschadigungslos hingenommen werden muissen.
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TEILIl - EINZELABWAGUNG

Stellungnahmen aus Beteiligung der Offentlichkeit gemiR § 3 (2) BauGB

Musterstellungnahmen mit individueller Ergédnzung als neuer/zuséatzlicher Vortrag (Gruppe 2)

Die nachfolgend aufgefihrten 58 Stellungnahmen wurden der Gruppe 2 (Mus- ® 2| Musterstellungnahme B90/Die Grinen

terstellungnahmen mit individueller Erganzung als neuer/zusatzlicher Vortrag)

zugeordnet und in die Abwagung eingestellt:

® 1| Musterstellungnahme Haie am Hafen
Datei / Musterstellungnahme-Hafenhaie-1.pdf

Stand: 20. August 2015

Datei / Musterstellungnahme-Hafenhaie-2=Griine.pdf

Fristgerecht eingereichte Stellungnahmen 17, 73, 75, 97, 145, 171, 267,
305, 341, 346, 397, 462 und 479 - insgesamt 13

Fristgerecht eingereichte Stellungnahmen 5A, 8, 21, 29, 33, 37, 72, 80A, © 3 |Musterstellungnahme Eigentlimer

85A, 121, 125, 150, 151A, 158, 160, 176A, 197, 203, 204, 205, 221, 230
233, 263, 264, 267A, 306A, 320, 322, 332, 334, 352, 357, 370, 385, 413,

415, 455, 466, 472, 492 und 502 - insgesamt 42

Stellung- Abwagungsinhalte
nahme Nr.
5A 1. Die eingereichte Stellungnahme umfasst die Musterstellung-

nahme 1 mit den dort vorgetragenen Anregungen und Bedenken.

2. Folgende zuséatzliche Anregung/Bedenken wird vorgetragen:
Aufgrund meiner gesundheitlichen, sowie finanziellen Lage bin

ich mit dem geplanten Projekt sehr ungliicklich. Es ist so schon
schwer genug als Asthmatikerin in einer verschmutzten Umwelt
zu leben.

Datei / Musterstellungnahme-Griine-Variante-Eigentiimer.pdf
Fristgerecht eingereichte Stellungnahmen 379 und 526 - insgesamt 2

® 5| Musterstellungnahme Haie am Hafen (Variante 2)
Datei / Musterstellungnahme-Hafenhaie-3.pdf
Fristgerecht eingereichte Stellungnahmen 209 - insgesamt 1

Abwagung

Zu 1: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Abwagung zu Ab-
wagungsinhalten 1 - 12

Zu 2: Die planbedingten Auswirkungen auf die Immissionssituati-
on sowohl fiir die Nutzungen innerhalb des Plangebietes als auch
fur die bestehenden Nutzungen im angrenzenden Planbereich
aufderhalb des Geltungsbereiches des VBP Nr. 535 wurden fach-
gutachterlich ermittelt und entsprechend den geltenden gesetzli-
chen Bestimmungen in eine Bewertung mit einer vollstandigen
Umweltprifung eingestellt. Dies betrifft insbesondere die Auswir-

Beschlussvorschlag

Die Hinweise werden zur
Kenntnis genommen -
eine weitergehende Be-
schlussfassung eriibrigt
sich.
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Stellung-
nahme Nr.

Abwégungsinhalte

Abwagung Beschlussvorschlag

kungen aus Verkehrs- und Larmbelastungen, Altlasten, Luft-
schadstoffen sowie die Storfallbewertung zweier Gefahrstofflager
im sldlichen raumlichen Anschluss an den Stadthafen | als po-
tenzielle Emittenten auf das Schutzgut ,Mensch®. Die Gutachten
entsprechen uneingeschrankt den fachgutachterlichen Standards
und gesetzlichen Bestimmungen. Auf Basis der gutachterlichen
Ergebnisse wurden nach Erfordernis geeignete Minderungs-
/Schutzmalnahmen aufgezeigt und Uber Festsetzungen im Be-
bauungsplan sowie Uber verbindliche Regelungen im Durchfih-
rungsvertrag als Bestandteil des vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplans planungsrechtlich gesichert.

Im Ergebnis ist festzuhalten, dass mit Umsetzung der Entwick-
lungsziele des VBP Nr. 535 in Anwendung der festgesetzten
Schutz- und Minderungsmafnahmen keine unzulassigen Auswir-
kungen aus Immissionen im Sinne des BImSchG fir die anlie-
genden Bewohner vorliegen und auch zukinftig nicht zu erwarten
sind. Insbesondere die flir Asthmatiker relevante Bewertung der
Luftschadstoffsituation hat ergeben, dass auch nach Umsetzung
des Planvorhabens die Grenzwerte fur NO,, PM4o und PM 5 si-
cher eingehalten werden.

Nachteilige Auswirkungen in wirtschaftlicher Hinsicht auf die im
Quartier lebenden und arbeitenden Menschen sind nicht ersicht-
lich. Im Einzelfall ist Gber passive SchallschutzmalRnahmen aus
den Anspruchsvoraussetzungen im Zusammenhang mit dem
baulichen Eingriff in den Hansaring bzw. Uber die freiwilligen
Leistungen zur Larmvorsorge durch den Vorhabentrager sogar
eine Aufwertung einzelner Immobilien und eine Verbesserung der
bestehenden Wohnsituation gegenliber der derzeitigen Situation
gegeben.

Seite -



Stellung-
nahme Nr.

Abwégungsinhalte

8, 357 1. Die eingereichten Stellungnahmen umfassen die Musterstel-
lungnahme 1 mit den dort vorgetragenen Anregungen und Be-

denken.

2. Folgende zusatzliche Anregungen/Bedenken werden vorge-
tragen:

2.1 Ich wohne als Mieter im Erdgeschoss am Hansaring 58, di-
rekt neben der Star Tankstelle. Wahrend der BaumaBnahmen, in
der beschrieben GréBenordnung, wére ich durch Larm und Ver-
schmutzung direkt und intensiv betroffen. Dartiber hinaus liegt
mein Garten nach hinten raus, in direkter Angrenzung zum alten
Postgebédude. Wéhrend der BaumalBnahmen ist mit einer starken
Verschmutzung meines Gartens zu rechnen und natirlich auch
eine Einschrdnkung des Wohlbefindens zu erwarten (Aufgrund
des Larms und Baustaub in der Luft, kann der Garten nicht mehr
genutzt werden und auch die Fenster werden aufgrund der zu
erwartenden Beeintrdchtigung nur noch begrenzt zu éffnen sein).
Insgesamt werde ich (und meine Gesundheit) durch die Bau-
malnahme direkt und auf massive Art und Weise betroffen sein.

Abwiégung

Weitergehend siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 5.1 -
5.4 ,Allgemeine Belange zu Immissionen® und Pkte. 7.1 und 7.2
,Luftschadstoffe* und Pkt. 12.1 ,Sonstiges®.

Besondere, weitergehende Abwagungsbelange, die aus einer
konkreten gesundheitlichen oder finanziellen Situation abzuleiten
sind, sind nicht erkennbar.

Zu 1: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Abwagung zu Ab-
wagungsinhalten 1 - 12

Zu 2.1: Die planbedingten Auswirkungen auf die Immissionssitua-
tion sowohl fir die Nutzungen innerhalb des Plangebietes als
auch fir die bestehenden Nutzungen im angrenzenden Planbe-
reich aulerhalb des Geltungsbereiches des vorhabenbezogenen
Bebauungsplans wurden fachgutachterlich ermittelt und entspre-
chend den geltenden gesetzlichen Bestimmungen in eine Bewer-
tung mit einer vollstandigen Umweltpriifung eingestellt. Dies be-
trifft auch die Auswirkungen aus Larmbelastungen und Luft-
schadstoffen. Die Gutachten entsprechen uneingeschrankt den
fachgutachterlichen Standards und gesetzlichen Bestimmungen.
Auf Basis der gutachterlichen Ergebnisse wurden nach Erforder-
nis geeignete Minderungs-/SchutzmalRnahmen aufgezeigt und
Uber Festsetzungen im Bebauungsplan sowie Gber verbindliche
Regelungen im Durchfiihrungsvertrag als Bestandteil des vorha-
benbezogenen Bebauungsplans planungsrechtlich gesichert.
Unzulassige Einwirkungen aus Gewerbelarm und Luftschadstoff-
emissionen auf die angrenzende Wohnnachbarschaft sind nicht
gegeben.

sich.

Seite -

Beschlussvorschlag

Die Anregungen beziehen
sich auf Aspekte auBer-
halb des Bebauungsplans
- eine weitergehende Be-
schlussfassung eriibrigt
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Stellung-
nahme Nr.

Abwégungsinhalte

2.2 Nach den bekannten Planen werde ich auch nach Erstellung
des ,Hafencenters” dauerhaft gestért sein, da es vorgesehen ist,
die Anlieferung (...) direkt vor meinem Garten zu realisieren.

Abwiégung

Hinsichtlich Verkehrslarm ist festzuhalten, dass die stralRenseiti-
ge Fassade des Hauses Hansaring 58 innerhalb des Bereiches
mit Anspruchsvoraussetzungen auf passive Ausgleichsmaf3nah-
men im Zusammenhang mit dem baulichen Eingriff in den 6ffent-
lichen Verkehrsweg des Hansarings liegt. Falls das Gebaude
nicht bereits Uber einen ausreichenden passiven Schallschutz
verfligt, steht dem Eigentiimer eine Verbesserung des Schall-
schutzes gemal § 42 BImSchG, § 1 Abs. 2 Nr. 2 16. BImSchV in
Verbindung mit der 24. BImSchV zu. Mit Umsetzung etwaig er-
forderlicher Larmminderungsmalnahmen wirde eine Aufwertung
der Wohnqualitat gegentber der Bestandssituation erwirkt und
wird den Erfordernissen des Larmschutzes gemal den gesetzli-
chen Anspriichen auf eine Larmsanierung in der Abwagung stad-
tebaulicher Belange und der Belange des Immissionsschutzes fiir
den Standort entsprochen.

Zusatzliche, ggf. erforderliche MaRnahmen aus Emissionen wah-
rend der Bautatigkeit sind grundsatzlich nicht Gegenstand der
Bauleitplanung, sondern werden bei Erfordernis im Rahmen des
konkreten Bauantragsverfahrens beigebracht. Darliberhinausge-
hende besondere Betroffenheiten fir die Bewohner des Gebau-
des Hansaring 58 sind nicht ersichtlich.

Weitergehend siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 5.1 -
5.4 ,Allgemeine Belange zu Immissionen®.

Zu 2.2: Gemal vorliegendem ,Schalltechnischen Bericht Nr.
LL5683.2/03 zur Gewerbelarmuntersuchung im Rahmen der
Bauleitplanung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 535
,Hansaring/SchillerstralRe/Hafenweg/Dortmunder Stralle“ der
Stadt Miinster”, ZECH Ingenieurgesellschaft mbH Lingen, Stand

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht

gefolgt.
1.2.39
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Stellung-
nahme Nr.

Abwégungsinhalte

2.3 Dartiber hinaus werde ich natiirlich durch das zwangslaufige
ansteigende Verkehrsaufkommen direkt beeintrdchtigt. Schon
heute sind am Hansaring ein extrem hohes Verkehrsaufkommen
und auch ein katastrophaler Parkplatzengpass vorhanden. Der
Verkehr der sich aktuell ab ca. 18 Uhr ein bisschen beruhigt {(...)
wird zukiinftig anhalten, da dann die Zeit der Einkdufe beginnt.
Ich kann wirklich nicht nachvollziehen, dass dieser Tatbestand
von der Stadt als akzeptabel angesehen wird.

2.4 Zum prinzipiellen Bedarf eines Einkaufszentrums am Hansa-
ring kann ich mich nur kritisch &u8ern. Aktuell ist man im Hafen-
viertel bestens versorgt. Gerade am Hansaring ist durch den
Rewe, den Penny und kleinere Einzelhandelsgeschéfte eine her-
vorragende Versorgung gewéhrleistet. Auch habe ich es noch
nicht erlebt, dass diese Geschéfte total (berfiillt sind. Es ist je-
derzeit ein angenehmes Einkaufen méglich. Aber auch grol3e
Einkaufsmérkte sind in akzeptabler Ndhe, wie bzw. das E-Center
an der Friedrich-Ebert-Str. und der Marktkauf.

2.5 Zum Schluss méchte ich betonen, dass ich mir schon be-

Abwiégung

19. August 2013 werden die Richtwerte der TA-Larm zu Betriebs-

[&rm und damit auch Larm infolge von Anlieferungen im gesam-
ten Plangebiet sowie zu der angrenzenden Wohnnachbarschaft
eingehalten bzw. sogar deutlich unterschritten. Gesundheitsge-

fahrdungen oder unzulassige Beeintrachtigungen auf die angren-

zenden privaten Aulienbereiche sind nicht gegeben.
Weitergehend siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 5.1 -
5.4 ,Allgemeine Belange zu Immissionen® und Pkt. 6.3 ,Schal-

limmissionen®.

Zu 2.3: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 4.1, 4.3 und
4.6 ,Verkehr”.

Zu 2.4: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 3.1 ,Einzel-
handel".

Zu 2.5: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung*, Pkte. 2.2 - 2.4

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.40

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.41

Den Anregungen wird
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Stellung-
nahme Nr.

Abwégungsinhalte

wusst bin, dass fiir eine so grol3e frei liegende Fldche eine Nut-
zung gesucht wird. Dies begriil3e ich auch, allerdings wiinsche
ich mir, dass diese Flédche sinnbringend genutzt wird und die
Wohn-Atmosphére im Hafenviertel positiv (zumindest nicht nega-
tiv) beeinflusst. Wie wére es stattdessen mit einem kleinen Park
mit einem Spielplatz, um die Attraktivitét fiir Familien zu erh6-
hen? Auch Parkpléatze (fiir Anwohner kostenfrei) sind (...) ein
dringendes Bedirfnis und wiirden die Parkplatzsituation ent-
spannen, dies wiirde durch eine kostenpflichtige Tiefgarage nicht
passieren. Oder Wohnungsbau zu erschwinglichen Mietpreisen,
der nicht nur die ,Luxus-Zielgruppe* anspricht.

2.6 Ich kann nicht nachvollziehen, welche Bediirfnisse und An-
forderungen des Viertels mit dem Bau eines Einkaufscenters
befriedigt und/oder effiillt werden sollen. Letztendlich erscheinen
mir die vorliegenden Pléne in keinster Weise als gewinnbringen-
de Variante fiir das Stadtbild im Allgemeinen und das Hafenvier-
tel im Speziellen.

Abwiégung

»LAllgemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen“ und
Pkt. 4.6 ,Verkehr® sowie ,Teil Il - Einzelabwagung®, Pkt. 2.4 der
Stellungnahme 37.

Zu 2.6: Die Umsetzung der Entwicklungsziele des VBP Nr. 535
bildet einen wesentlichen Baustein innerhalb der stadtebaulichen
Gesamtentwicklung im Bereich der Minsteraner Stadthafen,
dokumentiert Uber den politischen Beschluss zum Masterplan
~Stadthafen Minster” und das Einzelhandels- und Zentrenkon-
zept der Stadt Minster. Mit der fortschreitenden Umstrukturie-
rung des Hafenareals ist auch eine qualitative Weiterentwicklung
des Einzelhandels im sudéstlichen Innenstadtquartier notwendig.

Das Gestaltungskonzept des Planvorhabens wurde tber die Be-
wertung durch den Gestaltungsbeirat der Stadt Minster abwa-
gend geprift und die stadtebaulich architektonische Ausgestal-
tung des Gebaudes im Kontext der bestehenden Stadtstrukturen
als fiir den Standort richtig und angemessen bestatigt. Uber den
Vorhaben- und ErschlieBungsplan (V+E-Plan) als Bestandteil des
vorhabenbezogenen Bebauungsplans ist die Umsetzung des
stadtebaulich architektonischen Konzeptes in der durch den Ge-
staltungsbeirat bestatigten Form planungsrechtlich sichergestellt.
Anderweitige individuelle Auffassungen zur Gestaltqualitat und

Beschlussvorschlag

nicht gefolgt.
1.2.42

Der Anregung wird nicht

gefolgt.
1.2.43

Seite -
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Stellung-
nahme Nr.

17

21

Abwégungsinhalte

1. Die eingereichte Stellungnahme umfasst die Musterstellung-
nahme 2 mit den dort vorgetragenen Anregungen und Bedenken.

2. Folgende zuséatzliche Anregung/Bedenken wird vorgetragen:
Ich rege an, {(...)

- Das Gelénde ist Kulturgut, das durch das E-Center einer Ver-
schandlung gleichkommt.

- Lieber sollten junge Leute geférdert werden, ihre Ideen auf dem
Geldnde zu verwirklichen.

- Andere Stéadte als Beispiel nehmen, in denen der Vielzahl der
Studenten mehr Platz fiir Tatendrang geboten wird.

1. Die eingereichte Stellungnahme umfasst die Musterstellung-
nahme 1 mit den dort vorgetragenen Anregungen und Bedenken.

2. Folgende zuséatzliche Anregung/Bedenken wird vorgetragen:
Ich bin selbst persénlich durch die Planung betroffen da ich als
Blirger dieser Stadt nicht langer akzeptieren kann das wirtschaft-
liche Interessen (iber die Interessen der Blirger gestellt werden.
AulBerdem ist die Luftqualitdtsminderung inakzeptabel. Miinster
ist nun bereits weit entfernt vom Titel ,Lebenswerteste Stadt” und
das hdngt mal3geblich mit einer korrupten und véllig inkompeten-
ten Stadtverwaltung und Marketing zusammen, die dieser Stadt
auch noch den letzten Wert nehmen.

Abwiégung

Einpassung des Vorhabens in das Stadtbild bleiben unbenom-
men, sind jedoch nicht Gegenstand der Abwagung.

Weitergehend siehe , Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 2.1 -
2.3 ,Aligemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen®.
Zu 1: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Abwagung zu Ab-
wagungsinhalten 1 - 12

Zu 2: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung*, Pkte. 2.1, 2.2 und
2.4 ,Aligemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen®.

Den Anregungen wird
nicht gefolgt.
1.2.44

Zu 1: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Abwagung zu Ab-
wagungsinhalten 1 - 12

Zu 2: Projekt- und damit investorenbezogene Planungen und
Planungsverfahren sind mit den §§ 11 und 12 BauGB ausdriick-
lich im BauGB verankert und auch in Miinster gangige Praxis.
Insbesondere bei stéddtebaulichen GroRprojekten ist in der heuti-
gen Zeit eine Umsetzung von Planungsideen ohne Investoren
und Geldgeber nicht denkbar (vgl. auch Entwicklungen und Um-
strukturierungen in der Mlnsteraner Altstadt). Auch bei Vorha-
benprojekten nimmt die Stadt - abseits der Beteiligungsverfahren
gemald BauGB - (iber z. B. die Voraberstellung informeller Plan-
werke wie den Masterplan ,Stadthafen“ oder Utiber die Durchfih-
rung von Planungswettbewerben ihre uneingeschrankte kommu-
nale Planungshonheit aktiv auf. Uber Gremien wie den Gestal-

Den Anregungen wird
nicht gefolgt.

1.2.45

1.2.46

Seite -

Beschlussvorschlag
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Stellung-
nahme Nr.

29

Abwégungsinhalte

1. Die eingereichte Stellungnahme umfasst die Musterstellung-

nahme 1 mit den dort vorgetragenen Anregungen und Bedenken.

2. Folgende zusatzliche Anregung/Bedenken wird vorgetragen:

Abwiégung

tungsbeirat wird zusatzlich eine stadtebaulich architektonische
unabhangige Prifung der fir die Stadt Mlnster wichtigen Plan-
vorhaben beigebracht. Eine einseitige Interessenbedienung der
Investoren mit Umsetzung des Projektes und dem Vorhabenbe-
zug ist nicht gegeben.

Die Anwurfe und Behauptungen von Korruption und Inkompetenz
sind unbegriindet und werden deutlich zuriickgewiesen — vielfa-
che Auszeichnungen, Zertifizierungen und Preise fiir die Stadt im
Bereich Stadtentwicklung und Stadtebau in den letzten Jahren
sprechen hier eine andere Sprache.

Der Planungsausschuss als Fachausschuss des Rates hat in
Kenntnis der im Hafenforum vorgebrachten kritischen Stimmen
zum Planungsprojekt die Offenlegung der konkretisierten Pla-
nungen freigegeben.

Mit dieser Abwagungsvorlage erfolgt eine erneute transparente
und detaillierte Aufbereitung und Wiedergabe aller im Rahmen
der Offenlegung eingegangenen Anregungen. Die Berlicksichti-
gung, teilweise Berlcksichtigung oder Nicht-Berlcksichtigung der
Kritikpunkte obliegt der gerechten Abwagung aller privaten und
offentlichen Belange untereinander und gegeneinander durch
den Rat der Stadt Munster.

Weitergehend siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 5.1
und 5.4 ,Allgemeine Belange zu Immissionen®, Pkte. 7.1 und 7.2
,Luftschadstoffe sowie ,Teil Il - Einzelabwagung®, Pkt. 2 der
Stellungnahme 5A.

Zu 1: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Abwagung zu Ab-
wagungsinhalten 1 - 12

Zu 2: Das Einzelhandelsprojekt ist im Rahmen des Hafenforums

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht
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Stellung-
nahme Nr.

33, 121,
320, 334

Abwégungsinhalte

(...) ich bin geblirtiger Miinsteraner und wohne seit 1980 in die-
sem Viertel (Schiller -> Dortmunder -> Wolbecker-Stralle).

Ich war auf zwei Hafenforum-Veranstaltungen am Hafenplatz und

frage mich wie die Stadt dies Blirgerbeteiligung nennen kann,
wenn die Biirgerschaft (iber die Frage ob das EKZ (iberhaupt
gebaut wird, keinen Einfluss mehr haben kann.

1. Die eingereichten Stellungnahmen umfassen die Musterstel-
lungnahme 1 mit den dort vorgetragenen Anregungen und Be-
denken.

Abwiégung

auf der hierfir bestehenden Grundlage der Beschlusslagen zum | gefolgt.
Zentren- und Einzelhandelskonzept der Stadt Minster und zum 1.2.47
Masterplan Stadthafen 2004 begriindet worden. Uber die Diskus-

sion im Hafenforum hat das Projekt hinsichtlich der baulichen
Ausgestaltung, Nutzungsstruktur und VerkaufsflachengréfRe we-

sentliche Anderungen und Anpassungen in Folge der Biirgerbe-

teiligung und —anregungen erfahren.

Planerische Leitlinien und Projekte werden nicht bindend durch
Birgerabstimmung oder durch vielfaltige Birgerinnen- und Biir-
germeinung entschieden, sondern unterliegen der Abwagung
zahlreicher Belange durch den Rat der Stadt Munster. Der Ein-
fluss der Burgerschaft ist Uber das offene und transparente Bau-
leitplanverfahren in den vorgegebenen Beteiligungsverfahren
gemal BauGB mehrstufig gegeben — Entscheidungstrager ist der
Rat der Stadt als reprasentatives Gremium fur alle Blrgerinnen
und Burger in Munster.

Mit dieser Vorlage wird den Vorgaben gemal BauGB uneinge-
schrankt entsprochen und ist eine erneute transparente und de-
taillierte Aufbereitung und Wiedergabe aller im Rahmen der Of-
fenlegung eingegangenen Anregungen gewabhrleistet. Die Be-
rucksichtigung, teilweise Berlcksichtigung oder Nicht-
Berucksichtigung der Kritikpunkte obliegt der gerechten Abwa-
gung aller privaten und 6&ffentlichen Belange untereinander und
gegeneinander durch den Rat der Stadt Munster.

Weitergehend siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 1.1
»LAllgemeine Belange zu Planverfahren und Gutachten®

Zu 1: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Abwagung zu Ab-
wagungsinhalten 1 - 12

Seite -

Beschlussvorschlag
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Stellung-
nahme Nr.

Abwégungsinhalte

2. Folgende zusatzliche Anregung/Bedenken wird vorgetragen:
2.1 Als Nutzerin der Freiflachen am Hafen bin ich selbst von den
Bebauungsplénen betroffen. Das Einkaufszentrum wiirde den
Hafen als Erholungsgebiet aufgrund der Steigerung von Larm,
Abgasen und Menschenmassen erheblich beeintréchtigen. Wéh-
rend die gegeniiberliegende Hafenseite von Cafés und Restau-
rants gefiillt wird und die freie Nutzungsmdglichkeit der Hafensei-
te dort beschrénkt ist, bleibt nur das gegenliberliegende Hafen-
ufer fiir den nicht-kommerziellen und freien Gebrauch bestehen.
Dieses Nebeneinander macht flir mich gerade den Reiz des Ha-
fens aus, der durch den Bau eines Einkaufszentrums verloren
ginge. Durch die Kommerzialisierung des Hafengebietes werden
zahlungsschwache Menschen aus dem Erholungsgebiet ver-
drédngt. (...) Wichtiger ist vielmehr, dass Erholungsgebiete im
Stadtbereich erhalten bleiben, damit Biirgerlnnen ohne Auto -wie
ich- diese nach wie vor erreichen und nutzen kénnen.

Abwiégung

Zu 2.1: Das Hafenareal befindet sich seit Beginn der 1990iger
Jahre in einem strukturellen Wandel von einem ehemals industri-
ell, gewerblich genutzten Bereich zu einem gemischten Stadt-
quartier, erholungsbedeutsame Freiflachen sind lediglich entlang
des zwischenzeitlich aufgewerteten Hafenkais sowie nérdlich der
SchillerstraRenquerung gegeben. Eine Bedeutung des Plange-
bietes selbst als Erholungsgebiet oder fur die Freizeitnutzung
liegt nicht vor (s. Umweltbericht, Kapitel 8.4.6). Als ehemals ge-
werblich genutzte innerstadtische Brachflache besitzt das Vor-
habengrundstiick weder eine eigene Aufenthaltsqualitat noch
sind erholungsrelevante Strukturen gegeben oder werden Wege-
verbindungen zu angrenzenden erholungsbedeutsamen Flachen
Uber das Plangebiet geschaffen.

Entgegen der Behauptung sind mit Umsetzung des Planvorha-
bens keine negativen Einwirkungen auf Erholungsstrukturen im
Hafen zu erwarten oder sind unzulassige Larmeinwirkungen oder
Beeintrachtigungen der Luftschadstoffsituation aus dem Betrieb
des Einkaufszentrums gegeben. Vielmehr werden uber die Off-
nung des Grundstlcks in der Errichtung des gemischten Stadt-
quartierszentrums erstmalig vielfaltige Wegeverbindungen flr
FuRRganger und Radfahrer Gber das Vorhabengrundstiick zwi-
schen Hansaring und Hafenareal hergestellt und somit die Er-
reichbarkeit erholungsbedeutsamer Bereiche erleichtert. Uber die
Méoglichkeit zur Errichtung auch offentlich geférderter Wohnun-
gen im Zusammenhang mit dem Planvorhaben und den - unab-
hangig von den Entwicklungszielen des VBP Nr. 535 - Erhalt
bestehender alternativer Nutzungsstrukturen im Hafenbereich
sind negative Effekte einer Gentrifizierung in der grundsatzlichen
Aufwertung des Gebietes vom Gewerbeareal zum gemischten

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht

gefolgt.
1.2.48

Seite -
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Stellung-
nahme Nr.

37

Abwégungsinhalte

2.2 Im Zentrum sind zudem ausreichende Einkaufsmdéglichkeiten
vorhanden, die zu Ful8, mit dem Rad oder per Auto erreicht wer-
den kénnen. Das Argument, ein gré3eres Einkaufszentrum mit
besserer Anbindung fiir Kunden die mit dem Auto kommen sei
erforderlich, erscheint mir widerspriichlich, da grade diese Kun-
den problemlos etwas weiter hinaus fahren kénnen.

1. Die eingereichte Stellungnahme umfasst die Musterstellung-

nahme 1 mit den dort vorgetragenen Anregungen und Bedenken.

2. Folgende zusatzliche Anregungen/Bedenken werden vorge-
tragen:

2.1 Ich wohne im Hafenviertel und werde mich sehr durch den
Konstruktions- und Betriebslarm gestért fiihlen.

2.2 Besonders das erhéhte Verkehrsaufkommen beunruhigt
mich.

Abwagung Beschlussvorschlag

Stadtquartier nicht gegeben.

Weitergehend siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 2.1 -
2.3 ,Aligemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen®
sowie Pkt. 5.1 ,Allgemeine Belange zu Immissionen®.

Zu 2.2: Eine Verbesserung der Einkaufsmaoglichkeiten fir Kunden | Der Anregung wird nicht
mit Pkw ist nicht Gegenstand der Uberlegungen, vielmehr ist die | gefolgt.

qualitative Starkung der Versorgungssituation im Stadtquartier, 1.2.49

unabhangig von der Erreichbarkeit des Einkaufszentrums lber

Pkw oder als Fuliganger/Radfahrer, erklartes Planungsziel. Gra-

de die Versorgung mit Lebensmitteln ist in besonderem Malke in

den Stadtteilen, in erreichbarer Nahe und ausreichender Quanti-

tat sowie angebotsbezogener Qualitat zu gewahrleisten, da gra-

de Lebensmittel unabhéangig vom Stadtzentrum in den Stadtteilen

eingekauft werden.

Weitergehend siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 3.1 und
3.3 ,Einzelhandel“.

Zu 1: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Abwagung zu Ab-
wagungsinhalten 1 - 12

Zu 2.1: Siehe ,Teil | - Alilgemeine Abwagung*, Pkte. 5.1, 5.3 und | Der Anregung wird nicht
5.4 ,Allgemeine Belange zu Immissionen® und Pkt. 6.3 ,Schal- gefolgt.
limmissionen®. 1.2.50

Zu 2.2: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 4.3 ,Verkehr“. | Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.51
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Stellung-
nahme Nr.

Abwégungsinhalte

2.3 (...) finde ich, dass der Bebauungsplan keine ,nachhaltige
Entwicklung* fiir das Hafenviertel vorsieht.

Ein Edeka-Center ist vollkommen unnétig und absolut unrealis-
tisch insbesondere durch den gro3en Parkplatz der entstehen
soll. Das E-Center an der Friedrich-Ebert-Stral3e ist ja bereits ein
abschreckendes Beispiel. Der gro3e Wert des Hafens ist seine
Asthetik und seine Bedeutung fiir die Naherholung. Dies wiirde
durch die Umsetzung des Bebauungsplans 535 als ersten Schritt
des Masterplans fiir den Hafen zerstért werden. Ich ganz persén-
lich nutze den Hafen héufig zur Naherholung und anderen Frei-
zeitaktivitdten und kénnte dieses nach Umsetzung der Hafenpla-
ne nicht mehr so tun wie bisher.

Die Stadt vertut mit dem Bebauungsplan 535 die Chance ein
Beispiel fiir intelligente, nachhaltige und nicht konsumorientierte
Planung zu bringen.

2.4 Meine Wiinsche fiir die von dem Bebauungsplan betroffenen
Fléchen wéren:

- Parkanlagen (damit Fldchenversiegelung aufhért) mit Méglich-
keiten zur Gestaltung fiir die Anwohner, z. B. Urbane Gérten

- Bezahlbare Wohnanlagen mit Mehrgenerationshédusern, Ener-
giesparhduser (...) Sozialwohnungen

- Platz fiir kulturelle Einheiten wie Jugendzentrum/Blirgercafe

- Wiederbelebung des Hafenmarktes als Lebensmittelversor-
gungsalternative zu den umliegenden Supermérkten

- Erhaltung des alten Postgebédudes fiir oben genannte Nutzun-
gen oder auch Atelier, Kitas oder kleineren Einzelhandel

Abwiégung

Zu 2.3: Das Einzelhandelsprojekt dient auf der Grundlage des
Einzelhandels- und Zentrenkonzeptes der nachhaltigen und qua-
litativen Sicherung der Nahversorgung. Der Standort ist im ge-
samtstadtischen Kontext als wichtiger neuer Standort beftirwor-
tet worden. Die bauliche Struktur ist im stadtebaulichen Kontext
integriert. Versorgungs- und Einzelhandelsfokussierung im In-
nenbereich sind erklartes planerisches und stadtentwicklungs-
strategisches Ziel der Stadt Minster.

gefolgt.
1.2.52

Das zitierte Einzelhandelsprojekt an der Friedrich-Ebert-Stralle,
seine strukturelle und funktionale Integration und nachhaltige
Funktionsfahigkeit und Akzeptanz zeigen aus Sicht der Stadt
gerade das Gegenteil - ein nachhaltiges Beispiel fur die Star-
kung des Quartiers Alter Schitzenhof.

Weitergehend siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 2.2 und
2.3 ,Aligemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen®,
Pkt. 3.1 ,Einzelhandel” sowie ,Teil Il - Einzelabwagung®, Pkt. 2.1
der Stellungnahme 33, 121, 320, 334.

Zu 2.4: Die Anregung dokumentiert vornehmlich eine individuelle | Den Anregungen wird
Auffassung abseits der durch die Stadt Mlnster herausgearbeite- | nicht gefolgt.
ten und Uber politische Beschliisse formulierten stadtebaulichen | 1.2.53
Zielsetzungen zur Entwicklung des Standortes. Planerische Leit-

linien und Projekte werden nicht bindend durch Blrgerabstim-

mung oder durch vielfaltige Birgerinnen- und Birgermeinung

entschieden, sondern unterliegen der Abwagung zahlreicher

Belange. Uber den Masterplan und das Hafenforum ist eine qua-

lifizierte Abwagung auch alternativer Nutzungen fiir den Standort

erfolgt, Uber den politischen Beschluss zum Masterplan und den
Aufstellungsbeschluss zum VBP 535 durch den Rat der Stadt als

Seite -
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Der Anregung wird nicht
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Stellung-
nahme Nr.

Abwégungsinhalte

- Offnung des Geléndes durch Rad- und FuBgéngerwege, es soll
ein Autofreier Hafen werden

- Ein Skatepark

- die Begrtinung sollte nach ékologischen Kriterien erfolgen und
keine Buchsbaummonokulturen oder &hnliches beinhalten.

2.5 Die Stadt soll die Méglichkeit den Titel ,lebenswert” fiir das
Hafenviertel zu erhalten nicht verstreichen lassen und die demo-
kratischen Prozesse der Planverfahren nicht umgehen. Auf For-
derungen des Hafenforums und die aktuellen Widerspriiche
muss reagiert werden. Die Stadt Miinster muss sich fiir den Ha-
fen einsetzen und fiir die Planung interessieren und nicht einfach
auf schnelle Einnahmen durch den Verkauf an Gro8investoren
hoffen.

Abwiégung

reprasentatives Gremium fir alle Blirgerinnen und Biirger in
Minster wurden die vorliegenden Entwicklungsziele willentlich
als alleinige handlungsleitende Grundlage fiir den Standort do-
kumentiert und planungsrechtlich festgeschrieben. Der Vortrag
alternativer Nutzungen wird als individuelle Meinung zur Kenntnis
genommen.

Zur Sicherung einer grinraumlichen Gestaltqualitat des Planvor-
habens wurden im Bebauungsplan fir die Gebaude sowie Ge-
baudevorbereiche differenzierte Festsetzungen zur Anpflanzung
von Baumen/Strauchern sowie zur Begriinung der Gebaude-
hauptdacher getroffen. Mit den unter Kapitel 6.6.4 der Begriin-
dung zum VBP dargestellten MalRnahmen wird eine grianraumli-
che Einbettung der Vorhabennutzung in den bestehenden stadt-
raumlichen und baulichen Kontext - auch unter 6kologisch stadt-
gestalterischen Gesichtspunkten - sichergestellt. Mit der fast
vollstdndigen Unterbauung des Vorhabengeldndes mit einer
grofl¥flachigen Tiefgarage sind weitergehende Anpflanzungen
aulderhalb der Pflanzung in Pflanztrégen nicht gegeben.

Weitergehend siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 2.2 -
2.4 ,Aligemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen®.

Zu 2.5: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 1.1 ,Allgemei-
ne Belange zu Planverfahren und Gutachten® und Pkt. 2.2 ,All-
gemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen® sowie
»1eil ll - Einzelabwagung®, Pkt. 2 der Stellungnahme 21.

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht

gefolgt.
1.2.54
1.2.55
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Stellung-

nahme Nr.

72

73,97, 145

75

Abwégungsinhalte

1. Die eingereichte Stellungnahme umfasst die Musterstellung-
nahme 1 mit den dort vorgetragenen Anregungen und Bedenken.

2. Folgende zusatzliche Anregung/Bedenken wird vorgetragen:
Ich bin persénlich durch die Planungen betroffen, da ich Mieter
einer Wohnung in der Dortmunder Stral3e bin und des Weiteren
am Hafenweg arbeite - die Fldche liegt direkt gegeniiber meines
Arbeitsplatzes. Ich frage mich wirklich wie ein konzentriertes Ar-
beiten bei gedffnetem Fenster méglich sein soll, wenn wéhrend
der Offnungszeiten des geplanten Einkaufszentrums Lieferungen
von LKW erfolgen sowie viele Kunden dort ein- und ausgehen.

(...)

1. Die eingereichten Stellungnahmen umfassen die Musterstel-
lungnahme 2 mit den dort vorgetragenen Anregungen und Be-
denken.

2. Folgende zuséatzliche Anregung/Bedenken wird vorgetragen:
Ich rege an, (...) den zur Zeit noch bestehenden Industrie-
Charme des Hafengelédndes nicht durch den Ausbau teurer Woh-
nungen zu zerstéren.

1. Die eingereichte Stellungnahme umfasst die Musterstellung-
nahme 2 mit den dort vorgetragenen Anregungen und Bedenken.

2. Folgende zuséatzliche Anregung/Bedenken wird vorgetragen:
Ich rege an, {(...)

Abwiégung

Zu 1: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Abwagung zu Ab-
wagungsinhalten 1 - 12

Zu 2: Anlieferungen sowie Verkehrsbewegungen auf dem Kun-
denparkplatz des Einkaufszentrums sind Bestandteil des Be-
triebslarms deren einzuhaltende Richtwerte gem. TA-Larm 1,50
m vor dem geodffneten Fenster einer schiitzenswerten Nutzung
ermittelt werden. Unzuldssige Uberschreitungen der gesetzlichen
Richtwerte aus Betriebslarm auf die angrenzenden bestehenden
Nutzungen sind gemaR vorliegendem Gutachten tber das Plan-
vorhaben nicht gegeben.

Weitergehend siehe , Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 5.1
und 5.4 ,Allgemeine Belange zu Immissionen“ sowie Pkte. 6.1
und 6.3 ,Schallimmissionen®.

Zu 1: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Abwagung zu Ab-
wagungsinhalten 1 - 12

Zu 2: Der Bau teurer Wohnungen ist nicht Gegenstand der for-
mulierten Entwicklungsziele fur den Standort und des vorliegen-
den Bauleitplanverfahrens.

Weitergehend siehe , Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 2.2
und 2.4 ,Allgemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzun-
gen“.

Zu 1: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Abwagung zu Ab-
wagungsinhalten 1 - 12

Zu 2: Zur nachhaltigen Sicherung der Versorgungsstruktur im
Stadtquartier ist als stadtische Zielsetzung die Errichtung von

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.56

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.57

Den Anregungen wird
nicht gefolgt bzw. bezie-
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Stellung-
nahme Nr.

Abwégungsinhalte

- kleine individuelle L&dden, Dienstleister (z.B. Friseure 0.4.), Pra-
xen, Blros und Wohnrdume ansprechend miteinander zu verbin-
den (...),

-z.B. 6ffentliche Einrichtungen wie Bibliotheken, Schwimm-
bad/Turnhalle/Sportplatz/Kajakverleih (...) bzw. Trimm-Dich-
Parcours, Kita mit einzuplanen oder eine Stadftteiltreff einzurich-
ten mit Café und Mehrzweckraum und Kursangeboten (...),

- gro3ziigige Fahrradabstellméglichkeiten mit einzuplanen,

- den Spaziergang an der Hafenkante vom Hafen bis zum Kanal
baldigst méglich wieder durchgéngig zu machen, ggf. wasser-
seits durch eine Art Pontonbriicke &hnlich der beweglichen Biih-
ne am Aasee / Aaseeterrassen.

Danach sollte der (iberarbeitete Bebauungsplan erneut éffentlich
ausgelegt werden.

Abwiégung

grof¥flachigen Einzelhandelseinrichtungen fir den Standort vor-
gesehen, im Sinne eines gemischten Stadtbereichszentrums
werden erganzende Dienstleistungen/Praxen/Biros, Gastrono-
mie und Wohnnutzungen realisiert. Ein kleinteiliger Ladenbesatz
oder anderweitige alternative Nutzungen entsprechen nicht den
infrastrukturellen Bedarfen und nutzungsspezifischen Zielsetzun-
gen fir den Standort und sind somit nicht Gegenstand der Pla-
nung.

Der Nachweis von Fahrradabstellplatzen erfolgt in den Vorgaben
der Stadt Munster entsprechend den nutzungsspezifischen Be-
darfen und wird Bestandteil des bauordnungsrechtlichen Ge-
nehmigungsverfahren zur Errichtung des Planvorhabens. Derzeit
sind insgesamt rd. 375 Fahrradabstellplatze vorgesehen, davon
ca. 300 ebenerdig und 75 in der geplanten Tiefgarage.

Der Geltungsbereich des VBP Nr. 535 umfasst das Vorhaben-
grundstiick mit einem Anpassungsbereich als Grundstiick nach §
12 Abs. 4 BauGB im baulichen Anschluss des Planvorhabens an
die sudwestliche Stadtstruktur. Eine Sicherung 6ffentlicher We-
gebeziehungen oder Briickenbauwerke zum Stadthafen auler-
halb des Geltungsbereichs ist nicht Bestandteil der vorliegenden
Bauleitplanung und somit nicht Gegenstand der Abwagung. In-
nerhalb des Plangebietes ist mit Umsetzung der Entwicklungszie-
le des VBP Nr. 535 erstmalig eine gesicherte Wegeverbindung
vom Hansaring tber das Vorhabengrundstiick zum Hafenweg
sichergestellt und wird somit die Durchquerung und Verknlpfung
der Hafenbereiche gestarkt.

Weitergehend siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte 2.2 -
2.4 ,Aligemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen®

Beschlussvorschlag

hen sich die Anregungen
auf Aspekte auBRerhalb des
Bebauungsplans, fiir die
sich eine Beschlussfas-

sung ertibrigt.
1.2.58
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Stellung-

nahme Nr.

80A

85A

125

Abwégungsinhalte

1. Die eingereichte Stellungnahme umfasst die Musterstellung-

nahme 1 mit den dort vorgetragenen Anregungen und Bedenken.

2. Folgende zuséatzliche Anregung/Bedenken wird vorgetragen:
Um als Studentenstadt attraktiv zu bleiben, braucht Miinster
mehr Rdume fir kulturelle Vielfalt, die mit den derzeitigen Be-

bauungspldnen des Hafengebietes noch mehr verdréngt werden.

Wo ist dann Platz fiir selbststrukturierte Kunstausstellungen,
Konzerte, Skaten, Jam-Sessions ...?

Wollen Sie ihre Kinder lieber in einen weiteren Konsumtempel
unproduktiv rumhéngen und Geld verschleudern sehen? Oder
lieber Rdume mit Gestaltungsméglichkeiten fiir junge Menschen
schaffen?

1. Die eingereichte Stellungnahme umfasst die Musterstellung-

nahme 1 mit den dort vorgetragenen Anregungen und Bedenken.

2. Folgende zuséatzliche Anregung/Bedenken wird vorgetragen:
Ich wohne im Hansaviertel, direkt gegeniiber des zukiinftigen E-
Centers. (...) Besonders Studierende sind nicht auf der Suche
nach Einkaufsméglichkeiten, davon gibt es wirklich genug. Sie
sind auf der Suche nach Wohnraum! Wohnungen die bezahlbar
und trotzdem in guter Lage sind! Der Hafen soll ein Ort der Be-
gegnung, Kultur und Freizeit bleiben und nicht zum Konsumtem-
pel werden. Ziel einer Stadt sollten gliickliche Menschen sein,
Menschen sind gliicklich, wenn sie bekommen was sie zum Le-
ben bendtigen! Miinster braucht Wohnungen und schéne Orte
zum ,Atem holen*, keinen Supermarkt.

1. Die eingereichte Stellungnahme umfasst die Musterstellung-

nahme 1 mit den dort vorgetragenen Anregungen und Bedenken.

Abwagung Beschlussvorschlag
sowie ,Teil Il - Einzelabwagung®, Pkt. 2.4 der Stellungnahme 37.

Zu 1: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Abwagung zu Ab-

wagungsinhalten 1 - 12

Zu 2: Die Anregung ist primar ein Statement abseits der durch Der Anregung wird nicht
die Stadt Munster herausgearbeiteten und Uber politische Be- gefolgt.

schliisse formulierten stadtebaulichen Zielsetzungen zur Entwick- | 1.2.59

lung des Standortes.

Weitergehend siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 2.2 -
2.4 ,Allgemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen*®
sowie , Teil Il - Einzelabwagung®, Pkt. 2.4 der Stellungnahme 37.

Zu 1: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Abwagung zu Ab-
wagungsinhalten 1 - 12

Zu 2: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung“ Pkte. 2.2 - 2.4 |All-
gemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen®, Pkt.
3.1 ,Einzelhandel” sowie ,Teil Il - Einzelabwagung®, Pkt. 2.4 der
Stellungnahme 37.

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.60

Zu 1: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Abwagung zu Ab-
wagungsinhalten 1 - 12
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Stellung-
nahme Nr.

Abwégungsinhalte

2. Folgende zusatzliche Anregungen/Bedenken werden vorge-
tragen:

2.1 Ich bin Mieter einer Wohnung am Hansaring 58. Somit wohne
ich quasi im geplanten Hafencenter und habe bereits jetzt bei
dem Gedanken daran den Geruch von Fisch in meiner Nase.
Mein Balkon befindet sich auf der Ostseite, sodass ich mir schon
jetzt in meinen Trdumen ausmale, wie ich die an- und abfahren-
den PKWs zéhle und sinnlose statistische Erhebungen anfertige.
Dies mag fiir manche Menschen ein netter Zeitvertreib sein, fiir
mich hingegen stellt dies eine erhebliche Einschrénkung meiner
Lebensqualitat und der Erholungsméglichkeit dar, zumal ich mir
schon jetzt die Frage stelle, wie viele Etagen dieses Haus haben
miisste, damit noch ein paar Sonnenstrahlen auf den Balkon
fallen wiirden.

2.2 Erschwerend kommen fiir mich meine persénlichen, gesund-
heitlichen Einschrdnkungen hinzu, aufgrund meines ausgepréag-
ten Asthma-Leidens sind die zu erwartenden, stark erhéhten
Konzentrationen an Luftschadstoffen nicht férderlich.

2.3 Generell habe ich nichts gegen Fortschritt, in Anbetracht der
Tatsache, dass hier bereits zwei Supermérkte in unmittelbarer
N&he um Kundschaft werben, halte ich das geplante Hafencenter
allerdings fiir mehr als (berfliissig. Hier wird aus reiner Profitgier

Abwiégung

Zu 2.1: Geruchsemissionen sind fir das vorliegende Planverfah-
ren nicht relevant, da die festgesetzten zulassigen Nutzungen
keine geruchsemittierenden Betriebe im Sinne des Abstandser-
lasses sind. Relevante Belastigungen aus Geruchemissionen
sind nicht zu erwarten. Die Auswirkungen aus Betriebslarm und
damit auch durch Verkehrsbewegungen auf dem Grundstiick
wurden abschlieRend gutachterlich untersucht, unzulassige Be-
eintrachtigungen auf die angrenzende Wohnnachbarschaft sind
demnach nicht gegeben. Innerhalb der Festsetzungen zum Maf}
der baulichen Nutzung sind fur das Planvorhaben die Vorgaben
zu Abstandsflachen gem. § 6 BauO NRW berticksichtigt. Unzu-
I&ssige Beeintrachtigungen aus Verschattungen auf das Grund-
stiick und auf das Gebaude Hansaring 58 sind somit nicht gege-
ben.

Weitergehend siehe , Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 2.3
L#Allgemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen®,
Pkte. 5.1 und 5.4 ,Allgemeine Belange zu Immissionen® und Pkt.
6.4 ,Schallimmissionen®.

Zu 2.2: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung*, Pkt. 5.1 ,Aligemei-
ne Belange zu Immissionen® und Pkte. 7.1 und 7.2 ,Luftschad-
stoffe” sowie ,Teil Il - Einzelabwagung®, Pkt. 2 der Stellungnahme
5A.

Zu 2.3: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung® Pkte. 3.1 und 3.2
»Einzelhandel”.

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.61

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.62

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.63
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Stellung-

nahme Nr.

150

151A

158, 197,
332

Abwégungsinhalte

und ohne konkrete Bedarfsgrundlage etwas geschaffen, was
niemand wirklich braucht.
1. Die eingereichte Stellungnahme umfasst die Musterstellung-

nahme 1 mit den dort vorgetragenen Anregungen und Bedenken.

2. Folgende zusatzliche Anregungen/Bedenken werden vorge-
tragen:

- Anwohner eines angrenzenden Wohngebietes.

- Wo bleibt kritisch-kultureller Teil Minsters.

- Wo bleibt Platz fiir Kleingewerbe, Kunst, ...? Noch gewinnt
Miinster dadurch an Attraktivitét.

- Hafen als Naherholungsgebiet fiir die ganze Familie... Bald nur
noch Flaniermeile der Besserverdienenden.

- Wo bleibt Einbeziehung der Kinder in einem Einkaufscenter.

- Miinsters Gesicht scheint sich zu wandeln, hin zur elitdren
Oberschicht. Miinster, lebenswerteste Stadt. Das war einmal...
()

1. Die eingereichte Stellungnahme umfasst die Musterstellung-

nahme 1 mit den dort vorgetragenen Anregungen und Bedenken.

2. Folgende zuséatzliche Anregung/Bedenken wird vorgetragen:
Ich finde ein Hafen ist fiir eine Stadt sehr représentativ. Stellen
sie sich vor sie kdmen in Hamburg an den Hafen und dort stén-
de, statt den alten, schénen Markthallen ein E-Center ...

1. Die eingereichten Stellungnahmen umfassen die Musterstel-
lungnahme 1 mit den dort vorgetragenen Anregungen und Be-

denken.

2. Folgende zuséatzliche Anregung/Bedenken wird vorgetragen:
2.1 Als direkter Asnwohner des Baugrundstiicks (Dortmunder
Stral3e 36, 48155 Miinster) bin ich von den Pldnen auch direkt

Abwiégung

Zu 1: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Abwagung zu Ab-
wagungsinhalten 1 - 12

Zu 2: Die Anregung ist primar ein Statement abseits der durch
die Stadt Miinster herausgearbeiteten und tber politische Be-
schlisse formulierten stadtebaulichen Zielsetzungen zur Entwick-
lung des Standortes.

Weitergehend siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 2.2 -

2.4 ,Allgemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen*®
sowie ,Teil Il - Einzelabwagung®, Pkt. 2.4 der Stellungnahme 37
und Pkt. 2.1 der Stellungnahme 33, 121, 320, 334.

Zu 1: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Abwagung zu Ab-
wagungsinhalten 1 - 12

Zu 2: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung*, Pkte. 2.2 - 2.4 All-
gemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen® sowie
»1eil ll - Einzelabwagung®, Pkt. 2.4 der Stellungnahme 37.

Zu 1: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Abwagung zu Ab-
wagungsinhalten 1 - 12

Zu 2.1 Das Vorhabengrundstick stellt sich derzeit als ein aufge-
lassenes Grundstiick dar. Als aufstehende bauliche Anlage ist

Beschlussvorschlag

Den Anregungen wird
nicht gefolgt.
1.2.64

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.65

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
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Stellung-
nahme Nr.

Abwégungsinhalte

betroffen. Die enormen Baumassen wiirden zu einer starken
Belastung fiir die Anwohner fiihren. Doch viel wichtiger ist, dass
das Hafenviertel als solches seine Attraktivitat durch ein ,Hafen-
center” verliert. Besonders Studenten zieht das Hafenviertel
durch seinen alternativen Stil an. Die Industriebauten tragen dazu
bei. Ein Einkaufszentrum wiirde diesen Stil zerstéren und sich
somit negativ auf die Wohnungslage und die Gastronomie in
diesem Viertel auswirken. Ein solches Ergebnis kann nicht von
der Stadt Miinster beabsichtigt sein. Der Nutzen eines ,,Hafen-
centers“ erschlief3t sich mir nicht, da ausreichend Méglichkeiten
flr Einkdufe, etc. gegeben sind.

2.2 (...) mit Hinblick auf die Umwelt sind diese Mal3nahmen nicht
zu verantworten. Sowohl die BaumalBnahmen, als auch der Ver-
lust der Méglichkeiten einer Griinanlage aber auch die Nachfol-
gen in Form von héheren Energieverbrduchen und Umweltkosten
durch Anlieferungen etc. sind nicht hinzunehmen.

Abwagung Beschlussvorschlag
lediglich das ehemalige, zwischenzeitlich leergezogene Postzu- |1.2.7
stellgebaude der Post AG auf dem Gelande vorhanden. Das 1.2.66
Gebéude steht nicht unter Denkmalschutz, eine Aufnahme in die | 1.2.67

Denkmalliste NRW ist ebenfalls nicht vorgesehen. Mit Umset-
zung der Entwicklungsziele des VBP Nr. 535 ist ein Abriss oder
Eingriff in vorhandene Industriebauten des Hafenareals nicht
verbunden. Das stadtebaulich architektonische Konzept des
Planvorhabens ist in seiner Maf3stablichkeit und Ausgestaltung in
die bestehenden Stadtstrukturen integriert, stadtgestalterische
Bruche mit Auswirkungen auf die angrenzende Nutzungsstruktur
sind nicht zu erkennen.

Weitergehend siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 2.1 -
2.4 ,Aligemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen®,
Pkt. 3.1 ,Einzelhandel” sowie , Teil Il - Einzelabwagung®, Pkt. 2.1
der Stellungnahme 125.

Zu 2.2: Das stadtebaulich architektonische Konzept des Planvor-
habens ist in seiner Malistablichkeit und Ausgestaltung in die
bestehenden Stadtstrukturen integriert, die Errichtung einer
Grlnanlage ist nicht Gegenstand der durch die Stadt Minster
herausgearbeiteten und (ber politische Beschliisse formulierten
stadtebaulichen Zielsetzungen zur Entwicklung des Standortes.
Das Planvorhaben wird entsprechend der geltenden gesetzlichen
Bestimmungen zum baulichen Warmeschutz und zur Anwendung
erneuerbarer Energien gemaf den Vorgaben der BauO NRW
erstellt. Dartber hinaus werden, gemal des Ratsbeschlusses der
Stadt Miinster, im Rahmen des Durchfiihrungsvertrags zum VBP
Nr. 535 weitergehende Regelungen zur Energieeinsparung von
Gebdauden vereinbart und ergdnzend zu den Festsetzungen im
Bebauungsplan auf privatrechtlicher Basis gesichert. Der Vortrag

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.68
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Stellung-
nahme Nr.

160, 385

Abwégungsinhalte

1. Die eingereichten Stellungnahmen umfassen die Musterstel-
lungnahme 1 mit den dort vorgetragenen Anregungen und Be-
denken.

2. Folgende zusatzliche Anregungen/Bedenken werden vorge-
tragen:

2.1 Ich bin selbst persénlich durch die Planung betroffen da un-
ser Balkon (Hansaring 45) direkt auf die heutige Zufahrt zum
Postgebédude ausgerichtet ist. Zukiinftig wédre unser Balkon keine
200 m Luftlinie von der geplanten Zufahrt zur Tiefgarage und der
dort entstehenden Ampelkreuzung entfernt. Durch das erhéhte
Larmaufkommen an der geplanten Ampelanlage und die zu er-
wartenden erhdhten Schadstoffbelastungen, wiirden fiir uns die
Nutzungsméglichkeiten unseres Balkons erheblich eingeschrénkt
werden. Selbst wenn in den umliegenden Hdusern MalBnahmen
zum Schutz vor Larm- und Schadstoffbelastung umgesetzt wer-
den wiirden, gébe es wohl kaum Méglichkeiten unseren Balkon
vor Verkehrslédrm und Feinstaubverschmutzung zu schiitzen.
Unser Balkon ist, als Erweiterung unseres Wohnraums, ein von
uns bei schénem Wetter sehr hdufig genutzter Aufenthaltsort und
das ,Highlight* unserer Wohnung. Da an unsere Wohnung kein
Garten angeschlossen ist, wiirde uns, bei der Umsetzung des

Abwiégung

héherer Energieverbrauche ist Giber einen fehlenden Bezugskon-
text nicht nachvollziehbar und ist in Anwendung der geltenden
Bestimmungen auch nicht gegeben.

Weitergehend siehe , Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 11.1
.,Umweltbericht®, Pkte. 2.1 - 2.4 ,Allgemeine stadtebauliche Be-
lange / alternative Nutzungen®, Pkt. 5.4 ,Allgemeine Belange zu
Immissionen” sowie , Teil Il - Einzelabwagung®, Pkt. 10 der Stel-
lungnahme 147.

Zu 1: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Abwagung zu Ab-
wagungsinhalten 1 - 12

Zu 2.1: In der Lage zur Hauptverkehrsachse ,Hansaring® ist das
Gebaude Hansaring 45 einer hohen Verkehrslarmvorbelastung
ausgesetzt. Gemal Schalltechnischem Bericht Nr.
LL5683.2/02 und der Erganzung vom 31.03.2015 sind fiir das
Gebaude die Anspruchsvoraussetzungen auf passive Aus-
gleichsmalBnahmen im Zusammenhang mit dem baulichen Ein-
griff in den offentlichen Verkehrsweg des Hansarings gegeben.
Falls das Gebaude nicht bereits Uiber einen ausreichenden passi-
ven Schallschutz verfugt, steht dem Eigentimer eine Verbesse-
rung des Schallschutzes gemaf § 42 BImSchG, § 1 Abs. 2 Nr. 2
16. BImSchV in Verbindung mit der 24. BImSchV zu. Mit Umset-
zung etwaig erforderlicher Larmminderungsmaflnahmen wirde
eine Aufwertung der Wohnqualitat gegeniber der Bestandssitua-
tion erwirkt.

Fiar den Balkon ist ein Larmkonflikt Gber die bestehende Ver-

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht

gefolgt.
1.2.69
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Stellung-
nahme Nr.

Abwégungsinhalte

Bauvorhabens in der geplanten Form, die Méglichkeit sich bei
schénem Wetter nach draulBen setzen zu kbnnen genommen
werden. Dies wiirde unsere Lebensqualitét in dieser Wohnung
deutlich einschrénken.

Abwiégung

kehrslarmimmission bereits derzeit vorhanden und unter Erhalt
der bestehenden Funktion als AuRenwohnbereich auch zukiinftig
weder Uber passive noch aktive Schallschutzmalinahmen |6sbar.
Mit Umsetzung des Planvorhabens ist zwar eine Zunahme der
Larmimmission am Immissionsort gegeben, eine grundlegende
qualitative Veranderung der Larmsituation i. S. der Benutzbarkeit
des Balkons ist damit jedoch nicht verbunden. Hier ware Uber die
aus der Anspruchsvoraussetzung mit etwaigem Austausch der
Balkontir/-fenster zu erwartende deutliche Verbesserung des
Bauschalldammmales eine konkrete Aufwertung zumindest des
hinter dem Balkon liegenden Wohnbereiches im Ausgleich gege-
ben.

Hinsichtlich der Belastung durch Luftschadstoffe liegt das Ge-
baude am Untersuchungsquerschnitt Q15. Hier liegt die NO,-
Belastung im Jahresmittelwert im Nullfall bei 30,9 ug/m? und im
Planfall bei 32,0 ug/m3. Die Feinstaubbelastung fiir PM, liegt im
Jahresmittelwert im Nullfall bei 26,0 pg/m?* und im Planfall bei
26,3 pg/m3, fir PM2,5 liegen die Werte im Nullfall bei 17,8 ug/m?
und im Planfall bei 17,9 ug/m3. Dies beinhaltet eine relative Stei-
gerung fur NO; von 3,4 %, fur PM4g von 1,2 % und fur PM, 5 von
0,6 % bei deutlicher Unterschreitung der Grenzwerte.

Mit sicherer Einhaltung der Grenzwerte der 39. BImSchV und
den prognostizierten planbedingten Zunahmen der Schadstoffbe-
lastung ist eine relevante Einwirkung des Planvorhabens auf die
Luftschadstoffsituation im Einwirkungsbereich des Gebaudes
nicht zu erwarten. Uber etwaige La&rmminderungsmaRnahmen im
Zusammenhang mit dem baulichen Eingriff in den Hansaring
kénnen die Larmzuwachse in der Abwagung stadtebaulicher
Belange einer geordneten Innenentwicklung und den Belangen
zum Gesundheitsschutz ausnahmsweise hingenommen werden.

Beschlussvorschlag
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nahme Nr.

171, 341,
479

Abwégungsinhalte

2.2 Als Mieter des Hansarings wiinsche ich mir au3erdem die
sinnvolle Weiterentwicklung unseres Stadftteils zu einem lebens-
werten Viertel. Ich méchte daher fiir die Errichtung von bezahlba-
rem Wohnraum und 6ffentlich nutzbarer Flachen, zum Beispiel in
Form eines Parks oder sonstiger Griinanlagen, auf der Bebau-
ungsflache pladieren. Durch zwei Supermérkte und die umlie-
genden Geschéfte, Gastronomie und Arztpraxen sind wir infra-
strukturell bereits bestens versorgt. (...)

1. Die eingereichten Stellungnahmen umfassen die Musterstel-
lungnahme 2 mit den dort vorgetragenen Anregungen und Be-
denken.

2. Folgende zuséatzliche Anregung/Bedenken wird vorgetragen:
Auch auf dem Hafenforum zeigte sich, dass Herr Stroetmann und
Herr Schultheil die einzigen Befiirworter des Projektes sind. Ich
frage mich, wie ein gebildeter und gut ausgebildeter Mann wie
Herr Schultheil3 ein solches Projekt unterstiitzen kann. Er tragt
Verantwortung fiir die Stadt Miinster und seine Biirger, welche er
stréflich vernachléssigt.

Das einzige Argument, dass Herr Schultheiss (iberzeugt haben
kénnte ist das viele Geld, dass Herr Stroetmann bereit ist fiir das
Geldnde zu zahlen. Ein anderes Argument sehe ich nicht.

Abwiégung

Weitergehend siehe , Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 5.1
und 5.4 ,Allgemeine Belange zu Immissionen®, Pkte. 6.1 - 6.4
»Schallimmissionen® und Pkt. 7.1 ,Luftschadstoffe”.

Zu 2.2: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 2.2 - 2.4
»LAllgemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen®,
Pkt. 3.1 ,Einzelhandel” sowie ,Teil Il - Einzelabwagung®, Pkt. 2.4
der Stellungnahme 37 und Pkt. 10 der Stellungnahme 147.

Zu 1: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Abwagung zu Ab-
wagungsinhalten 1 - 12

Zu 2: Planerische Leitlinien und bedeutende Projekte werden
nicht, insbesondere nicht im durch das BauGB verfahrenstech-
nisch klar vorgegebenen Themenfeld der Bauleitplanung, durch
(einzelne) Mitglieder der Verwaltung entschieden oder vorbe-
stimmt — die (Planungs-)Verwaltung wirkt hier entscheidungsvor-
bereitend fir die politischen Gremien.

Unabhangig von biirgerschaftlichen und politischen Sichtweisen
und Betrachtungen hat die Planungsverwaltung und Stadtpla-
nung gleichwohl klare fachlich-inhaltliche Haltungen — die Ge-
samteinschatzung mit Blick auf das Projekt Hafencenter aus die-
ser fachlichen Sicht ist positiv und in der Tat unterstiitzend. Das
Projekt wurde in seiner Entstehung strukturell, funktional und
stadtebaulich mafgeblich auch durch die aktive Rolle der Verwal-

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht

gefolgt.
1.2.70

Der Anregung wird nicht

gefolgt.
1.2.71
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Stellung- Abwagungsinhalte
nahme Nr.
176A 1. Die eingereichte Stellungnahme umfasst die Musterstellung-

nahme 1 mit den dort vorgetragenen Anregungen und Bedenken.

2. Folgende zusatzliche Anregungen/Bedenken werden vorge-
tragen:

2.1 Ich bin durch die Planung betroffen, da ich auf der Emdener
Str. an der Ecke zum Hansaring wohne. Den Bau des E-Centers
lehne ich entschieden aus den oben genannten Griinden (An-
merkung: vorgetragene Anregungen und Bedenken der Muster-
stellungnahme 1) ab. Besonders die erh6hte Schadstoff- und
Larmbelastung (welche zurzeit bereits hoch ist - ich kann weder
mit offenen Fenster schlafen noch konzentriert arbeiten aufgrund
des bereits jetzt bestehenden Ldrms) sehe ich als unzumutbar
an.

Abwiégung

tung stetig optimiert.

Der Einfluss der Biirgerschaft ist Uiber das offene und transparen-
te Bauleitplanverfahren gegeben — Entscheidungstrager ist der
Rat der Stadt als reprasentatives Gremium fiir alle Blirgerinnen
und Birger in Mlnster. Erganzend siehe ,Teil | - Allgemeine Ab-
wagung®, Pkt. 1.1 ,Allgemeine Belange zu Planverfahren und
Gutachten®.

Zu 1: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Abwagung zu Ab-
wagungsinhalten 1 - 12.

Zu 2.1: In der Lage zur Hauptverkehrsachse ,Hansaring“ sind

die Gebaude Ecke Emdener Stralle/Hansaring bereits im Be-
stand einer hohen Verkehrslarmvorbelastung ausgesetzt. Mit
Umsetzung des Planvorhabens werden die Gebaude neben den
Einwirkungen aus planbedingten Mehrverkehren Uber ihre Lage
im Einwirkungsbereich zur geplanten Lichtsignalanlage im An-
bindungspunkt des Hafencenters an den Hansaring und den
damit verbundenen Pegelerh6hungen durch den Betrieb der Am-
pelanlage im Tageszeitraum zusatzlich belastet. Nachts ist die
Ampel Uber den Hansaring lediglich als FuRgangerbedarfsampel
geschaltet, fur die keine ampelbedingten Larmzuschlage anzu-
setzen sind. Im Eckbereich Hansaring/Emdener StralRe zur ge-
planten Lichtsignalanlage werden fur die am starksten belasteten
Fassaden zum Hansaring Beurteilungspegel von max. 74/62
dB(A) tags/nachts und fir die Fassadenseiten zur Emdener
StralRe Beurteilungspegel von max. 68/56 tags/nachts erreicht
(jeweils Gebaude ,Hansaring 45°). Gemal Schalltechnischem
Bericht Nr. LL5683.2/02 und der Ergdanzung vom 31.03.2015

gefolgt.
1.2.72
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Der Anregung wird nicht
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Stellung-
nahme Nr.

Abwégungsinhalte

Abwiégung

sind fiir die larmzugewandten Fassadenseiten der Gebaude
Hansaring Nr. 43, 45, 46, 48, 51, 53, 53a, 55, 57, 58 und 60 so-
wie der Gebaude Emdener Stral’e Nr. 31, 34 und 36 - zum Teil
fir die gesamte Fassade, teilweise begrenzt auf einzelne Ge-
schosse - die Anspruchsvoraussetzungen auf passive Aus-
gleichsmalBnahmen im Zusammenhang mit dem baulichen Ein-
griff in den offentlichen Verkehrsweg des Hansarings gegeben.
Falls die Gebaude nicht bereits liber einen ausreichenden passi-
ven Schallschutz verfliigen, steht den Eigentimern eine Verbes-
serung des Schallschutzes gemaf § 42 BImSchG, § 1 Abs. 2 Nr.
2 16. BImSchV in Verbindung mit der 24. BImSchV zu. Mit Um-
setzung etwaig erforderlicher Larmminderungsmafnahmen wir-
de eine Aufwertung der Wohnqualitat gegeniiber der Bestandssi-
tuation erwirkt und wird den Erfordernissen des Larmschutzes
gemalf den gesetzlichen Anspriichen auf eine Larmsanierung in
der Abwagung stadtebaulicher Belange und der Belange des
Immissionsschutzes fiir den Standort entsprochen.

Hinsichtlich der Belastung durch Luftschadstoffe liegt das Ge-
baude zwischen den Untersuchungsabschnitten Querschnitt Q15
und Q16. Hier liegen die NO,-Belastungen im Jahresmittelwert im
Nullfall bei 30,9 pg/m? (Q15) bzw. 29,5 uyg/m? (Q16) und im Plan-
fall bei 32,0 ug/m2 (Q15) bzw. 29,8 ug/m* (Q16). Die Feinstaub-
belastungen fir PM,, liegen im Jahresmittelwert im Nullfall bei
26,0 yg/m? (Q15) bzw. 25,1 yg/m* (Q16) und im Planfall bei 26,3
pg/m? (Q15) bzw. 25,3 pg/m? (Q16), fir PM, s liegen die Werte im
Nullfall bei 17,8 pg/m?* (Q15) bzw. 17,5 uyg/m? (Q16) und im Plan-
fall bei 17,9 ug/m? (Q15) bzw. 17,6 ug/m® (Q16). Dies beinhaltet
fur den ungiinstigsten Fall im Querschnitt 15 eine relative Steige-
rung fur NO, von 3,4 %, fur PM4o von 1,2 % und fur PM, 5 von 0,6
% bei deutlicher Unterschreitung der Grenzwerte.

Beschlussvorschlag
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nahme Nr.

203

Abwégungsinhalte

2.2 (...) Das Hansaviertel ist ein lebendiges und besonderes Vier-
tel, das durch alternative (Konsum-) Angebote wie z.B. 5 Second-
Hand Laden geprégt wird. Dieses Flair wiirde durch das E-Center
bedroht und evtl. zerstért!

2.3 AuRerdem braucht Miinster bezahlbare Wohnungen, die
zentral gelegen sind. Die diskutierte Baufldche kénnte ideal dafiir
genutzt werden. Sorgen Sie dafiir, dass Mlinster und das Hafen-
Viertel lebenswert bleiben. Bauen Sie kein E-Center.

1. Die eingereichte Stellungnahme umfasst die Musterstellung-
nahme 1 mit den dort vorgetragenen Anregungen und Bedenken.

2. Folgende zusatzliche Anregungen/Bedenken werden vorge-
tragen:

2.1 Schon jetzt ist das Verkehrsaufkommen an der Schillerstral8e
So extrem, dass bei gebffnetem Fenster die Rdume nicht zu nut-

Abwiégung

Mit sicherer Einhaltung der Grenzwerte der 39. BImSchV und
den prognostizierten planbedingten Zunahmen der Schadstoffbe-
lastung ist eine relevante Einwirkung des Planvorhabens auf die
Luftschadstoffsituation im Einwirkungsbereich des Gebaudes
nicht zu erwarten. Uber etwaige La&rmminderungsmaRnahmen im
Zusammenhang mit dem baulichen Eingriff in den Hansaring
kénnen die Larmzuwachse in der Abwagung stadtebaulicher
Belange einer geordneten Innenentwicklung und den Belangen
zum Gesundheitsschutz ausnahmsweise hingenommen werden.

Weitergehend siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung® Pkte. 5.1 und
5.4 ,Allgemeine Belange zu Immissionen®, Pkt. 6.1 ,Schallimmis-
sionen® und Pkt. 7.1 ,Luftschadstoffe”.

Zu 2.2: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung*, Pkte. 2.2 und 2.3
»1Allgemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen®.

Zu 2.3: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung*“ Pkt. 2.2 ,Allgemei-
ne stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen®, Pkt. 3.1
.Einzelhandel“ sowie ,Teil Il - Einzelabwagung®, Pkt. 2.4 der
Stellungnahme 37.

Zu 1: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Abwagung zu Ab-
wagungsinhalten 1 - 12

Zu 2.1: Gemal der Analyse 2014 der ,Verkehrsuntersuchung
zum Bebauungsplan Nr. 535 ,,Hafencenter” in Miinster®, nts

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht

gefolgt.
1.2.67

Der Anregung wird nicht

gefolgt.
1.2.73

Der Anregung wird nicht

gefolgt.
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Abwégungsinhalte

zen sind. Durch das Bauprojekt Hafencenter wird das Verkehrs-
aufkommen noch héher, was nicht mehr zumutbar ist.

Abwiégung

Ingenieurgesellschaft mbH, Stand 26.03.2015 liegt die derzeitige
Verkehrsbelastung auf der Schillerstral3e bei 7.100 Kfz/24h und
entspricht damit den Regelwerten in der Bedeutung der Stralle
im Ubergeordneten Stralennetz der Stadt Minster. Mit Inbetrieb-
nahme des Hafencenters im Jahr 2018 (Planfall 2 ohne den 3.
BA der B51/B481n und ohne Ausbau der Theodor-Scheiwe-
StralRe als Worst-Case-Szenario) wird die Verkehrsbelastung um
7 % auf dann 7.600 DTV zunehmen, im Jahr 2025 (Planfall 1)
wird sich die Belastung der Schillerstrae durch die Entlastungs-
wirkungen der dann fertiggestellten B51/B481n - bei Theodor-
Scheiwe-Strafte im bestehenden Ausbau - wieder anndhernd
dem Bestandsniveau auf 7.200 DTV reduzieren. Die zwischen-
zeitliche Erhéhung ab dem Jahr 2018 liegt mit 7 % deutlich un-
terhalb lblicher Belastungsschwankungen von bis zu 20 %. Mit
der Einrichtung eines zusatzlichen Linksabbiegers am Kreu-
zungspunkt Hansaring/SchillerstraRe in Richtung Schillerstral3e
wird der Kreuzungspunkt in seiner Leistungsfahigkeit und Ver-
kehrssicherheit zusatzlich erhéht. Der Ausfahrtsbereich der Lie-
ferverkehre des Hafencenters auf die Schillerstral3e kann in der
Qualitatsstufe B nach HBS 2001 mit weniger als 30 Sekunden
Wartezeit wahrend der Spitzenstunden ebenfalls leistungsfahig
abgewickelt werden. Das bestehende Stral3enprofil der Schiller-
stral3e ist fUr die Aufnahme der Verkehre ausreichend dimensio-
niert. Insgesamt ist eine leistungsfahige und sichere Ableitung
der Verkehre uber die Schillerstral3e in allen Prognosefallen si-
chergestellt, relevante Auswirkungen auf die Verkehrsbelastung
und den Verkehrsfluss auf der Schillerstraf3e sind mit dem Plan-
vorhaben nicht verbunden.

Unabhangig vom Vorhaben ,Hafencenter’ werden sich mit Voll-
ausbau der Theodor-Scheiwe-Stralle zusatzliche Verkehrsbelas-

Beschlussvorschlag

1.2.74
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Abwégungsinhalte

Abwagung Beschlussvorschlag

tungen fir die Schillerstrafl’e ergeben. Diese sind planbedingt im
konkreten Zusammenhang mit den Entwicklungszielen des Be-
bauungsplans Nr. 541 zu untersuchen und in eine Bewertung
einzustellen.

Bezogen auf die Schallsituation zum Verkehrslarm (s. Schall-
technischer Bericht Nr. LL5683.4/01 der ZECH Ingenieurgesell-
schaft mbH Lingen, Stand 23.04.2015) sind durch den vorhaben-
bedingten Mehrverkehr auf der Schillerstrale Erh6hungen der
Beurteilungspegel um bis zu 0,2 dB zu erwarten. Dies allerdings
auf einer Stral3e, die im Bereich der bestehenden Lichtsignalan-
lage an der Kreuzung zum Hansaring (Schillerstral3e Nr. 90, 94)
im Planfall 2018 als Worst-Case-Szenario Larmbelastungen auf
den Fassadenseiten zur Schillerstrale von aufgerundet bis zu
71/63 dB(A) tags/nachts und an den Fassadenseiten zum Hansa-
ring Pegel von aufgerundet bis zu 73/65 dB(A) tags/nachts auf-
weisen wird. Abseits des Kreuzungsbereiches (Schillerstralle Nr.
104) werden Werte von aufgerundet bis zu 68 dB(A) tags und 60
dB(A) nachts erwartet. Damit liegt der Verkehrslarm im Grenzbe-
reich zur Gesundheitsgefahr. Nur wegen der Geringflgigkeit der
planbedingten Erhdhung kann hier die weitere Steigerung noch
hingenommen werden. Dabei ist zu betonen, dass die prognosti-
zierte Erhdhung des Verkehrslarms in der Schillerstrafle um bis
zu 0,2 dB(A) fur den gesamten Mehrverkehr aus dem beabsich-
tigten verkehrserzeugenden Projekten des Masterplans Stadtha-
fen berechnet ist, zu dem das Vorhaben des Bebauungsplans
535 im Planfall 2018 mit knapp 45 % und im Planfall 2025 mit
knapp 30 % beitragt.

In Abwagung verkehrlicher Belange und Belange des Immissi-
onsschutzes mit den Erfordernissen nach einer geordneten In-

Seite -
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nahme Nr.

2.2 Ferner werden die Anwohner der Schillerstral8e in Zukunft
noch mehr unertraglich belastet durch das Bauvorhaben auf dem
ehemaligen Osmogelédnde.

2.3 Die Gesundheit der Biirger einer Stadt muss immer im Vor-
dergrund stehen.

Abwiégung

nenentwicklung innerhalb formulierter stadtischer Entwicklungs-
ziele kdnnen Verkehrszuwachse auf der Schillerstrafle sowie die
Erhéhung der Larmbelastung auf die angrenzende Wohnnach-
barschaft zugunsten einer geordneten stadtebaulichen Entwick-
lung des derzeit brachliegenden Plangrundstlicks hingenommen
werden.

Weitergehend siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 4.1 und
4.3 ,Verkehr®, Pkte. 5.1 und 5.4 ,Allgemeine Belange zu Immissi-
onen“ und Pkt. 6.1 , Schallimmissionen®.

Zu 2.2: Das Projekt ,Neuhafen® auf dem ehemaligen OSMO-
Gelande ist nicht Gegenstand des vorliegenden Bauleitplanver-
fahrens und somit auch nicht Gegenstand der vorliegenden Ab-
wagung. Im Sinne einer ganzheitlichen Bewertung und sachge-
rechten Abwagung sind jedoch in der Verkehrsuntersuchung zum
VBP Nr. 535 alle Strukturmaflnahmen des Masterplans Stadtha-
fen Mlnster - und somit auch das Projekt ,Neuhafen - in den
jeweiligen Planfallen 2018 und 2025 mit beriicksichtigt worden
und zum Bestandteil auch der nachfolgenden gutachterlichen
Bewertung der Larm- und Luftschadstoffsituation in der angren-
zenden Wohnnachbarschaft gemacht. Zur Bewertung der Ver-
schlechterung der Verkehrslarmsituation in der Schillerstralte
siehe oben zu Pkt. 2.1.

Weitergehend siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 4.3
sVerkehr”, Pkt. 5.1 und 5.4 ,Aligemeine Belange zu Immissio-
nen“ und Pkt. 6.1 ,Schallimmissionen®.

Zu 2.3: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 5.1 - 5.4
+2Allgemeine Belange zu Immissionen®, Pkte. 6.1 und 6.4 ,Schall

Beschlussvorschlag

Die Anregung bezieht sich
auf Aspekte auBRerhalb des
Bebauungsplans -

eine Beschlussfassung
eriibrigt sich.

Der Hinweis wird zur
Kenntnis genommen -
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Stellung-
nahme Nr.

204

205

Abwégungsinhalte

1. Die eingereichte Stellungnahme umfasst die Musterstellung-
nahme 1 mit den dort vorgetragenen Anregungen und Bedenken.

2. Folgende zusatzliche Anregungen/Bedenken werden vorge-
tragen:

2.1 Ich bin selbst persdnlich durch die Planung betroffen

- durch erhéhtes Verkehrsaufkommen und steigende Abgasbe-
lastung.

2.2 - unterschwellige, sukzessive Zerstérung alternativer Lebens-
strukturen auf der B-Seite des Hafens.

1. Die eingereichte Stellungnahme umfasst die Musterstellung-
nahme 1 mit den dort vorgetragenen Anregungen und Bedenken.

2. Folgende zusatzliche Anregungen/Bedenken werden vorge-
tragen:

2.1 Ich flihle mich selbst durch die Planung betroffen, als dass
ich im Gebiet um die Warendorfer Stral3e lebe, welches durch die
angedachte Verédnderungen der B51 wie auch des E-Centers am
Hafen in Mitleidenschaft gezogen werden kénnte. Die Lebens-
qualitdt des Viertels, die bisher ohne Zweifel besteht, wiirde er-
heblich gemindert, indem der StraBenverkehr und die dadurch
bedingte ,Unruhe* in diesem Teil Miinsters zundhmen - ohne
eigentliche Notwendigkeit.

Abwiégung

immissionen“ und Pkt. 11.1 ,Umweltbericht®.

Zu 1: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Abwagung zu Ab-
wagungsinhalten 1 - 12

Zu 2.1: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung*, Pkte. 4.1 - 4.3 und
4.6 ,Verkehr, Pkte. 5.1, 5.3 und 5.4 ,Alilgemeine Belange zu
Immissionen® sowie Pkt. 7.1 und 7.2 ,Luftschadstoffe”.

Zu 2.2: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 2.2 und 2.3
»Allgemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen®.

Zu 1: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Abwagung zu Ab-
wagungsinhalten 1 - 12

Zu 2.1: Die Notwendigkeit und die stéddtebaulichen Wirkungen
der geplanten Einzelhandelseinrichtungen sind abschlie3end
gutachterlich untersucht, die Vertraglichkeit des Planvorhabens
auf das Stadtbereichszentrum Warendorfer Stral3e ist Uber die
stadtebauliche Wirkungsanalyse sowie in der Begrindung zum
VBP 535 ausfiihrlich dokumentiert. Die Bestatigung der Verein-
barkeit des Planvorhabens mit den Zielsetzungen der Raumord-
nung/Landesplanung gemaf § 34 LPIG sowie eine positive Stel-
lungnahme aus den Beteiligungsverfahren vom Einzelhandels-
verband Westfalen-Minsterland EHV WM, der Industrie- und
Handelskammer IHK-Nord Westfalen sowie der Handwerkskam-
mer Minster zum Planvorhaben liegt vor.

Beschlussvorschlag

eine Beschlussfassung
eriibrigt sich.

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.75

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.76

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.77
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Stellung-
nahme Nr.

Abwégungsinhalte

2.2 Das Viertel zwischen der Kanalschleuse und Hafen nebst den
angrenzenden Wohnbereichen zu beiden Seiten zeichnet sich
durch eine rel. verbindliche Struktur aus, mit gewachsenen
Nachbarschaften, hoher Verbindlichkeit, z.T. kurzen Wegen -
was das Leben fiir Altere wie auch Familien mit Kindern sehr
attraktiv macht. Gerade eher kleinrdumige, teilweise regelrecht
dbrfliche Aufteilung, der gemischten Wohn-, Handels- und Werk-

Abwiégung

Gemal ,Verkehrsuntersuchung zum Bebauungsplan Nr. 535
»Hafencenter” in Miinster®, nts Ingenieurgesellschaft mbH,
Stand 26.03.2015 hat bereits eine deutliche Durchmischung des
vorhabenbezogenen Verkehrs mit dem Ubrigen prognostizierten
Verkehr im Netz der Stadt Minster bis zum Knotenpunkt Hansa-
ring/Wolbecker Stralle stattgefunden. Planbedingte verkehrliche
Auswirkungen auf den raumlich deutlich nachgeschalteten Be-
reich der Warendorfer Stral’e kdnnen somit ausgeschlossen
werden, eine Betroffenheit im Sinne der Stellungnahme ist nicht
anzunehmen.

Bei der Bewertung der verkehrlichen Auswirkungen des Planvor-
habens sind im Sinne eines Worst-Case-Szenarios mit dem Plan-
fall 2018 Entlastungswirkungen aus dem Ausbau der B51 und
der B481n unbertcksichtigt. Eine Bewertung der verkehrlichen
Auswirkungen des 3. Bauabschnitts der B51 und der B481n auf
den Bereich Warendorfer Stral3e ist nicht Gegenstand der vorlie-
genden Bauleitplanung und somit nicht Gegenstand der Abwa-

gung.

Weitergehend siehe ,, Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 3.2
“Einzelhandel“ und Pkte. 4.1 und 4.4 ,Verkehr®.

Zu 2.2: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung*, Pkte. 2.2 und 2.3
»Allgemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen® und
Pkt. 3.3 , Einzelhandel* sowie ,Teil Il - Einzelabwagung®, Pkt. 2.1
der Stellungnahme 33, 121, 320, 334.

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht

gefolgt.
1.2.78
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Stellung-
nahme Nr.

Abwégungsinhalte

stéttencharakter verleihen diesem Teil Miinsters seinen Charme.
Hinzu kommt in erheblichem Mal3 der Dortmund-Ems-Kanal mit
seiner Umgebung. Dieses Gebiet hat einen bekanntermal3en
sehr hohen Erholungswert, nicht nur am Wochenende. Die ge-
planten baulichen und verkehrsbezogenen Verdnderungen wiir-
den diesen Charakter unwiederbringlich zerstéren und die Le-
bensqualitdat Miinsters erheblich verschlechtern.

2.3 (...) fur das sogen. Hafencenter geplante Standort keinerlei
Notwendigkeit eines neuen grof3en Einkaufszentrums -genligend
Einkaufsméglichkeiten in der unmittelbaren und weiteren Umge-
bung bestehen. Geschéfte, die vor nicht allzu langer Zeit am
Hansaring erst umgebaut haben oder eréffnet wurden, wéren
mdoglicherweise in ihrer Existenz durch das E-Center gefédhrdet.
(...) Die Stadt sollte eine Flirsorgepflicht gegeniiber den kleinen
und mittleren Laden und Geschéften - oft in Familienhand, eigen-
tiimergefiihrt - wahrnehmen, die gerade im Hinblick auf das Ein-
kaufen der Dinge des taglichen Bedarfs den Charme dieses Teils
Miinsters ausmachen - &hnlich wie im Stidviertel. (...) Statt die
Kleinen“immer nur von den ,Gro3en” fressen zu lassen und
dies dem ,freien Markt” zu lberlassen, sollte hier in der Verant-
wortung fiir die Blirger, die unternehmerischen Mut zum Risiko
bewiesen haben, seitens der Stadt Miinster eine Schutzfunktion
wahrgenommen werden.

2.4 Statt die Errichtung neuen Wohnraums durch einen finanz-
kréftigen Investor mit der Gefahr teuren Wohnraums, (...) sollten
Wohnungen des Sozialen Wohnungsbaus realisiert werden, um
die soziale Mischung des Viertels Wolbecker Stral3e / Warendor-
fer StralBe weiter zu gewéhrleisten und weniger Betuchte nicht
immer weiter an den Stadtrand zu drdngen - denn dies wiirde

Abwiégung

Zu 2.3: Im Sinne der landesplanerischen Vorgaben darf Stadt-
planung und vor allem Bauleitplanung keine wettbewerbsverhin-
dernde oder konkurrenzschutzende Funktion wahrnehmen. Vor
diesem Grundsatz ist eine stadtische Firsorgepflicht oder
Schutzfunktion nicht vortragbar. Die quantitativ ausreichende
Versorgungsquote bei dem gleichzeitigen qualitativen Defizit darf
keinen Wettbewerberschutz fir bestehende Anbieter darstellen,
sondern sind alleinig negative stadtebauliche Auswirkungen auf
andere bestehende zentrale Versorgungsbereiche oder auf die
wohnortnahe Grundversorgung auszuschlief3en. Dies ist mit den

geplanten Einzelhandelseinrichtungen am Standort sichergestellt.

Weitergehend siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 3.1 -
3.3 ,Einzelhandel.

Zu 2.4: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung*, Pkte. 2.2 und 2.3
L#Allgemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen®.

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht

gefolgt.
1.2.79

Der Anregung wird nicht

gefolgt.
1.2.80
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nahme Nr.

209

Abwégungsinhalte

neben der Zunahme einer Ghettoisierung (...) auch den Lebens-
wert der Stadt beeintrdchtigen. In der gelungenen Mischung der
verschiedenen Bevélkerungsschichten liegt auch ein Schiiissel
zur Vermeidung zu gro8er sozialer Spannungen...

1. Die eingereichte Stellungnahme umfasst die Musterstellung-

nahme 1 mit den dort vorgetragenen Anregungen und Bedenken.

2. Folgende zuséatzliche Anregung/Bedenken wird vorgetragen:
Seit Jahren wird in Miinster Stadtplanung betrieben, wo jeder
Verwaltungsrechtler sich die Hénde reibt. Kein Gesamtkonzept!
- Fehlende Verkehrskonzepte=Zu- und Abfahrt als Sackgas-
se/Hafenweg ist als Entlastung nicht méglich.

- Keine Riicksicht auf die Bewohner des Viertels

- Baugenehmigungen werden nach der Salamitaktik vergeben.

(...)

Abwiégung

Zu 1: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Abwagung zu Ab-
wagungsinhalten 1 - 12

Zu 2: Die Anregung bezglich eines nicht vorhandenen Gesamt-
konzeptes stellt eine durch Fakten nicht zu belegende These dar.
In Austbung ihrer gemeindlichen Planungshoheit und Planungs-
verantwortung hat die Stadt Minster in den vergangenen Jahren
vielfaltige Ubergeordnete Planungen (z.B. Baulandprogramm,
Larmaktionsplanung, Einzelhandels- und Zentrenkonzept, Wohn-
raumprogramm) im gesamten Stadtgebiet sowie fir spezielle
Teilbereiche (z.B.: Masterplan Stadthafen Munster) erarbeitet
und Uber politische Beschllisse zur handlungsleitenden Grundla-
ge fir die weiteren Planungs- und Beteiligungsprozesse ge-
macht. Ein Gesamtkonzept ist hierbei - wie bei Neuplanungen
grundsatzlich gefordert - Grundlage der Bewertung und Umset-
zung. In der Planungschronologie mit dem Einzelhandels- und
Zentrenkonzept, dem Masterplan Stadthafen Minster, dem Ha-
fenforum und des Ubertrags der erarbeiteten Entwicklungsziele in
die vorbereitende und verbindliche Bauleitplanung ber politische
Beschlusse, wird diesen Herangehensweisen und gesetzlichen
Vorgaben auch in Bezug auf das vorliegende Planvorhaben un-
eingeschrankt entsprochen. In dem im Zuge des Masterplans
Stadthéafen erarbeiteten Verkehrskonzept wurde eine Offnung
des Hafenwegs untersucht und im Ergebnis als weder erforder-
lich noch zielfihrend verworfen.

gefolgt.
1.2.81

In den letzten gut 10 Jahren hat die Stadt Miinster eine Vielzahl

Seite -

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht
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Stellung-
nahme Nr.

221

Abwégungsinhalte

1. Die eingereichte Stellungnahme umfasst die Musterstellung-

nahme 1 mit den dort vorgetragenen Anregungen und Bedenken.

2. Folgende zusatzliche Anregungen/Bedenken werden vorge-
tragen:

2.1 Da ich am Hansaring wohne, wére ich direkt von L&rm und
Luftverschmutzung betroffen.

2.2 Des Weiteren befiirchte ich die Verdrdngung vieler kleiner
L&den und Geschéfte im Hafenviertel und Umgebung, die fiir
mich einen wichtigen Teil der Lebensqualitét im Viertel ausma-
chen.

2.3 Durch die Entstehung sehr teuren Wohnraums in groRem
Malstab beflirchte ich zusétzlich einen allgemeinen Anstieg des

Abwiégung

von Normenkontrollverfahren, die gegen Bebauungsplane der
Stadt gerichtet waren, fiir die Bestandskraft der Bauleitplane
erfolgreich bewaltigt. Die Stadt geht auch im Fall des vorhaben-
bezogenen Bebauungsplans Hafencenter davon aus, diesen
rechtssicher zu gestalten.

Der hergestellte Bezug zur Baugenehmigungspraxis der Stadt
Miinster erschlief3t sich nicht. Es ist Wesen der Erteilung von
Baugenehmigungen, diese einzelfall- und grundstiicksbezogen
zu erteilen — auf die zeitliche Abfolge oder Reihenfolge von Privat
gestellter Bauantrage hat die Stadt Minster keinen Einfluss.

Weitergehend siehe , Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 2.3
»LAllgemeine stadtebauliche Belange / Alternative Nutzungen.
Zu 1: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Abwagung zu Ab-
wagungsinhalten 1 - 12

Zu 2.1: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 5.1 - 5.3
L#Allgemeine Belange zu Immissionen®, Pkte. 6.1 - 6.4 ,Schall-
immissionen® sowie Pkte. 7.1 und 7.2 ,Luftschadstoffe.

Zu 2.2: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung*, Pkt. 3.2 ,Einzel-
handel“. sowie ,Teil Il - Einzelabwagung*, Pkt. 2.3 der Stellung-
nahme 205.

Zu 2.3: Der Bau teurer Wohnungen ist nicht Gegenstand der
formulierten Entwicklungsziele fiir den Standort und des vorlie-

Beschlussvorschlag

Der Hinweis wird zur
Kenntnis genommen -
eine Beschlussfassung

eriibrigt sich.

Der Anregung wird nicht

gefolgt.
1.2.82

Der Anregung wird nicht

gefolgt.
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nahme Nr.

230

Abwégungsinhalte

Mietpreisspiegels und in Folge dessen eine Verdrangung 6ko-
nomisch schwécher gestellter Menschen im Viertel.

1. Die eingereichte Stellungnahme umfasst die Musterstellung-
nahme 1 mit den dort vorgetragenen Anregungen und Bedenken.

2. Folgende zusatzliche Anregungen/Bedenken werden vorge-
tragen:

2.1 Die Schaffung von kleinteiligeren Einkaufsmaéglichkeiten wére
in diesem Stadftteil wiinschenswert und wiirde viel stérker eine
Qualitatssicherung und Versorgungssicherung des Wohngebie-
tes férdern. Bestehende Qualitdten sollten grundsétzlich gestérkt
und ergénzt werden und nicht Giberplant und ersetzt. Nur so ent-
stehen soziale Gemeinschaften mit langfristig positiven Auswir-
kungen in allen Lebensbereichen. Die Schaffung eines Einzel-
handelszentrums basiert auf einer veralteten Grundlagenplanung
der Stadt Miinster mit iiberholten Anforderungen und Ansichten
der Aus- und Folgewirkung.

2.2 Zudem sehe ich grundsétzlich weder eine ausreichende

Abwiégung
genden Bauleitplanverfahrens.

Weitergehend siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 2.2
und 2.3 ,Allgemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzun-
gen®.

Zu 1: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Abwagung zu Ab-
wagungsinhalten 1 - 12

Zu 2.1: Zur nachhaltigen Sicherung der Versorgungsstruktur im
Stadtquartier ist als stadtische Zielsetzung die Errichtung von
groR¥flachigen Einzelhandelseinrichtungen fiir den Standort vor-
gesehen. Als Erganzung und zur Integration der Einrichtungen in
die bestehende Nutzungs- und Stadtstruktur werden im Sinne
eines gemischten Stadtbereichszentrums zusatzlich Dienstleis-
tungen/Praxen/Biros, Gastronomie und Wohnnutzungen reali-
siert. Eine alleinige Entwicklung bereits bestehender Einrichtun-
gen oder ein kleinteiliger Ladenbesatz kann den infrastrukturellen
Bedarfen zur Sicherung der nutzungsspezifischen Zielsetzungen
im Stadtquartier nicht entsprechen und ist somit nicht Gegen-
stand der Planung. Die Behauptung einer veralteten Grundla-
genplanung ist vor dem Hintergrund der Aktualitat des Master-
plans und der im Zusammenhang mit dem Planvorhaben erstell-
ten stadtebaulichen Wirkungsanalysen nicht nachvollziehbar und
bleibt unbegriindet.

Weitergehend siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 3.2
und 3.4 ,Einzelhandel".

Zu 2.2: Uber den Masterplan und das Hafenforum ist eine Abwa-

Beschlussvorschlag

1.2.83

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.84

Teile der Anregung bezie-
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Abwégungsinhalte

Wiirdigung und Beriicksichtigung der ,,Stadtebaulichen Wir-
kungsanalyse fiir Einzelhandelsbausteine im Bereich Miinster -
Hafen® noch der Ergebnisse des ,Hafenforums in Génze*. Hierbei
verweise ich ausdriicklich auf die einzelnen Forumsergebnisse
und Diskussionen, die von Herrn Hartwig Schultheil3, meines
Erachtens (...), falsch und mit unkorrekten Ergebnissen, im Rah-
men der Bilanz-Présentation zusammengefasst wurden. Die
tiberwiegende Mehrheit in allen Forumsdiskussionen war immer
fiir einen Erhalt der OSMO-Hallen (...) sowie einen Verzicht auf
ein Einkaufszentrum. Diese Ergebnisse des Hafenforums haben
im vorhabenbezogenen Bebauungsplan nur unzureichend bis gar
keine Beachtung gefunden. Der selbst auferlegte Wille der Stadt
Miinster, die Bevélkerung in derartige Planungsprozesse einzu-
beziehen, scheint fiir mich derzeit gescheitert zu sein. Eine Dis-
kussion zu fiihren um dann grundlegende Ergebnisse unberiick-
sichtigt zu lassen entbehrt jeder Berechtigung sich mit dem
Schlagwort ,Biirgerbeteiligung zu schmdiicken.

Abwiégung

Beschlussvorschlag

gung alternativer Nutzungen fir den Standort bereits erfolgt, Giber | hen sich auf Aspekte au-

den politischen Beschluss zum Masterplan in seiner Uberarbei-
tung aus den Ergebnissen des Hafenforums sowie den Aufstel-
lungsbeschluss zum VBP Nr. 535 wurden - in Kenntnis der Un-
terschriftenaktion der Hafencentergegner - die vorliegenden Ent-
wicklungsziele willentlich als alleinige handlungsleitende Grund-
lage fUr den Standort dokumentiert und festgeschrieben. Mit der
planungsrechtlichen Sicherung Uber das Bauleitplanverfahren
zum VBP Nr. 535 wird als erster Baustein des Masterplans aus-
schlie8lich das Vorhaben gesichert. Das Areal des ehem. OS-
MO-Gelandes ist von dem Planvorhaben nicht betroffen, ein Er-
halt der OSMO-Hallen ist somit nicht Gegenstand der vorliegen-
den Abwagung.

In Kenntnis des Ablaufes und der Ergebnisse des Hafenforums
ist die vorliegende Planung von den Gremien des Rates der
Stadt Miinster mehrheitlich beschlossen worden. Neben der Be-
statigung und Festsetzung der Nutzungsstruktur wurden die Fla-
chenanteile und Sortimente der Einzelhandelsnutzungen in Re-
aktion auf die Ergebnisse der begleitenden Gutachten und politi-
schen Beschliisse deutlich reduziert und dem formellen Verfah-
ren zu Grunde gelegt. Die Verwaltung der Stadt Miinster nimmt
fur sich in Anspruch und stellt klar, die Diskussionen und Ergeb-

nisse des Hafenforums einschlief3lich der Workshops korrekt und

transparent zusammengefasst wiedergegeben zu haben.

Planerische Leitlinien und Projekte werden nicht bindend durch
Birgerabstimmung oder durch vielfaltige Birgerinnen- und Bir-
germeinung entschieden, sondern unterliegen der Abwagung
zahlreicher Belange. Dabei obliegt die Bericksichtigung, teilwei-

se Bericksichtigung oder Nicht-Bericksichtigung der Kritikpunkte

Rerhalb des Bebauungs-
plans fiir die sich eine
Beschlussfassung eriib-
rigt - der Anregung im
Ubrigen wird nicht gefolgt.
1.2.85
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233

Abwégungsinhalte

1. Die eingereichte Stellungnahme umfasst die Musterstellung-

nahme 1 mit den dort vorgetragenen Anregungen und Bedenken.

2. Folgende zusatzliche Anregungen/Bedenken werden vorge-
tragen:

2.1 Ich wohne am Hansaring 6 und bin ohnehin schon durch ein
hohes Verkehrsaufkommen belastet. Durch ein neues Einkaufs-
zentrum wird diese Beldstigung um ein vielfaches vergré3ert.

2.2 Ich bin mit den Einkaufsmdéglichkeiten meines Viertels mehr
als zufrieden. (...) Ich denke fiir die zu bebauende Fléache gibt es
andere, sinnvollere Alternativen als ein Einkaufszentrum.
Zudem widerspricht die Stadt Miinster sinnvollen Einkaufsmég-
lichkeiten wie IKEA oder Decathlon in der Peripherie der Stadt,
um das Zentrum zu schiitzen - stimmt aber dem Bau eines E-
Centers zu. Eine sehr fragwiirdige Entscheidung in meinen Au-
gen!

Abwiégung

der gerechten Abwagung aller privaten und 6ffentlichen Belange
untereinander und gegeneinander durch den Rat der Stadt. Der
Einfluss der Blrgerschaft ist Uber das offene und transparente
Bauleitplanverfahren mehrstufig moglich gewesen. Mit dieser
Vorlage erfolgt eine erneute transparente und detaillierte Aufbe-
reitung und Wiedergabe aller im Rahmen der Offenlegung einge-
gangenen Anregungen. Den Belangen einer Blirgerbeteiligung ist
damit umfanglich entsprochen.

Weitergehend siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 1.1
+1Allgemeine Belange zu Planverfahren und Gutachten®, Pkte. 2.2
und 2.4 ,Allgemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzun-
gen“ und Pkt. 3.1 ,Einzelhandel®.

Zu 1: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Abwagung zu Ab-
wagungsinhalten 1 - 12

Zu 2.1: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 4.1 - 4.4
Lverkehr*.

Zu 2.2: Die geplanten grof¥flachigen Einzelhandelseinrichtungen
am Vorhabenstandort dienen der qualitativen, langfristigen Siche-
rung der Nahversorgungssituation im 6stlichen Innenstadtbe-
reich. Das Entwicklungsziel geht zurtick auf das Einzelhandels-
und Zentrenkonzept der Stadt Miinster und des Masterplans
LStadfthafen®, die Bedarfe und Zielsetzungen sind in der stadte-
baulichen Wirkungsanalyse zum Planvorhaben untersucht und
bestatigt. Die Wahrnehmung der derzeitigen Versorgungssituati-

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.75

Der Anregung wird nicht

gefolgt.
1.2.86
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263

Abwégungsinhalte

1. Die eingereichte Stellungnahme umfasst die Musterstellung-

Abwiégung

on ist als alleiniges Bewertungskriterium nicht ausreichend, lang-
fristig ist Uber die bestehenden Einzelhandelsstrukturen eine
nachhaltige Sicherung - auch in den zuklnftigen Bedarfen mit
Entwicklung der Stadthafenareale - nicht ausreichend gewahr-
leistet. Vor dem benannten Hintergrund ist das Entwicklungsziel
zur Realisierung eines nutzungsgemischten Stadtbereichszent-
rums mit dem Schwerpunkt gro3flachiger Einzelhandel prioritar
und geht anderen Planungsalternativen fiir den Standort vor.

Die genannten Einzelhandelsunternehmen IKEA und Declathon
sind allein Uber ihre Lage zum Stadtgebiet und tber ihre Versor-
gungsfunktion mit dem vorliegenden Planvorhaben nicht anna-
hernd vergleichbar. Eine Bewertung der Einkaufsmaoglichkeiten in
den zitierten Einrichtungen oder Uber die Stadt Miinster getroffe-
ne Ablehnungen gegenuber anderweitigen Planvorhaben in der
Peripherie sind nicht Gegenstand dieses Planverfahrens.
Dementgegen hat die stadtteil- und stadtzentrenschutzende Auf-
gabe der Stadt zur Steuerung der Ansiedlung von Einzelhandel -
hier insbesondere der wohnungsnahen Grundversorgung an
einem stadtebaulich voll integrierten Standort — eine vitale und in
den Steuerungseffekten abschlieRende Berechtigung. Die Uber-
tragbarkeit der Argumentation des Anregers auf die Realisierung
des Projektes wird in vielerlei Hinsicht fachlich nicht gesehen.

Weitergehend siehe , Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 2.4
»LAllgemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen® und
Pkt. 3.1 ,Einzelhandel".

Zu 1: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Abwagung zu Ab-

nahme 1 mit den dort vorgetragenen Anregungen und Bedenken. | wagungsinhalten 1 - 12

2. Folgende zusatzliche Anregung/Bedenken wird vorgetragen:

Zu 2: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 2.2 - 2.4 ,All-

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht
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Auch wenn ich in der Innenstadt wohne wiirde ich mich sehr ger-
ne gegen solch einen Neubau wehren. Sehr viel meiner Freizeit
verbringe ich im Hansaviertel, weil es fiir mich durch seine klei-
nen Lokale, Geschéfte und den anliegenden Hafen den gréf3ten
Flair in Miinster verspriiht. Man sollte die zur Verfligung stehen-
den Flache, wie oben benannt fiir die wirklichen Bed(irfnisse der
Menschen verwenden. (...) Es wére schén wenn die Politik sich
diesen Wiinschen der Menschen annehmen wiirde (ausnahms-
weise) anstatt weitere GroBkonzerne und Geschéfte die es eh
schon in der Stadt gibt, zu noch mehr Nutzflache zu verhelfen.
Gerade der Erfolg, den die Hafenpromenade fiir die Stadt Miins-
ter hat, sollte doch Beispiel genug sein um das Hafenareal weiter
volksnah und ausflugsféhig zu halten. Im Blick auf Wohnungs-
mangel, Gentrifizierung und gleichaussehende Innenstéadte sollte
Miinster als ,Jlebenswerte“ Stadt doch bitte ein Zeichen setzen.

1. Die eingereichte Stellungnahme umfasst die Musterstellung-
nahme 1 mit den dort vorgetragenen Anregungen und Bedenken.

2. Folgende zusatzliche Anregungen/Bedenken werden vorge-
tragen:

2.1 Ich bin Mieter einer Wohnung am Hansaring 58. Somit wohne
ich quasi im geplanten Hafencenter und habe bereits jetzt bei
dem Gedanken daran den Geruch von Fisch in meiner Nase.
Mein Balkon befindet sich auf der Ostseite, so dass ich mir schon
jetzt ausmale, wie ich die an- und abfahrenden PKWs z&hle und
sinnlose statistische Erhebungen anfertige. Dies mag fiir manche
Menschen ein netter Zeitvertreib sein, flir mich hingegen stellt
dies eine erhebliche Einschrénkung meiner Lebensqualitat und
der Erholungsméglichkeiten dar, zumal ich mir schon jetzt die
Frage stelle, wie viele Etagen dieses Haus haben miisste, damit
noch ein paar Sonnenstrahlen auf den Balkon fallen wiirden.

Abwagung Beschlussvorschlag

gemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen® sowie | gefolgt.
»1eil Il - Einzelabwagung®, Pkt. 2.4 der Stellungnahme 37. 1.2.87

Zu 1: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Abwagung zu Ab-
wagungsinhalten 1 - 12

Zu 2.1: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 2.3 ,Allgemei- | Der Anregung wird nicht
ne stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen®, Pkte. 5.1 gefolgt.

und 5.4 ,Allgemeine Belange zu Immissionen” und Pkt. 6.4 1.2.61
»Schallimmissionen® sowie , Teil Il - Einzelabwagung®, Pkt. 2.1

der Stellungnahme 125.
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2.2 Erschwerend kommen fiir mich meine persénlichen, gesund-
heitlichen Einschrénkungen hinzu, aufgrund meines Migrénelei-
dens durch Umwelt-Trigger sind die zu erwartenden, stark erh6h-
ten Konzentrationen an Luftschadstoffen nicht férderlich.

2.3 Generell habe ich nichts gegen Fortschritt, in Anbetracht der
Tatsache, dass hier bereits zwei Supermdarkte in unmittelbarer
N&he um Kundschaft werben, halte ich das geplante Hafencenter
allerdings fiir mehr als (berfliissig. Hier wird aus reiner Profitgier
und ohne konkrete Bedarfsgrundlage etwas geschaffen, was
niemand wirklich braucht.

1. Die eingereichte Stellungnahme umfasst die Musterstellung-
nahme 2 mit den dort vorgetragenen Anregungen und Bedenken.
2. Folgende zusatzliche Anregungen/Bedenken werden vorge-
tragen:

21 Ichrege an, (...)

- die konstruktiven, alternativen Vorschldge und wahren Ergeb-
nisse des Hafenforums zu berticksichtigen (nicht im Sinne der
Planer und Investoren frisierten Ergebnisse), {(...)

2.2 Ich rege an, (...)

- Die Universitét und die Fachhochschule aktiv in die Planung
sowie in die aktive Gestaltung des Bebauungsplanentwurfs ein-
zubeziehen, insbesondere die Institute fiir Geographie und Geo-
Information, Architektur, Soziologie, Politik.

Abwiégung

Zu 2.2: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung*, Pkte. 5.1 und 5.4
L#Allgemeine Belange zu Immissionen®, Pkte. 7.1 und 7.2 ,Luft-
schadstoffe” sowie ,Teil Il - Einzelabwagung®, Pkt. 2 der Stel-
lungnahme 5A und Pkt. 2.2 der Stellungnahme 125.

Zu 2.3: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung*, Pkte. 3.1 und 3.2
,Einzelhandel” sowie ,Teil Il - Einzelabwagung®, Pkt. 2.3 der Stel-
lungnahme 125.

Zu 1: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Abwagung zu Ab-
wagungsinhalten 1 - 12

Zu 2.1: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 1.2 ,Allgemei-
ne Belange zu Planverfahren und Gutachten® sowie ,Teil Il - Ein-
zelabwagung®, Pkt. 2.2 der Stellungnahme 230.

Zu 2.2: Planerische Leitlinien und Projekte werden vornehmlich
nicht - insbesondere nicht im durch das BauGB verfahrenstech-
nisch klar vorgegebenen Themenfeld der Bauleitplanung - durch
Blrgermeinung oder Uber aktive Planungsprozesse von universi-
taren Instituten oder Einrichtungen entschieden, sondern unter-
liegen der Abwégung zahlreicher Fachbelange. Uber den Mas-
terplan und das Hafenforum ist eine qualifizierte Erarbeitung und
Abwagung der Planungsvorgaben und Entwicklungsziele inkl.
alternativer Nutzungen fiir den Standort erfolgt, Gber den politi-
schen Beschluss zum Masterplan und den Aufstellungsbeschluss

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.62

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.63

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.88

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.89
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1. Die eingereichte Stellungnahme umfasst die Musterstellung-

nahme 1 mit den dort vorgetragenen Anregungen und Bedenken.

2. Folgende zusatzliche Anregungen/Bedenken werden vorge-
tragen:

2.1 Ich wohne in der Ndhe des Stadthafens | und direkt gegen-
tiber vom Stadthafen Il. Mein Wohnstandort befindet sich im Pla-
nungsgebiet des Masterplans Hafen. Im Rahmen des Hafenfo-
rums war und bin ich aktiv beteiligt und sehr engagiert, als be-
troffener Biirger sowie als Vorsitzender des Vereins Das Nieber-
Ding e.V. Wohnraum erhalten. und im Zusammenhang mit den
flinf Hafenvereinen. Im Hafenforum wurde aufgefordert, das
Plangebiet Masterplan Hafen ganzheitlich zu betrachten und

Abwiégung

zum VBP Nr. 535 durch den Rat der Stadt als reprasentatives
Gremium fur alle Birgerinnen und Birger in Mlnster wurden die
vorliegenden Entwicklungsziele willentlich als alleinige hand-
lungsleitende Grundlage fiir den Standort dokumentiert und fest-
geschrieben.

Der Einfluss der Biirgerschaft/Offentlichkeit sowie die Beteiligung
der Behorden als Trager offentlicher Belange ist Gber das offene
und transparente Bauleitplanverfahren in den vorgegebenen
Beteiligungsschritten gemafl BauGB gegeben und auch an die-
sem Planverfahren uneingeschrankt erfolgt. Die Sinnfalligkeit
einer weitergehenden konkreten Beteiligung der benannten
Hochschulen und Fachbereiche wird nicht gesehen.

Weitergehend siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 1.1
»2Allgemeine Belange zu Planverfahren und Gutachten® und Pkt.
2.4 ,Allgemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen®.

Zu 1: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Abwagung zu Ab-
wagungsinhalten 1 - 12

Zu 2.1: Der Bereich der MUnsteraner Stadthafen ist seit Beginn
der 1990iger Jahre im Wandel von einem ehemaligen gewerb-

lich/industriell genutzten Standort in ein gemischtes Stadtquartier.

im direkten rdumlichen Anschluss an die stiddstliche Innenstadt.
Gerade mit dem Masterplan ,Stadthafen Minster” wurde dem
Belang einer ganzheitlichen Betrachtung, Bewertung und Abwa-
gung der Entwicklungsziele zur Sicherung einer geordneten stad-
tebaulichen Entwicklung fiir den Stadthafenbereich ursachlich

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht

gefolgt.
1.2.90
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ganzheitliche Lésungen zu diskutieren und einzubringen. (...) Das
geplante Einkaufszentrum verschlechtert die Verkehrssituation im
gesamten Hafenviertel bis hin zu meiner Haustiir, wie in der Stel-
lungnahme dargestellt enorm. Egal, ob als Fu3gédnger, Radfahrer
oder PKW-Fahrer. Nach dem Umbau des Baumarktes am Al-
bersloher Weg und mit der Eréffnung des neuen Betreibers Bau-
haus ist der Verkehrsanstieg deutlich negativ zu spliren. Eine
weitere Belastung vertrdgt das Viertel nicht. (...)

2.2. (...) AuBerdem ist zu beflirchten, dass durch das Einkaufs-
zentrum der Einzelhandel am Hansaring, an der Wolbecker Stra-
Be, im Herz Jesu Viertel, ja sogar an der Warendorfer Stral3e
gefédhrdet und in ihrer Existenz bedroht wird. Das Einzelhandels-
konzept hat viele Verkaufsflachen in der Umgebung nicht be-
riicksichtigt. Das ist nicht hinnehmbar. {(...)

Abwiégung

entsprochen und die Zielsetzungen Uber vielfaltige informelle und
formale Beteiligungsprozesse in die Offentlichkeit gebracht und
Uber politischen Beschluss zur handlungsleitenden Grundlage
der Stadtplanung im Hafenbereich gemacht. Der Vorwurf einer
fehlenden ganzheitlichen Betrachtung und Erdrterung ganzheitli-
cher Lésungen ist vor dem Hintergrund nicht zutreffend.

Neben den nutzungsspezifischen Zielsetzungen liegt dem Mas-
terplan eine verkehrstechnische Untersuchung in der Aktualisie-
rung mit Stand Januar 2015 zugrunde, die die Machbarkeit und
verkehrlichen Auswirkungen der Entwicklungsziele innerhalb des
Hafenareals aber auch auf die angrenzende Stadt- und Ver-
kehrsstrukturen untersucht. Demnach sind unvertragliche Ver-
kehrszuwachse auf den angrenzenden Stralien nicht gegeben,
langfristig ist innerhalb der verkehrlichen Zielsetzungen sogar
eine Entlastung derzeit hoch belasteter Strallenbereiche zu ver-
zeichnen. Der Vortrag unvertraglicher Verkehrszuwéachse bleibt
unbegrindet und ist nach den Untersuchungsergebnissen auch
nicht zu erwarten.

Weitergehend siehe , Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 1.1
L#Allgemeine Belange zu Planverfahren und Gutachten®, Pkt. 2.4
L#Allgemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen® und
Pkt. 4.1 ,Verkehr".

Zu 2.2: In der stadtebaulichen Wirkungsanalyse und der ergan-
zenden Stellungnahme sind die benannten bestehenden Einzel-
handelsstandorte und zentralen Versorgungsbereiche vollstandig
und abschlieRend in die Bewertung mit einbezogen. Der Vortrag
einer Nichtbertcksichtigung von bestehenden Verkaufsflachen
bleibt unbegriindet und ist nicht zutreffend.

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht

gefolgt.
1.2.91
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2.3 (...) das Hafenforum hat sich ganz klar, mehrheitlich und in
aller Deutlichkeit gegen das Einkaufszentrum ausgesprochen. Ich
fordere, dass dieses Votum nicht libergangen wird. Wozu wurde
den sonst die Biirgerbeteiligung durchgefiihrt? Die in diesem
Forum Beteiligten beklagen, dass die Ergebnisse aus den ver-
schiedenen Veranstaltungen nicht in der Form wiedergegeben
wurden, wie sie gedulSert wurden. Ich fordere einen Abgleich und
eine Uberpriifung der Protokolle mit den mitgeschnittenen Ton-
béndermn. {(...)

1. Die eingereichte Stellungnahme umfasst die Musterstellung-

Abwiégung

Weitergehend siehe , Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 3.1
und 3.2 ,Einzelhandel®.

Zu 2.3: Die Errichtung grof3flachiger Einzelhandelseinrichtungen
geht zuriick auf die Beschlusslagen zum Einzelhandels- und
Zentrenkonzept der Stadt Minster und auf den Masterplan
~Stadthafen®, die Bedarfe und Zielsetzungen sind in der stadte-
baulichen Wirkungsanalyse zum Planvorhaben untersucht und
bestatigt. Uber die Diskussion im Hafenforum hat das Projekt
hinsichtlich der baulichen Ausgestaltung, Nutzungszusammen-
setzung und VerkaufsflachengroRe wesentliche Anderungen und
Anpassungen erfahren.

gefolgt.
1.2.92

Alle in den Veranstaltungen des Hafenforums vorgetragenen
Beitradge wurden dokumentiert und den zustandigen Gremien
bekannt gegeben. Die Dokumentation des Hafenforums ist unter
http://www.muenster.de/stadt/stadtplanung/hafenforum.html ab-
zurufen. Die Verwaltung nimmt fir sich deutlich in Anspruch und
stellt klar, die Diskussionen und Ergebnisse des Hafenforums
einschl. Workshops korrekt und transparent zusammengefasst
wiedergegeben zu haben. Der Planungsausschuss als Fachaus-
schuss des Rates hat in Kenntnis der im Hafenforum vorgebrach-
ten kritischen Stimmen zum Planungsprojekt die Offenlegung der
konkretisierten Planungen freigegeben.

Weitergehend siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 1.1
+2Allgemeine Belange zu Planverfahren und Gutachten® und Pkt.
2.4 ,Aligemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen®
sowie , Teil Il - Einzelabwéagung®, Pkt. 2.2 der Stellungnahme 230.
Zu 1: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Abwagung zu Ab-

Seite -

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht
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nahme 2 mit den dort vorgetragenen Anregungen und Bedenken.

2. Folgende zusatzliche Anregungen/Bedenken werden vorge-
tragen:

2.1 Auch wenn ich nicht direkt als Anwohner betroffen bin, wohne
ich doch in der Néhe und nutze auch zum Einkaufen héufig die
L&den am Hansaring (...) Warum muss man mitten in dieses
schon bestehende Uberangebot an Léden noch einen Super-
markt bauen? Bisher habe ich nirgendwo (Presse, Radio, Inter-
net) eine schliissige Erklarung bzw. Stellungnahme der Stadt
finden kénnen, die erklért, warum ein Einkaufszentrum dort not-
wendig ist. (...)

2.2 (...) Der zusétzliche Autoverkehr dort stért mich als nicht di-
rekter Anwohner und Nicht-Autofahrer nur bedingt, aber ich kann
die Anwohner verstehen, die den ndchsten Jahren mit Sorge
entgegen sehen. Durch die neuen Wohnungen auf dem Geldnde
der Osmohallen wird ja ohnehin schon Verkehr hinzukommen.

Abwiégung

wagungsinhalten 1 - 12

Zu 2.1: Mit Aufstellungsbeschluss des VBP Nr. 535 wurde die
planungsrechtliche Sicherung zur Ansiedlung grof3flachigen Ein-
zelhandels mit erganzenden Biro-, Dienstleistungs-, Gastrono-
mie- und Wohnnutzungen am Standort politisch beschlossen. Die
Grundlagen und die Begriindung fiir das Einzelhandelsprojekt
ergeben sich aus den Beschlusslagen zum Einzelhandels- und
Zentrenkonzept- der Stadt Minster aus dem Jahr 2009 und de-
ren weitergehender Konkretisierung im Masterplan ,Stadthafen®.
Die Planungsgrundlagen und Planungsziele sind ausfihrlich in
der vorliegenden Begriindung zum VBP 535 dokumentiert. Alle
dem Planvorhaben zu Grunde liegenden oder mit dem Bauleit-
planverfahren erarbeiteten Dokumente sind / waren tber den
Internetauftritt der Stadt Mlnster / Stadtplanung einsehbar und
somit der Offentlichkeit zuganglich gemacht worden. Die in den
einsehbaren Amtsblattern veréffentlichten ausformulierten Be-
schlisse des Rates dokumentieren und erldutern in Kombination
mit der Begriindung zum Bebauungsplan den Planungsverlauf
und die Notwendigkeit abschlieRend.

Weitergehend siehe , Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 3.1
,Einzelhandel®.

Zu 2.2: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 4.1 - 4.4
,verkehr®.

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.93

Teile der Anregung bezie-
hen sich auf Aspekte au-
Rerhalb des Bebauungs-
plans fiir die sich eine
Beschlussfassung eriib-
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2.3 Die Idee mit der Markthalle anstelle eines Einkaufszentrums
finde ich wiederum sehr gut. (...) Alternativ kbnnte man die fiir
das Einkaufszentrum vorgesehenen Fldchen auch fiir weitere
Wohnungen, ein Fliichtlingsheim, ein Parkhaus oder irgendetwas
anderes vorsehen, Hauptsache nicht fiir ein Einkaufszentrum.
(...) Oder man ldsst die Fldche einfach mal Flache bzw. Park sein
(..)

1. Die eingereichte Stellungnahme umfasst die Musterstellung-
nahme 1 mit den dort vorgetragenen Anregungen und Bedenken.

2. Folgende zusatzliche Anregungen/Bedenken werden vorge-
tragen:

2.1 Ich lebe direkt am Hansaring und schon jetzt ist die Stral3e
sehr befahren und laut. Durch den Bau des Hafencenters be-
flrchte ich noch mehr Ladrm und CO2-Abscheidungen durch den
Verkehr. Dies schadet der Umwelt und meiner persénlichen Ge-
sundheit. (...)

2.2 (...) Durch den Bau des Hafencenters verliert die Stadt Miins-
ter einen weiteren beliebten Erholungsort. Die Stadt Miinster
wandelt sich durch den Bau in einen Betonklotz und verdréngt
die jungen Bewohner dieser Stadt und grenzt ferner soziobko-
nomisch schlechter gestellte Menschen vom Leben aus.

Warum kann die Stadtplanung Miinster sich nicht an die Bed(irf-
nisse ihrer Bewohner anpassen. Die Stadt Miinster soll eine jun-
ge und dynamische Stadt mit kulturellen Anreizen bleiben und
nicht durch noch mehr Konsum und Angebote fiir die obere Mit-
telschicht verdorben werden, die sich ein Grol3teil der Bewohner

Abwiégung

Zu 2.3: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung*“ Pkte. 2.2 - 2.4 All-
gemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen® sowie
»1eil ll - Einzelabwagung®, Pkt. 2.4 der Stellungnahme 37 und
Pkt. 10 der Stellungnahme 147.

Zu 1: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Abwagung zu Ab-
wagungsinhalten 1 - 12

Zu 2.1: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung*, Pkt. 5.1 ,Allgemei-
ne Belange zu Immissionen®, Pkte. 6.1 und 6.4 ,Schallimmissio-
nen“, Pkte. 7.1 und 7.2 ,Luftschadstoffe” sowie , Teil Il - Einzel-
abwagung®, Pkt. 2 der Stellungnahme 5A und Pkt. 2.2 der Stel-
lungnahme 125.

Zu 2.2: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 2.2 - 2.4
L#Allgemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen®
sowie , Teil ll- Einzelabwagung®, Pkt. 2.1 der Stellungnahme 33,
121, 320, 334.

Beschlussvorschlag

rigt - der Anregung im
Ubrigen wird nicht gefolgt.
1.2.11

Den Anregungen wird
nicht gefolgt.

1.2.94

Der Anregung wird nicht
gefolgt.1.2.95

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.96
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des Hansaviertels (...) eh nicht leisten kénnen.

Keine Konsumorientierung sondern mehr Nachhaltigkeit im Sinne
der Umwelt und der Natur.

1. Die eingereichte Stellungnahme umfasst die Musterstellung-
nahme 1 mit den dort vorgetragenen Anregungen und Bedenken.

2. Folgende zusatzliche Anregungen/Bedenken werden vorge-
tragen:

2.1 da ich als Anwohner des Hansaviertels direkt von einem er-
héhten Verkehrsaufkommen betroffen wére. Schon jetzt ist die
Parksituation im Viertel schwierig, jedoch noch zu bewéltigen.
Weswegen ich keinen weiteren Parkplatz oder Parkhaus beftir-
worten wirde, ebenso aber auch keinen Ausbau des Hansarings
zu einem Einkaufscenter.

2.2 Ich wiirde der Stadt Miinster empfehlen, auf der Seite des
Kreativkais einen Teil der Osmo-Hallen zu erhalten. Als Eventlo-
cation ist diese Immobilie durchaus geeignet, wie sie es schon
bei Veranstaltungen wie dem Hafenforum-Treff, dem Public-
Viewing etc. gezeigt hat. Zudem wiirde eine fiir Miinster charak-
teristische Immobilie erhalten bleiben und dem Profil der Stadt
Miinster zu Gute kommen.

2.3 Was die gegentiberliegende Seite des Hafens angeht wiirde
ich anregen diese u. a. als Parkanlage und Freizeitstétte zu nut-
zen. Auf Grund der Kanalerweiterung wurde dem Viertel bereits
(bzw. wird in Zukunft) ein wesentlicher Teil an Erholungsraum
gestrichen. Dies kénnte mit dem Ausbau des Hafenviertels zur
Parkanlage aufgefangen werden. (...)

2.4 Eine sozialrdumliche Ausrichtung des Planungsvorhabens
u.a. mit den weiter oben formulierten Aspekten kann fiir die Stadt

Abwiégung

Zu 1: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Abwagung zu Ab-
wagungsinhalten 1 - 12

Zu 2.1: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 3.1 ,Einzel-
handel“ und Pkte. 4.1, 4.3 und 4.6 , Verkehr".

Zu 2.2: Die ehemaligen Osmo-Hallen liegen auRerhalb des Gel-
tungsbereichs des VBP Nr. 535 und sind nicht Bestandteil der
Vorhabenplanung. Ein Erhalt oder Abriss der Gebaude ist unab-
hangig vom Planvorhaben moglich und ist nicht Gegenstand der
vorliegenden Abwagung.

Zu 2.3: Die Areale der Sudseite des Stadthafens 1 liegen aul3er-
halb des Geltungsbereichs des VBP Nr. 535 und sind nicht Be-
standteil der Vorhabenplanung und von dieser auch nicht betrof-
fen. Nutzungsvorschlage fur die Flachen sind nicht Gegenstand
der vorliegenden Abwagung.

Zu 2.4: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 2.2 - 2.4
»Allgemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen*

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.97

Die Anregung bezieht sich
auf Aspekte auBRerhalb des
Bebauungsplans -

eine Beschlussfassung
eriibrigt sich.

Die Anregung bezieht sich
auf Aspekte auBRerhalb des
Bebauungsplans -

eine Beschlussfassung
eriibrigt sich.

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
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Stellung-
nahme Nr.

346

352

Abwégungsinhalte
Miinster nur gewinnbringend sein.

1. Die eingereichte Stellungnahme umfasst die Musterstellung-
nahme 2 mit den dort vorgetragenen Anregungen und Bedenken.

2. Folgende zuséatzliche Anregung/Bedenken wird vorgetragen:
(...) Die Erstellung eines unabhéngigen Verkehrsgutachtens ist
dringend erforderlich.

1. Die eingereichte Stellungnahme umfasst die Musterstellung-
nahme 1 mit den dort vorgetragenen Anregungen und Bedenken.

2. Folgende zusatzliche Anregungen/Bedenken werden vorge-
tragen:

2.1 Ich nutze die Hafengegend als Erholungsgebiet vom Alltag.
Eine Jahre andauernde Baustelle fiir ein Prestige-Projekt, was fiir
die Anwohner als auch fiir die gesamte Stadtbevélkerung eher
einen Nachteil als einen Vorteil bringen wiirde, negiert diese
Méglichkeit. {(...)

Abwiégung
sowie ,Teil lI- Einzelabwagung®, Pkt. 2.4 der Stellungnahme 37.

Zu 1: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Abwagung zu Ab-
wagungsinhalten 1 - 12

Zu 2: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 1.2 ,Allgemeine
Belange zu Planverfahren und Gutachten“ und Pkt. 4.2 ,Verkehr*,

Zu 1: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Abwagung zu Ab-
wagungsinhalten 1 - 12

Zu 2.1: Als ehemals gewerblich genutzte innerstadtische Brach-
flache besitzt das Vorhabengrundstiick weder eine eigene Auf-
enthaltsqualitat noch sind erholungsrelevante Strukturen gege-
ben oder werden Wegeverbindungen zu angrenzenden Grin-
und/oder Freiflachen Uber das Plangebiet geschaffen. Erho-
lungsbedeutsame Freiflachen sind lediglich entlang des zwi-
schenzeitlich aufgewerteten Hafenkais sowie nérdlich der Schil-
lerstrallenquerung gegeben, eine Beeintrachtigung der benann-
ten Bereiche durch das Planvorhaben ist nicht gegeben.

Wahrend der Bauphase sind Beeintrachtigungen durch Larm-
und Staubemissionen sowie durch Baustellenverkehre auf Nut-
zungen im Umfeld des Bauvorhabens nicht auszuschlieen. Ab-
seits planungsrechtlicher Belange des Bebauungsplans und er-
ganzend zu gesetzlichen Vorgaben wird im Zuge des bauord-
nungsrechtlichen Genehmigungsverfahrens fur die Phase der
Bautatigkeit zum Schutz der angrenzenden Nutzungen ein
Baustellenmanagement erstellt, das die wesentlichen Aspekte

Beschlussvorschlag

1.2.98

Der Anregung wird nicht

gefolgt.
1.2.99

Der Anregung wird nicht

gefolgt.
1.2.100

Seite -
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Stellung-
nahme Nr.

Abwégungsinhalte

2.2 Die Stadt ist dazu verpflichtet seinen Biirgern ausreichend
Flachen zu allgemeiner Nutzung zur Verfiigung zu stellen. Also
anstatt weiter dringend bendétigte Parkanlagen und angrenzende
bezahlbare Wohnungen zur Verfligung zu stellen, werden - wie
bereits schon bei der Planung der Stubengasse oder der Kon-
zerthalle auf dem Hindenburgplatz die Bedlirfnisse und Néte der
Birger missachtet und sich (ber die Mehrheit der Bevélkerung
bei den Planungen hinweg gesetzt - vom Nutzen und der Ver-
kehrssituation mal ganz abgesehen.

Abwiégung

des Immissionsschutzes gewahrleistet und sichert.

Weitergehend siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 2.3
»1Allgemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen®.
sowie ,Teil lI- Einzelabwagung®, Pkt. 2.1 der Stellungnahme 33,
121, 320, 334.

Zu 2.2: Die Zielrichtung einer Griin- und/oder Freiflache auf einer
vormals gewerblich genutzten Innenstadtflache scheidet - unab-
hangig von ihrer Sinnhaftigkeit in dieser stadtraumlichen Lage
und unabhangig von dem vorliegenden Planvorhaben — in der
Abwagung aus stadtwirtschaftlichen Griinden aus. Trotz ohne
Frage hoher baulicher Verdichtung im dstlichen Innenstadtbe-
reich sind stadtquartiersbezogene Platz- und Griinraume, neben
dem kanalbegleitenden Freiraum, vorhanden.

Das Planvorhaben beinhaltet in seinem nutzungsgemischten
Konzept auch Wohnnutzungen. Die Rahmenplanung fir die
munsterischen Stadthafen beriicksichtigt als wesentliches Ele-
ment ebenfalls die Starkung der Wohnnutzung im sidlichen Han-
saviertel, nur an einem anderen Standort. So sind auf der be-
nachbarten Flache des ehem. OSMO-Areals umfangreiche
Wohnnutzungen geplant (Projekt Neuhafen).

gefolgt.
1.2.101

Die Planungsziele der Realisierung eines nutzungsgemischten
Projektes mit Schwerpunkt Einzelhandel zur nachhaltigen Siche-
rung der Versorgung des Ostlichen Innenstadtbereiches geht dem
Planungsziel einer Wohn- oder Griinraumentwicklung an dieser
Stelle des Stadtgebietes vor. Die vorliegende Planung und Nut-
zungszielrichtung entspricht den Zielen des Masterplans Stadtha-
fen und basiert auf Mehrheitsbeschlissen des Rates der Stadt
Munster.

Seite -

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht
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Stellung-
nahme Nr.

370

Abwégungsinhalte

1. Die eingereichte Stellungnahme umfasst die Musterstellung-
nahme 1 mit den dort vorgetragenen Anregungen und Bedenken.

2. Folgende zusatzliche Anregungen/Bedenken werden vorge-
tragen:

2.1 (...) die Lebensqualitét fiir uns Erwachsene und besonders fiir
die aufwachsenden Kinder hier im Hansaviertel wird erheblich an
Wert verlieren. Mich wundert, dass die Planungen diesen Verlauf
genommen haben, da nach den MalBnahmen im Bereich des
Hafens, eine positive Freizeitnutzung bereits begonnen hat.

2.2 (...) Mit der Realisierung bzw. Umsetzung der geplanten Nut-
zung des Gelédndes wird die Gesellschaft- und Generationsstruk-
tur im Hansaviertel zerstért. Dies ist aber gerade das, was dieses
Viertel ausmacht. {(...)

Abwiégung

Weitergehende siehe , Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte.2.2
und 2.3 ,Allgemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzun-
gen‘.

Zu 1: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Abwagung zu Ab-
wagungsinhalten 1 - 12

Zu 2.1: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung*, Pkt. 2.3 ,Allgemei-
ne stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen® sowie ,Teil Il-
Einzelabwagung®, Pkt. 2.1 der Stellungnahme 33, 121, 320, 334.

Zu 2.2: Der Vortrag einer Zerstérung der Gesellschafts- und Ge-
nerationsstrukturen des Hansaviertels durch das Planvorhaben
bleibt als primares Statement unbegrindet und ist auch nicht
erkennbar. Vielmehr wird mit der Reaktivierung eines brachgefal-
lenen innerstadtischen ehemaligen Gewerbegrundstiickes durch
die Errichtung groRflachiger Einzelhandelseinrichtungen in Kom-
bination mit Biiro-, Dienstleistungs-, Gastronomie- und Wohnnut-
zungen im Sinne eines gemischten Stadtbereichszentrums den
Belangen nach einer geordneten stadtebaulichen Entwicklung
und einer nachhaltigen Sicherung der Nahversorgung im Stadt-
viertel damit einer Aufwertung des Bereiches uneingeschrankt
entsprochen.

Weitergehend siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 12.1
»Sonstiges” sowie ,Teil ll- Einzelabwagung®, Pkt. 2.1 der Stel-
lungnahme 33, 121, 320, 334.

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht

gefolgt.
1.2.5

Der Anregung wird nicht

gefolgt.
1.2.102

Seite -
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Stellung-
nahme Nr.
379, 526

397

Abwégungsinhalte

1. Die eingereichten Stellungnahmen umfassen die Musterstel-
lungnahme 3 mit den dort vorgetragenen Anregungen und Be-
denken.

2. Folgender zusatzlicher Hinweis wird vorgetragen:
(...)Hingewiesen sei noch darauf, dass bereits im Jahr 2002 auf-
grund der damals bestehenden Situation die Stadt Miinster ein
Zuschussprogramm fiir SchutzmalBnahmen gegen Stral8enver-
kehrslarm in Wohnungen im Bereich Hansaring aufgelegt hat.

1. Die eingereichte Stellungnahme umfasst die Musterstellung-
nahme 2 mit den dort vorgetragenen Anregungen und Bedenken.

2. Folgende zusatzliche Anregungen/Bedenken werden vorge-
tragen:

2.1 Ich rege an, {(...)

- stattdessen eine Alternativplanung auf dem Gelénde zu verwirk-
lichen, die eine Markthalle vorsieht, in der Landwirte der Umge-
bung aber auch andere Produzenten von Lebensmitteln ihre Pro-
dukte direkt vermarkten kbnnen. Damit wird das Angebot an Le-
bensmitteln im Quartier tatsdchlich verbessert. {...)

- diese grol3e Innerstédtische Fldche nicht an Investoren abzu-
geben, sondern die Chance zu nutzen, hier aktiv Wohnen, Frei-
zeit und Zusammenleben gemeinsam mit den Biirgern zu gestal-

Abwiégung

Zu 1: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Abwagung zu Ab-
wagungsinhalten 1 - 12

Zu 2: Bei dem erwahnten Programm handelte es sich um ein
stadtweites Férderprogramm, das in ausgewahlten Stral’en Zu-
wendungen fir Larmschutzmalinahmen gegen Verkehrslarm
gewahrte. Der Hansaring gehorte zu den ausgewahlten Stralen.
Die Zuwendungen bestanden aus Haushaltsmitteln der Stadt und
des Landes. Es gab bei der Férderung keine Garantie flr eine
Foérderung, sie wurde im Einzelfall abhangig von den Larmwerten
und der Zuwendung des Landes gegeben. 2002 wurde das For-
derprogramm eingestellt, da keine Landesmittel mehr zur Verfi-
gung gestellt wurden.

Weitergehend siehe , Teil | - Allgemeine Abwagung*, Pkte. 5.1
und 5.2 ,Allgemeine Belange zu Immissionen®.

Zu 1: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Abwagung zu Ab-
wagungsinhalten 1 - 12

Zu 2.1: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 2.2 - 2.4
L#Allgemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen®
sowie ,Teil lI- Einzelabwagung®, Pkt. 2.4 der Stellungnahme 37.

Beschlussvorschlag

Der Hinweis wird zur
Kenntnis genommen -
eine weitergehende Be-
schlussfassung eriibrigt
sich.

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.103
1.2.104
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Stellung-
nahme Nr.

413

Abwégungsinhalte

ten, (...)

2.2 (...) eine zukunftsgerechte L6sung zu verwirklichen und den
Stadtteil entsprechend zu gestalten. Das Auto ist nicht das Ver-
kehrsmittel der Zukunft, jede Stadtplanung, die sich mit Gro3-
maérkten darauf konzentriert und grol3e Fldchen fiir Parkplatze
verschenkt, wird damit rechnen miissen, in wenigen Jahren hin-
féllig zu sein, iiberkommene Ideen ins Zentrum gestellt zu haben
und mit groBen Kosten fiir den Rlickbau rechnen miissen. Zu-
kunft sieht anders aus, Gestaltung der Zukunft noch mehr, diese
Planung sollte daher (iberdacht werden. {(...)

2.3 (...) auf die Vorschldge und Diskussionsanregungen der Biir-
gerschaft, hier insbesondere der Hafenvereine, einzugehen.

1. Die eingereichte Stellungnahme umfasst die Musterstellung-
nahme 1 mit den dort vorgetragenen Anregungen und Bedenken.

2. Folgende zusatzliche Anregung/Bedenken wird vorgetragen:
Ich wohne gleich um die Ecke und mag mein Viertel und den
Hafen sehr. Wieso kénnen zwei Investoren lber ein Geldnde so
grol3 wie ein ganzes Stadtquartier verfligen und im Wesentlichen
ihre Vorstellungen durchsetzen? (...) Bei echter Biirgerbeteiligung
lieBe sich hingegen ein Nutzungskonzept entwickeln, was deut-
lich mehr Menschen zugutekommt. (...) Die Zeit der GroBprojekte

Abwiégung

Zu 2.2: Stadtplanung ist in seinen Zielsetzungen und Auswirkun-
gen auf bestehende Planungsparameter und Kontexte abzustel-
len. Dazu gehdrt auch das Auto als derzeit wesentlicher Ver-
kehrs- und Mobilitatsfaktor unserer Gesellschaft und damit unse-
rer Stadte. Das Infragestellen bestehender Abhangigkeiten und
Strukturen ist Teil langfristiger gesellschaftlicher Entwicklungs-
und Veranderungsprozesse, ein Ignorieren nach wie vor wirken-
der Parameter ist dagegen planerisch defizitar und kann nicht
handlungsleitende Grundlage aktueller innerstadtischer Stadt-
entwicklungsziele sein.

Weitergehend siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 2.4
»Allgemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen®.

Zu 2.3: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 1.1 ,Allgemei-
ne Belange zu Planverfahren und Gutachten®, Pkt. 2.4 ,Allgemei-
ne stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen* sowie ,Teil II-
Einzelabwagung®, Pkt. 2 der Stellungnahme 29 und Pkt. 2.2 der
Stellungnahme 230.

Zu 1: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Abwagung zu Ab-
wagungsinhalten 1 - 12

Zu 2: Das Planvorhaben entspricht den durch die Stadt Miinster
erarbeiteten und Uber die politischen Beschllsse bestatigten

Zielsetzungen fiur den Standort. Unabhangig von Investorenvor-
stellungen und Eigentumsverhaltnissen sichern die Entwick-

lungsziele in Anwendung und unter Wahrung der gemeindlichen
Planungshoheit eine geordnete stadtebauliche Entwicklung der
derzeitigen innerstadtischen Brachflachen. Die Planinhalte sind

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht

gefolgt.
1.2.105

Der Anregung wird nicht

gefolgt.
1.2.106

Der Anregung wird nicht

gefolgt.
1.2.107
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Stellung-
nahme Nr.

415

Abwégungsinhalte

gegen die Offentlichkeit sollte endlich vorbei sein.

1. Die eingereichte Stellungnahme umfasst die Musterstellung-

nahme 1 mit den dort vorgetragenen Anregungen und Bedenken.

2. Folgende zusatzliche Anregungen/Bedenken werden vorge-
tragen:

2.1 Persénlich betroffen durch Job, welcher durch Erbauung ei-
nes E-Centers geféhrdet wird. (...)

Abwiégung

umfanglich in eine Birgerbeteiligung eingestellt, der Vortrag einer
Planung gegen die Offentlichkeit bleibt als subjektive Behauptung
unbegriindet.

Entsprechend den Maligaben eines vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplanes befindet sich das Vorhabengrundstiick - mit Aus-
nahme der Teilflachen des derzeitigen stadtischen Tankstellen-
grundstiickes zum Hansaring - vollstandig im Eigentum des Vor-
habentrégers. Uber einen Grundstiickskaufvertrag wird die Lie-
genschaft des Tankstellengrundstiicks durch die Stadt an den
Vorhabentrager veraufdert, der Grundstlickskaufvertrag wird vor
dem Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan erfolgen.

Weitergehend siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 2.2 -
2.4 ,Aligemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen®
sowie , Teil ll- Einzelabwagung*, Pkt. 2 der Stellungnahme 21.

Zu 1: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Abwagung zu Ab-
wagungsinhalten 1 - 12

Zu 2.1: Die Verwirklichung des VBP Nr. 535 kann sich auf die

personlichen Lebensumsténde einzelner im Plangebiet lebenden | gefolgt.

und arbeitenden Menschen auswirken, nachteilige Auswirkungen
auf die Bevolkerung in wirtschaftlicher oder sozialer Hinsicht sind

jedoch nicht ersichtlich. Ein Sozialplan ist daher nicht erforderlich.

Mit Verlagerung des ehemaligen Postzustellstlitzpunktes verblei-
ben die damit verbundenen Arbeitsplatze am neuen Standort

sudlich des Stadthafens, am Vorhabengrundstiick selbst werden
Uber die geplanten Einzelhandels-, Dienstleistungs- und Gastro-

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht

1.2.108
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Stellung-
nahme Nr.

455

Abwégungsinhalte

2.2 (...)Persénlich betroffen aufgrund von Wohnlage (Hafenvier-
tel), durch z.B. ansteigenden Verkehr.

1. Die eingereichte Stellungnahme umfasst die Musterstellung-
nahme 1 mit den dort vorgetragenen Anregungen und Bedenken.

2. Folgende zusatzliche Anregung/Bedenken wird vorgetragen:
Da ich in der Querstral3e wohne (...) kann ich schon jetzt meinen
Balkon wegen Larmbeléastigung (...) nicht nutzen. Da auch fiir das
Einkaufszentrum die Anlieferung gegeniiber der Querstralle eine
Einfahrt kommen soll, wird der Verkehr noch unertréglicher.

Abwiégung

nomienutzungen zuklnftig vielfaltige Arbeitsplatze neu generiert.
Der Vortrag einer Gefahrdung des Arbeitsplatzes durch die Er-
richtung der Einzelhandelseinrichtungen bleibt unbegriindet.

Weitergehend siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 3.2
,Einzelhandel.

Zu 2.2: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung*, Pkte. 4.3 und 4.6
,Verkehr* und Pkt. 5.4 ,Allgemeine Belange zu Immissionen®.

Zu 1: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Abwagung zu Ab-
wagungsinhalten 1 - 12

Zu 2: Die Hauptanbindung des Planvorhabens erfolgt Gber den
Hansaring, eine Nebenanbindung mit zusatzlicher Tiefgaragen-
ein- und -ausfahrt sowie einer Anlieferzone erfolgt Giber den Ha-
fenweg. Zur Schillerstralle, als eine der Querstralie vorgelagerte
Hauptwegeachse, verlauft lediglich die Anlieferausfahrt des ge-
planten E-Centers. Entgegen der Behauptung liegt die Einmiin-
dung der Querstrale auf die Schillerstrae nicht gegenuber der
festgesetzten Anlieferausfahrt sondern rd. 120 m weiter stiddst-
lich. Unzulassige Einwirkungen aus Betriebslarm Uber die ge-
plante Anlieferausfahrt auf die angrenzende Wohnnachbarschaft
sind gemal ,,Schalltechnischem Bericht Nr. LL5683.2/03“ und
der Ergdanzung vom 31.03.2015 zur Gewerbelarmuntersuchung
Uber das vorliegende Planvorhaben nicht gegeben.

Die Verkehrsentwicklung und die damit verbundenen planbeding-
ten Auswirkungen auf die Verkehrslarmsituation sind gutachter-
lich geprift und dokumentiert. Mit Pegelerhéhungen auf der
Schillerstrafl’e von maximal 0,2 dB durch planverursachte Ver-

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht

gefolgt.
1.2.20

Der Anregung wird nicht

gefolgt.
1.2.109
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Stellung-
nahme Nr.

462

Abwégungsinhalte

1. Die eingereichte Stellungnahme umfasst die Musterstellung-
nahme 2 mit den dort vorgetragenen Anregungen und Bedenken.

2. Folgende zusatzliche Anregungen/Bedenken werden vorge-
tragen:

2.1 (...) Ich sehe nicht ein, weshalb der Charme des schénen
Hansaviertel-Kiezes nachhaltig durch den Bau dieses hésslichen
Konsum-Monolithen zerstért werden muss, nur damit die Edeka-
Gruppe ihre dort anséssige Konkurrenz im Nahrkampf verdrén-
gen kann. Hier wird Kultur und bestehender Einzelhandel syste-
matisch zerstért.

2.2 (...) Die Zusammenfassungen der Meinungen und Wiinsche
der Biirger des Hansaviertels, die wéhrend des Hafenforums
zusammengetragen wurden, werden in krasser Weise von der
Politik und den Investoren ignoriert! War diese ganze Veranstal-
tung nur ein Feigenblatt um ein wenig Birgerbeteiligung zu simu-
lieren (...) um dann das genaue Gegenteil zu machen von dem,
was die Mehrheit der Biirger méchte?

2.3 Ich pladiere dafiir, dass der alternative Bebauungsplan, den

Abwiégung

kehre ist von einem relevanten Einfluss des Planvorhabens auf
die Entwicklung der Verkehrslarmsituation in der Schillerstralle
nicht auszugehen, relevante verkehrliche und larmtechnische
Auswirkungen auf die dazu untergeordnete und fiir den Ableitung
der Verkehre nicht malRgebende Querstralie sind in der Folge
ebenfalls nicht zu erwarten.

Weitergehend siehe , Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 4.1
und 4.6 ,Verkehr®, Pkt. 5.1 ,Allgemeine Belange zu Immissionen®
und Pkt. 6.1 ,Schallimmissionen®.

Zu 1: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Abwagung zu Ab-
wagungsinhalten 1 - 12

Zu 2.1: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung“ Pkte. 2.2 und 2.3
~2Allgemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen und
Pkte. 3.1 und 3.2 ,Einzelhandel” sowie ,Teil II- Einzelabwagung®,
Pkt. 2.6 der Stellungnahme 8, 357.

Zu 2.2: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 1.1 ,Allgemei-
ne Belange zu Planverfahren und Gutachen® sowie ,Teil Il - Ein-
zelabwagung®, Pkt. 2 der Stellungnahme 29 und Pkt. 2.2 der
Stellungnahme 230.

Zu 2.3: Uber den Masterplan und das Hafenforum ist eine Abwa-

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.110

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.111

Der Anregung wird nicht
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Stellung- Abwagungsinhalte

nahme Nr.
die Hafenvereine vor einem Jahr vorlegten wieder auf den Tisch
kommt. Es ist der einzige Plan, der die Anliegen der Blirger in
einem fairen Kompromiss mit den Investoren beriicksichtigt!

2.4 Die Stadt Miinster sollte sich fiir die Interessen ihrer Biirger
und nicht fiir die Interessen von Stroetmann / Deilmann & Co.
einsetzen. Warum tut sie das nicht?

Abwiégung

gung alternativer Nutzungen flr den Standort bereits erfolgt, Gber
den politischen Beschluss zum Masterplan in seiner Uberarbei-
tung aus den Ergebnissen des Hafenforums sowie den Aufstel-
lungsbeschluss zum VBP Nr. 535 wurden - in Kenntnis des Bir-
gerbegehrens mit der Unterschriftenaktion der Hafencentergeg-
ner - die vorliegenden Entwicklungsziele willentlich als alleinige
handlungsleitende Grundlage fiir den Standort dokumentiert und
festgeschrieben. Mit der planungsrechtlichen Sicherung Uber das
Bauleitplanverfahren zum VBP Nr. 535 wird als erster Baustein
des Masterplans ausschlieRlich das Vorhaben gesichert. Ein
alternativer Bebauungsplan ist nicht Gegenstand der stadtischen
Zielsetzungen und Beschlusslagen fir den Standort und somit
nicht Gegenstand der Abwagung.

Dem vorhabenbezogenen Bebauungsplanverfahren liegt zulassi-
gerweise eine vom Vorhabentrager mehrfach strukturell, funktio-
nal und architektonisch veranderte praferierte Projektkonfigurati-
on zu Grunde, die auf den Zielen des vom Hauptausschuss der
Stadt Minster am 14.12.2011 beschlossenen Masterplans Stadt-
hafen Mlnster beruht. Im Fall einer weiter durchgreifend veran-
derten Planungskonzeption ist davon auszugehen, dass diese
nicht den Interessen des Vorhabentragers entspricht.

Weitergehend siehe , Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 2.4
»2Allgemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen®.

Zu 2.4: Das Planvorhaben entspricht den durch die Stadt Mins-
ter erarbeiteten und Uber die politischen Beschllsse bestatigten
Zielsetzungen fir den Standort. Die Entwicklungsziele sichern in
Anwendung und unter Wahrung der gemeindlichen Planungsho-
heit eine geordnete stadtebauliche Entwicklung der derzeitigen

Beschlussvorschlag

gefolgt.
1.2.112

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.113
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Stellung-
nahme Nr.

466

Abwégungsinhalte

1. Die eingereichte Stellungnahme umfasst die Musterstellung-
nahme 1 mit den dort vorgetragenen Anregungen und Bedenken.

2. Folgende zusatzliche Anregungen/Bedenken werden vorge-
tragen:

2.1 (...) abgesehen von &sthetischen Bedenken méchte ich auf
meine Zweifel der 6konomischen Komponente des Vorhabens
hinweisen.

Abwiégung

innerstadtischen Brachflachen. Die Planinhalte sind umfanglich in
eine Burgerbeteiligung eingestellt, der Vortrag einer Planung
gegen die Blrgerschaft bleibt als subjektive Behauptung unbe-
grindet.

Weitergehend siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 1.1
+1Allgemeine Belange zu Planverfahren und Gutachten®, Pkte. 2.2
und 2.4 ,Allgemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzun-
gen® sowie ,Teil Il - Einzelabwagung®, Pkt. 2.2 der Stellungnah-
me 230.

Zu 1: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Abwagung zu Ab-
wagungsinhalten 1 - 12

Zu 2.1: Das Gestaltungskonzept des Planvorhabens wurde Gber
die Bewertung durch den Gestaltungsbeirat der Stadt Munster gefolgt.
abwagend gepruft und die stadtebaulich architektonische Ausge- | 1.2.114
staltung des Gebaudes im Kontext der bestehenden Stadtstruktu- | 1.2.115
ren als fir den Standort richtig und angemessen bestéatigt. Uber

den Vorhaben- und ErschlieBungsplan (V+E-Plan) als Bestandteil

des vorhabenbezogenen Bebauungsplans ist die Umsetzung des
stadtebaulich architektonischen Konzeptes in der durch den Ge-
staltungsbeirat bestatigten Form planungsrechtlich sichergestellt.
Anderweitige individuelle Auffassungen zur Gestaltqualitat und

Einpassung des Vorhabens in das Stadtbild bleiben unbenom-

men, sind jedoch nicht Gegenstand der Abwagung.

Der vorgetragene 6konomische Zweifel am Planvorhaben bleibt
inhaltlich unbegrundet. Grundsétzlich ist festzuhalten, dass die
planbedingten MalBnahmen im Zusammenhang mit der Errich-

Seite -

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht
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Stellung-
nahme Nr.

472

Abwégungsinhalte

2.2 Industrie-Silhouette am Hafen als charakteristisches sichtba-
res und Identifizierendes Merkmal erhalten.

1. Die eingereichte Stellungnahme umfasst die Musterstellung-

nahme 1 mit den dort vorgetragenen Anregungen und Bedenken.

2. Folgende zusatzliche Anregungen/Bedenken werden vorge-
tragen:

2.1 - Anwohner eines anliegenden Stadftteils

- Beeintrachtigung durch erhéhtes Verkehrsaufkommen

Abwagung Beschlussvorschlag
tung des Planvorhabens durch den Vorhabentrager beizubringen

sind. Die Regelungen dazu einschliellich der Kostenverteilungen

zu der im Projekt geplanten 6ffentlichen Quartiersgarage werden

Uber offentlich-rechtliche Vereinbarungen in einem Durchfih-

rungsvertrag gemafn § 12 BauGB zwischen der Stadt Miinster

und dem Vorhabentrager getroffen.

Die Auswirkungen der geplanten Einzelhandelseinrichtungen auf
die Besatzstruktur im zentralen Versorgungsbereich sowie auf
andere zentrale Versorgungsbereiche ist in der vorliegenden
stadtebaulichen Wirkungsanalyse umfassend und abschlieRend
dokumentiert, negative stéddtebauliche Auswirkungen sind mit
Errichtung der Einzelhandelseinrichtungen nicht gegeben. Wei-
tergehend dazu siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 3.1
und 3.2 ,Einzelhandel®.

Zu 2.2: Siehe Teil Il - Einzelabwagung®, Pkt. 2.1 der Stellung-
nahme 158, 197, 332 und Pkt. 2.6 der Stellungnahme 8, 357.

Der Anregung wird nicht
gefolgt bzw. bezieht sich
die Anregung auf Aspekte
auBerhalb des Bebau-
ungsplans fiir die sich
eine Beschlussfassung
eriibrigt.

1.2.116

Zu 1: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Abwagung zu Ab-

wagungsinhalten 1 - 12

Zu 2.1: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 4.1 - 4.3
,verkehr®.

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
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Stellung-
nahme Nr.

Abwégungsinhalte

- Mieter eines Bliros im Hafen

2.2 - schéatze den Hafen als Freizeit- und Erholungsraum, dieser
sollte allein erhalten bleiben

2.3 - (...) wiirde ich mich freuen wenn ,Familienfreundlichkeit”
und ,Lebensqualitét” nicht nur leere Slogans des Stadtmarketings
wéren.

2.4 - ein nétiger Umzug in eine gré3ere Wohnung kénnen wir uns
mangels bezahlbaren Wohnraums nicht leisten. (...) Es kommen
vermehrte Zweifel am Wohnort Miinster auf.

2.5 - ,Wissenschaft und Lebensart” damit wirbt Miinster... bald
miisste es ,Konsum und Elitenférderung” hei3en.

2.6 -- Der Hafen sollte Raum fiir Kunst, Kultur, Kommunikation
und Begegnung bieten.

Abwiégung

Zu 2.2: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 2.3 ,Allgemei-
ne stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen® sowie Teil Il -
Einzelabwagung®, Pkt. 2.1 der Stellungnahme 33, 121, 320, 334.

Zu 2.3: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung*, Pkte 2.2 und 2.3
L#Allgemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen®.

Zu 2.4: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung*, Pkte. 2.2 und 2.3
J#Allgemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen®.

Zu 2.5: Die Anregung ist eine unbegrindete Behauptung, ein
konkreter Bezug zu den formulierten Entwicklungszielen und
Erfordernissen zur langfristigen Sicherung der Nahversorgungs-
strukturen im suddstlichen Innenstadtquartier ist nicht erkennbar.

Weitergehend siehe , Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 2.3
und 2.4 ,Allgemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzun-
gen“ und Pkt. 3.1 ,Einzelhandel.

Zu 2.6: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung*, Pkt. 1.1 ,Allgemei-
ne Belange zu Planverfahren und Gutachten®, Pkte. 2.2 - 2.4
»LAllgemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen*

Beschlussvorschlag

1.2.11

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.25

Der Hinweis wird zur
Kenntnis genommen -
eine weitergehende Be-
schlussfassung eriibrigt
sich.

Der Hinweis wird zur
Kenntnis genommen -
eine weitergehende Be-
schlussfassung eriibrigt
sich.

Der Hinweis wird zur
Kenntnis genommen -
eine weitergehende Be-
schlussfassung eriibrigt
sich.

Der Hinweis wird zur
Kenntnis genommen -
eine weitere Beschluss-
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Stellung-
nahme Nr.

492

Abwégungsinhalte

1. Die eingereichte Stellungnahme umfasst die Musterstellung-
nahme 1 mit den dort vorgetragenen Anregungen und Bedenken.

2. Folgende zusatzliche Anregungen/Bedenken werden vorge-
tragen:

2.1 als Anwohner habe ich schon jetzt unter dem hohen Ver-
kehrsaufkommen am Hansaring zu leiden. Aus den Bebauungs-
plénen geht keine Verbesserung der Nahversorgung hervor - das
erhéhte Verkehrsaufkommen durch das geplante E-Center &
weitere Einzelhandelseinrichtungen wird meine Lebensqualitét &
die der anderen Anwohner verschlechtern.

2.2 (...) Ich sehe durch den aktuellen Bebauungsplan die demo-
kratischen Entscheidungsprozesse in Miinster im Kern geféhrdet!
Die Politik Miinsters hat sich fiir ein Hafenforum ausgesprochen
und zudem versichert, dass die Anliegen der Biirgerlnnen aus
dem Hafenforum in die Bebauungspléne einbezogen werden.
Dies ist im vorliegenden Bebauungsplan in keiner Art und Weise
der Fall. Die Interessen, Wiinsche, Sorgen und Anliegen der
Anwohner-Innen werden systematisch hintergangen.

2.3 Durch ein Vorantreiben der Gentrifizierung im Hafenviertel -
wie im aktuellen Bebauungsplan vorgesehen- werden die Mieten
steigen und immer weniger Raum fiir bezahlbaren Wohnraum u.
a. fur Familien bleiben. Mit dieser Tendenz in der Stadtplanung
sehe keine Zukunft fiir mich im Hafenviertel oder in Miinster.

2.4 Meine Wiinsche & Vorschlége fiir die Bebauung:
- (...) Offnung des Raumes durch offene stédtebauliche Mal3-
nahmen und ein offenes durchldssiges Radweg- und FuBweg-

Abwiégung

sowie Teil Il - Einzelabwagung®, Pkt. 2.4 der Stellungnahme 37.
Zu 1: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Abwagung zu Ab-
wagungsinhalten 1 - 12

Zu 2.1: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung*, Pkt. 2.3 ,Allgemei-
ne stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen®, Pkt. 3.1
.Einzelhandel®, Pkte. 4.1 und 4.3 ,Verkehr* und Pkte. 5.1 und 5.4
»LAllgemeine Belange zu Immissionen®.

Zu 2.2: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 1.1 ,Allgemei-
ne Belange zu Planverfahren und Gutachten®, Pkte. 2.2 und 2.4
»LAllgemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen so-
wie ,Teil Il - Einzelabwagung®, Pkt. 2.2 der Stellungnahme 230.

Zu 2.3: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 2.2 - 2.4 All-
gemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen® sowie
Teil Il - Einzelabwagung®, Pkt. 2.1 der Stellungnahme 33, 121,
320, 334.

Zu 2.4: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 2.2 - 2.4
»Allgemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen®,
Pkt. 3.3 ,Einzelhandel” sowie Teil Il - Einzelabwagung®, Pkt. 2.1

Beschlussvorschlag

fassung eriibrigt sich.

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.2.5

1.2.7

1.2.11

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.117

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.118

Den Anregungen wird
nicht gefolgt.
1.2.4
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Stellung-
nahme Nr.

502

Abwégungsinhalte

netz.

- Freiraum fiir alle Bewohner des Hafenviertels - es fehlen Orte
der Begegnung - Park, Kulturzentrum, usw.

- Angebote fiir Jugendliche: z.B. ein Skateboardpark (...) Raum
flr Kultur-Galerien, Ateliers (...) urbanes Gértnern, (...) Naherho-
lung.

1. Die eingereichte Stellungnahme umfasst die Musterstellung-

nahme 1 mit den dort vorgetragenen Anregungen und Bedenken.

2. Folgende zusatzliche Anregung/Bedenken wird vorgetragen:
(...) Was wir Menschen wirklich brauchen ist saubere Luft, Platz
zum Spielen und Erholen, Bdume, gute und preiswerte Wohnun-
gen fir Alt und Jung, Stétten der Begegnung und Kultur, Orte die
Platz lassen fiir Kreativitét, und so viel Griin wie méglich. (...) Die
Stadt Miinster kénnte mit diesem Projekt ein Zeichen setzten
gegen den allgemeinen Trend der Gewinnmaximierung auf Kos-
ten anderer, der Gentrifizierung, des Konsumterrors, der Devise:
mehr, mehr, schneller, héher. (...)

Abwiégung

der Stellungnahme 33, 121, 320, 334 und Pkt. 2.4 der Stellung-
nahme 37.

Zu 1: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Abwagung zu Ab-
wagungsinhalten 1 - 12

Zu 2: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 2.2 - 2.4 ,All-
gemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen® sowie
Teil Il - Einzelabwéagung®, Pkt. 2.1 der Stellungnahme 33, 121,
320, 334 und Pkt. 2.4 der Stellungnahme 37.

Beschlussvorschlag

1.2.53
1.2.64

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.2.4

1.2.5

1.2.6

1.2.48

1.2.53
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Individuelle Stellungnahme (Gruppe 3)

Die nachfolgend aufgefiihrten 46 Stellungnahmen wurden der Gruppe 3 (Indi-
viduelle Stellungnahme) zugeordnet und in die Abwagung eingestellt:

Stellung-
nahme Nr.
23

Abwagungsinhalt

Folgende Anregungen/Bedenken werden vorgetragen:

1. Die Verkehrsplanung geht von falschen Voraussetzungen aus.
Schon heute ist der Hansaring als hauptséchliche Zufahrtsstral3e
voll belastet und es kommt bereits heute - nicht nur in den Stol3-
zeiten - zu erheblichen Staus, da laut ausliegender Verkehrs-
prognose ca. 3.900 Kfz-Fahrten pro Tag hinzukommen werden.
Hier ist auf dem Hansaring dann mit einem Dauerstau zu rech-
nen. Fiir mich bedeutet dies eine erschwerte bis unmégliche
Erreichbarkeit des Hansarings, insbesondere beim Linksabbie-
gen. Bereits jetzt ist die Erreichbarkeit des Hansarings schwierig,
insbesondere in Sto3zeiten, wo sich der Verkehr an der Kreu-
zung Albersloher Weg/Hansaring bereits bis vor meine Einfahrt in
den Hansaring staut.

2. Das Hafencenter wird zusétzliche Fahrten anziehen (warum
allerdings nur 1.377 Kfz-Neuverkehren angenommen werden, ist
mir unversténdlich), was die Stauung an der eben genannten
Kreuzung (Anmerkung: Albersloher Weg/Hansaring) noch ver-

Fristgerecht eingereichte Stellungnahmen 23, 27, 50, 64, 89, 92, 105,
107, 113, 136, 144, 147, 164, 165, 167, 180, 185, 202, 217, 234, 244,
246, 261, 262, 312, 331, 350, 361, 363, 374, 382, 391, 392, 393, 405,
409, 422, 425, 484, 487, 488, 505, 517, 523, 524 und 527 - insgesamt 46

Abwagung Beschlussvorschlag

Zu 1: Siehe ,Teil | - Alilgemeine Abwagung®, Pkte. 4.1, 4.3 und Der Anregung wird nicht

4.5 ,Verkehr*.

gefolgt.
1.2.11
1.2.19

Zu 2: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 4.1 und 4.3 Der Anregung wird nicht

.Verkehr®.

gefolgt.
1.2.11
1.2.15
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Stellung-
nahme Nr.

Abwiégungsinhalt

stéarken wird. (...) Ebenso wird direkt vor meiner Haustiir der Ver-
kehr steigen, da viele Autofahrer die Stauung an der Kreuzung
Albersloher Weg / Hansaring, wie bereits jetzt, mit einer ,,Abkdir-
zung“ liber die Soester Stral3e und damit direkt vor meiner Haus-
tlir umfahren werden.

3. Prognostizierte ,,Entlastungen® durch den Ausbau der
B51/B481 bis zum Schifffahrter Damm, sind unrealistisch. Flir die
Finanzierung dieser BaumalBhahme stehen auf absehbare Zeit
keine Mittel bereit. Die Stral3e liber das Geldnde der Firma
~Scheiwe” auf der Ostseite des DEK ist eine Privatstral3e, kein
Bestandteil des o6ffentlichen Stral3ennetzes und kann folglich
nicht als Entlastung fiir den Hansaring ber(icksichtigt werden.

4. Das Verkehrsgutachten wurde durch den Investor finanziert.
Darin sehe ich eine Gefahr der Verquickung der Interessen des
Auftraggebers mit den Ergebnissen des Gutachtens.

5. (...) Die Verkehrsprognose ist unplausibel. Ihre Datengrundla-
gen sind unklar, die Rechengénge nicht nachvollziehbar. Im Er-
gebnis ist die durch das ,Hafencenter” erwartete Verkehrsbelas-
tung viel zu niedrig angesetzt. Die weiteren Prognosen und Ab-
schétzungen zum Léarm, zu Schadstoffbelastungen und zur ver-
kehrsméBigen Aufnahmeféhigkeit der vorhandenen Infrastruktur
basieren auf angenommenen Verkehrszahlen. Sie sind schon
deshalb ebenfalls fehlerhaft und werden zuriickgewiesen.

6. Bereits jetzt ist die Ortliche Verkehrs- und damit Larm- und
Schadstoffbelastung fiir an die StraBen angrenzende Wohnnut-
zungen sehr hoch. Durch das ,Hafencenter” und den Mehrver-
kehr ist auch fiir mich mit gesundheits- und grundrechtsrelevan-

Abwiégung

Zu 3: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 4.4 ,Verkehr*.

Zu 4: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 1.2 ,Allgemeine
Belange zu Planverfahren und Gutachten®.

Zu 5: Siehe ,Teil | - Alilgemeine Abwagung®, Pkt. 4.2 ,Verkehr*.

Zu 6: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 4.3 ,Verkehr*
und Pkt. 6.1 ,Schallimmissionen®.

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.2.16

1.2.17

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.2

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.2.12

1.2.13

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.2.15

1.2.22
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Stellung-
nahme Nr.

Abwiégungsinhalt

ten Larmbelastungen zu rechnen.

7. Die Stadt hat als Teil des Staates zuvorderst dafiir zu sorgen,
dass der Grundrechtsschutz garantiert wird. Sie will dem nach-
kommen, in dem sie im Plangebiet selbst teils passiven Schall-
schutz (...) festsetzt. Das gilt aber nur fiir das Plangebiet selbst.
Fiir mich, der durch den Neuverkehr einer gréBeren Belastung
ausgesetzt ist, erfolgt jedoch kein Schutz, da mein Haus nicht
Teil des Plangebietes ist.

8. Neben der Larmbeléstigung ist fiir mich durch das erhéhte
Verkehrsaufkommen zusétzlich mit einer Erh6hung der
Feinstaubbelastung zu rechnen. Demnach kann davon ausge-
gangen werden, dass fiir die Luftschadstoffe die gesetzlichen
Héchstgrenzen nicht eingehalten werden kénnen.

9. Insbesondere beméngele ich, dass eine Ldrm- und Schadstoff-
untersuchung fiir den Eingang zur Soester Stral3e nicht stattge-
funden hat. Diese halte ich jedoch fiir notwendig, {(...).

10. Ich halte die Planung fiir ein Einkaufszentrum in dieser Gréf3e
fiir nicht erforderlich. Weitere grof3fidchige Einkaufsmdéglichkeiten

Abwiégung

Zu 7: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 5.1 und 5.2
+1Allgemeine Belange zu Immissionen®, Pkte. 6.1 und 6.4 ,Schal-
limmissionen®.

Anmerkung: Die Gebaude/Fassaden, fir die die Anspruchsvo-
raussetzungen auf passive Ausgleichsmaflinahmen Uber den
baulichen Eingriff in den Hansaring bzw. auf freiwillige Larmmin-
derungsmafRnahmen durch den Vorhabentrager gegeben sind,
sind dem schalltechnischem Bericht Nr. LL5683.2/02 und der
Erganzung vom 31.03.2015 bzw. dem Schalltechnischen Be-
richt Nr. LL5683.4/01 vom 23.04.2015 der ZECH Ingenieurge-
sellschaft mbH Lingen zu entnehmen, die Regelungen dazu sind
in § 21 des Durchfihrungsvertrags zum VBP Nr. 535 niederge-
legt (Auflistung s.a. ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 6.4
»Schallimmissionen)*.

Zu 8: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 7.1 ,Luftschad-
stoffe.

Zu 9: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 5.1 - 5.4 ,All-
gemeine Belange zu Immissionen®, Pkt. 6.1 ,Schallimmissionen®
und Pkt. 7.1 ,Luftschadstoffe".

Zu 10: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 3.1 ,Einzel-
handel“ und Pkte. 2.2 - 2.4 ,Aligemeine stadtebauliche Belange /

Beschlussvorschlag

1.2.24
1.2.27

Dem Belang nach passi-
vem Schallschutz auch
auBerhalb des Plangebie-
tes wird teilweise gefolgt -
der Anregung im Ubrigen
wird nicht gefolgt.

1.2.24

1.2.28

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.30

Die Anregung wurde im
Verfahren bericksichtigt.
1.2.119

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
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Stellung-
nahme Nr.

Abwiégungsinhalt

werden dort nicht benétigt. Ein groBer Verbrauchermarkt befindet
sich keine 100 m entfernt auf der anderen StraBenseite des Han-
sarings. Ein Discounter befindet sich 50 m in die andere Rich-
tung. Was tatséchlich benétigt wird, sind bezahlbare und 6éffent-
lich nutzbare Flachen fiir kulturelle und kreative Aktivitéten. {(...)
11. Fir mich begegnet der vorgelegte Planentwurf in mehrfacher
Hinsicht rechtlichen und tatséchlichen Bedenken. Ich rege daher
an, die Planung des ,Hafencenters” insbesondere in den Punkten
Verkehr, Emissionen und Einzelhandelskonzept noch einmal
grundlegend zu (berpriifen, (...).

Abwiégung

alternative Nutzungen® sowie ,Teil Il - Einzelabwagung®, Pkt. 2.4 | 1.2.4
der Stellungnahme 37. 1.2.7

Zu 11: Das vorliegende Bauleitplanverfahren wird als vorhaben-
bezogener Bebauungsplan gem. § 12 BauGB durchgefiihrt. Die
Auswirkungen des Planvorhabens wurden umfassend und ab-
schlieBend gutachterlich erfasst und entsprechend den gesetzli-
chen Vorgaben in die Abwagung eingestellt. Uber den konkreten
Vorhabenbezug ist dabei eine wesentlich genauere Ermittlung
und Bewertung der Planauswirkungen gegentber den allgemei-
nen Festsetzungen eines Angebotsbebauungsplanes moglich.
Die Gutachten sind am konkreten Planvorhaben Uberprifbar.
Die Gutachter sind anerkannt, fachkundig und unterliegen einer
rechtlichen Haftung fir ihre Aussagen. Die Gutachten entspre-
chen den gesetzlichen Vorgaben und Bestimmungen und sind
als Bestandteil der Offenlage uneingeschrankt priffahig. Die
Gutachten wurden Uber die Beteiligungsverfahren durch die
Fachbehdrden und Fachamter der Stadt Minster gepruft und in
den Ergebnissen als Abwagungsgrundlage uneingeschrankt an-
erkannt.

1.2.120

Mit Stand Januar 2015 wurde die verkehrstechnische Untersu-
chung der Stadt Minster zum Masterplan ,Stadthafen Minster*
aktualisiert und fortgeschrieben, die Untersuchung wurde im
Marz 2015 mehrheitlich politisch beschlossen. Die Fortschrei-
bung wurde erforderlich, um die aktuellen Strukturentwicklungen
im Hafengebiet zu beriicksichtigen und einen Abgleich der in der
Untersuchung von August 2012 angenommenen Prognosedaten
mit den aktuell vorliegenden Ergebnissen aus den Ampelver-

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
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Stellung-
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27

Abwiégungsinhalt

Folgende Anregungen/Bedenken werden vorgetragen:

1. (...) In jetziger Form lehne ich die Planung insgesamt ab. {(...)
Sie ist so nicht erforderlich. Weitere grof3flachige Einkaufsmég-
lichkeiten werden dort nicht benétigt. Ein gro3er Verbraucher-
markt befindet sich keine 100 m entfernt auf der anderen Stra-
Benseite des Hansarings. Was tatséchlich bendtigt wird, sind
bezahlbarer Wohnraum und bezahlbare bzw. éffentlich nutzbare

Abwagung Beschlussvorschlag
kehrszahlungen und Haushaltsbefragen 2013 vorzunehmen. In
Abstimmung auf die aktuellen Untersuchungsergebnisse der
Verkehrsuntersuchung wurden fir eine sachgerechte Abwagung
die Verkehrs-, Larm- und Schadstoffgutachten zum vorhabenbe-
zogenen Bebauungsplan Nr. 535 (berpriift und angepasst. Dar-
Uber hinaus wurde der Untersuchungsraum zum Hansaring tber
die vorgetragenen Stellungnahmen aus der Offenlage bis zum
Knotenpunkt ,Albersloher Weg‘ im Westen und ,Wolbecker Stra-
Re’im Nordosten erweitert um die planbedingten Auswirkungen
auf die Verkehrs- und Emissionssituation auch fir den iberge-
ordneten Planbereich abschlieRend bewerten zu kénnen. Eine
Neubewertung des Einzelhandelskonzeptes ist aufgrund der fur
die stadtebauliche Wirkungsanalyse relevanten unveranderten
Einzelhandelssituation nicht erforderlich.

Eine weitergehende, Uber den Rahmen der aktualisierten Unter-
suchungen hinausgehende grundlegende Uberpriifung der Gut-
achten ist vor dem benannten Hintergrund nicht erforderlich.

Weitergehend siehe , Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 1.2
L#Allgemeine Belange zu Planverfahren und Gutachten®, Pkt. 2.4
»LAllgemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen®,
Pkt. 3.1 , Einzelhandel®, Pkt. 4.2 ,Verkehr®, Pkt. 5.1 ,Allgemeine
Belange zu Immissionen® und Pkt. 11.1 ,Umweltbericht®.

Zu 1: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 3.1 , Einzelhan-
del®, Pkte. 2.2 - 2.4 ,Allgemeine stadtebauliche Belange / alterna-
tive Nutzungen” sowie Teil Il - Einzelabwagung®, Pkt. 2.4 der
Stellungnahme 37.

Den Anregungen wird
nicht gefolgt.

1.2.4

1.2.7
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Abwiégungsinhalt

Fléachen fiir kulturelle/kreative Aktivitéten. (...) Mit der Planung
wird véllig ohne Not eine der wenigen noch vorhandenen gré3e-
ren innenstadtnahen Flachen, die sich fiir die wirklich benétigten
Nutzungen eignen wiirde, hinweg gegeben werden. {(...)

2. (...) ein weiteres groRBes Einkaufszentrum (...) wird zudem -
trotz der gewissen derzeit angedachten Sortimentsbeschrankun-
gen - bestehende lokale und kleinteiligere Einkaufsméglichkeiten
z.B. im Bereich der Wolbecker Stralle und der Innenstadt in Be-
dréngnis oder sogar Existenznot bringen.

3. (...) Es ist in der gesamten Innenstadt keine einzige Fléche
erkennbar, die sich in &hnlicher Art und Weise im vorgenannten
Sinne (bezahlbares Wohnen, 6ffentlich nutzbare Flachen, ,nie-
derschwellige” Kulturangebote) eignen wiirde. (...) Ein Einkaufs-
zentrum braucht im Gegensatz zu einem lebendigen und sozial
funktionierenden Stadtteil keine stédtebaulich derart attraktiven
und einmaligen Flachen.

4. Entgegen jeder Suggestion verhindert das Einkaufszentrum
nicht nur die Entwicklung eines lebendigen, sozialen und 6ffentli-
chen neuen Stadtteils, der ein Gewinn fiir alle Miinsteraner/innen
bedeuten wiirde. Er wird auch die Lebensqualitédt in den bereits
bestehenden und angrenzenden Wohngebieten (...) verschlech-
tern. (...)

5. (...) warum nur 1.377 Neuverkehre pro Tag angenommen wer-
den, ist ebenso unplausibel, wie dass 30 LKW-Fahrten pro Tag
fur die Gesamtanlage ausrechend sein sollen. Tatséachlich wird
das Einkaufszentrum noch weitaus mehr Kfz-Verkehr anziehen.

(..)

Abwiégung

Zu 2: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung*, Pkt. 3.2 ,Einzelhan-
del”.

Zu 3: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 2.2 - 2.4 ,Allge-
meine stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen“ sowie
»1eil Il - Einzelabwagung®, Pkt. 2.4 der Stellungnahme 37.

Zu 4: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 2.3 ,Alilgemeine
stédtebauliche Belange / alternative Nutzungen®.

Zu 5: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 4.3 ,Verkehr®.

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.8

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.4

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.5

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.2.11

1.215
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50

Abwiégungsinhalt

6. (...) Kfz-Verkehr verursacht massiv Larm — gerade, wenn wie
hier an einer Ampel gehalten, angefahren und abgebogen wer-
den muss. LKWs ggf. Parkplatzsuchverkehr (...), Tiirenschlagen,
etc. kommen hinzu.

7. Auch die Schadstoffsituation und die damit verbundenen Ge-
sundheitsgefahren - insbesondere durch Feinstdube und Stick-

oxide (...) werden sich in den anliegenden Wohngebieten weiter
verschérfen.

8. Statt planerisch fiir eine Verbesserung der Durchliiftung zu
sorgen und den Griinanteil zu erhéhen, wird die an den értlichen
Hauptverkehrsadern vielfach bereits bestehende Riegelsituation
(...) durch das stéadtebaulich hoch verdichtete und ebenfalls rie-
gelhafte Hafencenter weiter verschéarft.

9. Daher rege ich an,

- auf den Bau eines weiteren Einkaufszentrums der Firma Stro-
etmann zu verzichten,

- das Gelénde fiir den Bau von preiswertem Wohnraum zu nut-
zen,

- das bestehende Postgebéaude zu erhalten und zu Wohnraum
umzubauen,

- einen Teil des Geldndes in bezahlbaren bzw. 6ffentlich nutzbare
Flachen fiir kulturelle Aktivitaten umzuwandeln

Folgende Anregungen/Bedenken werden vorgetragen:

1. Die Ansiedlung eines Einkaufszentrums am Hafen mit einer
Verkaufsfldche von 4.900 gm ist nicht erforderlich, da die Einzel-
handelsstruktur des Stadftteils und der angrenzenden Staditteile
bewéhrt und in jeder Hinsicht ausreichend ist. (...) Auch das Ein-

Abwiégung

Zu 6: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 6.2 und 6.3
»Schallimmissionen®.

Zu 7: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 5.4 ,Aligemeine
Belange zu Immissionen® und Pkt. 7.1 ,Luftschadstoffe.

Zu 8: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 2.1 ,Allgemeine
stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen®.

Zu 9: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung*, Pkte. 2.2 - 2.4 All-
gemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen® und
Pkt. 3.1 ,Einzelhandel” sowie ,Teil Il - Einzelabwagung®, Pkt. 2.4
der Stellungnahme 37.

Zu 1: Siehe ,Teil | - Alilgemeine Abwagung*, Pkt. 3.1 ,Einzelhan-
del”.

Beschlussvorschlag

Der Hinweis wird zur
Kenntnis genommen -
eine weitergehende Be-
schlussfassung eriibrigt
sich.

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.2.30

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.3

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.2.4

1.2.6

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.7
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Abwiégungsinhalt

zelhandelskonzept stellt hier eine Versorgungsquote von 100%
fest.

2. Durch die Ansiedlung werden zudem bisherige Einzelhan-
delsangebote in ihrer Existenz bedroht. (...) Das Erfordernis fiir
weitere Verkaufsflachen ist nicht gegeben. (...) Der von der Fa.
Stroetmann beauftragte Gutachter stellt fest, dass zugunsten des
wirtschaftlichen Erfolgs des Einkaufszentrums die beiden am
Hansaring gelegenen Supermérkte nicht weiter bestehen wiir-
den, und das, wo doch gerade der REWE-Markt deutlich erwei-
tert werden soll, (...).

3. Durch Verdrédngungseffekte wiirden die bislang bestehende
fuBBldufige Erreichbarkeit von Einkaufsmdéglichkeiten in erhebli-
cher Weise beeintréchtigt werden. Viele Anwohnerlnnen insbe-
sondere éltere Menschen miissten deutlich langere Wege zu-
riicklegen. Dies kann nicht Sinn und Zweck einer nachhaltigen
Stadtplanung sein.

4. 4.500 Menschen haben sich mit ihrer Unterschrift gegen die
Planung fiir dieses Einkaufszentrum ausgesprochen.

5. Im Ubrigen rege ich an, die Aussagen der Gutachten zur Be-
eintrdchtigung des vorhandenen Einzelhandels zu (berpriifen.

(...)

6. Die Verkehrsplanungen gehen von falschen Voraussetzungen
aus. Schon heute ist der Hansaring als hauptsédchliche Zufahrts-
stral3e voll belastet, und es kommt bereits heute - nicht nur in den
StoRRzeiten - zu erheblichen Staus. Diese Entwicklung wird sich

Abwiégung

Zu 2: Siehe ,Teil | - Alilgemeine Abwagung*, Pkt. 3.2 ,Einzelhan-
del”.

Zu 3: Siehe ,Teil | - Alilgemeine Abwagung*, Pkt. 3.3 ,Einzelhan-
del”.

Zu 4: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 1.1 ,Alilgemeine
Belange zu Planverfahren und Gutachten®.

Zu 5: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung*, Pkt. 3.4 ,Einzelhan-
del”.

Zu 6: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 4.1 und 4.5
Lverkehre.

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.8

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.9

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.21

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.10

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.2.11

1.2.19
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verstérken, wenn auf der Héhe/Ecke der heutigen Tankstelle am
Hansaring eine Ampelanlage installiert wird. Hier ist mit einem
Dauerstau zu rechnen.

7. Die Belastungen durch Larm, CO2 und Feinstaub haben nicht
allein die Anwohnerinnen des Hansarings zu tragen, sondern
auch die Menschen in den derzeit noch verkehrsberuhigten
Wohnvierteln beiderseits des Hansarings.

8. Prognostizierte ,,Entlastungen® durch den Ausbau der
B51/B481 bis zum Schifffahrter Damm, sind unrealistisch. Flir die
Finanzierung dieser BaumalBnahme stehen auf absehbare Zeit
keine Mittel bereit. Die Stral3e liber das Geldnde der Firma
~Scheiwe” auf der Ostseite des DEK ist eine Privatstral3e, kein
Bestandteil des o6ffentlichen Stral3ennetzes und kann folglich
nicht als Entlastung fiir den Hansaring ber(icksichtigt werden.

9. Das Verkehrsgutachten wurde durch den Investor finanziert.
Darin sehe ich eine deutliche Gefahr der Verquickung der Inte-
ressen des Auftraggebers mit den Ergebnissen des Gutachtens.

10. Die bisherigen - véllig einseitigen - Planungen berlicksichti-
gen in keinster Weise die absolut katastrophalen Parkverhéltnis-
se im néheren Umfeld des ,Hafencenters®. (...) Auch am Hafen
stehen nicht hinreichende Parkplétze zur Verfiigung fiir die inzwi-
schen dort geschaffenen Arbeitsplétze.

Abwiégung

Zu 7: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 5.4 ,Aligemeine
Belange zu Immissionen®.

Zu 8: Siehe ,Teil | - Alilgemeine Abwagung®, Pkt. 4.4 ,Verkehr*.

Zu 9: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 1.2 ,Allgemeine
Belange zu Planverfahren und Gutachten®.

Zu 10: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 4.6 ,Verkehr".

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.26

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.2.16

1.2.17

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.2

Der Anregung wird bezo-
gen auf den Aspekt der
Parkraumverbesserung
mit der 6ffentlichen Quar-
tiersgarage gefolgt - der
Anregung im Ubrigen wird
nicht gefolgt bzw. bezieht
sich die Anregung auf
Aspekte auBerhalb des
Bebauungsplans fiir die

Seite - 183 -



Stellung-
nahme Nr.

Abwiégungsinhalt

11. Ich rege an,

- auf die Planung eines weiteren E-Centers der Firma Stroet-
mann zu verzichten, weitere Gastronomie-Betriebe sind dort zu-
dem véllig lberfliissig.

- das Gelénde fiir den Bau von preiswertem Wohnraum zu nut-
zen und das bestehende Postgebéude zu erhalten und zu Wohn-
raum umzubauen,

- im Bereich der jetzigen Tankstelle ein gré3eres Parkhaus u. a.
mit abschlieBbaren Gitterboxen fiir Dauerparker (...) zu errichten

().

12. - den Hafenweg ab 19:00 Uhr fiir jeglichen Durchfahrt-
Verkehr (auBer Anwohner) zu sperren,

Abwiégung

Zu 11: Siehe ,Teil | - Alilgemeine Abwagung®, Pkte. 2.2 - 2.4 All-
gemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen®, Pkt.
3.1 ,Einzelhandel®, Pkt. 4.6 ,Verkehr” sowie Teil Il - Einzelabwa-
gung®, Pkt. 2.4 der Stellungnahme 37.

Die gemischte Nutzungsstruktur des Projektes, gerade auch im
Erdgeschossbereich zum Hansaring hin, passt in die Struktur und
Vielfaltigkeit des Hansaviertels. Hierzu gehoéren auch gastrono-
mische Nutzungen. Konkurrenzschitzende Nutzungsausschlis-
se sind in der Bauleitplanung nicht umsetzbar und rechtlich unzu-
lassig.

Mit der Errichtung einer Quartiersgarage mit ca. 220 6ffentlichen
Stellplatzen im Zusammenhang mit dem Planvorhaben wird der
inhaltliche Hintergrund der Anregung flr ein grofieres Parkplatz-
angebot in der Grundzielrichtung aufgenommen. Aus stadtebau-
licher Sicht ist die Anordnung eines Parkhauses am Hansaring
aufgrund der wenig gestaltbaren architektonischen Wirkung, ei-
ner wenig belebten Nutzung, dem Stérgrad, Flachenverlust und
der Abriegelung der neuen Quartierszusammenhange nicht zu
beflrworten und daher auch nicht stadtebauliches Entwicklungs-
ziel fur den Tankstellenstandort.

Zu 12: Der 6stliche StraRenabschnitt des Hafenwegs ist derzeit
keine offentliche Stralle im Sinne des § 2 Abs. 1 des StralRen-
und Wegegesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen (StrG
NRW), lediglich das westlich angrenzende Teilstuck des Hafen-
wegs von der Dortmunder StralRe bis zur Strale ,Am Mittelhafen’

Beschlussvorschlag

sich eine Beschlussfas-
sung ertubrigt.
1.2.20

Den Anregungen wird
nicht gefolgt.

1.2.6

1.2.121

1.2.122

Die Anregung bezieht sich
auf Aspekte auBRerhalb des
Bebauungsplans -

eine Beschlussfassung
eriibrigt sich.
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Abwiégungsinhalt

Folgende Anregungen/Bedenken werden vorgetragen:

1. Das auf dem derzeit von der Post genutzten Geldnde geplante
Einkaufszentrum wére meines Erachtens ein schlimmer Eingriff
in die funktionalen Abldufe des Hafenviertels und wiirde aufgrund
der Unmalstéablichkeit dauerhaft die Attraktivitdt des Quartiers
zerstéren.

Abwiégung

(auBerhalb des Geltungsbereichs) wurde im Jahr 2005 o6ffentlich
gewidmet. Vor dem benannten Hintergrund ist der Hafenweg
vom Anschluss der Dortmunder Straf3e bis zum 8stlichen Ab-
schluss des Vorhabengrundstiicks in den Geltungsbereich des
VBP Nr. 535 mit einbezogen und zur Widmung als &ffentliche
Stralle im Sinne des StrWG NRW als 6ffentliche Verkehrsflache
festgesetzt. Weitergehende Belange der Verkehrslenkung und
Regulierung mit eingeschrankten Befahrbarkeiten sind flr das
Planvorhaben nicht relevant und in Abstimmung auf die Entwick-
lungsziele des 6stlichen Neuhafen-Quartiers zu treffen. Fiir eine
Sperrung der Durchfahrt im Hafen ab 19:00 Uhr besteht kein
verkehrsfachlich sinnvoller Grund.

Zu 1: Das Hafenviertel im Bereich des Stadthafens | befindet sich
seit Beginn der 1990iger Jahre im strukturellen Wandel von ei-
nem ehemaligen Gewerbe- und Industriestandort in ein gemischt
genutztes Stadtquartier. Im direkten rdumlichen Umfeld des
Planvorhabens zum Hafenviertel ist Gber die realisierten Bauvor-
haben mit insbesondere Biiro-, Dienstleistungs- und Gastrono-
mienutzungen der Strukturwandel in weiten Teilen bereits erfolgt,
im Anpassungsbereich des VBP Nr. 535 nach Westen wird Uber
die zusatzliche Ausweisung von Wohnnutzungen die Bestands-
struktur erganzt. Mit der festgesetzten Vorhabennutzung von
Einzelhandel, Dienstleistungen/Praxen/Buros, Gastronomie und
Wohnen ist das Nutzungsprofil des Planvorhabens im Sinne ei-
nes gemischt genutzten Stadtbereichszentrums uneingeschrankt
in die Struktur des Hafenviertels integriert. Die Auswirkungen des
Planvorhabens auf die angrenzend bestehenden Nutzungsstruk-
turen sind Uber die getroffenen planungsrechtlichen Festsetzun-
gen in ihrer Vertraglichkeit gutachterlich bestatigt. Der Vortrag
eines schlimmen Eingriffs in die funktionalen Ablaufe des Hafen-

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.2.3

1.24

1.2.123

Seite - 185 -



Abwiégungsinhalt

2. Ein neues Einkaufszentrum - erst recht in diesen Dimensionen
- wird fiir die Nahversorgung nicht benétigt, denn dies ist durch
zahlreiche Supermérkte bestens gewéhrleistet. Im Gegenteil
besteht vielmehr Gefahr, dass die bestehenden Einzelhdndler
unter dem Konkurrenzdruck zusammenbrechen und ihre Ge-
schéfte schlieBen miissen; ein fataler Verlust fiir die Vielfalt und
den Charme des Viertels.

3. Dartiiber hinaus wirde mit der Errichtung eines unnétigen Ein-
kaufszentrum die Chance vertan, auf dem besagten Geldnde
Nutzungsformen zu etablieren, die eine wirkliche Bereicherung
flir das Umfeld darstellen wiirden (Markthalle fiir regionale Pro-
dukte, sozial-geférderter Wohnraum, 0.4.). (...)

4. Meines Erachtens wird mit der Uberlassung des Geléndes an
den Investor Stroetmann und dem Verzicht auf einen stadtebauli-
chen bzw. Architekturwettbewerb leichtfertig und ohne Not dem
erstbesten Bieter ein Filetgrundstiick (iberlassen und eine ge-
sichtslose und beliebige Planung stréflich nachldssig durchge-
wunken.

Abwiégung

viertels mit Errichtung des Planvorhabens ist als unbegrindete
Behauptung nicht zutreffend.

Weitergehend siehe , Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 2.1
und 2.2 ,Allgemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzun-
gen“ und Pkt. 3.1 ,Einzelhandel“ sowie Teil Il - Einzelabwagung®,
Pkt. 2.6 der Stellungnahme 8, 357.

Zu 2: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwéagung*, Pkte. 3.1 - 3.3 ,Ein-
zelhandel®.

Zu 3: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 2.2 - 2.4 ,All-
gemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen® sowie
»1eil Il - Einzelabwagung®, Pkt. 2.4 der Stellungnahme 37.

Zu 4: Das Vorhabengrundstlick befindet sich mit Ausnahme des
Tankstellengrundstiickes zum Hansaring vollstandig im Eigentum
des Vorhabentragers und wird uneingeschrankt in den stadti-
schen Zielsetzungen und gemaf den vorliegenden politischen
Beschlusslagen entwickelt. In den stadtebaulichen Entwicklungs-
zielen ist die Veraufierung von Teilen des derzeit noch stadti-
schen Tankstellengrundstlicks an den Vorhabentrager implemen-
tiert, die VeraulRerung der erforderlichen Teilflachen liegt zum
Satzungsbeschluss des VBP Nr. 535 vor.

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.2.7

1.2.8

1.2.110

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

124

1.2.6

1.2.53

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.124
1.2.125
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5. Ich befiirchte durch die Planung des Einkaufszentrums zusétz-
liche Belastungen mit Verkehrslarm und Emissionen wie Luft-
Schadstoffe, die durch den Kfz-Verkehr hervorgerufen werden,
der mit dem Einkaufszentrum entsteht.

6. Die Ansiedlung eines Einkaufszentrums am Hafen mit einer
Verkaufsfldche von 4.900 qm ist nicht erforderlich, da die Einzel-
handelsstruktur des Stadftteils und der angrenzenden Staditteile
bewéhrt und in jeder Hinsicht ausreichend ist. (...) Auch das Ein-
zelhandelskonzept stellt hier eine Versorgungsquote von 100%
fest.

Abwiégung

Das Projekt ist in seiner Entstehung und planerischen Entwick-
lung stadtebaulich wie stadtgestalterisch im laufenden Pla-
nungsprozess auch unter Berlicksichtigung zahlreicher Blrgeran-
regungen weiter optimiert worden. Stadtische Gremien, Gestal-
tungsbeirat und Verwaltung haben diesen Prozess stets inhaltlich
steuernd beeinflusst. Der Planungsausschuss als Fachaus-
schuss des Rates hat in Kenntnis dieser Projektoptimierungen
keine Wettbewerbsverfahren beschlossen. Die (nachtragliche)
Durchfiihrung von Wettbewerben ist aufgrund des Vorhabenbe-
zuges (konkrete Bindung an die Kubatur, Fassaden- und Frei-
raumgestaltung wie Planung) nicht mdglich, ohne die Planungen
erneut in Frage zu stellen. Dies ist aufgrund des Uberzeugenden
erreichten Planungsstandes nicht sinnvoll / erforderlich.

Weitergehend siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 2.2
LAllgemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen®.

Zu 5: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 4.6 ,Verkehr*
und Pkte. 5.1 - 5.4 ,Allgemeine Belange zu Immissionen®.

Zu 6: Siehe ,Teil | - Alilgemeine Abwagung*, Pkt. 3.1 ,Einzelhan-
del”.

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht

gefolgt.

1.2.20
1.2.22
1.2.26

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.7

Seite - 187 -



Stellung-
nahme Nr.

Abwiégungsinhalt

7. Durch die Ansiedlung werden zudem bisherige Einzelhandels-
angebote in ihrer Existenz bedroht. Das Erfordernis fiir weitere
Verkaufsfldchen ist nicht gegeben. Vielmehr stellte auch der von
der Fa. Stroetmann beauftragte Gutachter fest, dass zugunsten
des wirtschaftlichen Erfolgs des Einkaufszentrums die beiden am
Hansaring gelegenen Supermérkte nicht weiter bestehen wiir-
den.

8. Durch Verdréngungseffekte wiirden die bislang bestehende
fuBBldufige Erreichbarkeit von Einkaufsmdéglichkeiten in erhebli-
cher Weise beeintrachtigt werden. Viele Anwohnerlnnen insbe-
sondere éltere Menschen muissten deutlich lédngere Wege zu-
riicklegen. Dies kann nicht Sinn und Zweck einer nachhaltigen
Stadtplanung sein.

9. 4.500 Menschen haben sich mit ihrer Unterschrift gegen das
Planvorhaben ausgesprochen.

10. Im Ubrigen rege ich an, die Aussagen der Gutachten zur
Beeintrdchtigung des vorhandenen Einzelhandels zu Gberpriifen.

(..)

11. Die Verkehrsplanungen gehen von falschen Voraussetzun-
gen aus. Schon heute ist der Hansaring als hauptsédchliche Zu-
fahrtsstral3e voll belastet, und es kommt bereits heute - nicht nur
in den Stof3zeiten - zu erheblichen Staus. Diese Entwicklung wird
sich verstérken, wenn auf der Héhe/Ecke der heutigen Tankstelle
am Hansaring eine Ampelanlage installiert wird. Hier ist mit ei-
nem Dauerstau zu rechnen.

Abwiégung

Zu 7: Siehe ,Teil | - Alilgemeine Abwagung*, Pkt. 3.2 ,Einzelhan-
del”.

Zu 8: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung*, Pkt. 3.3 ,Einzelhan-
del”.

Zu 9: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 1.1 ,Aligemeine
Belange zu Planverfahren und Gutachten®.

Zu 10: Siehe ,Teil | - Aligemeine Abwagung®, Pkt. 3.4 ,Einzel-
handel“.

Zu 11: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 4.1 und 4.5
Lverkehre.

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.8

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.9

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.21

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.10

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.2.11

1.2.19
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Abwiégungsinhalt Abwiégung

12. Die Belastungen durch Ldrm, CO2 und Feinstaub haben nicht | Zu 12: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 5.4 , Aligemei-
allein die Anwohnerinnen des Hansarings zu tragen, sondern ne Belange zu Immissionen®.

auch die Menschen in den derzeit noch verkehrsberuhigten

Wohnvierteln beiderseits des Hansarings.

13. Prognostizierte ,Entlastungen” durch den Ausbau der Zu 13: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 4.4 ,Verkehr®.
B51/B481 bis zum Schifffahrter Damm, sind unrealistisch. Flir die

Finanzierung dieser BaumalBnahme stehen auf absehbare Zeit

keine Mittel bereit. Die Stral3e liber das Geldnde der Firma

~Scheiwe” auf der Ostseite des DEK ist eine Privatstral3e, kein

Bestanditeil des &ffentlichen Stralennetzes und kann folglich

nicht als Entlastung fiir den Hansaring berticksichtigt werden.

14. Das Verkehrsgutachten wurde durch den Investor finanziert. | Zu 14: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 1.2 ,Aligemei-
Darin sehe ich eine deutliche Gefahr der Verquickung der Inte- ne Belange zu Planverfahren und Gutachten®.
ressen des Auftraggebers mit den Ergebnissen des Gutachtens.

15. Ich rege an, Zu 15: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 2.2 - 2.4 All-
- auf die Planung eines weiteren E-Centers der Firma Stroet- gemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen® sowie
mann zu verzichten, »1eil Il - Einzelabwagung®, Pkt. 2.4 der Stellungnahme 37.

- das Gelénde fiir den Bau von preiswertem Wohnraum zu nut-
zen und das bestehende Postgebéude zu erhalten und zu Wohn-
raum umzubauen.

(...) Danach sollte der der liberarbeitete Bebauungsplan erneut
offentlich ausgelegt werden.

16. - fiir die bestehenden Freiflichen Architekturwettbewerbe Zu 16: Siehe Pkt. 4 dieser Stellungnahme.

nach den Regularien des Wettbewerbsrechtes auszuloben und

hierbei vor allem auch junge und internationale Biiros mit einzu- | Weitergehend siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 2.4
beziehen. »1Allgemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen®.

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.26

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.2.16

1.2.17

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.2

Den Anregungen wird
nicht gefolgt.
1.2.6

Der Anregung wird nicht
gefolgt bzw. bezieht sich
die Anregung auf Aspekte
auBerhalb des Bebau-
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89

Abwiégungsinhalt

17. - Grundlage fiir alle Planungen muss der bestehende Mas-
terplan fiir das Hafen-Areal werden; dieser Masterplan wird bei
den jetzigen Verfahrensweisen meines Erachtens in unverant-
wortlicher Weise ignoriert.

Folgende Anregungen/Bedenken werden vorgetragen:

1. Ich bin Mieter in der Emdener Stral3e und wohne hier seit mehr
als zwei Jahrzehnten. Mit groBer Sorge habe ich als Anwohner
und damit Betroffener die diversen Planungsabsichten verfolgt,
die auf eine gravierende Umgestaltung des gesamten Hafenge-
bietes zielen. (...) Die Ansiedlung eines geplanten ,Stadtbe-
reichszentrums* oder im Klartext eben Einkaufszentrum am Ha-
fen ist in der projektierten Art tberhaupt nicht erforderlich. Die
bereits vorhandenen Einkaufs- und Versorgungsméglichkeiten im
Viertel sind schon jetzt ausgezeichnet und decken den Bedarf
auch fiir die Umgebung mehr als genug. Bau und Betrieb eines
Einkaufszentrums in der beabsichtigten Dimension wiirden das
Viertel und seine Bewohner in vielféltiger Weise erheblich zusétz-
lich belasten.

2. Schon heute ist der zweispurige Hansaring als Hauptverkehrs-
ader des gesamten Gebiets klar (berlastet. Diese Entwicklung
wird bei Umsetzung des geplanten Projekts massiv verstarkt. (...)

Abwiégung

Zu 17: Der vorhabenbezogene Bebauungsplan Nr. 535 ist aus
dem Masterplan Stadthafen Minster entwickelt und entspricht
uneingeschrankt dessen stadtebaulichen und nutzungsspezifi-
schen Zielsetzungen fiir den Standort. Die Anregung ist unzutref-
fend.

Weitergehend siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 2.4
»LAllgemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen®.

Zu 1: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung“ Pkt. 3.1 ,Einzelhan-
del“ und Pkte. 5.1 - 5.4 ,Aligemeine Belangen zu Immissionen®.

Zu 2: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung® Pkt. 4.1 ,Verkehr*
und Pkte. 5.1 - 5.4 ,Allgemeine Belangen zu Immissionen® sowie
»1eil Il - Einzelabwagung®, Pkt. 2.1 der Stellungnahme 176A.

Beschlussvorschlag

ungsplans fiir die sich
eine Beschlussfassung
eriibrigt.

1.2.126

Der Anregung wird bezo-
gen auf das Erfordernis
des Masterplans als Pla-
nungsgrundlage gefolgt -
der Anregung im Ubrigen
wird nicht gefolgt.
1.2.127

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.2.7

1.2.128

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.11
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Abwiégungsinhalt

Bau und Betrieb des Einkaufszentrums sowie damit verbunden
das gesteigerte Verkehrsaufkommen fiihren zwangsléufig auch
zu weiteren Gesundheitsbelastungen durch Ldrm und Abgase
(...) fiir Anwohner und Besucher des Viertels.

3. Ein rechtfertigendes Verkehrsgutachten - offenbar eine Auf-
tragsarbeit des Investors - flihrt m.E. zu falschen Schlussfolge-
rungen. Die darin gedul3erte Annahme, dass die értliche Ver-
kehrsbelastung durch das Hafencenter nicht wesentlich steigen
wird, halte ich fiir nicht plausibel. Zumal fiir eine Bewertung der
Problematik die nétige Gesamtsicht auf anstehende Entwicklun-
gen im Viertel fehlt. So sind m.E. auch die kurzfristig anstehen-
den MalBnahmen sowie weitere Planungsabsichten in dem Ge-
biet unbedingt mit zu berticksichtigen.

Relevant fiir die unmittelbare Verkehrsentwicklung auf dem oh-
nehin schon leidenden Hansaring diirften daher in absehbarer
Zeit sein:

Der gut 20monatige Neubau des Bahnhofs. (...) Neubau Schiller-
straBenbriicke / Kanalerweiterung (...) Der geplante Bau von
mehreren Hundert Wohnungen auf dem ehemaligen Osmo-
Gelédnde (...)

Abwiégung

Zu 3: Mit Aktualisierung des Verkehrsgutachtens zum VBP Nr.
535 in Anpassung an die aktuellen Erhebungen im Zusammen-
hang mit der Fortschreibung/Aktualisierung der Verkehrsuntersu-
chung Masterplan ,Stadthafen Minster* der Stadt Minster sind
alle aktuellen und zukinftigen Strukturmaf3nahmen - einschlief3-
lich des Projektes Neuhafen auf dem ehem. OSMO-Gelande - in
den jeweiligen Prognosejahren 2018 und 2025 erfasst und be-
rucksichtigt. Mit zusatzlicher Aufweitung des Untersuchungsrau-
mes nach Westen bis zum Kreuzungspunkt Albersloher
Weg/Hansaring und nach Nordosten zum Kreuzungspunkt Wol-
becker Strale/Hansaring sind planbedingte Auswirkungen auch
fur einen Ubergeordneten Planbereich in eine Abwagung einge-
stellt worden. Mit den vorgenommenen Aktualisierungen und
Untersuchungen wurde der Anregung in diesem Punkt somit
bereits entsprochen.

Beeintrachtigungen durch Baustellen im Zusammenhang mit
Bauvorhaben wie der Bahnhofsneubau, die Kanalerweiterung
oder der Neubau der SchillerstraRenbriicke werden, auch wenn
sie Uber mehrere Jahre andauern, grundsatzlich nicht in Ver-
kehrsprognosen abgebildet oder bertcksichtigt. Auch eine evitl.
Ballung von mehreren gro3en Bauvorhaben auf einen Zeitraum
ist als temporare Beeintrachtigung bauleitplanerisch nicht rele-
vant und kann zudem in seinen Auswirkungen auf Larmimmissi-

onen wahrend der Bautatigkeit auch abschlieRend nicht bewertet

werden. Mdgliche Behinderungen des Verkehrsablaufs, negative

Beschlussvorschlag

1.2.22

Dem Aspekt der Gesamt-
sicht der Entwicklungen

wurde gefolgt -

der Anregung im Ubrigen
wird nicht gefolgt.

1.2.2
1.2.11
1.2.129
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4. Selbst die im konkreten Fall gro3ziigig mitgeplanten Parkfl&-
chen halte ich schon jetzt aufgrund eines mit der Gesamtentwick-
lung stetig weiter steigenden Parkdrucks fiir unzureichend. {(...)

5. Der vorgelegte Planentwurf st63t daher bei mir auf erhebliche
Bedenken. Im Einzelnen rege ich an:

Abwiégung

verkehrliche Auswirkungen oder weitere negative Faktoren aus
Bautatigkeiten sind im bauordnungsrechtlichen Genehmigungs-
verfahren abzustimmen und nach Erfordernis Uber ein Baustel-
lenmanagement auszuraumen. Innerhalb der logistischen Erfor-
dernisse und Machbarkeiten sind die zu treffenden MaRnahmen
zum Bestandteil der Baugenehmigung zu machen. Planungs-
rechtliche Belange im Sinne der Anregung werden davon nicht
beruhrt.

Weitergehend siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 1.2
Allgemeine Belange zu Planverfahren und Gutachten®, Pkte. 4.1 -
und 4.3 ,Verkehr®, Pkt. 5.3 ,Allgemeine Belange zu Immissionen*
sowie ,Teil Il - Einzelabwagung®, Pkt. 11 der Stellungnahme 23.

Zu 4: Uber die im Zusammenhang mit dem Planvorhaben ge-
plante zusatzliche Errichtung einer 6ffentlichen Quartiersgarage
mit ca. 220 Stellplatzen ist eine nachhaltige Verbesserung der
Parkraumsituation und eine Reduzierung der Parkplatzsuchver-
kehre mit Entlastungswirkungen auch hinsichtlich Larm und Luft-
schadstoffen insbesondere in den kleineren Wohn- und Erschlie-
Rungsstralen zu erwarten. Ein weitergehendes Stellplatzangebot
kann Uber das Planvorhaben nicht generiert werden und ist auch
nicht Gegenstand der stadtischen Zielsetzungen fiir den Standort
und somit nicht Gegenstand der vorliegenden Bauleitplanung.

Weitergehend siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 4.6
.verkehr sowie ,Teil Il - Einzelabwagung®, Pkt. 11 der Stellung-
nahme 50.

Zu 5: Mit Umsetzung des Planvorhabens wird eine brachliegende
rd. 21.000 m? groRe innerstadtische ehemalige Gewerbeflache

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht

gefolgt.
1.2.130

Den Anregungen wird

nicht gefolgt.
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Abwiégungsinhalt

Auf die Planung eines ,(berfllissigen” Einkaufszentrums zu ver-
zichten und eine biirgernahe, vor allem verkehrsberuhigte Neu-
planung fiir das Areal vorzunehmen. Dieses Viertel sollte tatséch-
lich zukunftstrachtig entwickelt werden und braucht daher nicht
mehr, sondern eindeutig weniger Verkehr.

Fir das Gebiet sollte eine neutrale, gutachterliche Bewertung
aller Optionen, vor allem aber méglicher Verkehrs- und Gesund-
heitsbelastungen durch neutrale Dritte vorgenommen werden.
Vielleicht wére kurzfristig auch eine Bau- und Realisierungssper-
re zumindest bis 2017 denkbar, (...)

Abwiégung

einer geordneten stadtebaulichen Entwicklung im Sinne des § 1
Abs. 3 BauGB zugefihrt. Eine Entwicklung des Gebietes ohne
ein Mehr an Verkehr ist unrealistisch. Die verkehrlichen Auswir-
kungen im Zusammenhang mit dem Strukturwandel im Bereich
der Miinsteraner Stadthafen sind zunachst auf der Ebene des
Masterplans ,Stadthafen Munster* untersucht und die Verkehrs-
belastungen als vertraglich und ber die bestehende und zukiinf-
tige verkehrliche Infrastruktur leistungsféhig abwickelbar bewer-
tet. Die konkreten Auswirkungen des Planvorhabens wurden in
einem anschlielenden, separaten Verkehrsgutachten untersucht
und im Ergebnis ebenfalls als vertraglich bewertet. Dartber hin-
aus ist mit Umsetzung des Planvorhabens die Errichtung einer
offentlichen Quartiersgarage mit ca. 220 Stellplatzen mit positi-
ven Wirkungseffekten auf die derzeit bestehende Parkraumsitua-
tion im Quartier verbunden.

Mit den vorgenommenen Verkehrsuntersuchungen sind alle ge-
planten Struktur- und Infrastrukturmaf3nahmen in den jeweiligen
Realisierungsphasen bertcksichtigt. Auf Grundlage der verkehrli-
chen Untersuchungen wurden die weitergehenden Auswirkungen
des konkreten Planvorhabens auf die Larm- und Luftschadstoffsi-
tuation sowie auf die Umweltbelange gutachterlich untersucht
und in eine Bewertung und Abwagung eingestellt. Insgesamt ist
die Vertraglichkeit des Planvorhabens in den getroffenen stadti-
schen Zielsetzungen zur Entwicklung des Standortes bestatigt,
verbleibende planbedingte Erhdhungen der Verkehrs- und Im-
missionsbelastungen sind in Abwagung mit den Zielen einer ge-
ordneten Innenentwicklung hinnehmbar. Hinweise auf eine un-
vollstandige oder einseitige Bewertung der Belange liegen nicht
vor und sind fachlich unbegriindet.

Beschlussvorschlag

1.2.131
1.2.132
1.2.133
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92

Abwiégungsinhalt

Folgende Anregungen/Bedenken werden vorgetragen:

1. Am Hafen sind ca. 4.900 m? Handelsflache geplant, davon
immer noch fast 4.000 m? Lebensmittelflache. Da die geplanten
Nebenfldchen wirtschaftlich véllig Gberdimensioniert mit 2.300 m?
geplant sind, muss zudem von einer ,kalten® Erweiterung der
LEH-Flachen in den Folgejahren ausgegangen werden.

Abwiégung

Die Sicherung der Entwicklungsziele des Masterplans ,Stadtha-
fen Minster‘ erfolgt Uiber die Beschliisse der Bebauungsplane
VBP Nr. 535 und BP Nr. 541 und der parallelen Anpassung des
rechtswirksamen Flachennutzungsplans der Stadt Minster. Eine
Veranderungssperre im Sinne des § 14 BauGB ist nur auf beste-
hendes Planungsrecht anwendbar und entspricht in den vorge-
tragenen Inhalten nicht den Zielsetzungen und Beschlissen der
Stadt Munster.

Weitergehend siehe , Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 1.2
+1Allgemeine Belange zu Planverfahren und Gutachten®, Pkt. 2.4
~Allgemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen und
Pkt. 3.1 ,Einzelhandel”.

Zu 1: Mit dem Planvorhaben sollen u. a. gro3flachige Einzelhan-
delsnutzungen am Standort realisiert werden. Kern der Planung

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht

gefolgt.

ist die Errichtung eines Verbrauchermarktes (E-Centers) mit einer | 1.2.134

Verkaufsflache (VK) von 3.000 m? zuzuglich eines Getranke-
marktes mit 400 m? VK, eines Lebensmitteldiscounters mit 900
m? VK sowie eines Drogeriefachmarktes mit 550 m? VK und einer
Apotheke von 50 m? VK, einschlieRlich der erforderlichen Kun-
denstellplatze. Die planungsrechtliche Sicherung des Einzelhan-
delsprofils in den gutachterlich bestatigten Vertraglichkeiten er-
folgt Uber die Festsetzung maximal zulassiger Gesamtverkaufs-
flachen in Kombination mit sortimentsbezogenen maximalen
Verkaufsflachenanteilen. Zusatzliche zentrentypische Sortimente
laut der Anlage 1 zum LEP, Sachlicher Teilplan groflachiger
Einzelhandel (GV.NRW 2013, 420, 431) oder laut der Minstera-
ner Sortimentsliste dirfen als Randsortimente innerhalb definier-
ter Obergrenzen angeboten werden. Mit den Festsetzungen wird
den geltenden rechtlichen und landesplanerischen Vorgaben
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Abwiégungsinhalt

2. Bereits jetzt haben wir im Bereich Hansaring und Wolbecker
Stral3e eine sehr gute Versorgung mit Lebensmitteln; gegeniiber
dem Gutachten von Junker und Kruse ist die Versorgung im Ein-
zugsbereich schon jetzt um fast 4.000 m? gestiegen. Das vorlie-
gende Gutachten spiegelt die Realitét also gar nicht mehr wieder.

Abwiégung

uneingeschrankt und abschlieRend entsprochen, die Bestatigung
der Vereinbarkeit des Planvorhabens mit den Zielsetzungen der
Raumordnung/Landesplanung gemaf § 34 LPIG liegt als positive
Stellungnahme der Bezirksregierung vor. Innerhalb der Festset-
zungen sind Verkaufsflachenerweiterungen ausgeschlossen.
Verkaufsflachen sind abschlieRend definiert und unabhangig von
der GroRRe der Nebenraumflachen priffahig und kontrollierbar.
Konkret sind der festgesetzten maximalen Gesamtverkaufsflache
fur den Lebensmittelvollsortimenter, Drogeriemarkt und Lebens-
mitteldiscounter von 4.900 m? nicht wie vorgetragen 2.300 m?,
sondern rd. 1.300 m? Nebenraumflachen zugeordnet. Die weite-
ren Erdgeschossflachenanteile von insgesamt ca. 1.500 m? sind
den Dienstleistungs- und Gastronomienutzungen zugeordnet.
Damit entspricht das Verhaltnis von Verkaufs- zu Nebenraumfla-
chen den unteren Standardflachenanteilen und ist der eher be-
grenzten Flachenverfliigbarkeit geschuldet. Insgesamt ist der
Vortrag einer kalten Verkaufsflachenerweiterung nicht zutreffend
und fachlich unbegriindet.

Weitergehend siehe , Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 3.1
und 3.2 ,Einzelhandel“.

Zu 2: Mit der ,Ergdnzenden Stellungnahme zur Untersuchung
von Juni 2011 unter Beriicksichtigung aktueller Rahmenbe-
dingungen® Junker und Kruse Stadtforschung / Planung Dort-
mund, vom 03.09.2012 wurde eine Aktualisierung der ,Stadte-
baulichen Wirkungsanalyse zu Einzelhandelsbausteinen im Be-
reich Minster — Hafen* von Juni 2011 vorgenommen. In der Er-
ganzung wurden aktuelle VK-Flachenerweiterungen bestehender
Markte im relevanten Untersuchungsraum von rd. 1.500 m? sowie
freiwerdende Verkaufsflachen infolge von Geschéaftsaufgaben im

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht

gefolgt.
1.2.135
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3. Jeder weitere Quadratmeter LEH (Lebensmitteleinzelhandel)
ist nur Verdrdngungswettbewerb mit weitreichenden Folgen, die
entsprechend im Gutachten von Junker und Kruse nicht ausrei-
chend abgeschétzt wurden.

4. Die vorhandenen Lebensmittelldden auf der Wolbecker Stra-
Be, Hansaring und Warendorfer Stral3e sind fiir den jeweils be-
nachbarten Einzelhandel unverzichtbar als Frequenzbringer. {(...)
Ein groBBes Einkaufszentrum wie jetzt geplant, zerstért diese
Nahversorgungsstruktur, die vor dem Hintergrund des demogra-
phischen Wandels noch an Bedeutung gewinnen wird.

Abwagung Beschlussvorschlag
Zusammenhang mit der Schlecker-Insolvenz von rd. 2.600 m? VK
gutachterlich geprift und in die Bewertung zur Vertraglichkeit des
Planvorhabens mit einbezogen. Die konkrete Zusammenstellung
und Zuordnung der Flachenanteile ist der ,Erganzenden Stel-
lungnahme*® zu entnehmen. Die ,Erganzende Stellungnahme*
war ebenfalls Bestandteil der Offenlage. Im Ergebnis ist festzu-
stellen, dass auch vor dem Hintergrund der zwischenzeitlichen
VK-Flachenerweiterungen und freiwerdenden Flachenpotentiale
die Vertraglichkeit des Planvorhabens nach wie vor gegeben ist.
Der Vortrag ist somit nicht zutreffend.

Daruber hinaus ist festzuhalten, dass ein zwischenzeitliches FIa-
chenwachstum mit einem in der Folge breiteren Bestandsange-
bot dazu fiihrt, dass die im Rahmen der Wirkungsanalyse er-
rechneten monetaren Umsatzumverteilungen in der Relation zum
Bestandsumsatz zu prozentual sinkenden Umverteilungsquoten
fuhrt und somit die Gesamtvertraglichkeit eher verbessert.

Zu 3: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung*, Pkte. 3.1, 3.2 und
3.4 ,Einzelhandel“.

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.2.8

1.2.10

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.136

Zu 4: Die grundsatzliche Bedeutung der Nahversorgung wird
richtig wiedergegeben, negative stadtebauliche Auswirkungen
auf den Versorgungsbereich Wolbecker Strale sind mit dem
Planvorhaben gemalf vorliegenden Gutachten jedoch nicht ver-
bunden. Die Starkung der Versorgungssituation im Stadtquartier
erfolgt nicht alleinig tiber die Entwicklung des Vorhabenstandor-
tes. Mit der Neuerrichtung des Hauses Hansaring 46 - 48 wurde
der ehem. REWE-Markt auf dem Grundstiick u. a. durch einen
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5. Viele Menschen haben sich bereits gegen ein neues Einkaufs-
zentrum gedullert (...). AuBer Streichung von Schuh- und Textil-
geschéft und gleichzeitiger Uberdimensionierung der Nebenfi&-
chen hat die Fa. Stroetmann ihre Planung nach dem Hafenforum
kaum geéndert.

6. Dagegen hat die Fa. Stroetmann ein Bauelement neu in die
Planung aufgenommen, einen véllig tberdimensionierten Turm.
Wéhrend ansonsten Hochhéuser in Miinster intensiv diskutiert
werden und gleichzeitig viele kleine Kaufleute drangsaliert wer-
den, (...), soll hier ein alles (iberragender Werbe-Turm einfach
durchgewunken werden.

Abwiégung

modernen Penny-Markt ersetzt. Der bestehende REWE-Markt
am Hansaring ist zwar nicht Teil des zentralen Versorgungsbe-
reiches, als integrierter Standort sollen Erweiterungsabsichten in
die Grof¥flachigkeit jedoch zu der strukturellen Aufwertung der
Versorgungssituation mit beitragen kénnen. Eine Starkung des
Versorgungsbereiches Wolbecker Stral’e westlich ist Gber beste-
hende Investitionsabsichten des dortigen REWE-Marktes abzu-
sehen, Abwanderungen zum kiinftigen Hafencenter sind nicht zu
erwarten.

Weitergehend siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 3.1 -
3.3 ,Einzelhandel”

Zu 5: Siehe Pkt. 1 dieser Stellungnahme sowie , Teil | - Alilgemei-
ne Abwagung*, Pkt. 1.1 ,Allgemeine Belange zu Planverfahren
und Gutachten® und ,Teil Il - Einzelabwagung®, Pkt. 2 der Stel-
lungnahme 29 und Pkt. 2.2 der Stellungnahme 230.

Zu 6: Das Planvorhaben wird Uber zwei staddtebauliche Dominan-
ten gepragt, ein siebengeschossiges Wohn- und Blrogebaude im
Eckbereich zum Hansaring und ein ,Uhrenturm‘ an der siddstli-
chen Seite des Baukoérpers A im riickwartigen Grundstlicksin-
nenbereich. Die Gebaudeelemente sind aus dem stadtebaulichen
Kontext entwickelt und betonen mit einer baulichen Héhe von
jeweils rd. 25,00 m wichtige Wege- und Sichtachsen im Ein-
gangsbereich des Planvorhabens vom Hansaring sowie in der
Offnung des Geléandes zum Hafenweg. In der stadtebaulich archi-
tektonischen Auspragung wird - abseits von wirtschaftlichen Be-
langen - der neuen baulich-strukturellen und funktionalen Vernet-
zung des Quartiers Uiber das Vorhabengrundstiick in Richtung

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.21

1.2.47

1.2.85

Der Anregung wird nicht

gefolgt.
1.2.137

Seite - 197 -



Stellung-
nahme Nr.

Abwiégungsinhalt

7. Die Realisierung eines Einkaufszentrums ist hier nicht nur
tiberfliissig (vorhandene Versorgungskapazitédten schon liber
100%), sondern auch nicht gewiinscht (...) und fiihrt zur Zersté-
rung wichtiger Nahversorgungsstrukturen in angrenzenden
Stadtbereichszentren und damit zur Verminderung der Lebens-
qualitdt in den umliegenden Stadtvierteln.

8. Stadtplanung wird hier am Hafen bislang gegen die Bevélke-
rung vor Ort gemacht. Berlicksichtigt man die zusétzlich einge-
planten Larm- und Luft-Emissionen, werden die hier wohnenden
Anlieger sogar direkt geschédigt. (...)

Abwiégung

Stadthafen entsprochen. Mit der geplanten Hohenausbildung
wird die angrenzende Bestandsbebauung mit vier Vollgeschos-
sen zzgl. ausgebautem Dach lediglich um zwei Geschosse Uber-
schritten, mit einer FuBbodenhéhe im obersten Geschoss des
Turmes von 21,00 m Uber OK-Gelande liegt die Hohe des Ge-
baudes unterhalb der Hochhausgrenze gemal BauO NRW. Die
Bezeichnung ,Hochhaus’ sowie direkte oder indirekte Bezlige zu
anderen Bauvorhaben/Gebauden in Minster sind aus stadtebau-
licher Sicht nicht gegeben und unbegriindet.

Das Gestaltungskonzept des Planvorhabens wurde Uber die Be-
wertung durch den Gestaltungsbeirat der Stadt Miinster abwa-
gend geprift. Im Zuge der Bewertung wurde sogar eine weitere
Erhéhung des Turms statt eine Verringerung der Gebaudehdhen
diskutiert. Der Vortrag eines ,Durchwinkens einer Hochhausbe-
bauung‘ ist nicht zutreffend, vielmehr wurde die stadtebaulich
architektonische Ausgestaltung des Gebaudes im Kontext der
bestehenden Stadtstrukturen als fir den Standort richtig und
angemessen durch den Fachausschuss bestatigt.

Zu 7: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwéagung®, Pkt. 1.1 ,Allgemeine
Belange zu Planverfahren und Gutachten®, Pkt. 2.3 ,Allgemeine
stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen“ sowie Pkte. 3.1
und 3.2 ,Einzelhandel“.

Zu 8: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 1.1 ,Aligemeine
Belange zu Planverfahren und Gutachten®, Pkte. 5.1 - 5.4 ,All-
gemeine Belange zu Immissionen®.

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.2.1

1.2.5

1.2.7

1.2.8

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.21

1.2.22
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9. Hier besteht die einmalige stadtebauliche Chance ein grol3es
innerstadtisches Gebiet zu entwickeln mit der und fiir die Bevél-
kerung in Miinster. Benétigt wird dringend bezahlbarer Wohn-
raum und 6ffentlich nutzbare Fldchen, statt Beton- und Konsum-
Wahnsinn.

10. Wir bitten die Stadt hier nicht eine Planung in Zement zu gie-
Ben, die fiir Jahrzehnte die Lebensqualitét groRrdumig beein-
trachtigt, die zusétzlich Verkehrsstrome und damit Ldrm und
Schmutz in ein schon stark belastetes Stadltviertel bringt und die
Chancen verbaut.

11. Wir bitten die Politik und Investoren in einen echten Dialog
zuriickzukehren, in dem berechtigte Anliegen der Menschen in
den verschiedenen Stadtvierteln insbesondere ihre Lebensquali-
tat bei der weiteren Planung Beriicksichtigung finden (...) das
Einzelhandelskonzept der Stadt Miinster insbesondere unter dem
Gesichtspunkt der Nahversorgung zu liberarbeiten.

Abwiégung

Zu 9: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 2.2 - 2.4 ,All-
gemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen® sowie
»1eil Il - Einzelabwagung®, Pkt. 2.4 der Stellungnahme 37.

Zu 10: Siehe ,Teil | - Aligemeine Abwagung®, Pkt. 2.3 ,Allgemei-
ne stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen®, Pkt. 4.3
.verkehr* und Pkte. 5.1 - 5.4 ,Allgemeine Belange zu Immissio-

nen-.

Zu 11: Planerische Leitlinien und Projekte werden nicht bindend
durch Birgerabstimmung oder durch vielfaltige Blrgerinnen- und
Blrgermeinung entschieden, sondern unterliegen der Abwagung
zahlreicher Belange. Uber den Masterplan und das Hafenforum
ist eine qualifizierte Abwagung auch alternativer Nutzungen fur
den Standort erfolgt, tGber den politischen Beschluss zum Mas-
terplan und den Aufstellungsbeschluss zum VBP Nr. 535 durch
den Rat der Stadt als reprasentatives Gremium fur alle Burgerin-
nen und Blrger in Minster wurden die vorliegenden Entwick-
lungsziele willentlich als alleinige handlungsleitende Grundlage
fur den Standort dokumentiert und festgeschrieben.

Die Auswirkungen des Planvorhabens auf die Verkehrs-, Larm-,
Luftschadstoffsituation sowie auf die Umweltbelange wurden
ausflhrlich und abschlieRend gutachterlich bewertet, geeignete
Minderungs- und Schutzmalinahmen aufgezeigt und planungs-

rechtlich gesichert. Die stadtebauliche Vertraglichkeit der geplan-

ten Einzelhandelsnutzungen in Bezug auf die bestehenden zent-
ralen Versorgungsbereiche wurde gutachterlich bestatigt, eine

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
124

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.2.5

1.2.11

1.2.22

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.138
1.2.139
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Folgende Anregungen/Bedenken werden vorgetragen:

1. Fdr die Ansiedlung eines Einkaufszentrums am Hafen mit ei-
ner Verkaufsflache von 4.900 m? besteht keine Erforderlichkeit,
da die Einzelhandelsstruktur des Stadftteils und der angrenzen-
den Stadftteile sich bewéhrt hat und in jeder Hinsicht ausreichend
ist. (...) Auch das Einzelhandelskonzept stellt hier eine Versor-
gungsquote von 100% fest. Das Erfordernis fiir weitere Verkaufs-
flachen ist somit nicht gegeben. (...)

2. Zudem werden durch die Ansiedlung bisherige Einzelhandel-
angebote in ihrer Existenz bedroht.

3. Durch Verdréngungseffekte wiirde die bislang bestehende
fuBléufige Erreichbarkeit von Einkaufsmaoglichkeiten in gravieren-
der Weise beeintrachtigt werden. (...) Dies kann nicht im Sinne
einer nachhaltigen Stadtplanung sein.

4. Gegen die Planung dieses Einkaufszentrums haben sich 4.500

Menschen mit Unterschrift ausgesprochen.

5. Des Weiteren rege ich an, die Aussagen der Gutachten des
vorhandenen Einzelhandels zu lberprtifen. (...)

Abwiégung

Uberarbeitung des Einzelhandels- und Zentrenkonzeptes der
Stadt Miinster ist in diesem Punkt unbegriindet.

Weitergehend siehe , Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 1.1
+LAllgemeine Belange zu Planverfahren und Gutachten® und Pkt.

2.4 Allgemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen®.

Zu 1: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 3.1 ,Einzelhan-
del”.

Zu 2: Siehe ,Teil | - Alilgemeine Abwagung*, Pkt. 3.2 ,Einzelhan-
del”.

Zu 3: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung*, Pkt. 3.3 ,Einzelhan-
del”.

Zu 4: Siehe ,Teil | - Alilgemeine Abwagung®, Pkt. 1.1 ,Alilgemeine
Belange zu Planverfahren und Gutachten.

Zu 5: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung“ Pkt. 3.4 ,Einzelhan-
del”.

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.7

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.8

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.9

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.21

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.10
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6. Die Verkehrsplanung geht von falschen Voraussetzungen aus.
Schon heute ist der Hansaring als hauptséchliche Zufahrtsstral3e
voll belastet. Es kommt bereits heute - nicht nur zu den Sto3zei-
ten - zu erheblichen Staus. Diese Entwicklung wird verstérkt,
wenn auf Hbhe / Ecke der heutigen Tankstelle am Hansaring
eine Ampelanlage installiert wird. Dies wird zu einem Dauerstau
flihren.

7. Die Belastung durch L&rm und Feinstaub haben nicht nur al-
lein die Anwohner des Hansarings zu tragen, sondern auch die
Anwohner in den derzeit noch verkehrsberuhigten Wohnvierteln
des Hansaring.

8. Die Prognose auf ,Entlastungen* durch den Ausbau der
B51/B481 bis zum Schifffahrter Damm sind als unrealistisch zu
sehen. Fiir die Realisierung dieser Baumallnahme stehen auf
absehbare Zeit keine Mittel zur Verfligung. Die Stral3e (iber das
Gelédnde der Fa. Scheiwe auf der Ostseite des DEK ist eine Pri-
vatstral3e, kein Bestandteil des 6ffentlichen Strallennetzes und
kann folglich nicht als Entlastung fiir den Hansaring herangezo-
gen werden.

9. Die Verkehrsuntersuchung wurde durch den Investor finan-

ziert. Hierin sehe ich eine eklatante Gefahr der Interessenverqui-
ckung des Auftraggebers mit den Ergebnissen des Gutachtens.

10. Ich rege an,

- auf die Planung eines weiteren Einkaufscenters der Fa. Stroet-
mann zu verzichten

- das Gelande fiir den Bau von preiswertem Wohnraum zu nut-
zen und das bestehende Postgebéude zu erhalten und zu Wohn-

Abwiégung

Zu 6: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 4.1 und 4.5
Lverkehre.

Zu 7: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 5.4 ,Allgemeine
Belange zu Immissionen®.

Zu 8: Siehe ,Teil | - Alilgemeine Abwagung®, Pkt. 4.4 ,Verkehr*.

Zu 9: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 1.2 ,Aligemeine
Belange zu Planverfahren und Gutachten®.

Zu 10: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 2.2 - 2.4 All-
gemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen®, Pkt.
3.1 ,Einzelhandel” sowie , Teil Il - Einzelabwagung®, Pkt. 2.4 der
Stellungnahme 37.

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.2.11

1.2.19

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.26

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.2.16

1.2.17

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.2

Den Anregungen wird
nicht gefolgt.
1.2.6
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raum umzubauen.

Danach soll der liberarbeitete Bebauungsplan erneut éffentlich
ausgelegt werden.

Folgende Anregungen/Bedenken werden vorgetragen:

1. Die Verkehrsplanungen gehen von falschen Voraussetzungen
aus. Schon heute ist der Hansaring als hauptséchliche Zufahrts-
stral3e voll belastet (It. Verkehrsprognose ca. 17.000 Fahrten pro
Tag), und es kommt immer wieder - und das nicht nur zu den
Stol3zeiten, (...) - zu erheblichen und immer wiederkehrenden
Staus. Diese Lage wird sich durch die ausliegende Verkehrs-
prognose zusétzlich erheblich verschérfen.

2. Kfz-Verkehr verursacht massiv Ldrm, gerade wenn - wie vor
meinem Haus neu geplant - vor einer Ampel gehalten, angefah-
ren und abgebogen werden muss. Parkplatzsuchverkehr, Tiren-
schlagen etc. kommt hinzu.

3. Auch die Schadstoffsituation und die damit verbundenen Ge-
sundheitsgefahren - insbesondere durch Feinstdube und Stick-
oxide - werden sich weiter verschérfen. Hier sind wir als direkter
Nachbar des geplanten ,Hafencenters” besonders stark betrof-
fen.

4. Diese Entwicklung wird sich verstérken, wenn die geplante
Ampelanlage installiert wird. Hier ist mit einer erheblichen Dau-
erstausituation auf dem Hansaring zu rechnen. Fiir mein Haus
wirde dies zudem bedeuten:

- Erschwerte Einfahrt auf die private Parkflache vor meinem
Haus. (...) Ausfahrt auf den Hansaring nur noch schwer und unter
Gefahren fiir einen selbst und den flieBenden Verkehr méglich

- Beeintréachtigung der gesamten Verkehrssituation

Abwiégung

Zu 1: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 4.1 und 4.3
.verkehre.

Zu 2: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 6.2 und 6.3
»ochallimmissionen®.

Zu 3: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung*, Pkte. 5.1 - 5.4 ,All-
gemeine Belange zu Immissionen“ und Pkt. 7.1 ,Luftschadstoffe”.

Zu 4: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 4.5 ,Verkehr®.
DaruUber hinaus sind Beeintrachtigung der Wegebeziehungen und
Verkehrsablaufe im Gebaudevorbereich zum Hansaring durch
ein Aufweiten des StralRenraumes und Heranrlicken der Stralle
an die Gebaude infolge des Kreuzungsneubaus mit Blick auf die
verbleibende Gehwegbreite einschliel3lich Radweg von rd. 6,00
m ebenfalls nicht gegeben. Der Kreuzungsneubau entspricht
uneingeschrankt den MaRRgaben der RASt06 der Forschungsge-

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.11

Der Hinweis wird zur
Kenntnis genommen -
eine Beschlussfassung
eriibrigt sich.

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.30

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.2.19

1.2.140
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- Durch vermehrten Platzbedarf der einzelnen Fahrspuren ndhe-
res Heranrticken der StraBe an mein Haus

Ich halte diese Verkehrsregelung aufgrund der vorgenannten
Punkte fiir nicht akzeptabel, (...)

5. Prognostizierte Entlastungen durch den Ausbau der B51/B481
bis zum Schifffahrter Damm, sind unrealistisch. Fir die Finanzie-
rung dieser BaumalBnahme stehen auf absehbare Zeit keine
Mittel bereit. Die Stral3e (ber das Geldnde der Firma ,,Scheiwe*
auf der Ostseite des Dortmund-Ems-Kanals ist eine Privatstral3e,

kein Bestandteil des 6ffentlichen Strallennetzes und kann folglich

nicht als Entlastung fiir den Hansaring berticksichtigt werden.

6. Das Verkehrsgutachten wurde durch den Investor finanziert.
Darin sehe ich eine deutliche Gefahr der Verquickung von Inte-
ressen des Auftraggebers mit den Ergebnissen des Gutachtens.

7. (...) Die Verkehrsprognose ist unplausibel, Ihre Datengrundla-
gen sind unklar, die Rechengénge nicht nachvollziehbar. (...) Sie

sind schon deshalb fehlerhaft und werden zuriickgewiesen.

8. In naher Zukunft ist gerade fiir mein Haus mit gesundheits-

und damit grundrechtsrelevanten Larmbelastigungen zu rechnen.

Die Stadt hat als Teil des Staates zuvorderst dafiir zu sorgen,
dass der Grundrechtsschutz garantiert wird. Sie will dem nach-
kommen, indem sie im Plangebiet selbst teils passiven Schall-
schutz festsetzt. Das gilt aber nur fiir das Plangebiet selbst. Flir
mein Haus, was der gréf3ten Belastung ausgesetzt ist, erfolgt
jedoch kein Schutz, da es nicht Teil des Plangebietes ist.

Abwiégung

sellschaft fir Stralen und Verkehrswesen.

Zu 5: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 4.4 ,Verkehr“.

Zu 6: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 1.2 ,Aligemeine
Belange zu Planverfahren und Gutachten®.

Zu 7: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 4.2 ,Verkehr®.

Zu 8: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 5.1 - 5.4 ,All-
gemeine Belange zu Immissionen® sowie Pkte. 6.1 und 6.4
»ochallimmissionen®.

Anmerkung: Die Gebaude/Fassaden, fir die die Anspruchsvo-
raussetzungen auf passive Ausgleichsmalinahmen tber den
baulichen Eingriff in den Hansaring bzw. auf freiwillige Larmmin-
derungsmalinahmen durch den Vorhabentrager gegeben sind,
sind dem schalltechnischem Bericht Nr. LL5683.2/02 und der
Erganzung vom 31.03.2015 bzw. dem Schalltechnischen Be-

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.2.16

1.2.17

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.2

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.12

Dem Belang nach passi-
vem Schallschutz auch
auBerhalb des Plangebie-
tes wird teilweise gefolgt -
der Anregung im Ubrigen
wird nicht gefolgt.

1.2.24

1.2.27

1.2.28
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9. Neben der Larmbeléstigung ist fiir mein Haus durch das er-
héhte Verkehrsaufkommen zusétzlich mit einer Erhéhung der
Feinstaubbelastung zu rechnen. Demnach kann davon ausge-
gangen werden, dass fiir die Luftschadstoffe die gesetzlichen
Héchstgrenzen nicht eingehalten werden kbénnen.

10. Das Bauvorhaben mit der geplanten Tiefgarage greift in den
Grundwasserspiegel ein. Dies kann zu massiven Nachteilen fiir
mein Haus flihren, wie plétzlich ansteigendes Wasser, Vernés-
sung oder auch das Gegenteil Austrocknen. Hierdurch kénnen
erhebliche Bauschaden provoziert werden, die schlechtesten falls
die Standsicherheit meines Geb&udes in Frage stellen kbnnen.

11. Durch die geplante strikte Trennung von Einkaufscenter
(Stroetmann-Gelédnde) und Wohnbebauung (altes Osmo-
Gelénde) wird eine einmalige Chance zur ganzheitlichen Uber-
planung des gesamten Areals verwirkt. Stddtebaulich wiirde es
sich geradezu anbieten, das an den Peripherien des Areals so-
wohl zur Nordseite (Hansaring) als auch zur Ostseite (Schiller-
stral3e) ausschliel3lich Wohnbebauung und in der Mitte und Rich-
tung Siiden (Hafenweg) eine Mischnutzung bestehend aus Woh-
nen, Einkaufen und kultureller Nutzung verwirklicht werden wiir-
de. Zudem wiirde das eine intelligentere Wegefiihrung und ver-
besserte Griinnutzung eréffnen. Den jetzigen Besitzverhéltnissen
spricht dies entgegen, die zustédndigen stadtischen Gremien soll-

Abwiégung

richt Nr. LL5683.4/01 vom 23.04.2015 der ZECH Ingenieurge-
sellschaft mbH Lingen zu entnehmen, die Regelungen dazu sind
in § 21 des Durchfuhrungsvertrags zum VBP Nr. 535 niederge-
legt (Auflistung s.a. ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 6.4
»Schallimmissionen)®.

Zu 9: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 5.1 - 5.4 ,All-
gemeine Belange zu Immissionen® sowie Pkte. 7.1 und 7.2
~Luftschadstoffe®.

Zu 10: Siehe ,Teil | - Alilgemeine Abwagung®, Pkt. 9.1 ,Grund-
wasser”.

Zu 11: Um dem strukturellen Wandel im Bereich der Mlnsteraner
Stadthafen aktiv zu begegnen und eine geordnete stadtebauliche
Entwicklung sicherzustellen hat in Ausibung ihrer gemeindlichen
Planungshoheit und im Auftrag des Rates die Verwaltung der
Stadt Miinster einen Masterplan ,Stadthafen Minster® erarbeitet
und Uber diverse Informations- und Beteiligungsverfahren in die
offentliche Diskussion gestellt. Nach einem Anpassungsprozess
unter Beteiligung der Burger/-innen wurden die Entwicklungsziele
des Masterplans durch politische Beschllsse als handlungslei-
tende Grundlage fir die vorbereitende und verbindliche Bauleit-
planung mehrheitlich beschlossen. Die vorgetragene Anregung
suggeriert eine einseitige Planungsabsicht abseits gemeindlicher

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.30

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.35

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.141
1.2.142
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ten eingreifen, Méglichkeiten im Sinne der Allgemeinheit erarbei-
ten und den Grundstlicksbesitzern durch intelligente Lésungsan-
sétze, wie z.B. Grundstlickstausch die Voraussetzungen eroff-
nen, eine fiir die Stadt und das Ostviertel einmalige und vorteil-
hafte Situation zu erméglichen unter Beibehaltung der eigenen
Interessen.

Abwiégung

Entwicklungsziele, dies wird als nicht zutreffend zuriickgewiesen.
Das Planvorhaben entspricht in vollem Umfang den dokumentier-
ten Entwicklungszielen und Beschlissen fir den Standort. Ein
,Eingreifen’ stadtischer Gremien ist unbegriindet, eine Neulber-
planung entgegen den beschlossenen Entwicklungszielen wirde
dem Erfordernis einer kommunalen Planungssicherheit bei der
wichtigen Umstrukturierung der Stadthafen entgegenstehen und
den laufenden Planungs- und Entwicklungsprozess auch der
angrenzenden Planbereiche empfindlich stéren.

Im Gegensatz zu den Ausfiihrungen in der Anregung sieht das
Planvorhaben eine gemischte Nutzungsstruktur vor. Entgegen
den bisherigen Bestandsstrukturen sind vielfaltige neue Wegebe-
ziehungen auch in das benachbarte Wohnprojekt ,Neuhafen’
zukunftig moéglich.

Projekt- und damit investorenbezogene Planungsverfahren sind
gangige Praxis bundesweit und in Miinster und im BauGB veran-
kert. Insbesondere bei stddtebaulichen Grol3projekten ist heute
eine Umsetzung von Planungsideen ohne Investoren nicht denk-
bar (vgl. auch Entwicklungen und Umstrukturierungen in der
Muinsteraner Altstadt). Mit der Umsetzung des Projektes und dem
Vorhabenbezug werden nicht einseitig Investoreninteressen be-
dient und die Stadt verliert weder ihre Einflussnahme noch ihre
kommunale Planungshoheit. Dabei ist die Eigentimerstruktur fur
die Festlegung der Planungsinhalte und -ziele nicht entschei-
dend. Der Vorhabentrager setzt unabhangig von den Aspekten
Nutzungsmischung, 6ffentliches Parken und nachhaltige Optimie-
rung des Einkaufsangebotes ein mit den Zielrichtungen der Stadt
kongruentes Planungsziel projektgerichtet um.

Beschlussvorschlag
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Abwiégungsinhalt

12. Ich rege an,

- auf die Planung des E-Centers der Firma Stroetmann in vorlie-
gender Form zu verzichten

- Auf die Planung einer neuen Ampelanlage im Bereich der heu-
tigen Tankstelle bzw. meines Hauses zu verzichten

- das gesamte Areal inklusive des Osmo-Geldndes wie in Punkt 4
(Anmerkung: hier Pkt. 11) neu zu liberplanen

Danach sollte der (iberarbeitete Bebauungsplan erneut 6ffentlich
ausgelegt werden.

Folgende Anregungen/Bedenken werden vorgetragen:

1. Die Verkehrsplanungen gehen von falschen Voraussetzungen
aus. Schon heute ist der Hansaring als hauptséchliche Zufahrts-
stral3e voll belastet und es kommt bereits heute - nicht nur in den
StoRzeiten - zu erhebliche Staus, da laut ausliegender Verkehrs-
prognose ca. 3.900 Kfz-Fahrten pro Tag hinzukommen werden.
Hier ist auf dem Hansaring dann mit einem Dauerstau in beiden
Richtungen zu rechnen.

2. Dieser Dauerstau wird sich ebenfalls auf die Kreuzung Albers-
loher Weg / Hansaring auswirken, die fiir mich als Bewohner der
Bremer Stralle somit nur noch sehr schwierig zu befahren sein
wird. Die Uberquerung der Kreuzungen wird in meinen Augen
insbesondere in Stol3zeiten fast unmdglich.

Bereits heute staut sich der Verkehr (...) bis vor meiner Haustir
auf der Bremer Stral3e. Das Hafencenter wird zusétzliche Fahr-

Abwiégung

Weitergehend siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 1.1
+1Allgemeine Belange zu Planverfahren und Gutachten“ und Pkte.
2.1 - 2.4 ,Allgemeine stadtebauliche Belangen / alternative Nut-
zungen® sowie , Teil Il - Einzelabwagung®, Pkt. 2.4 der Stellung-
nahme 37.

Zu 12: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 2.4 ,Aligemei-
ne stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen® und Pkte. 4.5
und 4.7 ,Verkehr* sowie Abwagung zu Pkt. 11 dieser Stellung-
nahme.

Zu 1: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 4.1 - 4.3 ,Ver-
kehr".

Zu 2: Gemal vorliegenden Verkehrsgutachten zum VBP Nr. 535
liegt die DTV Belastung in der Bremer Straf3e im Anschlusspunkt
zum Kreuzungsbereich Albersloher Weg/Hansaring zum Zeit-
punkt der Inbetriebnahme des Hafencenters im Jahr 2018 in der
Betrachtung mit und ohne Planvorhaben bei jeweils 8.000
Kfz/24h. Auswirkungen des Planvorhabens auf die Verkehrsbe-
lastung in der Bremer Straf3e sind demnach allenfalls gering und

Beschlussvorschlag

Den Anregungen wird
nicht gefolgt.
1.2.142

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.2.11

1.2.19

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.2.11

1.2.19
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Stellung- Abwiégungsinhalt Abwiégung Beschlussvorschlag
nahme Nr.
ten anziehen (warum allerding nur 1.377 Kfz-Neuverkehre ange- | unterhalb der Nachweisgrenze. Der Vortrag einer weiteren Erho-
nommen werden, ist mir unversténdlich), Was die Stauung an der | hung der Staubelastung in der Bremer Stralle infolge des Plan-
eben benannten Kreuzung noch verstérken wird. Somit erschwert | vorhabens ist unbegriindet und wird zurlckgewiesen.
sich die Querung der Kreuzung weiter.
Weitergehend siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 4.1 -

4.3 ,Verkehr*.
3. Prognostizierte ,,Entlastungen® durch den Ausbau der Zu 3: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 4.4 ,Verkehr*. Der Anregung wird nicht
B51/B481 bis zum Schifffahrter Damm, sind unrealistisch. Fiir die gefolgt.
Finanzierung dieser BaumalBnahme stehen auf absehbare Zeit 1.2.16
keine Mittel bereit. Die Stral3e liber das Geldnde der Firma 1.2.17

~Scheiwe” auf der Ostseite des DEK ist eine Privatstral3e, kein
Bestanditeil des &ffentlichen Stralennetzes und kann folglich
nicht als Entlastung fiir den Hansaring ber(icksichtigt werden.

4. Das Verkehrsgutachten wurde durch den Investor finanziert. Zu 4: Siehe ,Teil | - Alilgemeine Abwagung®, Pkt. 1.2 ,Aligemeine | Der Anregung wird nicht
Darin sehe ich eine deutliche Gefahr der Verquickung von Inte- Belange zu Planverfahren und Gutachten®. gefolgt.

ressen des Auftraggebers mit den Ergebnissen des Gutachtens. 1.2.2

5. (...) Die Verkehrsprognose ist unplausibel, ihre Datengrundla- | Zu 5: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 4.2 ,Verkehr*. Der Anregung wird nicht

gen sind unklar, die Rechengénge nicht nachvollziehbar. (...) Sie gefolgt.
sind schon deshalb ebenfalls fehlerhaft und werden zuriickge- 1.2.12
wiesen.

6. Ich halte die Planung flir ein Einkaufszentrum in dieser Gr6Be | Zu 6: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 2.2 ,Allgemeine | Der Anregung wird nicht

fuir nicht erforderlich. Weitere groB3fldchige Einkaufsmdglichkeiten | stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen® und Pkt. 3.1 - gefolgt.
werden dort nicht benétigt. Ein grolRer Verbrauchermarkt befindet | 3.3 ,Einzelhandel. 1.24
sich keine 100 m entfernt auf der anderen StralBenseite des Han- 1.2.7
sarings. Ein Discounter befindet sich 50 m in die andere Rich- 1.2.8
tung. Was tatséchlich benétigt wird, sind bezahlbare und éffent- 1.2.9

lich nutzbare Flachen fiir kulturelle und kreative Aktivitdten. Die
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136

Abwiégungsinhalt

Grél3e des Einkaufszentrums fiihrt in meinen Augen zu einem
Aussterben von Einzelhdndlern auf der Wolbecker Stral3e, das
einkaufen zu Ful’ wiirde flir mich erheblich schwieriger werden,

().

7. Ich rege daher an, die Planung des ,Hafencenters” insbeson-
dere in den Punkten Verkehr und Einzelhandel noch einmal
grundlegend zu (berpriifen, um die von mir genannten Bedenken
entsprechend zu bertcksichtigen.

Folgende Anregungen/Bedenken werden vorgetragen:

1. Das gesamte Planvorhaben ist in diesem Umfang nicht erfor-
derlich. Zahlreiche Einkaufsmdéglichkeiten (Rewe, Penny) befin-
den sich bereits am Hansaring. (...) Zudem sind in ndchster Ndhe
(kleinere) Einzelhandelsgeschéfte an der Wolbecker Stral3e, die
durch die Existenz eines so gro8en Zentrums sicherlich in Be-
dréngnis kémen.

2. Das geplante Einkaufszentrum wird sich unmittelbar auf die
Lebensqualitat in den bereits bestehenden und angrenzenden
Wohngebieten (...) negativ auswirken. {(...)

- Verkehrsbelastung: (...) Man muss in den Wohngebieten mit
Riickstaus rechnen; auch steigt das Unfallrisiko.

- Ldrmbelastung: Das gestiegene Verkehrsaufkommen wird mehr
L&rm verursachen. Auch die Schadstoffsituation und die damit
verbundenen Gesundheitsgefahren werden sich in den anliegen-
den Wohngebieten weiter verschérfen.

- Verkehrsanalyse: Die értliche Verkehrs- und damit Ldrm- und
Schadstoffbelastung ist bereits jetzt sehr hoch. Die Belastung
durch die Baustellen B51 und Kanalerweiterung kénnen im Um-
fang noch gar nicht abgeschétzt werden.

Abwiégung

Zu 7: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 1.2 ,Allgemeine
Belange zu Planverfahren und Gutachten®, Pkt. 3.4 ,Einzelhan-
del“ und Pkt. 4.2 ,Verkehr® sowie ,Teil Il - Einzelabwagung®, Pkt.
11 der Stellungnahme 23.

Zu 1: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung*, Pkte. 3.1 und 3.2
,Einzelhandel”.

Zu 2: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 2.3 ,Allgemeine
stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen®, Pkte. 4.1 -4.7
.verkehr®, Pkt. 5.4 ,Allgemeine Belange zu Immissionen®, Pkt.
7.1 Luftschadstoffe sowie ,Teil Il - Einzelabwagung®, Pkt. 3 der
Stellungnahme 89.

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.120

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.2.7

1.2.8

Den Anregungen wird
nicht gefolgt.

1.2.5

1.2.11

1.2.20

1.2.21

1.2.22

1.2.26

1.2.30

1.2.129
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Abwiégungsinhalt

3. Die Stadt hat in ihrer eigenen Publikation ,Wohnstandort-
Entwicklung Miinster” des Amtes fiir Stadtentwicklung, Stadtpla-
nung und Verkehrsplanung vom Oktober 2010 der Gewinnung
von bezahlbarem und lebenswertem Wohnraum héchste Prioritét
eingerdumt. (...)

Die den Bebauungsplan betreffenden Flachen wiirden sich fiir
die Schaffung von bezahlbarem Wohnraum eignen. Das gesamte
Viertel beginnt den Charakter einer kulturellen/kreativen Gegend
zu erhalten (...) Eine andere ,kreative® Nutzung der Osmo-Hallen
oder auch des Postgebéudes erscheint viel passender und wiirde
sich homogener in den Charakter des Viertels einfiigen. Ein gro-
Ber Einkaufskomplex wird die bisherige Entwicklung eines leben-
digen, sozialen und &ffentlichen neuen Stadtteils verhindern. {(...)
Als Bewohner des Hansaviertels erscheint mir - statt der Errich-
tung eines Einkaufszentrums - die Erarbeitung eines neuen. an-
deren Konzepts sinnvoll, das bezahlbaren Wohnraum, éffentliche
Griinflachen und Kulturangebot miteinander verbindet und damit
Miinster auch weiterhin ,lebenswert“ macht.

Folgende Anregungen/Bedenken werden vorgetragen:

1. Die Ansiedlung eines Einkaufszentrums am Hafen mit einer
Verkaufsfldche von 4.900 m? ist nicht erforderlich, da die Einzel-
handelsstruktur des Stadftteils und der angrenzenden Staditeile
bewéhrt und in jeder Hinsicht ausreichend ist. (...) Auch das Ein-
zelhandelskonzept stellt hier eine Versorgungsquote von 100%
fest. Das Erfordernis fiir weitere Verkaufsfldchen ist nicht gege-
ben. (...)

2. Durch die Ansiedlung werden zudem bisherige Einzelhandels-
angebote in ihrer Existenz bedroht.

Abwiégung

Zu 3: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 2.2 - 2.4 ,All-
gemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen® sowie
»1eil ll - Einzelabwagung®, Pkt. 2.4 der Stellungnahme 37.

Zu 1: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung*, Pkt. 3.1 ,Einzelhan-
del”.

Zu 2: Siehe ,Teil | - Alilgemeine Abwagung*, Pkt. 3.2 ,Einzelhan-
del”.

Beschlussvorschlag

Den Anregungen wird
nicht gefolgt.

1.2.4

1.2.6

1.2.53

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.7

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.8
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3. Durch Verdrédngungseffekte wiirde die bislang bestehende
fuBldufige Erreichbarkeit von Einkaufsmdéglichkeiten in erhebli-
cher Weise beeintréchtigt werden. {(...)

4. Meiner Meinung nach stellt das Alternativkonzept der Hafen-
vereine einen sehr ordentlichen Kompromiss zwischen weiterer
Einkaufsméglichkeit und neuem Wohnraum dar. Eine Zweigstelle
des Wochenmarkts in Form des alten Hafenmarkts in den Osmo-
hallen oder eines Bauern- / Biomarktes wiirde dem Viertel viel-
mehr gerecht werden und ebenso die Versorgung - vor allem
qualitativ - ergénzen.

5. 4.500 Menschen haben sich mit ihrer Unterschrift gegen die
Planung fiir dieses Einkaufszentrum ausgesprochen.

6. Im Ubrigen rege ich an, die Aussagen der Gutachter zur Be-
eintréchtigung des vorhandenen Einzelhandels zu (berpriifen.

(...)

7. Die Verkehrsplanungen gehen von falschen Voraussetzungen
aus. Schon heute ist der Hansaring als hauptsédchliche Zufahrts-
stral3e voll ausgelastet/belastet und es kommt bereits heute -
nicht nur in den Sto8zeiten - zu erheblichen Staus. Diese Ent-
wicklung wird sich verstérken, wenn auf der Héhe/Ecke der heu-
tigen Tankstelle am Hansaring eine Ampelanlage installiert wird.

8. Die Belastungen durch Larm, CO? und Feinstaub haben nicht
allein die Anwohnerinnen des Hansarings zu tagen, sondern
auch die Menschen in den derzeit noch verkehrsberuhigten
Wohnvierteln beiderseits des Hansarings.

Abwiégung

Zu 3: Siehe ,Teil | - Alilgemeine Abwagung*, Pkt. 3.3 ,Einzelhan-
del”.

Zu 4: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 2.2 - 2.4 ,All-
gemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen®, Pkt.
3.1 ,Einzelhandel” sowie , Teil Il - Einzelabwagung®, Pkt. 2.4 der
Stellungnahme 37, Pkt. 2.3 der Stellungnahme 462 und Pkt. 2.1
der Stellungnahme 230.

Zu 5: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 1.1 ,Aligemeine
Belange zu Planverfahren und Gutachten®.

Zu 6: Siehe ,Teil | - Alilgemeine Abwagung*, Pkt. 3.4 ,Einzelhan-
del”.

Zu 7: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 4.1 und 4.5
Lverkehre.

Zu 8: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 5.4 ,Aligemeine
Belange zu Immissionen®.

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.9

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.2.53

1.2.84

1.2.112

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.21

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.10

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.2.11

1.2.19

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.26
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9. Prognostizierte ,,Entlastungen” durch den Ausbau der
B51/B481 bis zum Schifffahrter Damm, sind unrealistisch. Fiir die
Finanzierung dieser BaumalBnahme stehen auf absehbare Zeit
keine Mittel bereit. Auch ist unklar ob die bisherigen Planungen
der Klage vor dem Oberverwaltungsgericht standhalten. Sollten
die Klagen nicht abgewiesen werden, muss es zu einem neuen
Planungsprozess kommen, der von neuer langfristiger Dauer
sein kann. Die Stral8e Uber das Geldnde der Firma ,Scheiwe” auf
der Ostseite des DEK ist eine Privatstral3e, kein Bestandteil des
offentlichen StralBennetzes und kann folglich nicht als Entlastung
ftir den Hansaring berticksichtigt werden.

10. Das Verkehrsgutachten wurde durch den Investor finanziert.
Darin sehe ich eine deutliche Gefahr der Uberschneidung der
Interessen des Auftraggebers mit den Ergebnissen des Gutach-
tens.

11. Der vorgelegte Planentwurf begegnet in mehrfacher Hinsicht
rechtlichen und tatséchlichen Bedenken. Der Entwurf geht vor
allem an den Wiinschen der direkten und indirekten Bewohner
des Hansa-/Hafen- und Erphoviertels vorbei. (...) Bauernmarkt
wiirde zudem das Profil und den Charme des Viertels weiter er-
héhen (...) Ein Projekt wie das geplante E-Center ist dagegen
absolut austauschbar und (...) iberfliissig.

12. Ich rege an,

- auf die Planung eines weiteren E-Centers der Firma Stroet-
mann zu verzichten,

- das Gelénde fiir den Bau von preiswertem Wohnraum zu nut-

Abwiégung

Zu 9: Siehe ,Teil | - Alilgemeine Abwagung®, Pkt. 4.4 ,Verkehr*.

Zu 10: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 1.2 ,Aligemei-
ne Belange zu Planverfahren und Gutachten®.

Zu 11: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 1.1 ,Aligemei-
ne Belange zu Planverfahren und Gutachten®, Pkte. 2.2 - 2.4
~2Allgemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen®,
Pkt. 3.1 ,Einzelhandel“ sowie ,Teil Il - Einzelabwagung®, Pkt. 2.4
der Stellungnahme 37.

Zu 12: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 2.2 - 2.4 All-
gemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen®, Pkt.
3.1 ,Einzelhandel” sowie ,Teil Il - Einzelabwagung®, Pkt. 2.4 der
Stellungnahme 37.

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.2.16

1.2.17

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.2

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.21

1.2.5

1.2.6

1.2.7

1.2.53

1.2.103

Den Anregungen wird
nicht gefolgt.
1.2.6
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zen und das bestehende Postgebéude zu erhalten und z.T. zu
Wohnraum umzubauen,

(...) Danach sollte der liberarbeitete Bebauungsplan erneut 6f-
fentlich ausgelegt werden.

13. - zu priifen inwieweit die Vorschldge bzw. das Alternativkon-
zept der Hafenvereine (...) umsetzbar und vor allem flir das gan-
ze Viertel vertraglicher ist.

14. - den alten Hafenmarkt / Bauernmarkt aus den Osmo-Hallen
in einer der Osmo-Hallen, auf dem Geldnde der Post, im Spéne-
bunker wiederzubeleben.

Abwiégung

Zu 13: Die Auswirkungen des Planvorhabens auf die Verkehrs-,
Larm- und Luftschadstoffsituation sowie auf die Umweltbelange
sind umfassend und abschlieBend gutachterlich untersucht wor-
den und ist die Vertraglichkeit des Vorhabens in der Abwagung
stadtebaulicher Belange und der Belange zum Gesundheits-
schutz innerhalb gesicherter Minderungs- und Schutzmafnah-
men gewahrleistet. Mit dem Planvorhaben wird den formulierten
Entwicklungszielen des Masterplans ,Stadthafen Minster und
den BeschlUssen zur Umsetzung der Ziele in die vorbereitende
und verbindliche Bauleitplanung uneingeschrankt entsprochen.
Eine Neulberplanung entgegen den beschlossenen Entwick-
lungszielen ist unbegriindet und wiirde dem Erfordernis einer
kommunalen Planungssicherheit bei der wichtigen Umstrukturie-
rung der Stadthafen entgegenstehen und den laufenden Pla-
nungs- und Entwicklungsprozess auch der angrenzenden Plan-
bereiche empfindlich storen.

Weitergehend siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 1.1
Allgemeine Belange zu Planverfahren und Gutachten®, Pkt. 2.4
»Allgemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen*
sowie ,Teil Il - Einzelabwagung®, Pkt. 2 der Stellungnahme 29
und Pkt. 2.2 der Stellungnahme 230.

Zu 14: Die vorgetragene Anregung entspricht nicht den Nut-
zungszielen fur den Vorhabenstandort bzw. liegen die benannten
Flachen aulRerhalb des Geltungsbereiches des vorhabenbezoge-

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.143

Der Anregung wird nicht
gefolgt bzw. betrifft die
Anregung Aspekte auBer-
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Folgende Anregungen/Bedenken werden vorgetragen:

1. Ich befiirchte durch die Planung des Einkaufszentrums zusétz-
liche Belastungen mit Verkehrsldrm und Emissionen wie Luft-
Schadstoffe, die durch den Kfz-Verkehr hervorgerufen werden,
der mit dem Einkaufszentrum entsteht. Des Weiteren schlégt die
Stadtverwaltung dem Rat der Stadt Miinster eine ,Sozialgerechte
Bodennutzung fiir Miinster” vor(...). Die dort genannten Ziele wie
LStadt flir alle” und ,, fiir Miinster als Stadt im Gleichgewicht, die
fur junge Familien und Senioren, fiir Studierende und Erwerbstéa-
tige, fiir Mieter, Eigentiimer und Investoren gleichermal3en attrak-
tiv ist” stehen im Wiederspruch zu dieser geplanten Bodennut-
zung. In dem Bebauungsplan geht es allein um die Interessen
eines Investors und Verdrdngungswettbewerb, die nicht im Inte-
resse der Anwohner sind.

2. Die Ansiedlung eines Einkaufszentrums am Hafen mit einer
Verkaufsfldche von 4.900 m? ist nicht erforderlich, da die Einzel-
handelsstruktur des Stadftteils und der angrenzenden Staditteile
bewéhrt und in jeder Hinsicht ausreichend ist. (...) Auch das Ein-
zelhandelskonzept stellt hier eine Versorgungsquote von 100%

Abwiégung

nen Bebauungsplans.

Weitergehend siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 2.4
»Allgemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen*

sowie ,Teil Il - Einzelabwagung®, Pkt. 2.1 der Stellungnahme 230.

Zu 1: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 1.1 ,Allgemeine
Belange zu Planverfahren und Gutachten®, Pkt. 2.2 ,Allgemeine
stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen® und Pkte. 5.1
und 5.4 ,Allgemeine Belange zu Immissionen® sowie ,Teil Il -
Einzelabwagung®, Pkt. 2 der Stellungnahme 21.

Das Modell bzw. Konzept ,,Sozialgerechte Bodennutzung in
Munster” bezieht sich auf Projekte der Wohnbaulandentwicklung.
Mit diesem Modell wird bei Wohnbaulandentwicklung ein Maf3-
stab an die Ausweisung von geférdertem und férderfahigem
Wohnraum gesetzt. Ziel des Konzeptes ist es nicht, mit jedweder
Projektentwicklung in Minster eine Wohnbaulandentwicklung zu
erreichen. Inshesondere Projekte an stadtstrukturell und lagebe-
zogen richtiger Stelle dirfen durch dieses Programm nicht ver-
hindert werden.

Ein Widerspruch des Planvorhabens zu einer ausgewogenen
sozialen (Boden-)Nutzung und zu den wohnungspolitischen Ziel-
setzungen der Stadt Minster ist entsprechend nicht gegeben.

Zu 2: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 3.1 ,Einzelhan-
del”.

Beschlussvorschlag

halb des Bebauungspla-
nes fir die sich eine Be-
schlussfassung erubrigt.
1.2.6

1.2.53

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.2.20

1.2.22

1.2.26

1.2.144

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.7
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fest. Das Erfordernis fiir weitere Verkaufsfldchen ist nicht gege-
ben (...)

3. Durch die Ansiedlung werden zudem bisherige Einzelhandels-
angebote in ihrer Existenz bedroht.

4. Durch Verdréngungseffekte wiirde die bislang bestehende
fuBBldufige Erreichbarkeit von Einkaufsmdéglichkeiten in erhebli-
cher Weise beeintrachtigt werden. {(...)

5. 4.500 Menschen haben sich mit ihrer Unterschrift gegen die
Planung fiir dieses Einkaufszentrum ausgesprochen.

6. Im Ubrigen rege ich an, die Aussagen der Gutachten zu Beein
trachtigung des vorhandenen Einzelhandels zu liberpriifen. (...)

7. Die Verkehrsplanungen gehen von falschen Voraussetzungen
aus. Schon heute ist der Hansaring als hauptséchliche Zufahrts-
stral3e voll belastet und es kommt bereits heute - nicht nur in den
StolRzeiten - zu erheblichen Staus. Diese Entwicklung wird sich
verstérken, wenn auf der Héhe/Ecke der heutigen Tankstelle am
Hansaring eine Ampelanlage installiert wird. Hier ist mit einem
Dauerstau zu rechnen.

8. Die Belastungen durch Larm, CO? und Feinstaub haben nicht
allein die Anwohnerinnen des Hansarings zu tagen, sondern
auch die Menschen in den derzeit noch verkehrsberuhigten
Wohnvierteln beiderseits des Hansarings.

Abwiégung

Zu 3: Siehe ,Teil | - Alilgemeine Abwagung*, Pkt. 3.2 ,Einzelhan-
del”.

Zu 4: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung*, Pkt. 3.3 ,Einzelhan-
del”.

Zu 5: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 1.1 ,Aligemeine
Belange zu Planverfahren und Gutachten®.

Zu 6: Siehe ,Teil | - Alilgemeine Abwagung*, Pkt. 3.4 ,Einzelhan-
del”.

Zu 7: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 4.1 und 4.5
Lverkehre.

Zu 8: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 5.4 ,Aligemeine
Belange zu Immissionen®.

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.8

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.9

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.21

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.2.10

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.2.11

1.2.19

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.26
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nahme Nr.

9. Prognostizierte ,Entlastungen® durch den Ausbau der Zu 9: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 4.4 ,Verkehr®. Der Anregung wird nicht
B51/B481 bis zum Schifffahrter Damm, sind unrealistisch. Fr die gefolgt.

Finanzierung dieser BaumalBnahme stehen auf absehbare Zeit 1.2.16

keine Mittel bereit. Die Stral3e Uiber das Gelédnde der Firma 1.217

~Scheiwe” auf der Ostseite des DEK ist eine Privatstral3e, kein
Bestanditeil des &ffentlichen Stralennetzes und kann folglich
nicht als Entlastung fiir den Hansaring berticksichtigt werden.

10. Das Verkehrsgutachten wurde durch den Investor finanziert. | Zu 10: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 1.2 ,Aligemei- | Der Anregung wird nicht

Darin sehe ich eine deutliche Gefahr der Verquickung der Inte- ne Belange zu Planverfahren und Gutachten®. gefolgt.

ressen des Auftraggebers mit den Ergebnissen des Gutachtens. 1.2.2

11. Auf lange Sicht reduzieren sich die Frei- und Griinflichen im | Zu 11: Der Ausbau des Dortmund-Ems-Kanals ist eine Bun- Der Anregung wird nicht
Osten der Stadt Miinster. Ursache ist die fortschreitende Liicken- | deswasserstraRenmallnahme und durch die Stadt Munster nur gefolgt.

bebauung um den Hafen, als auch der Verlust an Griinflichen bedingt zu beeinflussen. Optimierungen dieser Planungen mit 1.2.145

entlang des Dortmund-Ems-Kanals durch beschlossene Verbrei- | Blick auf den kanalnahen Erholungs- und Frei(zeit)raum, die die
terung. Als Ausgleich zu dieser Griinflachenreduzierung sollte die | Befuirchtungen der Anregung mildern, wurden soweit als méglich
ausgewiesene Flédche genutzt werden, und ein naturnahes Nut- | von der Stadt Minster und bis heute von der Wasserstralenver-
zungskonzept (...) entwickelt werden. (...) waltung stetig eingefordert. Flachenverluste werden in Nahe des
Projektes Hafencenter nicht zu Lasten der Kanalwestseite gehen.

Die angesprochenen Freiflachen bzw. ,Licken um den Hafen*
waren und sind private Baulandflachen und stehen fiir eine 6f-
fentliche Nutzung nicht zur Verfiigung. Darliber hinaus scheidet
die Zielrichtung einer Griin- und/oder Freiflache auf einer vormals
gewerblich genutzten Innenstadtflache anstatt des Projektes
Hafencenter - unabhangig von der Sinnhaftigkeit der Innenent-
wicklung in dieser stadtrdumlich zentralen Lage — in der Abwa-
gung aus stadtwirtschaftlichen Griinden aus. Trotz hoher bauli-
cher Verdichtung im dstlichen Innenstadtbereich sind stadtquar-
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164

Abwiégungsinhalt

12. Ich rege an,

- auf die Planung eines weiteren E-Centers der Firma Stroet-
mann zu verzichten, stattdessen eine Alternativplanung auf dem
Gelédnde zu verwirklichen, die eine Markthalle vorsieht, in der {(...)
regionale Produkte direkt vermarktet werden kénnen. Damit wird
das Angebot an Lebensmitteln im Quartier tatsédchlich verbessert.
- Planung einer 6ffentlichen Griinflichenanlage mit einem Natur-
nahen Nutzungskonzepit, (...)

- Das Gelénde fiir den Bau von preiswertem Wohnraum zu nut-
zen und das bestehende Postgebéude zu erhalten und zu Wohn-
raum umzubauen.

Danach sollte der liberarbeitete Bebauungsplan erneut 6ffentlich
ausgelegt werden.

Folgende Anregung/Bedenken wird vorgetragen:

Namens und im Auftrag von (...) regen wir an, die fiir die Einfahrt
zum Einkaufszentrum vorgesehene Ampel so anzulegen und

Abwiégung

tiersbezogene Platz- und Griinraume, neben dem kanalbeglei-
tenden Freiraum, vorhanden.

Die Planungsziele der Realisierung eines nutzungsgemischten
Projektes mit Schwerpunkt Einzelhandel zur nachhaltigen Siche-
rung der Versorgung des Ostlichen Innenstadtbereiches sowie
erganzenden Dienstleistungs- und Wohnnutzungen gehen den
indirekt vorgeschlagenen Planungszielen einer (reinen) Wohn-
und Spiel- / Griinraumentwicklung an dieser Stelle des Stadtge-
bietes vor und entsprechen den Strukturzielaussagen des Mas-
terplans aus 2011.

Weitergehend siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 2.4
+2Allgemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen®.

Zu 12: Siehe ,Teil | - Alilgemeine Abwagung®, Pkte. 2.2 - 2.4 All-
gemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen®, Pkt.
3.1 ,Einzelhandel” sowie ,Teil Il - Einzelabwagung®, Pkt. 2.4 der
Stellungnahme 37, Pkt. 2.1 der Stellungnahme 230 und Pkt. 10
der Stellungnahme 147.

Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung*, Pkt.4.5 ,Verkehr*.
Die unter Pkt. 4.5 vorgetragene Abwagung betrifft das Gebaude

Beschlussvorschlag

Den Anregungen wird
nicht gefolgt.

1.2.6

1.2.103

1.2.145

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
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nahme Nr.
auch so zu schalten, dass die Erreichbarkeit des Gebéudes Han-
saring Nr. 44-48 unabhéngig von einer méglichen Rotphase je-
derzeit gewéhrleistet ist.

165 Folgende Anregung/Bedenken wird vorgetragen:
(...) Unsere Mandantin ist Eigentiimerin von diversen Grundstii-
cken im Bereich des Stadthafens | im Bereich der Stralle ,Am
Hawerkamp* sowie Industrieweg. Sie betreibt dort auf Grundlage
verschiedener Genehmigungen nach Bundesimmissionsschutz-
gesetz (...) ein Betonwerk (...) Dieser Betrieb befindet sich etwa
1.600 m von dem Bereich entfernt, der Gegenstand des vorha-
benbezogenen Bebauungsplan Nr. 535 ist. Dabei steht zu be-
flirchten, dass in den Wohnungen, die in diesem Bereich vorge-
sehen sind, Gerdusche aus dem Industriebetrieb unserer Man-
dantin hérbar sind. (...) dieser Aspekt ist bei den schalltechni-
schen Berichten nicht berticksichtigt worden. Wir regen an, eine
ergédnzende schalltechnische Untersuchung einzuholen, dass
diese Wohnbebauung durch den Betrieb unserer Mandantin nicht
gestért wird. Dabei muss beriicksichtigt werden, dass im Rahmen
des Bebauungsplangebietes Wohnungen in den Obergeschos-
sen zuléssig sind, die Gerduschimmissionen ausgesetzt sein
kénnen. Um hier Beeintréchtigungen oder Nachteile fiir den ein-
gereichten und ausgelibten Industriebetrieb (...) auszuschlie3en,
halten wir die Einholung ergdnzender Larmgutachten fiir zwin-

Abwiégung

,Hansaring 46-48' gleichermalen, da die gesamte Gebaudeein-
heit Hansaring 44 - 48 Uber eine bestehende Durchfahrt im Be-
reich Hansaring 46-48 erschlossen wird. Mit dem dem VBP Nr.
535 zugrundeliegenden Konzept zum Ausbau und Signalisierung
des Knotenpunktes ,Hansaring/Zufahrt Hafen-Center* wird die
Erreichbarkeit des Gebaudekomplexes bzw. Zu- und Abfahrt
infaus der Durchfahrt gegentiber der Bestandsituation deutlich
verbessert und eine angemessene Erreichbarkeit des Gebaudes
hergestellt. Eine geforderte Unabhangigkeit von einer zuklnftigen
Rotphase ist aus Verkehrssicherheitsgrinden nicht moglich und
auch nicht sinnvoll.

Eine Bewertung konkreter Gewerbelarmimmissionen durch die
Gewerbe- und Industriegebiete in den sudlich angrenzenden
Bereichen wurde nicht durchgefuhrt. Grundsatzlich wurde jedoch
eine Einschatzung der Vorbelastungen durch die stdlich angren-
zenden Gewerbegebiete im Kapitel 4.2 des schalltechnischen
Berichtes Nr. LL5683.2/03 vorgenommen.

Die im Plangebiet zuldssige Wohnbebauung befindet sich in ver-
gleichbaren bzw. groReren Abstdnden zum Betriebsgelande der
Peblso-Betonwerke als die vorhandene Wohnbebauung am
Hafenweg, die mit dem selben Schutzanspruch (Mischgebiet)
ausgewiesen ist. Somit sind die vorhandenen Gewerbe- und
Industriegebiete verpflichtet, im Bereich dieser vorhandenen
Wohnnutzung bereits die Immissionsrichtwerte gemaR TA Larm
einzuhalten. Durch die hier geplante Wohnbebauung ist keine
zusatzliche Einschrankung der zulassigen gewerblichen Nutzung
in Hinblick auf Gewerbelarmimmissionen zu erwarten. Demzufol-
ge kann auf eine detaillierte Erhebung und Bewertung der Ge-
werbelarmsituation durch einzelne Betriebe verzichtet werden.

Beschlussvorschlag

1.2.146

Der Anregung wird nicht

gefolgt.
1.2.147
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167

180

Abwiégungsinhalt

gend geboten.

Folgende Anregung wird vorgetragen:

(...) Im Sinne einer ,lebenswerten Stadt halte ich es flir kontra-
produktiv, das Geldnde Hansaring / SchillerstralBe / Hafenweg /
Dortmunder Stral3e wie vorgesehen zu bebauen. Ich rege daher
die Nutzung als familienfreundliche und lebenswerte Griinfldche
an.

Folgende Anregungen/Bedenken werden vorgetragen:

1. Ein Einkaufszentrum am Hafen ist meiner Meinung nach nicht
erforderlich. Ich bin mit den bisherigen Einkaufsmaéglichkeiten
sehr zufrieden und méchte diese weiterhin nutzen.

2. Aufgrund des Neubaus sehe ich jedoch die Existenz der Ge-

schéfte bedroht.

3. AuBerdem wiirde es fiir mich bedeuten, dass ich einen lédnge-
ren Weg zuriicklegen miisste um einkaufen zu gehen.

Abwiégung

Ferner wurde berlcksichtigt, dass die Vorbelastung bereits die
Immissionsrichtwerte an den nach Stiden ausgerichteten Fassa-
den innerhalb des Planvorhabens nachts am Hafenweg aus-
schopfen darf. Somit wurde hier die Zusatzbelastung durch das
Hafencenter selbst auf einen irrelevanten Zusatzbeitrag an die-
sen Fassadenseiten ausgelegt.

Somit ist im Sinne der TA Larm - selbst bei relevanter Gewerbe-
larmvorbelastung - mit Richtwertausschépfung durch die sudlich
angrenzenden Gewerbelarmimmissionen auszugehen. Damit ist
der Gesamtzusammenhang mit der Gewerbelarmvorbelastung
aus vorhandenen Betrieben sidlich des Hafens ausreichend
bertcksichtigt und in die vorliegenden Betrachtungen einge-
bracht.

Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 2.2 - 2.4 ,Aligemeine
stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen® sowie ,Teil Il -
Einzelabwagung®, Pkt. 2.4 der Stellungnahme 37 und Pkt. 10 der
Stellungnahme 147.

Zu 1: Siehe ,Teil | - Alilgemeine Abwagung*, Pkt. 3.1 ,Einzelhan-
del”.

Zu 2: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 3.2 ,Einzelhan-
del”.

Zu 3: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung*, Pkt. 3.3 ,Einzelhan-
del”.

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.148

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.7

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.8

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
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4. Weiterhin befirchte ich, dass der Neubau zu mehr Verkehr auf
dem Hansaring flihren wird. Bereits jetzt ist es zeitweise sehr voll
dort, was das Uberqueren der StraRe erschwert. Auch der Fein-
staub und L&rm wird vermutlich zunehmen, sodass das Offnen
der Fenster vermutlich sehr stérend sein wird.

5. Bereits jetzt kommt es zu starken Verdnderungen im Hansa-
viertel. Im letzten Jahr musste ich aus meiner Wohnung in der
Emdener StralBe ausziehen, da diese renoviert und modernisiert
wird. Die Mietkosten werden nach dem Umbau immens anstei-
gen, sodass ich es mir nicht mehr leisten kann dort zu wohnen.
(...) Der freie Standort sollte fiir bezahlbare Wohnungen genutzt
statt fiir ein Einkaufscenter, welches meiner Meinung nach nicht
notig ist. Vor allem der Bau von Penthouse Wohnungen wider-
spricht den AuBBerungen der Stadt, bezahlbaren Wohnraum
schaffen zu wollen. Weiterhin ist der Hafen ein Ort, welcher zur
Erholung genutzt wird. Ein riesiges Einkaufscenter wiirde dort
meiner Meinung nach nicht in das Bild passen. An dem freien
Standort kénnten Griinflichen sowie ein Spielplatz geschaffen
werden, sodass der Hafen auch fiir Familienausfilige und als
Erholungsort aufgewertet wird.

6. Ich rege an,

- auf die Planung eines weiteren E-Centers der Firma Stroet-
mann zu verzichten,

- das Gelénde fiir den Bau von preiswertem Wohnraum zu nut-
zen und das bestehende Postgebéude zu erhalten und zu Wohn-
raum umzubauen,

- die Schaffung von Griinflichen um den Hafen als Erholungsort

Abwiégung

Zu 4: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 4.1, 4.3, 4,6
und 4.6 ,Verkehr, Pkt. 5.1 ,Allgemeine Belange zu Immissio-
nen®, Pkt. 6.1 und 6.4 ,Schallimmissionen“ sowie Pkt. 7.1 ,Luft-
schadstoffe”.

Zu 5: Mit dem strukturellen Wandel im Bereich des Stadthafens |
von einem ehemals industriell, gewerblich genutzten Bereich zu
einem gemischten Stadtquartier ist auch eine Aufwertung der
suddstlichen Innenstadt mit Wirkungseffekten ins Hansaviertel
verbunden. Die vorgetragene personliche Wohnsituation ist nicht
aus dem Planvorhaben begriindet und somit nicht Gegenstand
der Abwagung.

Weitergehend siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 2.2
und 2.4 ,Allgemeine stadtebauliche Belange / alternative Nut-

zungen®, Pkt. 3.1 ,Einzelhandel” sowie ,Teil Il - Einzelabwagung®,

Pkt. 2.1 der Stellungnahme 33, 121, 320, 334 und Pkt. 10 der
Stellungnahme 147.

Zu 6: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 2.2 - 2.4 ,All-
gemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen®, Pkt.
3.1 ,Einzelhandel” sowie ,Teil Il - Einzelabwagung®, Pkt. 2.4 der
Stellungnahme 37 und Pkt. 10 der Stellungnahme 147.

Beschlussvorschlag
1.2.9

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.2.2

1.2.11

1.2.20

Den Anregungen wird
nicht gefolgt.

1.2.4

1.2.6

1.2.7

Den Anregungen wird
nicht gefolgt.
1.2.6
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185

Abwiégungsinhalt

aufzuwerten.

Danach sollte der (iberarbeitete Bebauungsplan erneut éffentlich
ausgelegt werden.

Folgende Anregungen/Bedenken werden vorgetragen:

1. Das geplante E-Center wird deutlich mehr Verkehr anziehen
als der jetzt schon liberlastete Hansaring ertrégt und auch mehr
als eine Alternativbebauung mit Wohnraum generieren wiirde.

2. Durch die geplante Verkehrslenkung (Ampel etc.) ist zudem

Abwiégung

Zu 1: Im Baulandprogramm 2020 ist unter der Nummer 431-01
der Bereich ,Nordlicher Stadthafen I als Standort fir insgesamt
400 Wohneinheiten vorgesehen. Diese sollen in sozial ausgewo-
genem Wohnungsmix im Wesentlichen Uber das geplante Wohn-
quartier ,Neuhafen“ im direkten raumlichen Anschluss an das
Vorhabengrundstiick nach Osten generiert werden. Fiir den Vor-
habenstandort ist mit den geplanten 33 Wohnungen ein fir den
Standort angemessener Wohnungsanteil entsprechend dem
Entwicklungsziel eines gemischt genutzten Stadtbereichszent-
rums erfasst. Eine alleinige Wohnnutzung auf dem Vorhabeng-
rundstiick wurde vielleicht geringere Verkehrsmengen zum Han-
saring generieren, die alleinige Wohnnutzung ist jedoch nicht im
Interesse einer nachhaltigen Stadtentwicklung fir den Standort
und ist somit nicht Zielsetzung der Stadt Minster.

Die Leistungsfahigkeit des Hansarings und der relevanten Kno-
tenpunkte ist auch nach Umsetzung des Planvorhabens gewahr-
leistet. Mit der im Zusammenhang mit dem Planvorhaben geplan-
ten Quartiersgarage mit ca. 220 o6ffentlichen Stellplatzen wird
abseits der Verbesserung der Parkraumsituation im Quartier
auch die Verkehrssituation in den Wohnstrafen durch die Redu-
zierung von Parkplatzsuchverkehren verbessert.

Weitergehend siehe , Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 4.1
und 4.3 ,Verkehr*.

Zu 2: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 4.5 und 4.6

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.149

Der Anregung wird nicht
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mit erheblichen Riickstaus zu rechnen. Also eine Belastung fiir
die Anwohner, die dann im gesundheitsgefédhrdenden Bereich
ldgen (...). Dies wiirde so den Wert meiner Immobilie (Anmer-
kung: Eigentimer von zwei Immobilien im Hansaviertel auf dem
Hansaring und Emdener Stralle) mindern.

3. Ferner gefédhrdet das E-Center die gute fullldufige Versor-
gungslage im Stadftteil. Insbesondere das Stadtbereichszentrum
Wolbecker Strale wére laut Gutachten akut bedroht. Damit wére
die Lebensqualitdt im Stadftteil eingeschréankt und der Wert mei-
ner Immobilie an der Emdener Stral3e betroffen.

4. (...) eine Verwirklichung des B-Plans 535 halte ich flir eine
falsche stadtplanerische Entscheidung, die abzulehnen ist. Alter-
nativ rege ich an, auf dem Areal fiir Miinster dringend benétigten
gemischten Wohnraum zu realisieren, der auch flir eine gesunde
soziale Entwicklung des Staditteils férderlich ist.

Folgende Anregungen/Bedenken werden vorgetragen:

1. (...) in der jetzigen Form lehne ich die Planung insgesamt ab.
Sie ist so nicht erforderlich. (...) Was tatséchlich benétigt wird,
sind bezahlbarer Wohnraum und bezahlbare bzw. 6ffentlich
nutzbare Flachen fiir kulturelle/kreative Aktivitéten. (...)

2. (...) trotz der gewissen derzeit angedachten Sortimentsbe-
schrédnkungen - werden bestehende lokale und kleinteiligere Ein-
kaufsmdéglichkeiten z.B. im Bereich der Wolbecker Stral3e und
der Innenstadt in Bedréngnis oder sogar Existenznot bringen.

3. Mit der Planung soll véllig ohne Not eine der wenigen noch
vorhandenen gré3eren innenstadtnahen Flachen, die sich bes-

Abwiégung

.verkehr®, Pkt. 5.1 ,Allgemeine Belange zu Immissionen“ und
Pkt. 12.1 ,Sonstiges”.

Zu 3: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 3.2 und 3.3
,Einzelhandel” und Pkt. 12.1 ,Sonstiges®.

Zu 4: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 2.2 - 2.4 ,All-
gemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen® sowie
»1eil ll - Einzelabwagung®, Pkt. 2.4 der Stellungnahme 37.

Zu 1: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 2.2 - 2.4 ,All-
gemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen®, Pkt.
3.1, Einzelhandel” sowie ,Teil Il - Einzelabwagung®, Pkt. 2.4 der
Stellungnahme 37.

Zu 2: Siehe ,Teil | - Alilgemeine Abwagung*, Pkt. 3.2 ,Einzelhan-
del”.

Zu 3: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung*, Pkte. 2.2 - 2.4 All-
gemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen® sowie

Beschlussvorschlag

gefolgt.
1.2.19
1.2.20
1.2.22
1.2.38

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.2.8

1.2.9

1.2.38

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.2.4

1.2.5

1.2.6

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.2.4

1.2.7

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.8

Den Anregungen wird
nicht gefolgt.
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tens fiir die wirklich benétigten Nutzungen (bezahlbares Wohnen,
offentlich nutzbare Flédchen, ,niederschwellige” Kulturangebote)
eignen wiirden, hinweg gegeben werden. Es ist in der gesamten
Innenstadt keine einzige Flédche erkennbar, die sich in &hnlicher
Art und Weise im vorgenannten Sinne eigenen wiirde. Meines
Erachtens gehért an diese Stelle ein sozial und kulturell lebendi-
ger Stadtteil. Mit der gleichzeitigen Innenstadtndhe und den Még-
lichkeiten, die die Hafenanlage und die Wassernéhe bieten, be-
stiinden hierfiir geradezu ideale Voraussetzungen. Diese einma-
lige stadtebauliche Méglichkeit wird verschenkt, wenn man - wie
vorgesehen - die Fldchen weitgehend x-beliebigen groBen Ein-
zelhandelsflachen (...) opfert. Ein Einkaufszentrum braucht im
Gegensatz zu einem lebendigen und sozial funktionierenden
Stadftteil keine stadtebaulich derart attraktiven und einmaligen
Fléachen.

4. (...) Entgegen jeder Suggestion verhindert das Einkaufszent-
rum nicht nur die Entwicklung eines lebendigen, sozialen und
offentlichen neuen Stadtteils, der ein Gewinn fiir alle Miinstera-
ner/innen bedeuten wiirde. Es wird auch die Lebensqualitét in
den bestehenden und angrenzenden Wohngebieten (in den Be-
reichen Hansaring, Schillerstral8e, Wolbecker Stral3e u.a.) ver-
schlechtern.

5. Das qilt alleine schon deshalb, weil das Einkaufszentrum It.
ausliegender Verkehrsprognose ca. 3.900 Kfz-Fahrten pro Tag
((...) warum ,nur” 1.377 Neuverkehre pro Tag angenommen wer-
den, ist ebenso unplausibel, wie das 30 LKW-Fahrten pro Tag fiir
die Gesamtanlage ausreichend sein sollen). Tatsdchlich wird das
Einkaufszentrum noch weitaus mehr Kfz-Verkehr anziehen.

Abwiégung

»1eil Il - Einzelabwagung®, Pkt. 2.4 der Stellungnahme 37.

Zu 4: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 2.3 ,Allgemeine
stédtebauliche Belange / alternative Nutzungen®.

Zu 5: Siehe ,Teil | - Alilgemeine Abwagung®, Pkt. 4.3 ,Verkehr*.

Beschlussvorschlag

1.2.4

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.5

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.2.11

1.2.15
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6. Kfz-Verkehr verursacht massiv Ldrm - gerade wenn wie hier
vor einer Ampel gehalten, angefahren und abgebogen werden
muss. LKWSs, ggf. Parksuchverkehr (...), Tirenschlagen, efc.
kommen hinzu.

7. Auch die Schadstoffsituation und die damit verbundenen Ge-
sundheitsgefahren - insbesondere durch Feinstdube und Stick-
oxide (...) werden sich in den anliegenden Wohngebieten weiter
verschérfen. Statt planerisch fiir eine Verbesserung der Durchliif-
tung zu sorgen und den Griinanteil zu erhéhen, wird die an den
ortlichen Hauptverkehrsadern vielfach bereits bestehende Rie-
gelbebauung (...) durch das stddtebauliche hoch verdichtete und
ebenfalls vielfach riegelhafte Hafencenter weiter verschéarft.

8. (...) Die immer wiederkehrende Behauptung, dass das Ein-
kaufszentrum im Endeffekt nicht (wesentlich) mehr Verkehr an-
ziehen wird, als durch anderweitige Planungen (...) wegfallen
wird, halte ich fiir falsch und nicht zielfiihrend: Erstens ist im Mo-
ment véllig unklar, ob wann und wie die neue B51 kommt. Denn
hier sind einerseits Klagen anhéngig und andererseits ist die
Finanzierung bisher wohl nicht freigegeben. Zweitens sieht die
Blirgerinitiative aus St. Mauritz mit guten Argumenten die dortige
Verkehrsprognose schwer in Zweifel. Durch die sehr gro8raumi-
gen Effekte, die die B51-neu haben wird, wird die Belastungs-
grenze dort sehr schnell wieder erreicht werden, so dass gar
keine Kapazitét fiir kleinrdumige Entlastung verbleibt. Eher im
Gegenteil: Es wird Ausweichverkehr oder neuen Zielverkehr aus
der B51 auf die Wolbecker Stral3e, die von der autobahnéhnlich
ausgebauten B51 mit sog. holldndischen Rampen neu und stark
Lverbessert” angeschlossen werden soll, in Richtung Zentrum
und damit auch den Hansaring geben.

Abwiégung

Zu 6: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 6.2 und 6.3
»Schallimmissionen®.

Zu 7: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwéagung®, Pkt. 2.1 ,Allgemeine
stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen®, Pkt. 5.4 ,Allge-
meine Belange zu Immissionen” und Pkt. 7.1 ,Luftschadstoffe”.

Zu 8: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 4.3 und 4.4
Lverkehre.

Beschlussvorschlag

Der Hinweis wird zur
Kenntnis genommen -
eine Beschlussfassung
eriibrigt sich.

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.2.3

1.2.30

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.2.14

1.2.16

1.2.18
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9. Es ist also in keiner Weise plausibel, dass die értliche Ver-
kehrsbelastung durch das Hafencenter insgesamt nicht oder nur
geringfiigig steigen wird. Das Gegenteil wird der Fall sein; mit all
den o.g9. Belastungen durch Luftschadstoffe und Larm. Auch wird
sich die Verkehrssituation fiir die Nachbarn und bisherigen An-
wohner weiter verschlechtern; beispielsweise durch Parkplatz-
mangel und - jedenfalls zu den Hauptverkehrszeiten - Riickstaus
in den kleineren Wohn- und ErschlieBungsstral3en, was zudem
weitere Ldrm- und Schadstofferh6hung bedeutet. Durch die hohe
und noch héher werdende Verkehrsbelastungen sowie die zu-
sétzlichen Einfahrten (...), steigt auch die Gefahr von Unféllen.
Das gilt ganz besonders fiir Kinder, Altere und Radfahrer/innen.

10. (...) Die Verkehrsprognose ist nicht plausibel. Ihre Daten-
grundlagen sind unklar, die Rechengénge nicht nachvollziehbar.
Im Ergebnis ist die durch das ,Hafencenter” erwarte Verkehrsbe-
lastung viel zu niedrig angesetzt. Die weiteren Prognosen und
Abschétzungen zum L&rm, zu den Schadstoffbelastungen und
zur verkehrsmél3igen Aufnahmeféhigkeit der vorhandenen Infra-
struktur basieren auf angenommenen Verkehrszahlen. Sie sind
schon deshalb ebenfalls fehlerhaft und werden zuriickgewiesen.

11. Gleiches gilt fiir alle Aussagen zur Umweltvertraglichkeit.
Dem Umweltbericht fehlen die Grundlagen, er ist in so weit nicht
zutreffend. Es fehlt damit auch eine zutreffende Basis als Abwé-
gungsgrundlage. Ich erwarte fiir die Wohnnachbarn aber auch
die Personen, die in der Ndhe des Hafencenters arbeiten, unzu-
mutbare und jedenfalls auf Dauer gesundheitsschédliche Belas-
tungen durch Immissionen (vor allem Ldrm und Luftschadstoffe).
Das gilt auch schon bereits fiir die Bauphase samt riesiger und

Abwiégung

Zu 9: Siehe ,Teil | - Alilgemeine Abwagung*, Pkte. 4.1 - 4.3, 4.6,
4.7 Verkehr und Pkte. 5.1 und 5.4 ,Allgemeine Belange zu Im-
missionen®.

Zu 10: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 4.2 ,Verkehr“.

Zu 11: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 5.1, 5.3 und
5.4 ,Aligemeine Belange zu Immissionen® und Pkt. 11.1 ,Um-
weltbericht".

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.2.11

1.2.20

1.2.21

1.2.22

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.2.12

1.213

Der Anregung wird nicht
gefolgt bzw. betrifft die
Anregung Aspekte auBer-
halb des Bebauungsplans
fiir die sich eine Be-
schlussfassung eribrigt.
1.2.22

1.2.25
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tiefer Tiefgarage in schwierigem Baugrund neben dem Hafen
bzw. DEK.

12. Nicht nachvoliziehbar ist fiir mich, ob (iberhaupt und wenn ja
ausreichend konservativ die Larmbelastung durch die Klimatisie-
rungs- und Liiftungsanlagen des Hafencenters samt Tiefgarage
einbezogen wurden.

13. Warum angebliche Einschrénkungen zum Zweck des Immis-
sionsschutzes (Nr. 3.6) im Planentwurf unter der Uberschrift
LHinweise* laufen, ist nicht versténdlich.

14. Ich halte die Planung insgesamt nicht fiir zukunftstauglich:
Eine derartige Planung muss vorausschauend sein, denn hiermit
wird eine Situation fiir viele Jahrzehnte zementiert. Es ist davon
auszugehen, dass Ldrm- und Schadstoffgrenzwerte in Zukunft
aus Gesundheitsschutzgriinden noch weiter abgesenkt werden
miissen. Die Stadt schafft sich an dieser Stelle (...) die stddtebau-
lichen Probleme der Zukunft. Das Ganze ist umso unvertragli-
cher, als dass der Umweltbericht, der insgesamt viel zu pauschal
ist und meist nur auf die Einhaltung von Grenzwerten oder ge-
setzlichen Vorgaben verweist, zu den derzeitigen Ldrmbelastun-
gen ausflihrt, dass Grenzen schon lberschritten sind. So heil3t
es auf S. 80 des Begriindungsentwurfs:

,Gemdal dem ,Schalltechnischen Bericht Nr. LL5683.2/04 zur
Bewertung der schalltechnischen Auswirkungen der vorhabenbe-
zogenen Verkehrserzeugung auf die Verkehrsldrmsituation im

Abwiégung

Zu 12: Siehe ,Teil | - Alilgemeine Abwagung*, Pkte.6.5 ,Schall-
immissionen®.

Zu 13: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte.6.6 ,Schall-
immissionen®.

Zu 14: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 5.1 ,Aligemei-
ne Belange zu Immissionen®, Pkt. 6.1 ,Schallimmissionen® und
Pkt. 11.1 ,Umweltbericht®.

Beschlussvorschlag

1.2.37

Der Anregung wurde teil-
weise gefolgt bzw. betrifft
die Anregung Aspekte
auBerhalb des Bebau-
ungsplans fiir die sich
eine Beschlussfassung
eriibrigt.

Die Anregung wird zur
Kenntnis genommen -
eine Beschlussfassung
eribrigt sich.

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.2.23

1.2.27

1.2.37
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Bereich der vorhandenen Wohnnachbarschaft” der Zech Ingeni-
eurgesellschaft mbH werden jedoch bereits fiir den Nullfall im
Prognosehorizont 2016 - also ohne zusétzliche Larmzuwéchse
aus dem geplanten Vorhaben, alleinig aus den Verkehrsbelas-
tungen Beurteilungspegel von 70/60 dB(A) tags/nachts erreicht
und punktuell an relevanten Stellen sogar (berschritten.*”

(...) In naher Zukuntft ist in der direkten Umgebung des geplanten
Hafencenters mit gesundheits- und damit grundrechtsrelevanten
Larmbelastungen zu rechnen. Es ist mir véllig unverstéandlich,
wieso in eine solche Situation ein Einkaufszentrum mit weiteren
erheblichen Ldrmpotenzialen (...) geplant wird.

15. Die Stadt hat als Teil des Staates zuvorderst dafiir zu sorgen,
dass der Grundrechtsschutz garantiert wird. Sie will dem nach-
kommen, indem sie im Plangebiet selbst teils passiven Schall-
schutz (...) festsetzt. Das geht aber nur im Plangebiet selbst. Die
Bestandswohnbebauung am Hansaring u. a. ist nicht Teil des
Plangebietes; hier erfolgt kein Schutz. Der soll angeblich in weite-
ren Verfahren auBBerhalb des Bebauungsplans und auf Kosten
des Investors erfolgen. Das ist viel zu unsicher. ein Verweis auf
eine angebliche Formulierung hierzu im Durchflihrungsvertrag
reicht nicht. Wer genau soll welchen Anspruch haben? Welches
Verfahren wird angesetzt? Zudem haben die dortigen Hauseigen-
tiimer und Bewohner dann den Nachteil, keine Fenster mehr
6ffnen zu kénnen. Und wer stellt sicher, dass die Liiftungsanla-
gen liber die ganze Betriebszeit des Einkaufszentrums gewar-
tet/repariert werden? Wer zahlt den Strom? Was ist mit den Au-
Benwohnbereichen wie Balkonen und Terrassen sowie Gérten,
fir die kein passiver Larmschutz méglich ist?

16. Die Aussage (Anmerkung: zu Luftschadstoffen auf S. 80 im

Abwiégung

Zu 15: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 5.2 ,Aligemei-
ne Belange zu Immissionen®, Pkte. 6.1 und 6.4 ,Schallimmissio-

“

nen-.

Anmerkung: Auch nach Durchfiihrung der Larmminderungsmal}-
nahmen sind die Fenster nach wie vor nach Belieben zu 6ffnen.
Der Einbau von zusatzlichem Schallschutz kann als passive
MaRnahme lediglich den Schallschutzanforderungen bei ge-
schlossenem Fenster entsprechen. Aktive Schallschutzmalnah-
men gegenuber Verkehrslarm in Form von Larmschutzwanden/-
wallen sind aufgrund der Innenstadtlage in der bestehenden ge-
bauten Stadtstruktur ausgeschlossen. Die Wartung und der Be-
trieb von Liftungsanlagen obliegen dem Eigentiimer.

Zu 16: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 7.2 ,Luftschad-

Beschlussvorschlag

Dem Belang nach passi-
vem Schallschutz auch
auBerhalb des Plangebie-
tes wird teilweise gefolgt -
der Anregung im Ubrigen
wird nicht gefolgt.

1.2.24

1.2.28

1.2.29

Der Anregung wird nicht
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Begriindungstext) unterschlégt, dass es flir Feinstaub (PM10)
nicht nur einen Jahresgrenzwert in der 39. BImSchV gibt, son-
dern auch einen Tagesmittelwert, der maximal 35 Mal pro Jahr
liberschritten werden darf. Die statistische Auswertung bundes-
weiter Messergebnisse hat gezeigt, dass ab einem Jahreswert
PM10 von 28 ug/m? nicht mehr sicher gestellt ist, dass die zulas-
sigen 35 Uberschreitungen des Tagesgrenzwertes unterschritten
werden. Dieser sog. Aquivalenzwert ist anerkannt. Demnach
kann entgegen dem Umweltbericht / der Begriindung nicht sicher
davon ausgegangen werden, dass bei den Luftschadstoffen die
Grenzen sicher eingehalten werden.

17. Ich weise darauf hin, dass die Stadt Miinster in ihren eigenen
Verdéffentlichungen (Anmerkung: zitierte Veroéffentlichung ,Wohn-
standort-Entwicklung Minster des Amtes fir Stadtentwicklung,
Stadtplanung und Verkehrsplanung vom Oktober 2010 S.15) die
Gewinnung von bezahlbarem und lebenswerten Wohnraum
héchste Prioritét einrdumt. (...) Wie will die Stadt Minster ihre (...)
Schiussfolgerung denn umsetzten, wenn sie eines der wenigen
noch vorhandenen zentrumsnahen Grundstiicke weitestgehend
ftir gro3fidchigen Einzelhandel opfert?

18. (...) die Lebensqualitét fiir uns Bewohner und insbesondere
fur die aufwachsenden Kinder hier im Hansaviertel erheblich an
Wert verlieren wird. In den Planungen der Stadtverwaltung Miins-
ter diirfen die Kinder nicht i(ibersehen werden. Das angesproche-
ne, zu erwartende Verkehrsaufkommen wird nicht nur eine er-
hebliche Larmbeléastigung, sondern auch ein erhebliches ver-
kehrstechnisches Risiko flir unsere Kinder und die &lteren Be-
wohner unseres Viertels mit sich bringen. Ich hétte erwartet, dass
diese Punkte bertiicksichtigt wiirden bzw. (berhaupt gesehen

Abwiégung

stoffe”.

Zu 17: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 2.2 ,Aligemei-
ne stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen*® sowie ,Teil Il
- Einzelabwagung®, Pkt. 2.4 der Stellungnahme 37.

Zu 18: Siehe ,Teil | - Aligemeine Abwagung®, Pkte. 2.3 und 2.4
L#Allgemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen®
sowie Pkte. 4.3, 4.6 und 4.7 ,Verkehr*.

Mit dem strukturellen Wandel im Bereich des Stadthafens | von
einem ehemals industriell / gewerblich genutzten Bereich zu ei-
nem gemischten Stadtquartier ist auch eine Aufwertung der stid-
Ostlichen Innenstadt mit vielfaltigen und langfristigen Wirkungsef-
fekten auch fir die Bewohner des Hansaviertels verbunden. Als

Beschlussvorschlag

gefolgt.
1.2.31

Der Anregung wird nicht

gefolgt.
1.2.4

Der Anregung wird nicht

gefolgt.
1.2.5
1.2.20
1.2.21
1.2.102
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wirden. (...) Diese Entwicklung ist dem Ruf von Mlinster als ,le-
benswerte, familienfreundliche Stadt” nicht zutraglich (...) Mit der
Realisierung bzw. Umsetzung der geplanten Nutzung des Gelén-
des wird die Gesellschaft- und Generationsstruktur im Hansavier-
tel zerstort. Dies ist aber gerade das, was dieses beliebte Viertel
ausmacht.

19. (...) letztere (Anmerkung: 39. Flachennutzungsplananderung)
soll nur deshalb erfolgen um zu verhindern, dass der neue Be-
bauungsplan gegen den Fldchennutzungsplan verstéft.

Folgende Anregungen/Bedenken werden vorgetragen:

1. Wie viele Andere bin ich der Auffassung, dass dieses (unser)
Viertel keinen weiteren Supermarkt benétigt. (...) Der geplante
Bau des E-Centers ist Teil einer unerwiinschten Aufwertung un-
seres Viertels, die dauerhaft dazu fiihrt, dass der Charme unse-
rer schénen Gegend verloren geht.

Abwiégung

ein Bestandteil innerhalb des Strukturwandels tragt das Planvor-
haben zu einer Stabilisierung und nachhaltigen qualitativen Si-
cherung der Nahversorgungssituation im Stadtteil bei, der Vor-
trag einer planbedingten Zerstérung der Gesellschafts- und Ge-
nerationsstruktur ist nicht nachvollziehbar und bleibt als bloRes
Statement unbegriindet.

Zu 19: Der rechtswirksame Flachennutzungsplan der Stadt
Mdinster stellt den Vorhabenbereich entsprechend seiner ehema-
ligen Nutzung in weiten Teilen als gemischte Bauflache (M) bzw.
Gewerbegebiet (GE) dar. Innerhalb der gemischten Bauflache ist
die Entwicklung eines gemischten Stadtquartiers implementiert,
fur eine Umsetzung der Entwicklungsziele und zur planungs-
rechtlichen Sicherung des Planvorhabens ist jedoch eine Ande-
rung des Flachennutzungsplanes in den Abgrenzungen des
Planvorhabens vorzunehmen. Die Anderung wird als 39. Ande-
rung im Parallelverfahren gemaR § 8 Abs. 3 BauGB geflhrt und
entspricht in vollem Umfang den Vorgaben gemall § 8 Abs. 2
BauGB zur Entwicklung des Bebauungsplans aus dem Flachen-
nutzungsplan. Der Vorgang stellt dabei keinen Verstol3 gegen
Planungsrecht dar, sondern beschreibt im Gegenteil die durch
den Gesetzgeber vorgegebenen Plangebungsschritte der vorbe-
reitenden zur verbindlichen Bauleitplanung.

Zu 1: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 1.1 ,Allgemeine
Belange zu Planverfahren und Gutachten®, Pkt. 2.3 ,Allgemeine
stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen® und Pkt. 3.1
,=Einzelhandel®.

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.150

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.2.1

1.2.5

1.2.7

1.2.151

Seite - 228 -



Stellung-
nahme Nr.

234

Abwiégungsinhalt

2. Die Flache kann besser fiir bezahlbaren Wohnraum oder als
kultureller Teil des Viertels kreativ genutzt werden (...).

Folgende Anregungen/Bedenken werden vorgetragen:

1. Die Verkehrsplanungen gehen von falschen Voraussetzungen
aus. Schon heute ist der Hansaring als hauptséchliche Zufahrts-
stral3e voll belastet und es kommt bereits heute (...) zu erhebli-
chen Staus, da laut ausliegender Verkehrsprognose ca. 3.900
Kfz-Fahrten pro Tag hinzukommen werden.

Hier ist auf dem Hansaring dann mit einem Dauerstau zu rech-
nen. Fiir mich, der ausschliel8lich den Hansaring als Ausfahrt
nutzen kann, bedeutet dies eine erschwerte bis unmégliche Er-
reichbarkeit des Hansarings, insbesondere beim Linksabbiegen.
(...) Das Hafencenter wird zusétzliche Fahrten anziehen (warum
allerdings nur 1.377 Kfz-Neuverkehre angenommen werden, ist
mir unversténdlich), was die Stauung an der eben genannten
Kreuzung noch verstdrken wird. Somit erschwert sich die Er-
reichbarkeit des Hansarings fiir mich weiter.

2. Prognostizierte ,Entlastungen” durch den Ausbau der
B51/B481 bis zum Schifffahrter Damm, sind unrealistisch. Fiir die
Finanzierung dieser Baumal3nahme stehen auf absehbare Zeit
keine Mittel bereit. Die Stral3e liber das Geldnde der Firma
~Scheiwe* auf der Ostseite des DEK ist eine Privatstral3e, kein
Bestandlteil des &ffentlichen Stralennetzes und kann folglich
nicht als Entlastung fiir den Hansaring berticksichtigt werden.

3. Das Verkehrsgutachten wurde durch den Investor finanziert.
Darin sehe ich eine deutliche Gefahr der Verquickung der Inte-
ressen des Auftraggebers mit den Ergebnissen des Gutachtens.

Abwiégung
Zu 2: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 2.2 - 2.4 ,All-
gemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen® sowie

»1eil ll - Einzelabwagung®, Pkt. 2.4 der Stellungnahme 37.

Zu 1: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung*, Pkte. 4.1, 4.3 und
4.5 Verkehr®.

Zu 2: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 4.4 ,Verkehr®.

Zu 3: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung*, Pkt. 1.2 ,Aligemeine
Belange zu Planverfahren und Gutachten®.

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.4

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.2.11

1.215

1.2.19

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.2.16

1.2.17

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.2

Seite - 229 -



Stellung-
nahme Nr.

Abwiégungsinhalt

4. (...) Die Verkehrsprognose ist nicht plausibel. Ihre Datengrund-
lagen sind unklar, die Rechengénge nicht nachvollziehbar. Im
Ergebnis ist die durch das ,Hafencenter” erwarte Verkehrsbelas-
tung viel zu niedrig angesetzt. Die weiteren Prognosen und Ab-
schétzungen zum Léarm, zu den Schadstoffbelastungen und zur
verkehrsméBigen Aufnahmeféhigkeit der vorhandenen Infrastruk-
tur basieren auf angenommenen Verkehrszahlen. Sie sind schon
deshalb ebenfalls fehlerhaft und werden zuriickgewiesen.

5. Bereits jetzt ist die Ortliche Verkehrs- und damit Larm- und
Schadstoffbelastung fiir an die StraBen angrenzende Wohnnut-
zungen sehr hoch. Durch das ,Hafencenter” und den Mehrver-
kehr ist auch fiir mich mit gesundheits- und damit grundrechtsre-
levanten Larmbelastungen zu rechnen.

6. Die Stadt hat als Teil des Staates zuvorderst dafiir zu sorgen,
dass Grundrechtsschutz garantiert wird. Sie will dem nachkom-
men, indem sie im Plangebiet selbst teils passiven Schallschutz
(...) festsetzt. Das gilt aber nur fiir das Plangebiet selbst. Flir
mich, der durch den Neuverkehr einer gré3eren Belastung aus-
gesetzt ist, erfolgt jedoch kein Schutz, da mein Haus nicht Teil
des Plangebietes ist.

Abwiégung

Zu 4: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 4.2 ,Verkehr*.

Zu 5: Siehe ,Teil | - Alilgemeine Abwagung®, Pkt. 4.3 ,Verkehr*,
Pkte. 5.1, 5.2 und 5.4 ,Allgemeine Belange zu Immissionen“ und
Pkt. 6.1 ,Schallimmissionen®.

Zu 6: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 5.1 und 5.2
»<Allgemeine Belange zu Immissionen®, Pkte. 6.1 und 6.4 ,Schal-
limmissionen®.

Anmerkung: Die Gebaude/Fassaden, fir die die Anspruchsvo-
raussetzungen auf passive Ausgleichsmalinahmen Uber den
baulichen Eingriff in den Hansaring bzw. auf freiwillige Larmmin-
derungsmafnahmen durch den Vorhabentrager gegeben sind,
sind dem schalltechnischem Bericht Nr. LL5683.2/02 und der
Ergdanzung vom 31.03.2015 bzw. dem Schalltechnischen Be-
richt Nr. LL5683.4/01 vom 23.04.2015 der ZECH Ingenieurge-
sellschaft mbH Lingen zu entnehmen, die Regelungen dazu sind
in § 21 des Durchfiihrungsvertrags zum VBP Nr. 535 niederge-
legt (Auflistung s.a. ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 6.4
»Schallimmissionen)®.

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.2.12

1.2.13

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.2.15

1.2.22

1.2.24

1.2.27

Dem Belang nach passi-
vem Schallschutz auch
auBerhalb des Plangebie-
tes wird teilweise gefolgt -
der Anregung im Ubrigen
wird nicht gefolgt.

1.2.24

1.2.28
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7. Neben der Larmbeléstigung ist fiir mich durch das erhéhte
Verkehrsaufkommen zusétzlich mit einer Erh6hung der
Feinstaubbelastung zu rechnen. Demnach kann davon ausge-
gangen werden, dass fiir die Luftschadstoffe die gesetzlichen
Héchstgrenzen nicht eingehalten werden kénnen.

Insbesondere beméngele ich, dass eine Ldrm- und Schadstoffun-
tersuchung fiir den Eingang zur Lingener Stral3e nicht stattgefun-
den hat. Diese halte ich jedoch fiir notwendig, (...).

8. Ich halte die Planung fiir ein Einkaufszentrum in dieser Grél3e
fur nicht erforderlich. Weitere grof3fidchige Einkaufsmdéglichkeiten
werden dort nicht benétigt. Ein grolBer Verbrauchermarkt befindet
sich keine 100 m entfernt auf der anderen Stral3enseite des Han-
sarings. Ein Discounter befindet sich 50 m in die andere Rich-
tung. Was tatséchlich benétigt wird, sind bezahlbare und 6ffent-
lich nutzbare Flachen fiir kulturelle und kreative Aktivitdten. Das
macht eine Stadt lebenswert und nicht noch ein weiteres gro3es
Einkaufszentrum.

9. Ich rege daher an, die Planung des ,Hafencenters” insbeson-
dere in den Punkten Verkehr, Emissionen und Einzelhandelskon-
zept noch einmal grundlegend zu Uberpriifen, (...).

Folgende Anregungen/Bedenken werden vorgetragen:

1. Die vorgesehene Verkaufsflache von 4.900 m? ist stéddtebau-
lich nicht begriindet. Ein quantitatives oder qualitatives Versor-
gungsdefizit (...) wird in der Begriindung fiir die Bauleitpldne nicht
dargestellt.

Abwiégung

Zu 7: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 5.1 - 5.4 ,All-
gemeine Belange zu Immissionen® und Pkt. 7.1 ,Luftschadstoffe®
sowie Teil Il - Einzelabwagung®, Pkt. 9 der Stellungnahme 23.

Zu 8: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 3.1 , Einzelhan-
del”, Pkt. 2.2 ,Aligemeine stadtebauliche Belange / alternative
Nutzungen® sowie Teil Il - Einzelabwagung®, Pkt. 2.4 der Stel-
lungnahme 37.

Zu 9: Siehe ,Teil Il - Einzelabwagung®, Pkt. 11 der Stellungnah-
me 23.

Zu 1 bis 5: Kernaussage der Eingabe ist das Argument der be-
stehenden ,Uberausstattung” an Lebensmittelflachen im Umfeld
des Vorhabenstandorts. Grundsatzlich kdnnen bestehende An-
gebotsausstattungen jedoch kein Argument gegen Neuentwick-
lungen an stadtebaulich geeigneten Standorten im Sinne eines

Beschlussvorschlag

Der Anregung einer Larm-
und Luftschadstoffunter-
suchung fiir den Eingang
zur Lingener StralRe wurde
bereits gefolgt -

der Anregung im Ubrigen
wird nicht gefolgt.

1.2.30

1.2.119

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.2.7

1.2.4

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.120

Den Anregungen wird
nicht gefolgt.

1.2.152

1.2.153

1.2.154
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2. Die vorgelegten, den gesamten Untersuchungsraum (72.200
Einwohner) betreffenden Zentralitdtswerte geben fiir die Nahver-
sorgungssortimente eine quantitative Vollversorgung wieder
(Zentralitét 1,1 bei Nahrungs- und Genussmitteln bzw. 1,49 bei
Drogerieartikeln; vgl. S. 37 der stadtebaulichen Wirkungsanalyse
vom Juni 2011), die bei Eréffnung des Hafencenters zu einer
,Uberversorgung* fiihrt (Zentralitét 1,21 bzw. 1,65). Das fiir das
Kerngebiet (18.000 Einwohner) keine Abschétzung der Zentralitat
angegeben ist, erscheint als Begriindungsmangel. Da hier meh-
rere zentrale Versorgungsbereiche angesiedelt sind, ist mit einer
erheblich hbheren Zentralitét zu rechnen.

3. Der Verweis auf eine politische Entscheidung erscheint hier
nicht ausreichend. Die Gré3enordnung der Verkaufsflachen kén-
nen m.E. auch nicht mit der Funktion eines Stadtbereichszent-
rums begriindet werden, die dem Standort im Einzelhandelskon-
zept zugewiesen wird. Der Standort ist als Stadtbereichszentrum
fur den Sidosten Miinsters nur bedingt geeignet. In Kapitel 4 der
stadtebaulichen Wirkungsanalyse vom Juni 2011 wird zutreffend
die Barrierewirkung beschrieben, die von Dortmund-Ems-Kanal
und Bahntrasse ausgeht und die bewirkt, dass sich die Kunden
des Hafencenters (iberwiegend aus dem durch diese Barrieren
abgegrenzten ,Kerneinzugsgebiet” rekrutieren werden (S. 20).
Eine Versorgungsfunktion (iber dieses Kerneinzugsgebiet hinaus
erscheint somit nur in engen Grenzen méglich. Hinzu kommt,
dass eine weitere Verbesserung der Angebotssituation in Miins-
ters Stidosten nicht mehr erforderlich erscheint. Die Angebotssi-
tuation hat sich seit dem Beschluss lber das Einzelhandelskon-
zept durch Ausweitung der Verkaufsflachen am Sonderstandort
Loddenheide, im Stadtbereichszentrum Warendorfer Stral3e
/Schifffahrter Damm und Grundzentrum Mauritz-Ost / Wolbecker

Abwiégung
Wettbewerbsschutzes sein. Insofern lauft auch das eingebrachte | 1.2.155
Argument des zwischenzeitlichen Flachenwachstums prinzipiell 1.2.156
ins Leere. Stattdessen fuhrt ein breiteres Bestandsangebot eher | 1.2.157

dazu, dass die im Rahmen der Wirkungsanalyse errechneten
monetaren Umsatzumverteilungen in der Relation zum Be-
standsumsatz zu sinkenden prozentualen Umverteilungsquoten
fuhrt. Insbesondere eine Angebotsausweitung am Standort Lod-
denheide darf einer Angebotsausweitung am Vorhabenstandort
nicht entgegen stehen, da dies die staddtebaulichen Zielsetzungen
einer wohnortnahen Versorgung und stabiler zentraler Versor-
gungsbereiche konterkariert.

Die artikulierten Zweifel an der Plausibilitat der Zahlen werden
vor allem mit der Behauptung begrindet, dass die durch das
Vorhaben ausgeldste Umsatzumverteilung sich deutlich starker
innerhalb des Kerneinzugsbereichs auswirken wirde und die in
der Wirkungsanalyse aufgeflihrten Lagekategorien der sonstigen
integrierten und nicht integrierten Lage dort nicht existent seien.
Zutreffend ist, dass die potenziellen Kunden des Planvorhabens
groRtenteils aus dem definierten Kerneinzugsbereich stammen
werden (so auch in der Wirkungsanalyse, S. 20 dargestellt). Dar-
aus ist jedoch nicht automatisch abzuleiten, dass dies auch in
gleichem Male flr die Umsatzumverteilung zutrifft. Selbstver-
standlich bertcksichtigen die Modellrechnungen zu méglichen
Umsatzumverteilungseffekten vor allem auch die Entfernungen /
Raumwiderstande bei der Erreichbarkeit der unterschiedlichen
Standorte. Dies ist aber nur einer von mehreren Faktoren, wie
bereits im Rahmen der Beschreibung der methodischen Vorge-
hensweise bei der Erstellung der Wirkungsanalyse (vgl. S. 6)
erodrtert. Es ist durchaus anzunehmen, dass zahlreiche Bewohner
des definierten Kerneinzugsgebiets ihre Einkaufe heute teilweise

Beschlussvorschlag
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Stral3e deutlich verbessert.

4. Die Einschétzungen, die Bauleitplanung geféhrde die Funkti-
onsféhigkeit des Stadtbereichszentrums Wolbecker Stral3e (west-
lich) nicht, erscheint nicht hinreichend begriindet. Die erheblichen
Auswirkungen, die das Hafencenter mit sich bringen kann, wer-
den deutlich, wenn man den méglichen Umsatz mit der Kaufkraft
im Kerneinzugsgebiet vergleicht (S. 37 der Wirkungsanalyse).
Danach betrégt der mégliche Umsatz 43% der Kaufkraft bei Nah-
rungs- und Genussmitteln und 66% bei Drogerieartikeln. Es er-
Scheint ausgeschlossen, dass dies keine Gefdhrdung fiir westli-
che Wolbecker Stral3e darstellen soll. Zudem ist die Einschét-
zung der ergdnzenden Stellungnahme zur ,stédtebaulichen Wir-
kungsanalyse” vom September 2012, die Méglichkeit der Be-
triebsaufgabe eines der frequenzerzeugenden Magnetbetriebe
sie unwahrscheinlich, durch die ergédnzende Stellungnahme
selbst und durch die Wirkungsanalyse nicht gedeckt. Die Ein-
schétzung, es werde keine Betriebsaufgaben geben, geht we-
sentlich auf die Ermittlung einer Kaufkraft-Umverteilungsquote
von 1,1 - 1,2 Mio. € bei Nahrungs- und Genussmitteln und 0,4 -
0,6 Mio. € bei Drogeriewaren zurlick (Tabelle 4 der ergdnzenden
Stellungnahme). Dies wiirde im Zentrum Wolbecker Stral3e
(westlich) einen Umsatzverlust von 11 -12 % bzw. 15-19 % be-
wirken. Diese Zahlen sind nicht plausibel, tatsédchlich muss mit
deutlich hbheren Umsatzverlusten gerechnet werden. Die ergén-
zende Stellungnahme nimmt ndmlich Kaufkraftabfliisse von ,,in-
tegrierten Standorten” und ,, sonstigen nicht integrierten Lagen,
an, die in der gegebenen stadtebaulichen Situation nicht plausi-
bel sind. Im ,Kerneinzugsgebiet®, aus dem sich nach der Wir-
kungsanalyse von 2011 die zum Hafencenter flieRende Kaufkraft
tiberwiegend rekrutieren wird (S. 20), gibt es keine ,sonstigen

Abwiégung

auch (u. a. mit dem PKW) aulerhalb ihres unmittelbaren Woh-
numfelds, d. h. bei Angebotsstandorten im weiteren Einzugsbe-
reich tatigen. Dies wird insbesondere auf Wettbewerber zutreffen,
die hinsichtlich Sortimentsstruktur, Betriebsgrofie und Stellplatz-
situation eine zum Vorhaben vergleichbare Struktur aufweisen (z.
B. die Standorte Friedrich-Ebert-Stralle, Mauritz-Ost, Warendor-
fer StralRe / Schifffahrter Damm sowie auch Loddenheide).

Bei den in Zweifel gestellten Anbietern in ,,sonstigen stadte-
baulich nicht integrierten Lagen‘ handelt es sich vor allem um
einzelne Lebensmitteldiscounter und Getrankefachmarkte. Diese
liegen tatsachlich knapp aufRerhalb des definierten Kerneinzugs-
bereichs (zentraler Versorgungsbereich). Innerhalb des Kernein-
zugsbereichs sind entsprechende Anbieter — wie eingewendet —
nicht vorhanden. Gerade deshalb wird die Neuansiedlung eines
solchen Angebots (moderner Lebensmitteldiscounter, Getranke-
fachmarkt) jedoch auch zu Umsatzumverteilungen bei den Ange-
botsstandorten im Umfeld dieses Kerneinzugsgebiets fiihren:
Diese Standorte / Anbieter stellen nicht nur die nahegelegensten
unmittelbaren Wettbewerber der geplanten Einrichtungen am
Vorhabenstandort dar, sondern sind mit dem PKW aus den
Wohnsiedlungsbereichen des Kerneinzugsbereichs sehr gut zu
erreichen. Die Annahmen zu mdglichen Umsatzumverteilungsef-
fekten an diesen Standorten sind aus fachgutachterlicher Sicht
daher sehr wohl plausibel und begriindet.

Zu den Betrieben in ,integrierten Streulagen“ innerhalb des
Kerneinzugsgebiets zahlt unter anderem auch der Rewe-Markt
am Hansaring, der nicht Bestandteil eines zentralen Versor-
gungsbereiches ist. Unabhangig von der Lage auflerhalb eines
zentralen Versorgungsbereiches sind beabsichtigte Investitionen

Beschlussvorschlag
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nicht integrierten Lagen®, aus denen 2,0 - 2,3 Mio. € Kaufkraft fiir
Nahrungs- und Genussmittel und 0,2 Mio. € Kaufkraft fiir Droge-
riewaren abflieBen kénnten (so aber Tabelle 4 der ergdnzenden
Stellungnahme). Zwar gibt es einige wenige Betriebe des Einzel-
handels und des Lebensmittelhandwerks in ,integrierten Streula-
gen”. Die Wirkungsanalyse attestiert dem Untersuchungsgebiet
Jedoch - zu Recht - eine hohe Konzentration des Nahversor-
gungsrelevanten Angebots auf die zentralen Versorgungsberei-
che. Es erscheint véllig iiberzogen, anzunehmen, von den weni-
gen Betrieben in integrierten Streulagen kénnten 3,2 - 3,6 Mio. €
Kaufkraft fir Nahrungs- und Genussmittel und 0,6 - 0,7 Mio. €
Kaufkraft fiir Drogeriewaren abgezogen werden. Es scheint, als
habe der Gutachter hier zur Ermittlung von Kaufkraftumvertei-
lungsquoten Rechenmodelle und Annahmen angewandt, die den
ortlichen Gegebenheiten nicht gerecht werden. Damit ist die Her-
kunft von Kaufkraftabfliissen in der H6he von 5 - 6 Mio. € zum
Hafencenter véllig ungeklart. Es ist anzunehmen, dass diese
tiberwiegend vom benachbarten REWE-Markt Hansaring und
vom Stadtbereichszentrum Wolbecker Stral8e (westlich) kommen
werden, weniger von dem deutlich weiter entfernt liegenden
Stadtbereichszentrum Warendorfer Stral3e, das an seinem Kopf-
ende am Schifffahrter Damm (iber ein &hnlich wie das Hafencen-
ter strukturiertes Einkaufscenter verfiigt. Dann ist aber von einem
Kaufkraftverlust an der Wolbecker Stral3e auszugehen, der
durchaus Geschéftsaufgaben bei Magnetbetrieben und damit
einen Funktionsverlust realistisch erscheinen I&sst.

Der Einschétzung in der ergdnzenden Stellungnahme, dies kén-
ne hingenommen werden, weil es sich um deckungsgleiche Ver-
sorgungsgebiete handele, ist entgegen zu treten.

5. Fiir die Bevélkerung, insbesondere bewegungseingeschrénkte

Abwiégung

und Erweiterungsabsichten des Rewe-Marktes bereits geneh-
migt. Aufgrund der raumlichen Nahe des Marktes zum Vorha-
benstandort ist jedoch von einer Uberproportionalen Betroffenheit
dieses Anbieters auszugehen. Dies wird in der Wirkungsanalyse
auch mehrfach dargestellt. Insofern ist auch die diesbezligliche
Annahme zu den dargestellten Umsatzumverteilungsquoten aus
fachgutachterlicher Sicht plausibel. Zumal darlber hinaus zu
bertcksichtigen ist, das dies zwar der bedeutendste, jedoch kei-
nesfalls der einzige Anbieter in integrierten Lagen innerhalb des
Untersuchungsgebiets ist.

Der Einwand, dass vor allem die nahe des Vorhabenstandorts
liegenden Wettbewerber von Umverteilungseffekten betrof-
fen sind, spiegelt sich durchaus in den ermittelten Umvertei-
lungswerten wider: die hdchsten monetaren Umverteilungsquo-
ten wurden unter anderem fir die Standortkategorien ,integrierte
Streulage” (dazu zahlt wie oben stehend erortert v. a. der Rewe
am Hansaring) sowie die Stadtbereichszentren Wolbecker Stralle
(westlich) und Warendorfer Stral3e / Schifffahrter Damm ermittelt.
Somit ist die Herkunft der Soll-Umséatze keinesfalls ungeklart,
sondern wird vollumfanglich tabellarisch aufgelistet (Wirkungs-
analyse, S. 39 ff). Die Behauptung, dass der Soll-Umsatz des
Planvorhabens allein aufgrund der rumlichen N&he zum Vorha-
benstandort eher zu Lasten der Anbieter im Zentrum Wolbecker
Stralle (westlich), als zu denen im Stadtbereichszentrum Waren-
dorfer Stral’e geht, ist hingegen nicht zutreffend. Gerade weil der
Standort Warendorfer Stral3e, im Besonderen mit dem Einzel-
handelszentrum Warendorfer Stral3e/Schifffahrter Damm, tUber
einen ahnlich strukturierten Angebotsstandort verfugt, ist von
einer erhohten Betroffenheit auszugehen, schlief3lich spricht die-
ser Standort — ebenso wie das Planvorhaben — in hohem Malie

Beschlussvorschlag
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Bewohner im Bereich der Wolbecker Stral8e kann der Versor-
gungseinkauf im Hafencenter mit einer erheblich gréBeren Ent-
fernung verbunden sein.

6. Angesichts der quantitativ sehr guten Nahversorgungssituation
im Kerneinzugsgebiet und der Gefédhrdung von fir die Nahver-
sorgung erforderliche Einzelhandelsstrukturen erscheint es nicht
vertretbar, die in den Begriindungen fiir die Bauleitplanung be-
schriebenen Belastungen der Anwohner mit Ldrm- und Schad-
stoffen hinzunehmen.

7. Die stadtebauliche Einbindung des Hafencenters in den Stadt-
teil halte ich flir misslungen. Die fiir das Hafencenter vorgesehe-
ne Flache grenzt nur zu einem geringen Anteil an den Hansaring.
Nach Entfernung der Tankstelle besteht die Méglichkeit, eine
gerdumige Eingangssituation zu schaffen, die FulSgéngern und
Kraftfahrern Platz zugleich bietet. Stattdessen wird die Eingangs-
situation durch einen Anbau im westlichen Bereich und durch
einen neuen Gebé&uderiegel auf dem Geldnde der zu entfernen-

Abwiégung

Autokunden aus den Gebieten zwischen Dortmund-Ems-Kanal
und der Hauptbahntrasse an und gilt als unmittelbarer Wettbe-
werber. Stattdessen profitieren die Anbieter am westlichen Ende
der Wolbecker StralRe vor allem von ihrem unmittelbaren (fullau-
figen) Wohnumfeld.

Entsprechend ist die Schlussfolgerung, die Kaufkraftverluste an
der Wolbecker StralRe seien tatsachlich deutlich hdher, nicht be-
legbar und letztlich auch unzutreffend. Eine Gefahrdung der
wohnortnahen und auch fu3ldufig erreichbaren Lebensmittelan-
gebote an der westlichen Wolbecker Strale wird durch das Vor-
haben nicht ausgelost (vgl. dazu auch Wirkungsanalyse, S. 51f).

Weitergehend siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 3.1 -
3.3 ,Einzelhandel” sowie ,Teil Il - Einzelabwagung®, Pkte. 1 - 5
der Stellungnahme 92.

Zu 6. Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 5.1 - 5.4 ,All-
gemeine Belange zu Immissionen®

Zu 7: Das Gestaltungskonzept des Planvorhabens wurde tber
die Bewertung durch den Gestaltungsbeirat der Stadt Mlinster
abwagend geprift und die stadtebaulich architektonische Ausge-
staltung des Gebaudes und der Freiflachen im Kontext der be-
stehenden Stadtstrukturen als fiir den Standort richtig und ange-
messen bestatigt. Bestandteil des Architekturkonzeptes ist auch
die Gestaltung der Verkehrs- und Parkflachen, die fir Erschlie-
Rung und Betrieb der geplanten Nutzungen erforderlich sind.

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.158

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.159

Seite - 235 -



Stellung-
nahme Nr.

246

Abwiégungsinhalt

den Tankstelle wieder verengt. Den deutlich gré3eren Teil der
Offnung soll die Kfz-Zufahrt einnehmen, Platz fiir FuBgénger
findet sich nur relativ beengt an beiden Réndern. Dies erinnert an
das Leitbild der autogerechten Stadt, das ldngst (iberwunden zu
sein schien, und wird einer Stadtplanung, die auch fiir nicht-
automobile Bevélkerungsgruppen da ist, nicht gerecht.

8. Nach allem schlage ich vor, die Planung fiir das Hafencenter
mit der jetzt vorgesehenen Dimensionierung aufzugeben und
eine Neuplanung durchzufiihren, die allein auf den Bedarf des
Stadftteils abgestimmt ist und neue Einkaufskapazitédten so am
vorgesehenen Standort platziert, dass sich eine Offnung zur né-
heren Umgebung ergibt.

Folgende Anregungen/Bedenken werden vorgetragen:

1. Das Verkehrsaufkommen ist im Hafenviertel derzeit schon
kaum zu ertragen. Neben der Wolbecker Stral3e und dem Hansa-
ring wird die SchillerstraBe zunehmend als Zu- und Einfahrts-
stral8e genutzt. Die enge und uniibersichtliche Verkehrsfiihrung
der Schillerstral3e ist zu den Sto3zeiten besonders flir Radfahrer
geféhrlich. Die laut Verkehrsprognose angesetzten ca. 3.900 Kfz-

Abwiégung

Abseits einer ,autogerechten Stadt’ wird dabei alleinig den ver-
kehrlichen Erfordernissen auf dem Vorhabengrundstiick und den
MafRgaben einer sicheren und leistungsfahigen Anbindung und
Ableitung der Verkehre im innerstadtischen Verkehrsnetz ent-
sprochen. Die erforderlichen Bewegungs- und Wegeflachen fiir
FuRRganger und Radfahrer sind dabei nicht nur berticksichtigt,
vielmehr wird Uber die mit Umsetzung des Planvorhabens ver-
bundene Errichtung einer Lichtsignalanlage im Eingangsbereich
des Vorhabens zum Hansaring die Verkehrssicherheit insbeson-
dere fur FuBganger und Radfahrer in der Querung der Hauptver-
kehrsstralle erheblich verbessert und neue Wegeverbindungen
ins Quartier und zum Hafen geschaffen.

Weitergehend siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 2.1 -

2.3 ,Aligemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen®.

sowie ,Teil Il - Einzelabwagung®, Pkt. 2.6 der Stellungnahme 8,
357.

Zu 8: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 2.4 ,Aligemeine
stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen® und Pkt. 3.1
,Einzelhandel”.

Zu 1: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 4.1, 4.3, 4.6
und 4.7 ,Verkehr®, Pkte. 5.1 und 5.4 ,Allgemeine Belange zu
Immissionen®, Pkt. 7.1 ,Luftschadstoffe” sowie ,Teil Il - Einzel-
abwagung®, Pkte. 2.1 und 2.2 der Stellungnahme 203.

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht

gefolgt.
1.2.160

Der Anregung wird nicht

gefolgt.
1.2.11
1.2.20
1.2.21
1.2.74
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Mehrfahrten pro Tag zum geplanten Einkaufszentrum am Hafen
flihren daher nicht nur zu einem Chaos, sondern erhéhen unndtig
die Schadstoff- und Ldrmemission.

2. Eine zentrale Einkaufsmdglichkeit an den Hafen zu setzen,
stort auch das m. E. gut funktionierende und fulBldufig zu errei-
chende Netz der Einkaufsldden im Viertel. Zudem gibt es schon
ausreichend Supermérkte, Drogeriegeschéfte etc. Fiir unser Vier-
tel ist das Einkaufszentrum keine Bereicherung, sondern eine
Last. Einkdufe wiirde hier nur Leute von aul8erhalb erledigen und
wer fahrt dafiir schon zu Feierabend (ber den Ring? Ein Ein-
kaufszentrum dort hinzubauen macht tiberhaupt keinen Sinn.

3. Die weiteren Bauvorhaben im Hafen stellen ebenfalls gesund-
heitliche und finanzielle Belastungen fiir die Anwohner dar. Die
Mieten sind seit den letzten 2 Jahren drastisch angestiegen. Es
ist allein die Ankiindigung, dass sich das Viertel verdndern wird,
die die Mietpreise anziehen lassen. Der Bau- und Verkehrsldrm
nimmt zu, Spielplédtze verschwinden und werden zu Parkplétzen
flir Baumaschinen. Vertraute Wege zum Hafen werden fiir An-
wohner unpassierbar (s. Osmo-Hallen).

Abwiégung

Zu 2: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 3.1 - 3.3 ,Ein-
zelhandel®.

Zu 3: Mit sukzessiver Aufgabe der Hafennutzungen wurde bereits
in den 1990iger Jahren ein grundlegender Strukturwandel insbe-
sondere im Bereich des Stadthafens | von einem industriellen /
gewerblichen Hafenquartier in ein gemischtes Stadtquartier ein-
geleitet. Mit dem Wandel ist eine grundlegende strukturelle Auf-
wertung der siddstlichen Innenstadt mit vielfaltigen und langfris-
tigen positiven Wirkungseffekten verbunden. Als ein Bestandteil
innerhalb des Strukturwandels tragt das Planvorhaben zu einer
Stabilisierung und nachhaltigen qualitativen Sicherung der Nah-
versorgungssituation im Stadtteil bei, die Vernetzung des Wohn-
viertels mit dem Hafenareal wird zudem Uber das Vorhaben
durch zusatzliche Wegebeziehungen nachhaltig gestarkt und
verbessert. Mit einer stadtstrukturellen Aufwertung sind oftmals
Aufwertungen im Gebaudebestand verbunden, die im Sinne einer
verbesserten Adress- und Standortbewertung auch zu hoheren
Mieten fiihren kdnnen. Derartige Wirkungseffekte sind auch im
Hafenviertel nicht auszuschlieRen, sie sind jedoch aus der ge-
wollten Gesamtentwicklung des Quartiers und nicht aus dem

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.2.7

1.2.8

1.2.9

Der Anregung wird nicht
gefolgt bzw. bezieht sich
die Anregung auf Aspekte
auBerhalb des Bebau-
ungsplans fiir die sich
eine Beschlussfassung
eriibrigt.

1.2.5

1.2.25

1.2.26

1.2.161
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4. Was unser Viertel braucht, ist mehr bezahlbarer Wohnraum
und kein Einkaufszentrum fiir Leute von auf3erhalb oder unbe-
zahlbare Wohnungen fiir Singles und Wochenendpendler. Wir

wiinschen uns ein Viertel, dass Zukunft hat. Dass hierfiir bauliche

und verkehrstechnische bzw. verkehrssichernde Neuerungen
erfolgen, ist verstéandlich. Ob ein Einkaufszentrum hier das richti-
ge Vorhaben darstellt? Ich denke nicht!

Folgende Anregung wird vorgetragen:

(...) Schon alleine zu erwégen, die Hafengegend, ein kulturelles

Zentrum Miinsters, derart zu verunstalten - auch noch seitens der

Stadt selbst - ist eine Unverschdmtheit. (...) Haben Sie von Blir-
gerlnnen oder Anwohnerinnen gehért, dass Sie sich dort noch
einen Supermarkt wiinschen? Wohl kaum, dafiir aber eine Men-
ge von der Gegenseite. Ich bitte Sie die Wiinsche der Blirgerin-
nen wahrzunehmen, was ja Aufgabe einer Stadtverwaltung ist,
und dieses Projekt unverziiglich zu stoppen.

Folgende Anregungen werden vorgetragen:
1. Das stadtische Grundstiick (Tankstelle) am Hansaring ist hier
bereits mit eingeplant aber noch nicht verdul3ert. Soll dieses

Abwiégung
Hafencenter begriindet und somit nicht Gegenstand dieser Ab-
wagung. Flachige, sozialstrukturelle Umwalzungen der Bewoh-

nerschaft des Viertels sind nicht zu erwarten.

Weitergehend siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 2.2

und 2.3 ,Allgemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzun-

gen“ sowie Pkte. 5.3 und 5.4 ,Allgemeine Belange zu Immissio-

nen-.

Zu 4: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 2.2 - 2.4 ,All-
gemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen®, Pkt.
3.1 ,Einzelhandel” sowie ,Teil Il - Einzelabwagung®, Pkt. 2.4 der
Stellungnahme 37.

Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung*, Pkt. 1.1 ,Allgemeine Be-
lange zu Planverfahren und Gutachten® sowie Pkte. 2.2 - 2.4
+LAllgemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen*

sowie , Teil Il - Einzelabwagung®, Pkt. 2.4 der Stellungnahme 37.

Darlber hinaus erfolgt mit dieser Vorlage eine erneute transpa-
rente und detaillierte Aufbereitung und Wiedergabe aller im
Rahmen der Offenlegung eingegangenen Anregungen. Die Be-
rucksichtigung, teilweise Berlicksichtigung oder Nicht-
Berucksichtigung der Kritikpunkte obliegt der gerechten Abwa-
gung aller privaten und 6ffentlichen Belange untereinander und
gegeneinander durch den Rat der Stadt.

Zu 1: Die Notwendigkeit einer aktiven Verwendung des stadti-
schen Grundstlicks bei der Entwicklung des Standortes war der

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.2.4

1.2.5

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.2.1

1.2.4

1.2.162

Die Anregung ist primar
eine Fragestellung auBer-
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wertvolle Grundstiick als Gewerbefldche und damit als mégliches | Stadt Miinster bewusst und ist gewollt. Dabei steht der beabsich-

Spekulationsobjekt oder erst spéter als erschlossenes Areal zu
einem angemessenen Preis an den Investor verkauft werden?

2. In Erinnerung an die ,Silhouettendiskussion® an der Steinfurter
Str. (TUV-Gelénde) fragen wir uns zudem, ob die Errichtung ei-
nes so hohen Werbeturms fiir das E-Center (...) sich mit dem
Stadtbild vertragt. Oder soll hier ein Zeichen gesetzt werden?
Einkaufstempel der Neuzeit in Konkurrenz zum traditionsreichen
Gotteshaus Herz-Jesu?

tigte Verkauf des Grundstlicks ohne Frage im Zusammenhang
mit der Realisierbarkeit des VBP Nr. 535. Der Vorhabentrager
muss bei Abschluss des Durchflihrungsvertrages vor Rechtskraft
des Bebauungsplans die Verfligbarkeit Uiber alle Grundstiicke im
Geltungsbereich des Vorhaben- und ErschlieRungsplans nach-
weisen. Dies resultiert aus den einschlagigen Vorschriften des
BauGBs. Diese verlangen vom Vorhabentrager, dass er mit
Rechtskraft des Bebauungsplanes bereit und in der Lage sein
muss, die Planung umsetzen zu kénnen. Der Verkauf des stadti-
schen Grundstlicks erfolgt ausschlief3lich bei Zustimmung der
zustandigen politischen Gremien. In der Preisbildung fir das
Grundstlck wird u. a. neben bestehenden Grundstiicksbelastun-
gen (Altlasten), die kiinftige Grundstiicksentwicklung zu berick-
sichtigen sein. Die Stadt Minster unterliegt hier den allg. Haus-
haltsgrundsatzen, die einen Verkauf an Dritte unter Wert nicht
erlauben. Die Liegenschaft des Tankstellengrundstiicks wird Gber
einen Grundstiickskaufvertrag durch die Stadt an den Vorhaben-
trager veraulert, der Grundstickskaufvertrag wird vor dem Sat-
zungsbeschluss zum Bebauungsplan erfolgen.

Zu 2: Siehe ,Teil Il - Einzelabwagung®, Pkt. 6 der Stellungnahme
92.

Konkurrenzen und visuelle direkte oder indirekte Bezlige zu
kirchlichen Bauten des Hansa- und Herz-Jesu-Viertels bestehen
entgegen der Darstellung der Anregung aus stadtebaulicher Sicht
nicht, wobei nicht bestritten werden soll, dass man aus besonde-
ren Perspektiven, etwa vom Parkplatz des Einkaufszentrums,
neben den Kirchturm Herz-Jesu auch den Werbeturm sehen
kann. Der Anregung in dem Sinne, die Bauhdhe im Projekt zu

Beschlussvorschlag

halb des Bebauungsplans
fiir die sich eine Be-
schlussfassung erubrigt.

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.137
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Folgende Anregungen/Bedenken werden vorgetragen:

1. Mit dem vorgestellten Planentwurf sind wir nicht einverstan-
den, da wir in Folge der Planung mit wirtschaftlichen Nachteilen,
einer schlechteren Nutzbarkeit unserer Wohnung und einer stei-
genden Gesundheitsgefdhrdung rechnen.

2. Wir fiihlen uns mit unseren Interessen als Anwohner, die u.a.
beim Hafenforum und der Unterschriftenaktion gegen das ge-
plante Einkaufszentrum gedul3ert wurden, nicht genligend be-
riicksichtigt. Vielmehr erweckt die Stadt Miinster mit ihrem Han-
deln den Eindruck, hier eine reine Investorenplanung zu betrei-
ben.

3. (...) Als gré3te Probleme sind die starke Verkehrsbelastung,
die geringe Anzahl der Parkplédtze sowie die geringe Ausstattung
mit Griinflichen zu nennen. Eine weitere gravierende Einschrén-
kung der Lebensqualitdt hat die Stadt Miinster durch die Sper-
rung der Hafenpromenade im Bereich der Osmo-Hallen zu ver-

Abwiégung

reduzieren, wird nicht entsprochen. Die Gebaudehdhen des
Planvorhabens sind aus dem stadtebaulichen Kontext nachvoll-
ziehbar und sinnvoll entwickelt.

Zu 1: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 3.3 ,Einzelhan-
del“, Pkte. 5.1 - 5.4 ,Allgemeine Belange zu Immissionen®, Pkte.
6.1 und 6.4 ,Schallimmissionen®, Pkte. 7.1 und 7.2 ,Luftschad-
stoffe” sowie Pkt. 12.1 ,Sonstiges*.

Die angeflihrten wirtschaftlichen Nachteile sind abstrakt und nicht
erkennbar — vielmehr durften die Aspekte von neuen Nutzungen,
Nutzungsmischung, Dampfung des Parkdrucks durch ein zuséatz-
liches offentliches Parkangebot und verbesserter funktionaler
Verknipfung des Quartiers zum Kreativkai die allgemeinen
Standortbedingungen im Hansaviertel in der Gesamtbilanz eher
verbessern denn verschlechtern. Zu Belastungen aus Immissio-
nen s. benannte Punkte aus ,Teil | - Allgemeine Abwagung®.

Zu 2: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 1.1 ,Aligemeine
Belange zu Planverfahren und Gutachten® sowie ,Teil Il - Einzel-
abwagung®, Pkt. 2 der Stellungnahme 29 und Pkt. 2.2 der Stel-
lungnahme 230.

Zu 3: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung*, Pkte. 2.2 - 2.4 All-

gemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen®, Pkte.
4.1 -4.3 und 4.6 ,Verkehr” sowie ,Teil Il - Einzelabwagung®, Pkt.
10 der Stellungnahme 147.

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.2.22

1.2.29

1.2.38

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.21

1.2.47

1.2.71

1.2.85

1.2.113

Der Anregung wird bezo-
gen auf den Aspekt der
Parkraumverbesserung
mit der 6ffentlichen Quar-
tiersgarage gefolgt - der
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antworten.

4. AuBerdem wird das Gefiige im Hafenviertel zunehmend durch
Luxussanierungen und -neubauten geféhrdet. Ihre Planung droht
nun das fragile Gleichgewicht im Viertel zu zerstéren.

5. Das geplante ,Hafencenter” mit einer Nutzfliche von mehr als
9.000 m? (ohne Wohnnutzung, davon allein 4.900 m? fiir das
projektierte E-Center) ist nach unserer Erfahrung fiir die Versor-
gung des Hafenviertels nicht notwendig. Bereits jetzt kbnnen wir
zwischen mehreren Supermérkten und Discountern wéhlen, die
alle fullaufig oder mit dem Fahrrad erreichbar sind. Wir befiirch-
ten vielmehr, dass ein kannibalisierender Wettbewerb in Gang
gesetzt wird, der nicht nur die eingeflihrten Supermérkte im Vier-
tel, sondern auch viele kleinere Ldden bis hin zur Wolbecker
Stral3e in ihrer Existenz bedroht. Grade letztere machen das
Hafenviertel derzeit sehr lebenswert.

6. AulBerdem befiirchten wir die Konzentration von vorhandenen

Abwiégung

Die Hafenpromenade liegt aul3erhalb des Geltungsbereichs des
vorhabenbezogenen Bebauungsplans und ist nicht Gegenstand
der vorliegenden Abwagung. Abseits davon werden mit Umset-
zung des Planvorhabens erstmalig Wegebeziehungen vom Han-
saring Uber das Vorhabengrundstiick zum Hafen ermdglicht und
somit auch eine bessere Vernetzung und Aufwertung der Hafen-
promenade erwirkt.

Zu 4: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 2.2 - 2.4 ,All-
gemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen®, Pkt.
12.1 ,Sonstiges” sowie Teil Il - Einzelabwagung®, Pkt. 2.1 der
Stellungnahme 33, 121, 320, 334 und Pkt. 3 der Stellungnahme
246.

Zu 5: Siehe ,Teil | - Alilgemeine Abwagung*, Pkte. 3.1 - 3.3 ,Ein-
zelhandel®.

Relevant fiir die Bewertung der Vertraglichkeit von Einzelhan-
delsnutzungen ist nicht die Nutzflache sondern die festgesetzte
zuladssige max. Verkaufsflache. Diese betragt fir das E-Center
lediglich 3.000 m? VK zuziiglich max. 400 m? VK fir den Getran-
kemarkt.

Zu 6: Entsprechend den Entwicklungszielen eines gemischt ge-

Beschlussvorschlag

Anregung im Ubrigen wird
nicht gefolgt bzw. bezieht
sich die Anregung auf
Aspekte auBerhalb des
Bebauungsplans fiir die
sich eine Beschlussfas-
sung eriibrigt.

1.2.4

1.2.6

1.2.11

1.2.20

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.163

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.2.7

1.2.8

1.2.9

Die Anregungen beziehen
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Dienstleitungen auf dem Hafencenter-Geldnde, beispielsweise
den Umzug der Sparkassenfiliale am Hansaring.

7. Im Ubrigen ist aus unserer Sicht die auf dem Plangelédnde
vorhandene Tankstelle, die ersatzlos entfallen soll, ein wichtiger
Nahversorgungsbaustein fiir das Hafenviertel. Wir regen an, auf
die weitere Planung und Realisierung eines Einkaufszentrums
am Hafen zu verzichten sowie die vorhandene Tankstelle zu
erhalten.

Abwiégung

nutzten Stadtbereichszentrums sind fiir das Planvorhaben neben
der Ansiedlung grofflachiger Einzelhandelsnutzungen auch
Dienstleistungen / Praxen / Blros, Wohnen sowie ergéanzende
Gastronomienutzungen als zulassig festgesetzt. Die Flachen fir
Dienstleistungen / Praxen / Bliros umfassen rd. 3.400 m*, flr
Gastronomie rd. 1.000 m* und fiir Wohnnutzung rd. 3.000 m”.
Stadtebauliche Unvertraglichkeiten - analog der Prifung von
Verkaufsflachen bei Einzelhandelsnutzungen - sind in dem be-
nannten Nutzungsprofil ,Dienstleistungen / Praxen / Biros® nach

den geltenden Rechtsvorschriften nicht Gegenstand einer Bewer-

tung. Die konkrete Belegung der Mietflachen ist ebenfalls nicht
Bestandteil der vorliegenden Bauleitplanung und somit nicht ab-
wagungsrelevant. Insgesamt tragt innerhalb der mdglichen Fl&-
chenbelegungen das erganzende Nutzungsprofil zu einer Star-
kung und Attraktivitdt des gemischt genutzten Stadtquartieres
bei.

Weitergehend siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 2.2
»2Allgemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen®.

Zu 7: Die bestehende Tankstelle auf dem derzeit stadtischen
Grundstuck ist nicht Bestandteil der Nahversorgung im Stadt-
quartier sondern noch aus der friiheren Gebietsstruktur mit riick-
wartig angrenzenden Gewerbeflachen begriindet. Entsprechend
der innerstadtischen Bedeutung des Plangrundstlickes ist als
stadtisches Entwicklungsziel nicht der Erhalt der Tankstelle son-
dern die Errichtung eines gemischt genutzten Stadtbereichszent-
rums fiir den Standort vorgesehen und Uber politische Beschlis-
se der vorbereitenden und verbindlichen Bauleitplanung zugrun-
de zu legen.

Tankstellen sind kein Bestandteil der Nahversorgung und mus-

Beschlussvorschlag

sich auf Aspekte auBer-
halb des Bebauungsplans
- eine weitergehende Be-
schlussfassung eriibrigt
sich.

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.164
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8. AuBerdem fordern wir, die gutachterlichen Aussagen zur Be-
eintréchtigung des vorhandenen Einzelhandels von unabhéngi-
ger Seite kritisch hinterfragen zu lassen. Als Vergleich kénnten
auch die urspriingliche Prognose und die eingetretenen Wirkun-
gen infolge des E-Centers an der Friedrich-Ebert-Stral8e heran-
gezogen werden.

9. Des Weiteren fordern wir, das Einzelhandels- und Zentrenkon-
zept aus dem Jahr 2009 zu aktualisieren und dabei auch neu
entstandene Infrastruktureinrichtungen (beispielsweise Marktkauf
statt Ratio, E-Center mit Netto und Drogeriemarkt an der Wolbe-
cker Stralle, Penny am Hansaring) sowie geplante Erweiterun-
gen (REWE am Hansaring) zu berticksichtigen. Wir gehen davon
aus, dass bereits heute eine mehr als 100%ige Versorgung des
Hafenviertels sichergestellt ist.

10. Im Ubrigen wiissten wir gerne, wie die von Herrn Stroetmann
auf dem Hafenforum versprochene ,hohe Aufenthaltsqualitét” des
gesamten Einkaufszentrums-Bereichs verwirklicht werden soll.
Die bisherigen vorgelegten Einwdirfe zeigen flir uns nur die Uibli-
che vollversiegelte Parkplatz-Einbde.

Abwiégung

sen nicht fuBBlaufig erreichbar sein. Im Stadtgebiet sind zudem
Tankstellen in ausreichendem Maf3e vorhanden, auch in der Um-
gebung des Vorhabens (z.B. Wolbecker Stral3e, Bohlweg, Al-
bersloher Weg, Hafenstrale).

Weitergehend siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 2.2 -

2.4 ,Aligemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen®.

Zu 8: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung*, Pkt. 3.4 ,Einzelhan-
del”.

Zu 9: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pktea. 3.1, 3.2 und
3.4 ,Einzelhandel“.

Zu 10: Das Gestaltungskonzept des Planvorhabens wurde iber
die Bewertung durch den Gestaltungsbeirat der Stadt Miinster
abwagend geprift und die stadtebaulich architektonische Ausge-
staltung des Gebaudes im Kontext der bestehenden Stadtstruktu-
ren als fiir den Standort richtig und angemessen bestatigt. Uber
den Vorhaben- und ErschlieBungsplan (V+E-Plan) als Bestandteil
des vorhabenbezogenen Bebauungsplans ist die Umsetzung des

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.10

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.139

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.165
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11. Die StralBen im Hafenviertel und insbesondere der Hansaring
sind bereits heute hochgradig belastet - zeitweilig bis hin zum
Verkehrsinfarkt. Die Belastung durch Ldarm, Abgase und Fein-
staub ist fiir die Anwohner bereits jetzt kaum noch zumutbar und
im Grenzbereich zur Gesundheitsgefdhrdung, wie selbst der
Umweltbericht konstatiert. Eine weitere Verschlechterung der
Situation ist daher unter allen Umsténden zu vermeiden. Hier
liegt aus unserer Sicht eine Hauptaufgabe der Stadt Miinster bei
den weiteren langfristigen Planungen fiir das Hafenviertel. Wir
befiirchten, dass es durch das geplante Einkaufszentrum zu ei-
ner erheblichen Steigerung des PKW-Verkehrs und des Liefer-
verkehrs kommt. Selbst die ausliegende Verkehrsprognose geht
von ca. 3.900 zusétzlichen Kfz-Fahrten und 30 LKW-Fahrten pro
Tag aus.

12. Die geplante Ampel im Bereich des geplanten ,Hafencenters”
eréffnet aus unserer Sicht eine weitere Stauquelle auf dem Han-
saring, zumal zwei Zufahrten (zum Parkplatz des Wohnhau-
ses/Penny-Marktes Hansaring 48 und zum geplanten E-Center)
direkt hintereinander liegen. (...) AulRerdem beftirchten wir eine
zusétzliche Gefédhrdung von Radfahrern und FulRgédngern durch

Abwiégung

stadtebaulich architektonischen Konzeptes in der durch den Ge-
staltungsbeirat bestatigten Form planungsrechtlich sichergestellt.
Anderweitige individuelle Auffassungen zur Gestaltqualitat und
Einpassung des Vorhabens in das Stadtbild bleiben unbenom-
men, sind jedoch nicht Gegenstand der Abwagung.

Weitergehend siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 2.1
und 2.3 ,Allgemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzun-

“

gen“.

Zu 11: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 4.1, 4.3, 4.4
und 4.6 ,Verkehr®, Pkte. 5.1 - 5.4 ,Aligemeine Belange zu Immis-
sionen®, Pkt. 6.1 ,Schallimmissionen® und Pkt. 7.1 ,Luftschadstof-

fe".

Zu 12: Siehe ,Teil | - Alilgemeine Abwagung®, Pkte. 4.5 und 4.7
Lverkehre.

Der Kreuzungsneubau zur Anbindung des Planvorhabens an den
Hansaring entspricht uneingeschrankt den Mallgaben der
RASt06 der Forschungsgesellschaft fir Strallen und Verkehrs-

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht

gefolgt.
1.2.11
1.2.20
1.2.22
1.2.30

Der Anregung wird nicht

gefolgt.
1.2.19
1.2.21
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den zunehmenden Verkehr und die neue geschaffene Abbiegesi-
tuation in der Kurve des Hansarings.

13. Die bestehenden Verkehrsprognosen halten wir fiir unseriés.
So werden Entlastungen durch den Ausbau der B51/B481 prog-
nostiziert, obwohl fiir diese BaumalBnahme derzeit keine Mittel
bereit stehen und Klagen gegen die Planung anhéngig sind. Eine
Entlastung des Hansarings durch eine Stral3e (iber das Geldnde
der Firma Scheiwe kann nicht angenommen werden, da diese
Privatstral8e nicht dem oéffentlichen StralSennetz angehort.

Wir regen daher an, ein detailliertes Verkehrsqutachten auf Basis
einer aktuellen Verkehrszéhlung zu erarbeiten, das nur den der-
zeitigen Zustand und die gesicherten Anderungen der éffentli-
chen Verkehrswege beriicksichtigt. Es sollte von einem unab-
héngigen Gutachter erstellt werden, der nicht vom Investor be-
zahlt wird, um dem Verdacht der Interessensverquickung zu be-
gegnen. Die derzeitige Verkehrsuntersuchung liegt nur im Ent-
wurf vor und kann mit ihrer veralteten Datengrundlage (Daten der
Knotenstromzahlung durch die Stadt Miinster in den Jahren 2007
und 2008, Verkehrsbelastungsdaten fiir das Verkehrsmodel der
Stadt Miinster fiir das Jahr 2012) keine ausreichende Entschei-
dungsgrundlage sein.

14. Des Weiteren fordern wir, die Aussagen und Karten des Ver-
kehrsgutachtens, der Untersuchungen zu den Luftschad-
stoffimmissionen und des schalltechnischen Berichts rdumlich
mindestens bis zur Kreuzung Hansaring/Albersloher Weg auszu-
dehnen, damit Auswirkungen auch in diesem bereits hochgradig
verkehrlich belasteten Bereich zu rechnen ist. Wir méchten auch
fir unsere Wohnnutzungen abschétzen kénnen, welche Ande-
rungen sich aus den Planungen fiir ein ,Hafencenter” ergeben.

Abwiégung

wesen. Beeintrachtigungen aus der Lage der Kreuzung im Kur-
venbereich des Hansarings sind nicht gegeben.

Zu 13: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 1.2 ,Aligemei-
ne Belange zum Planverfahren und Gutachten® und Pkte. 4.1 -
4.4 Verkehr®.

Zu 14: Mit Aktualisierung der verkehrstechnischen Untersuchung
der Stadt Miinster zum Masterplan ,Stadthafen” von Januar 2015
wurde auch das Verkehrs-, Larm- und Luftschadstoffgutachten
zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan erneut tUberprift und
aktualisiert, in diesem Zusammenhang wurden die Untersu-
chungsraume nach Westen bis zum Kreuzungsbereich Hansa-
ring / Albersloher Weg und nach Osten bis zum Kreuzungspunkt
Hansaring / Wolbeckerstralle erweitert.

Beschlussvorschlag

Der Anregung bezogen
auf den Aspekt einer aktu-
ellen Datengrundlage
wurde gefolgt - der Anre-
gung im Ubrigen wird
nicht gefolgt.

1.2.2

1.2.12

1.2.16

1.2.17

1.2.166

Der Anregung wurde ge-
folgt.

Ein Beschlussvorschlag
eribrigt sich.
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15. Schlie8lich méchten wir von der Stadt Miinster wissen, ob mit
Anderungen am Hansaring gerechnet werden muss. Wir beftirch-
ten, dass bereits Gedankenspiele zum vierspurigen Ausbau des
Hansarings bestehen, um dem nicht zuletzt durch das geplante
,Hafencenter* zunehmenden Verkehr zu begegnen. So wurden
auf dem Hafenforum von der Stadt Mlinster Ideen zu einer Neu-
gestaltung des Hansarings angedeutet.

16. (...) Die erheblich angespannte Parksituation im Hafen- und
Hansaviertel wird sich aus unserer Sicht durch die in der Planung
zum Einkaufszentrum vorgesehenen Anderungen weiter ver-
schérfen. Wir befiirchten beispielsweise im Hafenweg den Weg-
fall von Stellpldtzen, um den geplanten Lieferverkehr fiir das ge-
plante Einkaufszentrum zu erméglichen. Zudem fordern wir von
der Stadt Miinster Auskunft dariiber, ob entlang des Hansarings
mit einer Anderung der Parkrichtung (Léngsaufstellung statt
Schrégaufstellung der Fahrzeuge) zu rechnen ist, um dem Ver-
kehrsfluss mehr Raum zu geben. In diesem Fall wiirden weitere
Stellpldtze wegfallen.

Abwagung Beschlussvorschlag

Weitergehend siehe , Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 4.1
und 4.2 ,Verkehr®, Pkte. 5.1 - 5.4 ,Aligemeine Belange zu Immis-
sionen® und Pkt. 6.1 ,Schallimmissionen” und Pkt. 7.1 ,Luft-
schadstoffe”.

Zu 15: Seitens der Stadt Minster ist ein vierspuriger Ausbau des | Der Anregung wird nicht
Hansarings nicht geplant und ist auch bei Umsetzung der Mal3- gefolgt bzw. bezieht sich

nahmen des Masterplans ,Stadthafen’ und den daraus resultie- die Anregung auf Aspekte
renden Verkehrsbelastungen verkehrstechnisch nicht erforder- auBerhalb des Bebau-
lich. Dartber hinaus haben der pragende, baumbestandene ungsplans fiir die sich
StraRenraum, die Nutzungsstruktur und der stralenbegleitende | eine Beschlussfassung
Gebaudebestand hohe stadtebauliche Qualitaten, die einem eriibrigt.

Ausbau entgegenstinden. 1.2.167

Weitergehend siehe , Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 4.1
und 4.3 - 4.5 ,Verkehr”.

Zu 16: Siehe Pkt. 15 dieser Stellungnahme sowie ,Teil | - Alige- | Der Anregung wird bezo-

meine Abwagung®, Pkt.4.6 ,Verkehr*. gen auf den Aspekt der
Parkraumverbesserung
mit der offentlichen Quar-
tiersgarage gefolgt - der
Anregung im Ubrigen wird
nicht gefolgt bzw. bezieht
sich die Anregung auf
Aspekte auBerhalb des
Bebauungsplans fiir die
sich eine Beschlussfas-
sung eriibrigt.
1.2.20
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Abwiégungsinhalt

17. Das im Bereich des projektierten E-Centers geplante gewerb-
lich betriebene Parkhaus kann die kostenfrei verfligbaren Stell-
plédtze entlang der Anwohnerstral3e nicht ersetzen. AuBerdem
handelt es sich um einen potenziellen Angstraum, der insbeson-
dere von Frauen nur sehr eingeschréankt genutzt werden kann. Im
Ubrigen zeigen die Erfahrungen mit den Hafenbesuchern, dass
grundsétzlich ein kostenfreier Parkplatz in Ndhe des Kreativkais
gesucht wird. Einstellplétze in bereits bestehenden gewerblich
betriebenen Parkhéusern (...) stellen fiir Besucher offensichtlich
keine Alternative dar.

Wir regen daher an, ausschlie3lich kostenfreie Parkplétze in die
Planung einzubeziehen, die auch den Anwohnern zur Verfiigung
stehen.

Abwiégung

Zu 17: Die im Zusammenhang mit dem Planvorhaben vorgese-
henen ca. 220 6ffentlichen Quartiersstellplatze werden als be-
wirtschaftete Tiefgarageneinstellplatze errichtet. Betreiber wird
voraussichtlich die WBI als stadtisches Unternehmen analog den
Ubrigen stadtischen Parkgaragen sein. Mit dem Angebot wird
insbesondere der Nachfrage nach sicheren, wettergeschiitzten
PKW-Einstellplatzen fir die Bewohner des Quartiers entsprochen
und soll der aufgrund fehlender privater PKW-Einstellplatze be-
stehende Parkdruck durch Anwohnerparken auf den 6ffentlichen
Stralden reduziert werden. Die Stellplatze sind somit bewusst
kein Ersatz zu kostenfreien 6ffentlichen Stellplatzen im Strallen-
raum, diese sollen im Wesentlichen Besuchern vorgehalten wer-
den. Entgegen der Behauptung steht diesem Gedanken die er-
forderliche Bewirtschaftung der Quartiersgarage nicht entgegen,
vielmehr bestatigen die Erfahrungen in innerstadtischen Bal-
lungsrdumen die Richtigkeit der Annahme einer Entlastung der
ParkstralRenrdume infolge der Ausweisung von bewirtschafteten
Quartiersparkgaragen.

1.2.168

Die Ausgestaltung der Tiefgarage erfolgt entsprechend den Er-
fordernissen nach einem hellen, groRzligigen Parkraumangebot,
Uber die starke Frequenz der Garage allein durch die Kunden
des Centers ist eine Wirkung als Angstraum nicht zu erwarten.

Insgesamt ist festzuhalten, dass Parkproblemen in innerstadti-
schen Ballungsraumen nicht durch die Ausweisung kostenfreier
ebenerdiger Stellplatzflachen begegnet wird, die nur noch weitere
Verkehre anziehen wirden, sondern durch ein Spektrum unter-
schiedlicher Mallnahmen mit bedarfsgerechten Stellplatzangebo-
ten bei gleichzeitigen Verkehrsvermeidungsstrategien. Mit der
Errichtung von bewirtschafteten 6ffentlichen Quartiersstellplatzen

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
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18. Bei Betrachtung der bisherigen Planung gewinnen wir den
Eindruck, dass die Entwicklungsgebiete OSMO-Hallen und Post-
geldnde nicht als Gesamtbereich entwickelt werden sollen, son-
dern mit zwei véllig unterschiedlichen und sich wiedersprechen-
den Konzepten. Auf der einen Seite (OSMO-Hallen) soll Wohnen
am Wasser entstehen, wéhrend auf dem Postgelénde ein riesi-
ges Einkaufszentrum platziert werden soll. Beide Gebiete sind
durch eine Mauer scharf voneinander getrennt. Wir regen daher
an, die Entwicklungsgebiete OSMO-Hallen und Postgeldnde
konsequent gemeinsam zu betrachten, um die Gestaltung des
Ubergangsbereiches zwischen Klein-Muffi und Hafenviertel im
Sinne der Anwohner gewéhrleisten und einen neuen lebendigen
Stadtteil entwickeln zu kénnen. Auch der Erhalt und die Nutzung
der stadtteilprdgenden Teile der OSMO-Hallen sollte Thema die-
ser Gesamtbetrachtung sein. Dabei sollte die Stadt Miinster in
Abstimmung mit den betroffenen Anwohnern die Entwicklungs-
ziele festlegen und nicht Investoren die Planung (iberlassen.

Abwiégung

in der Tiefgarage tragt das Planvorhaben zur Entlastung der
Parkraumsituation im Hansa- und Hafenviertel bei. Die Errichtung
kostenfreier Quartiersgaragen / Einstellplatze in den Stadtvierteln
ist dagegen wirtschaftlich nicht umsetzbar und entspricht nicht
den verkehrspolitischen Entwicklungszielen der Stadt Mlnster.
Der Anregung wird nicht entsprochen, weitergehende planungs-
rechtliche Belange werden nicht berthrt.

Weitergehend siehe ,Teil |- Allgemeine Abwagung®, Pkt.4.6 ,Ver-
kehr”.

Zu 18: Das Planvorhaben entspricht uneingeschrankt und ab-
schlielfend den Entwicklungszielen des Masterplans ,Stadthafen
Munster' und den daraus abgeleiteten politischen Beschlissen
sowohl fur den Vorhabenstandort selbst, als auch in der Verbin-
dung zu dem &stlich angrenzenden Planbereich des Projektes
,Neuhafen'. Die Auffassung von sich wiedersprechenden Einzel-
konzepten bleibt als subjektives Statement unbegriindet, gerade
Uber die Erarbeitung des Masterplans ,Stadthafen‘ durch die
Stadt Minster wurde den stadtstrukturellen Erfordernissen nach
einem ganzheitlichen stadtebaulichen Entwicklungskonzept ent-
sprochen.

Ein Erhalt und / oder eine mdgliche Nutzung der auf3erhalb des
Geltungsbereiches des vorhabenbezogenen Bebauungsplans
liegenden OSMO-Hallen ist nicht Gegenstand des vorliegenden
Bauleitplanverfahrens und somit nicht Gegenstand der Abwa-
gung. Eine Bewertung der Hallen ist unabhangig von dem Plan-
vorhaben moglich.

Weitergehend siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 1.1,

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht
gefolgt bzw. bezieht sich
die Anregung auf Aspekte
auBerhalb des Bebau-
ungsplans fiir die sich
eine Beschlussfassung

eriibrigt.
1.2.141
1.2.169
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331

Abwiégungsinhalt

19. Fir die weitere Entwicklung des Planungsgebietes regen wir
an, den Vorschlag eines Architekten auf dem Hafenforum aufzu-

greifen und das bestehende Postgebéude zu erhalten. Dort kénn-

te wie im gesamten Planungsgebiet dringend bendétigter bezahl-
barer Wohnraum entstehen. Im Plangebiet kénnte auch eine
offentliche Griinflache und/oder ein Spielplatz entstehen. So
wirde einerseits einem Defizit im Hafenviertel begegnet. Ande-

rerseits wiirde wirklich eine Fldche mit ,hoher Aufenthaltsqualitat”

entstehen.

Folgende Anregung/Bedenken wird vorgetragen:

(...) mit dem vorgelegten bzw. ausgelegten Masterplan fiir Stadt-
héfen I und Il Miinster bin ich nicht einverstanden. (...) Laut aus-
liegender Planung ist zu befiirchten, dass mein Grundstiick (An-
merkung: Lippstadterstrale 75; Firma Gro3handel fir Farben,
Tapeten, Bodenbelage) erneut mit einer Verbindungsstral3e
tberplant werden soll. (...) Der gliltige Masterplan begegnet in
mehrfacher Hinsicht rechtlichen und tatséchlichen Bedenken.
Insbesondere steht die wirtschaftliche Weiterfiihrung meiner Fir-
ma zur Disposition. Daraus resultiert die Gefdhrdung von Ar-
beitsplatzen sowie meine eigene familidre, wirtschaftliche und
finanzielle Absicherung auch im Hinblick auf meine Altersversor-
gung. Ich rege daher zum wiederholten Male an, mein Grund-
stlick mit Bestandsschutz zu versehen, (...) bzw. mein Grund-
stiick aus der Planung auszuschlieBen und Alternativ-Planungen
tber bereits im Bestand der Stadt Miinster befindliche Grundsti-
cke vor zu nehmen.

Abwiégung

Allgemeine Belange zu Planvorhaben und Gutachten® und Pkte.
2.2 - 2.4 ,Allgemeine stadtebauliche Belange / alternative Nut-
zungen®.

Zu 19: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 2.2 - 2.4 All-
gemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen® sowie
»1eil Il - Einzelabwagung®, Pkt. 2.4 der Stellungnahme 37 und
Pkt. 10 der Stellungnahme 147.

Das vom Einwender angesprochene Grundstiick ,Lippstadter-
stralle 75° liegt ca. 800 m siidwestlich des Plangebietes, auller-
halb des Geltungsbereiches des VBP Nr. 535 und wird von des-
sen Festsetzungen nicht berihrt. Auswirkungen des Planvorha-
bens auf den Betrieb des Einwenders sind ebenfalls nicht gege-
ben.

Das Grundstiick ,Lippstadterstrafl’e 75° liegt innerhalb der Dar-
stellungen des Masterplan ,Stadthafen Minster’, etwaige betrieb-
liche Konflikte flir das Grundstiick mit den Zielsetzungen des
Masterplans sind nicht Gegenstand des vorliegenden Bauleit-
planverfahrens und somit nicht Gegenstand der Abwagung.
Grundsatzlich ist der Masterplan eine sogenannte informelle Pla-
nung, Zielaussagen der Stadt in diesem Zusammenhang kénnen
insofern keinen rechtlichen oder tatsachlichen Bedenken begeg-
nen.

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

124

1.2.5

1.2.6

Die Anregung bezieht sich
auf Aspekte auBerhalb des
Bebauungsplans -

eine Beschlussfassung
erubrigt sich.
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Folgende Anregungen/Bedenken werden vorgetragen:

1. Grundsétzlich begriille ich die Intention der Stadt Miinster,
dass Nahversorgungs- und Dienstleistungsangebot im Hafenge-
biet zu verbessern. Die Gesamtsumme der geplanten Verkaufs-
flaéchen bzw. die neuen Besucher des Einkaufszentrums werden
nach meiner Einschétzung ein unvertretbar hohes Verkehrsauf-
kommen auf dem ohnehin stark belasteten Hansaring auslésen.
Die vom Verkehr verursachten Larm- und Luftschadstoffe auf
dem Hansaring sind bereits gesundheitsgefdhrdend hoch. lhr
Gutachten, das das neue zusétzliche Verkehrsaufkommen auf
dem Hansaring als gesundheitlich unbedenklich einstuft, halte ich
fur nicht plausibel. Entsprechen die angenommenen Verkehrs-
zahlen wirklich der aktuellen Situation, oder ist die Hochrechnung
des Verkehrswachstums in den letzten Jahren méglicherweise
fehlerbehaftet.

2. Als Anwohnerin am Hansaring vermisse ich in ihrer Planung
Mallnahmen, die zu einer Verbesserung der gesundheitlichen
Lebensbedingungen in unserem Quartier flihren, vielmehr ver-
schlechtert sich die gesundheitliche Situation durch die Intensitat
der angedachten stédtebaulichen (Einzelhandels-) Nutzung. Ich
bitte um eine Reduzierung der insgesamten Verkaufsfléche, da-
mit die Entwicklung des Hafenareals die - typisch fiir Miinster -
kleinteilige Siedlungsstruktur aufgreift (...).

3. Des Weiteren rege ich an sicherzustellen, dass sémtliche neue
Parkplétze auBerhalb der Offnungszeiten des Einkaufszentrums
ftir Besucher und Anwohner des Hafenviertels nutzbar sind. Der
Parkdruck ist bereits grenzwertig, insbesondere an schénen Ta-
gen sowie bei Veranstaltungen im Hafen.

Abwiégung

Zu 1: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 4.1 - 4.6 ,Ver-
kehr, Pkt. 5.1 - 5.4 ,Allgemeine Belange zu Immissionen®, Pkte.
6.1 - 6.3 ,Schallimmissionen” und Pkt. 7.1 ,Luftschadstoffe”.

Zu 2: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 1.1 ,Aligemeine
Belange zu Planverfahren und Gutachten®, Pkte. 2.2 und 2.3
»LAllgemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen*

sowie ,Teil Il - Einzelabwagung®, Pkt. 2.1 der Stellungnahme 230.

Zu 3: Die mit Umsetzung des Planvorhabens bauordnungsrecht-
lich erforderlichen Stellplatze werden als ebenerdiger Kunden-
parkplatz mit rd. 158 Stellplatzen und als Tiefgarageneinstellplat-

ze auf dem Vorhabengrundstiick ausgewiesen. Die insgesamt rd.

365 Tiefgaragenplatze umfassen zusatzliche Kundenparkplatze
sowie die notwendigen Stellplatze aus den Ubrigen Vorhabennut-

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.2.11

1.2.12

1.2.13

1.2.15

1.2.19

1.2.22

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.2.5

1.2.170

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2171
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Abwiégungsinhalt

Folgende Anregung/Bedenken wird vorgetragen:

(...) Mit Arger und Verwunderung muss ich feststellen, dass fiir
Lebensqualitat gestaltbare Fldchen unsinnig verwertet werden,
flr Supermérkte und Parkplétze. Anstatt Flachen fiir Erholung
oder Wohnraum zu schaffen. Eine Stadt, die innerhalb von 100 m
zwischen 2 Supermérkten, Apotheke und diversen anderen An-
geboten in Bahnhofsndhe unnétige Supermérkte plant, kann das
nicht vertretbar umsetzten. Wo bleibt da bitte die sogenannte
Jebenswerteste” Stadt. Das Vorhaben ist unverantwortbar und

Abwiégung

zungen. Ca. 220 Tiefgaragenstellplatze werden als 6ffentliche
Quartiersparkplatze angeboten. Alle Stellplatze im Vorhabenbe-
reich werden bewirtschaftet. Details zum Betrieb der Quartiersga-
rage werden Uber den spateren Betreiber geregelt.

Mit der Errichtung der 6ffentlichen Parkierungsanlage mit ca. 220
Stellplatzen in der Tiefgarage kommen die Zielaussagen und
Inhalte des VBP Nr. 535 der Anregung zur Verbesserung der
Parksituation im Quartier im Wesentlichen nach. Eine Freigabe
der ebenerdigen Stellplatze auBerhalb der Offnungszeiten der
Einzelhandelsnutzungen fiir Besucher und Bewohner des Hafen-
vierteles ist nicht méglich. Geman vorliegenden Larmgutachten
ist zum Ausschluss negativer Larmeinwirkungen auf die angren-
zende Wohnnachbarschaft der Betrieb der ebenerdigen Stell-
platzanlagen auf dem Vorhabengrundstick alleinig fir den Ta-
geszeitraum in der Zeit von 6:00 - 22:00 Uhr zulassig. Der Anre-
gung kann somit allein aus Larmschutzgriinden nicht entspro-
chen werden.

Weitergehend siehe , Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 4.6
,Verkehr* sowie ,Teil Il - Einzelabwagung®“, Pkt. 17 der Stellung-
nahme 312.

Beschlussvorschlag

Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 2.2 - 2.4 ,Allgemeine  Den Anregungen wird

stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen®, Pkt. 3.1 ,Ein-
zelhandel“ sowie , Teil Il - Einzelabwagung®, Pkt. 2.4 der Stel-
lungnahme 37.

nicht gefolgt.
1.2.4

1.2.5

1.2.7

1.2.11
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Abwiégungsinhalt

nicht im Sinne der Anwohner dieses Viertels und der vielen Woh-
nungssuchenden. Fiir Wohnraum oder kulturelle Nutzungen be-
steht sicher Versténdnis. Aber ihr geplantes Vorhaben schafft nur
erhéhte Verkehrsbelastung und inhalts- und sinnlose Realitéten.
Folgende Anregungen/Bedenken werden vorgetragen:

1. Verkehrsbelastung Schillerstral3e: Ich befiirchte durch das
Einkaufszentrum zusétzliche Belastungen mit Verkehrslérm und
Emissionen wie Luftschadstoffe, die durch den Kfz-Verkehr her-
vorgerufen werden, der mit dem Einkaufszentrum entsteht.

2. Schon jetzt ist die Schillerstrasse Stadtring-auswérts Richtung
Kanal erheblich verkehrsiiberbelastet. Flr das geplante zusétzli-
che Verkehrsaufkommen ist die viel zu schmale Schillerstral3e -
besonders auch im Bereich Hansaplatz bis zum Ende Hansa-
schule, der baulich auch durch einen spéteren Abriss der Osmo-
Hallen nicht mehr gedndert werden kann (...). Es ergeben sich
auch erhebliche Gefédhrdungen fiir Anwohner, Radfahrer und
FuRgénger.

3. Die Verkehrsplanungen zum Vorhaben gehen von falschen
Voraussetzungen aus. Schon heute ist der Hansaring als haupt-
sdchliche Zufahrtsstral3e voll belastet, und es kommt bereits heu-
te - nicht nur in den Stof3zeiten - zu erheblichen Staus. Diese
Entwicklung wird sich verstérken, wenn auf der Héhe/Ecke der
heutigen Tankstelle am Hansaring eine Ampelanlage installiert
wird. Hier ist mit einem Dauerstau zu rechnen.

4. Die Belastungen durch Lédrm, CO2 und Feinstaub haben nicht
allein die Anwohnerinnen des Hansarings zu tragen, sondern
auch die Menschen in den derzeit noch verkehrsberuhigten

Abwiégung

Zu 1: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 4.1 und 4.3
.verkehr‘, Pkte. 5.1 - 5.4 ,Allgemeine Belange zu Immissionen®,
Pkt. 6.1 ,, Schallimmissionen® und Pkt. 7.1 ,Luftschadstoffe®.

Zu 2: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 4.1, 4.3, 4.6
und 4.7 ,Verkehr und Pkte. 5.1 und 5.4 ,Allgemeine Belange zu
Immissionen® sowie , Teil Il - Einzelabwagung®, Pkte. 2.1 und 2.2
der Stellungnahme 203.

Zu 3: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 4.1 und 4.5
Lverkehre.

Zu 4: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 5.4 ,Allgemeine
Belange zu Immissionen®

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.2.20

1.2.22

1.2.26

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.2.11

1.215

1.2.20

1.2.21

1.2.74

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.2.11

1.2.19

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.26
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Wohnvierteln beiderseits des Hansarings.

5. Prognostizierte ,Entlastungen® durch den Ausbau der
B51/B481 bis zum Schifffahrter Damm, sind unrealistisch. Flir die
Finanzierung dieser BaumalBnahme stehen auf absehbare Zeit
keine Mittel bereit. Die Stral3e liber das Geldnde der Firma
~Scheiwe” auf der Ostseite des DEK ist eine Privatstral3e, kein
Bestanditeil des &ffentlichen Stralennetzes und kann folglich
nicht als Entlastung fiir den Hansaring berticksichtigt werden.

6. Das Verkehrsgutachten wurde durch den Investor finanziert.
Darin sehe ich eine deutliche Gefahr der Verquickung der Inte-
ressen des Auftraggebers mit den Ergebnissen des Gutachtens.

7. Ich rege hiermit ausdrticklich an, das nach meiner Meinung
erhaltenswiirdige Postgebédude, das wegen dem Bau des E-
Centers abgerissen werden soll, unter Denkmalschutz zu stellen.
Ich bitte Sie, diese Anregung zu priifen und mir lhre Einschét-
zung mitzuteilen, ob das Gebéude nach dem Denkmalschutzge-
setz erhaltungswiirdig ist.

Abwiégung

Zu 5: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 4.4 ,Verkehr®.

Zu 6: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 1.2 ,Aligemeine
Belange zu Planverfahren und Gutachten®.

Zu 7: Ein Gebaude wird erst mit der Eintragung in die Denkmal-
liste zum Denkmal. Zustandig fur die Ausweisung / Aufnahme ist
die Untere Denkmalbehdrde der Stadt Minster. Sie entscheidet
im Benehmen mit dem Westfalischen Amt fiir Denkmalpflege, ob
ein Gebaude die tatbestandlichen Voraussetzungen nach § 2
DSchG erfiillt. Fur das benannte Postgebaude wurde eine denk-
malfachliche Priifung mit folgendem Ergebnis durchgefihrt:

Das sog. Postgebaude, Hansaring 64, wurde in der Zeit zwischen

1925 und 1930 als ,Telegraphen Bau- und Zeugamt* errichtet.
Die bauliche Anlage umfasst drei Gebdudeteile, die einen Be-
triebshof umschlief3en: Das nordliche Haupt- und Eingangsge-
baude an der damaligen Libecker Stralte mit Durchfahrt zum
Betriebshof, ein Uber Eck angebauter westlicher Werkstattflligel
und ein winkelférmiges Lagergebaude im Sidosten.

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.2.16

1.2.17

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.2

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.172
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8. Die Ansiedlung eines Einkaufszentrums am Hafen mit einer
Verkaufsfldche von 4.900 gm ist nicht erforderlich, da die Einzel-

Abwiégung

Nennenswerte architektonische Merkmale weist die Anlage allen-
falls im Bereich des dreigeschossigen Hauptgebaudes auf. Die
stralRenseitige backsteinverkleidete Fassade ist durch zwei Uber-
giebelte Risalite angenahert symmetrisch gegliedert. Durch den
linken Risalit fiihrt mittig die Hofzufahrt, die durch eine Adlerfigur
aus Werkstein auf einer abgestuften Backsteinkonsole tiber dem
Sturz akzentuiert ist. Die Anlage entspricht im Ubrigen einem
schlichten betrieblichen Funktionsbau der Entstehungszeit, der
wie Ublich mehrfach den funktionalen Anforderungen angepasst
und baulich modernisiert worden ist. So wurden Teile beispiels-
weise nach Kriegszerstérung wieder aufgebaut sowie neu ver-
klinkert bzw. befenstert.

Die baugeschichtliche Bedeutung der Anlage oder auch nur des
Hauptgebaudes geht nicht tber die des alltaglichen Bauens hin-
aus und hat daher keinen i.S. des § 2 Denkmalschutzgesetz
NRW hinreichenden historischen Zeugniswert. Die notwendigen
besonderen Griinde fir den Erhalt und die Nutzung sind eben-
falls nicht gegeben. Die beschriebenen wenigen Merkmale rei-
chen nicht aus, um die fur eine Unterschutzstellung maflgeben-
den Kriterien zu erftllen.

Die Anregung berihrt den vorhabenbezogenen Bebauungsplan
dahingehend, als im Falle des Denkmalschutzes nach Auffas-
sung des Anregers andere Planungs- bzw. Uberplanungsvoraus-
setzungen gelten wirden. Mit Blick auf die Ergebnisse der denk-
malfachlichen Prufung haben die Zielaussagen und Inhalte des
Bebauungsplans bzgl. des Postgebaudes uneingeschrankt Be-
stand.

Zu 8: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 3.1 ,Einzelhan-
del”.

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht

gefolgt.
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handelsstruktur des Stadftteils und der angrenzenden Stadfiteile
bewéhrt und in jeder Hinsicht ausreichend ist. (...) Auch das Ein-
zelhandelskonzept stellt hier eine Versorgungsquote von 100%
fest.

9. Durch die Ansiedlung werden zudem bisherige Einzelhandels-
angebote in ihrer Existenz bedroht. (...) Das Erfordernis fir wei-
tere Verkaufsfldchen ist nicht gegeben. Vielmehr stellt auch der
von der Fa. Stroetmann beauftragte Gutachter fest, dass zuguns-
ten des wirtschaftlichen Erfolgs des Einkaufszentrums die beiden
am Hansaring gelegenen Supermérkte nicht weiter bestehen
wdirden.

10. Durch Verdrdngungseffekte wiirden die bislang bestehende
fuBldufige Erreichbarkeit von Einkaufsmdéglichkeiten in erhebli-
cher Weise beeintréchtigt werden. Viele Anwohnerlnnen, insbe-
sondere éltere Menschen miissten deutlich langere Wege zu-
riicklegen. Dies kann nicht Sinn und Zweck einer nachhaltigen
Stadtplanung sein.

11. 4.500 Menschen haben sich mit ihrer Unterschrift gegen das
Planvorhaben ausgesprochen.

12. Im Ubrigen rege ich an, die Aussagen der Gutachten zur
Beeintrdchtigung des vorhandenen Einzelhandels zu (berpriifen.

(...)

13. Ich rege somit an,

- auf die Planung des E-Centers zu verzichten,

- die Verkehrsbelastung der Schillerstral3e Stadtring-auswérts
durch geeignete Mal3nahmen zu verringern, grade auch im Hin-

Abwiégung

Zu 9: Siehe ,Teil | - Alilgemeine Abwagung*, Pkt. 3.2 ,Einzelhan-
del”.

Zu 10: Siehe ,Teil | - Alilgemeine Abwagung®, Pkt. 3.3 ,Einzel-
handel“.

Zu 11: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 1.1 ,Aligemei-
ne Belange zu Planverfahren und Gutachten®.

Zu 12: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 3.4 ,Einzel-
handel".

Zu 13: Siehe ,Teil | - Alilgemeine Abwagung®, Pkte. 2.2 - 2.4 All-
gemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen®, Pkt.
3.1 ,Einzelhandel®, Pkte. 4.1 und 4.4 ,Verkehr* sowie ,Teil Il -
Einzelabwagung®, Pkt. 2.4 der Stellungnahme 37, Pkte. 2.1 und

Beschlussvorschlag

1.2.7

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.8

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.9

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.21

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.10

Den Anregungen wird
nicht gefolgt.

1.2.6

1.2.172
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374

382

Abwiégungsinhalt

blick auf eine weitere Verkehrszunahme durch die geplante spé-
tere Neubebauung des Osmohallen-Grundstiickes,

- und da bestehende Postgebdude zu erhalten und unter Denk-
malschutz zu stellen.

Danach sollte der (iberarbeitete Bebauungsplan erneut 6ffentlich
ausgelegt werden.

Folgende Anregungen/Bedenken werden vorgetragen:

1. Ich bin Mieterin in der Emdener Stral3e. Ich befiirchte durch die

Planung des Einkaufszentrums zusétzliche Belastungen mit Ver-
kehrsldrm und Emissionen wie Luftschadstoffe, die durch den

Kfz-Verkehr hervorgerufen werden, der mit dem Einkaufszentrum

entsteht.

2. Ein Einkaufszentrum am Hafen ist nicht erforderlich, da die
Einzelhandelsstruktur des Stadfteils nebst angrenzenden Stadt-
teilen bewéhrt und ausreichend ist. Es sind gentigend Einkauf-
mdglichkeiten vorhanden; diese wéren durch die Errichtung des
Hafencenters stark geféhrdet.

3. Ich rege an,

- auf die Planung des E-Centers der Fa. Stroetmann zu verzich-
ten,

- das Gelénde fiir den Bau von preiswertem Wohnraum zu nut-
zen und das bestehende Postgebédude zu erhalten und als
Wohnraum zu nutzen.

Folgende Anregungen/Bedenken werden vorgetragen:

1. Das geplante Hafencenter (Einkaufszentrum) ist ein reines
Uberversorgungszentrum und wird deshalb auch nicht benétigt.
Das Einzelhandelskonzept stellt hier bereits heute eine Versor-
gungsquote von 100% fest.

Abwiégung

2.2 der Stellungnahme 203 und Pkt. 7 der Stellungnahme 363.

Zu 1: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 5.1 und 5.4
L#Allgemeine Belange zu Immissionen®, Pkte. 6.1 und 6.4 ,Schall-
immissionen” sowie Pkte. 7.1 und 7.2 ,Luftschadstoffe” sowie
»1eil ll - Einzelabwagung®, Pkt. 2.1 der Stellungnahme 176A.

Zu 2: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung*, Pkte. 3.1 und 3.2
,=Einzelhandel®.

Zu 3: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung*, Pkte. 2.2 - 2.4 All-
gemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen®, Pkt.
3.1 ,Einzelhandel” sowie , Teil Il - Einzelabwagung®, Pkt. 2.4 der
Stellungnahme 37.

Zu 1: Siehe ,Teil | - Alilgemeine Abwagung®, Pkt. 1.1 Allgemeine
Belange zu Planverfahren und Gutachten und Pkte. 3.1 - 3.3
,Einzelhandel”.

Beschlussvorschlag

1.2.173

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.2.20

1.2.22

1.2.26

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.2.7

1.2.8

Den Anregungen wird
nicht gefolgt.
1.2.6

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.25

1.2.7
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Durch Verdrédngungswettbewerb sehen wir die heute noch gut
funktionierende fullldufige Erreichbarkeit einiger Geschéfte an
der Wolbecker Stral3e nicht mehr gegeben. Auch das von der Fa.
Stroetmann in Auftrag gegebene Gutachten stellt fest, das zu-
gunsten des wirtschaftlichen Erfolgs des Einkaufszentrums einige
Geschéfte schlieBen miissen. Viele Anwohnerinnen, besonders
altere Menschen miissen deutlich ldngere Wege zuriicklegen.
Das kann keine verniinftige und nachhaltige Stadtplanung sein.
(Anmerkung: Auszug aus Einzelhandelskonzept der Stadt Miins-
ter 2004 zur Bedeutung einer flachendeckenden Sicherstellung
von fulBldufig erreichbaren Nahversorgungsangeboten im Wohn-
quartier) Bisher war die Diskussion (iber das Uberversorgungs-
zentrum mehr Theorie als Praxis. Bei der jetzt aktuellen Offenle-
gung des VEP der Firma Stroetmann werden aber alle Teilaspek-
te des Vorhabens zwangsléufig zusammengefiihrt und in ihrer
Wechselwirkung auf das Gesamtprojekt und auf die Auswirkun-
gen auf vorhandene Lebenswelt im Viertel zu betrachten sein.
Dazu gehéren auch die fulladufig erreichbaren Nahversorgungs-
angebote im Wohnquartier z.B. an der Wolbecker Stral3e. Die
Theorie des Einzelhandelskonzepts der Stadt Mlinster wird hier
auf den Priifstand gestellt. In der Praxis sind im erreichbaren
Umfeld zusétzlich viele neue Einzelhandelsfldchen entstanden
und konterkarieren bereits jetzt die Annahmen und Zielsetzungen
dieses Uberholten Konzeptes aus 2004. Hier wird durch eine
scheinbar schlichte Modernisierung des Einzelhandels in die
vorhandenen Stadtstrukturen und auch in intakte Sozialstrukturen
massiv eingegriffen. Dieses ist eines der Griinde weshalb das
hier geplante Hafencenter von der weitaus liberwiegenden Be-
vblkerung dieses Stadftteils massiv abgelehnt wird.

Abwiégung

Beschlussvorschlag

1.2.8
1.2.9
1.2.91
1.2.102
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2. Die Verkehrsplanungen gehen von falschen Voraussetzungen
aus. Die Zu- und Abfahrt dieses Centers soll hauptsdchlich vom
Hansaring erfolgen. Auf diesem gibt es aber bereits heute téglich
erhebliche Staus. Durch die geplante neue Ampelanlage in der
Kurve des Hansaringes wird dieses Ubel drastisch verschérft.
Denken wir nur an den zusétzlichen Verkehr durch das Hafen-
center und das ,Projekt Neuhafen®.

3. (...) ein von der Fa. Stroetmann in Auftrag gegebene Ver-
kehrsuntersuchung (...) kommt zu dem Ergebnis:

- dass durch die neue zusétzliche Ampelanlage in Verbindung mit
einem neuen verkehrsabhédngigen, koordinierten Ampelpro-
gramm die heutige Stausituation behoben bzw. verbessert wird.
Diese sogenannte adaptive Verkehrssteuerung hat in Miinster
bisher nicht funktioniert und ist zwischenzeitlich ,eingestampft”
worden. Somit ist das Verkehrsgutachten in diesem zentralen
Punkt hinféllig und neu zu bewerten.

4. Entlastung durch den Ausbau der B51 Umgehungsstral3e ist
nicht in Sicht. Entlastung durch die Privatstral3e (iber das Gelan-
de der Fa. ,Scheiwe” éstlich des DEK ist nicht erwiinscht und
auch nur bedingt méglich. Der Verkehr wiirde auf der Schiller-
stral3e, die ja durch die Tiefgaragenzufahrten fiir die ca. 370
neuen Wohnungen zum ,Projekt Neuhafen*® stark zusétzlich be-
lastet wird, ankommen und hier flir weitere Probleme sorgen.

5. Die zusétzlichen Belastungen durch L&rm und Feinstaub ha-
ben nicht nur die Anwohnerinnen des Hansaviertels zu tragen,
sondern alle Bewohner des Viertels. Fiihren wir uns einmal vor
Augen, dass wir uns hier in einem der am dichtest bewohnten
Vierteln der Stadt Miinster befinden. Aus den hier genannten

Abwiégung

Zu 2: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 4.1 und 4.5
Lverkehre.

Zu 3: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung*, Pkt. 1.2 Allgemeine
Belange zu Planverfahren und Gutachten und 4.5 ,Verkehr*.

Die sogenannte adaptive Verkehrssteuerung wird tatsachlich

nicht weiterverfolgt. Deswegen sind gleichwohl auch weiterhin
verkehrsabhangige, koordinierte Ampelsteuerungen im Sinne
einer Grunen Welle mdéglich.

Zu 4: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 4.4 ,Verkehr*
sowie ,Teil Il - Einzelabwagung®, Pkte. 2.1 und 2.2 der Stellung-
nahme 203.

Zu 5: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwéagung*, Pkte. 5.1 - 5.4 ,All-
gemeine Belange zu Immissionen®, 6.1 ,Schallimmissionen® und
Pkt. 7.1 ,Luftschadstoffe®.

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.2.11

1.2.19

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.174

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.2.16

1.2.17

1.2.74

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.26
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Griinden ist das Projekt in dieser Form und an diesem Standort
grundsétzlich abzulehnen.

Folgende Anregungen/Bedenken werden vorgetragen:

1. Das Verkehrsaufkommen ist im Hafenviertel derzeit schon
kaum zu ertragen. Neben der Wolbecker Stral3e und dem Hansa-
ring wird die SchillerstraBe zunehmend als Zu- und Einfahrtstra-
Be genutzt. Die enge und uniibersichtliche Verkehrsfiihrung der
Schillerstral3e ist zu den Stol3zeiten besonders filir Radfahrer
geféhrlich. Die laut Verkehrsprognose angesetzten ca. 3.900 Kfz-
Mehrfahrten pro Tag zum geplanten Einkaufszentrum am Hafen
flihren daher nicht nur zu einem Chaos, sondern erhéhen unnétig
die Schadstoff- und Ldrmemission.

2. Eine zentrale Einkaufsmoglichkeit an den Hafen zu setzen,
stort auch das m.E. gut funktionierende und fulBldufig zu errei-
chende Netz der Einzelhandelsladen im Viertel. Zudem gibt es
schon ausreichend Supermérkte, Drogeriegeschéfte etc. Fiir
unser Viertel ist ein Einkaufszentrum keine Bereicherung sondern
eine Last. Einkédufe wiirden hier nur Leute von aul8erhalb erledi-
gen und wer féhrt dafiir schon zu Feierabend lber den Ring? Ein
Einkaufszentrum dort hinzubauen macht iiberhaupt keinen Sinn.

3. Die weiteren Bauvorhaben im Hafen stellen ebenfalls gesund-
heitliche und finanzielle Belastungen fiir die Anwohner dar. Die
Mieten sind seit den letzten 2 Jahren drastisch angestiegen. Es
ist allein die Ankiindigung, dass sich das Viertel veréndern wird,
die die Mietpreise anziehen lassen. Der Bau- und Verkehrsldrm
nimmt zu, Spielplédtze verschwinden und werden zu Parkplétzen
ftir Baumaschinen. Vertraute Wege zum Hafen werden fiir An-
wohner unpassierbar (s. Osmo-Hallen).

Abwiégung

Zu 1: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 4.1, 4.3, 4.6
und 4.7 ,Verkehr und Pkte. 5.1 und 5.4 ,Allgemeine Belange zu
Immissionen® sowie , Teil Il - Einzelabwagung®, Pkte. 2.1 und 2.2
der Stellungnahme 203.

Zu 2: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwéagung®, Pkt. 3.1 - 3.3 ,Ein-
zelhandel®.

Zu 3: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 2.2 und 2.3
~Allgemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen“ und
Pkte. 5.3 und 5.4 ,Allgemeine Belange zu Immissionen sowie
»1eil ll - Einzelabwagung®, Pkt. 3 der Stellungnahme 246.

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.2.11

1.2.20

1.2.21

1.2.74

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.2.7

1.2.8

1.2.9

Der Anregung wird nicht
gefolgt bzw. bezieht sich
die Anregung auf Aspekte
auBerhalb des Bebau-
ungsplans fiir die sich
eine Beschlussfassung
eriibrigt.

1.2.5

1.2.25
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392

393
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4. Was unser Viertel braucht, ist mehr bezahlbarer Wohnraum
und kein Einkaufszentrum fiir Leute von aulRerhalb oder unbe-
zahlbare Wohnungen fiir Singles und Wochenendpendler. Wir
wiinschen uns ein Viertel, dass Zukunft hat. Dass hierfir bauliche
und verkehrstechnische bzw. verkehrssichernde Neuerungen
erfolgen, ist verstéandlich. Ob ein Einkaufszentrum hier das richti-
ge Vorhaben darstellt? Ich denke nicht!

Folgende Anregung/Bedenken wird vorgetragen:

(...) als Bewohner des Hafenviertels bin ich der Meinung, dass es
definitiv geniigend Einkaufsmaéglichkeiten in der Ndhe gibt. Zum
Beispiel gtinstiger Wohnraum fiir Studenten oder ein Park wéren
meiner Meinung nach zwei deutlich bessere Alternativen.

Folgende Anregungen/Bedenken werden vorgetragen:

1. Als Anwohner in der Meppener Stralle nur wenige Meter vom
Hafen und dem geplanten neuen Einkaufscenter entfernt, halte
ich das derzeitige Angebot an Einkaufsmaéglichkeiten fiir vollig
ausreichend und daher die Schaffung eines weiteren, gro3fidchi-
gen Supermarktes fiir unnétig. Mit dem REWE- und dem PEN-
NY-Markt am Hansaring und den zahlreichen Geschéften an der
Wolbecker Stral3e (u.a. ein weiterer REWE-Markt sowie ein Net-
to) sind ausreichende Einkaufsmaéglichkeiten vorhanden. {(...)
Was diesem Viertel - und selbstversténdlich auch der Stadt
Miinster insgesamt - hingegen fehlt, ist bezahlbarer Wohnraum.
(...) als ein lberdimensioniertes Einkaufszentrum, das wir An-
wohner (iberhaupt nicht brauchen.

2. Sollte es zum Bau des neuen Einkaufscenters kommen, be-

Abwiégung

Zu 4: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 2.2 - 2.4 ,All-
gemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen®, Pkt.
3.1 ,Einzelhandel” sowie ,Teil Il - Einzelabwagung®, Pkt. 2.4 der
Stellungnahme 37.

Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 2.2 - 2.4 ,Allgemei-
ne stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen®, Pkte. 3.1
und 3.2 ,Einzelhandel” sowie ,Teil Il - Einzelabwagung®, Pkt. 2.4
der Stellungnahme 37 und Pkt. 10 der Stellungnahme 147.

Zu 1: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 2.2 - 2.4 ,All-
gemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen®, Pkte.
3.1 und 3.2 ,Einzelhandel* sowie ,Teil Il - Einzelabwagung®, Pkt.
2.4 der Stellungnahme 37.

Zu 2: S Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 4.1 und 4.7

Beschlussvorschlag

1.2.26
1.2.161

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.2.4

1.2.5

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.2.4

1.2.6

1.2.7

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.2.4

1.2.7

Der Anregung wird nicht
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flirchte ich zudem einen weiteren Anstieq des Verkehrsaufkom-
mens auf dem Hansaring, was ich nicht fiir zumutbar halte.
Schon jetzt ist es aufgrund des permanent flieBenden Verkehrs
am Nachmittag fiir mich kaum méglich, als Jogger problem- und
gefahrlos den Hansaring zu (berqueren.

3. Unser Viertel lebt von seiner Individualitét, von seinen vielen
kleinen Lokalen, Geschéften und Kneipen. Der Hafenbereich
zahlt fiir mich zu einem der schénsten Orte in Miinster, gerade
wegen seiner Vielféltigkeit. Weshalb die frei werdende Flache
nun mit Geschéften x-beliebiger Einzelhandelsketten zugebaut
werden soll, ist mir daher véllig unversténdlich. Daher lehne ich
die Planung in ihrer jetzigen Form ab.

Folgende Anregungen/Bedenken werden vorgetragen:

1. Hiermit melden wir Bedenken und Anregungen zu den Pla-
nungsvorhaben an und erheben Einwendungen gegen diese in
héchstem Mal3e unsoziale Planung, die nur die kommerziellen
Interessen eines Supermarktinvestors berticksichtigt, die Bed(irf-
nisse der im Hansa- / Hafen- / Mauritz-Viertel lebenden Bewoh-
ner aber ignoriert. Eine Weiterentwicklung eines sozial und kultu-
rell funktionierenden Stadtteils wird mit dieser Planung verhin-
dert. Zudem ist diese Planung nochmal unsozial, weil sie Fladchen
ftir méglichen Wohnraum aus Kommerzgriinden vernichtet.

2. Diese Planung zerstért urbane Wohnstrukturen statt gewach-
sene Stadftteile weiterzuentwickeln.

Abwiégung

~Verkehr*.

Zu 3: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 1.1 ,Aligemeine
Belange zu Planverfahren und Gutachten“ und Pkte. 2.2 - 2.4
J#Allgemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen®.

Zu 1: Die mit dem Planvorhaben verbundene langfristige qualita-
tive Sicherung der Nahversorgungssituation tragt zu einer Star-
kung der Infrastruktur und damit Starkung - auch im sozialen
Sinne - des Stadtquartieres bei. Die Behauptung einer unsozialen
Planung ist subjektiv und im Vortrag unbegrindet. Die Entwick-
lung des Plangebiets zu einem Wohnstandort ist nicht stadti-
sches Entwicklungsziel fur den Standort.

Weitergehend siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 1.1
»Allgemeine Belange zu Planverfahren und Gutachten“ und Pkte.
2.2 - 2.4 ,Allgemeine stadtebauliche Belange / alternative Nut-
zungen®.

Zu 2: Mit der Umsetzung des Planvorhabens wird eine innerstad-
tische, derzeit brachliegende ehemalige Gewerbeflache innerhalb
formulierter stadtebaulicher und nutzungsspezifischer Zielset-

zungen einer geordneten stadtebaulichen Entwicklung zugefihrt.

Beschlussvorschlag

gefolgt.
1.2.11
1.2.21

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.24

1.2.5

1.2.6

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.2.5

1.2.175

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.176
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3. Diese Planung zerstért eine intakte Infrastruktur, die sich durch
fuBBléufig erreichbare L&den und Serviceeinrichtungen auszeich-
net.

4. Diese Planung ist gesundheitsschédlich, da die massiv zu-
nehmenden Verkehrsmengen eine erhebliche Mehrbelastung an
L&rm und Schadstoffen zu Folge hat. Uns beschleicht der Ver-
dacht, dass die Verkehrsprognose vermutlich zu Gunsten des
Einkaufszentrums ,,schén gerechnet” wurde. (...) Wohnraum so-
wie Gesundheit der hier lebenden Bevélkerung spielt in dieser
Planung ganz offensichtlich eine dem Kommerz untergeordnete
Rolle. Dies kann aber nicht im Sinne einer blirgerbedarfsorien-
tierten Stadtplanung sein.

5. In dieser Planung finden Kinder, é&ltere Menschen und Men-
schen mit Behinderung nicht statt. Diese Planung ist ein Riickfall
in die 1960-iger Jahre, in der jegliche Planungen dem Auto un-
tergeordnet wurden, ohne auf die Gesamtheit der Bevélkerung
Riicksicht zu nehmen.

Abwiégung

Die Zerstdrung urbaner Wohnstrukturen mit Umsetzung des
Planvorhabens ist eine subjektive Behauptung und im Vortrag
unbegriindet.

Weitergehend siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 2.1 -
2.4 Allgemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen®.

Zu 3: Entgegen der Behauptung wird mit Umsetzung des Plan-
vorhabens nicht eine intakte Infrastruktur zerstort, vielmehr tragt
das Vorhaben zu einer langfristigen qualitativen Sicherung der
Nahversorgungssituation und damit der Infrastruktur im Quartier
bei.

Weitergehend siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 3.1 -
3.3 ,Einzelhandel®.

Zu 4: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 1.2 ,Allgemeine
Belange zu Planverfahren und Gutachten®, Pkt. 2.2 ,Allgemeine
stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen und Pkte. 5.1 -
5.4 ,Allgemeine Belange zu Immissionen®.

Zu 5: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwéagung®, Pkte. 2.2 und 2.3
+LAllgemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen®,
Pkt. 4.7 ,Verkehr® sowie ,Teil Il - Einzelabwagung®, Pkt. 7 der
Stellungnahme 244.

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.2.8

1.2.9

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.2.5

1.2.11

1.2.12

1.2.15

1.2.22

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.159
1.2.177
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409

Abwiégungsinhalt

6. Diese Planung negiert all das wodurch diese Stadt sich bisher
auszeichnet: ausreichende Griinflachen, Wegeverbindungen,
Durch- und Beliiftung der Wohnquartiere.

7. Durch diese gesundheitsschédlichen Planungen (...) wird fiir
unser Eigentum (Lingener Stral3e 8) mit Werteinbul3en zu rech-
nen sein was unsere Altersvorsorge geféhrdet, da mit Mietminde-
rungen zu rechnen ist. (...)

Folgende Anregungen/Bedenken werden vorgetragen:

1. (...) in der jetzigen Form lehne ich die Planung ab. Weitere
grol3fldchige Einkaufsmaoglichkeiten werden dort nicht bendtigt.
Ein groBer Verbrauchermarkt befindet sich keine 100 m Meter
entfernt auf der anderen StralBenseite des Hansarings. Was tat-
sdchlich bendtigt wird, sind bezahlbarer Wohnraum und bezahl-
bare bzw. éffentlich nutzbare Flachen fiir kulturelle/kreative Akti-
vitéaten. {(...)

2. (...) trotz der gewissen derzeit angedachten Sortimentsbe-
schrénkungen - wird ein weiteres groRes Einkaufszentrum beste-
hende lokale und kleinteiligere Einkaufsmdéglichkeiten z.B. im
Bereich der Wolbecker Stral3e und der Innenstadt in Bedréngnis
oder sogar in Existenznot bringen.

3. Mit der Planung soll véllig ohne Not eine der wenigen noch
vorhandenen gréf3eren innenstadtnahen Flachen, die sich bes-
tens fir die wirklich benétigten Nutzungen (bezahlbares Wohnen,
offentlich nutzbare Flédchen, ,niederschwellige® Kulturangebote)
eignen wirden, hinweg gegeben werden. Es ist in der gesamten

Abwiégung

Zu 6: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 2.1 - 2.4 ,All-
gemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen®.

Zu 7: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung*, Pkte. 5.1 - 5.4 ,All-
gemeine Belange zu Immissionen“ und Pkt. 12.1 ,Sonstiges*.

Zu 1: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 3.1 ,, Einzelhan-
del®, Pkt. 2.2 - 2.4 ,Allgemeine stadtebauliche Belange / alternati-
ve Nutzungen® sowie ,Teil Il - Einzelabwagung®, Pkt. 2.4 der Stel-
lungnahme 37.

Zu 2: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung*, Pkt. 3.2 ,Einzelhan-
del”

Zu 3: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung*, Pkte. 2.2 - 2.4 All-
gemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen® sowie
»1eil ll - Einzelabwagung®, Pkt. 2.4 der Stellungnahme 37.

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.2.3

1.2.161

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.2.22

1.2.38

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.2.4

1.2.7

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.8

Den Anregungen wird
nicht gefolgt.
1.2.4
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Innenstadt keine einzige Flédche erkennbar, die sich in &hnlicher
Art und Weise im vorgenannten Sinne eigenen wiirde. Meines
Erachtens gehért an diese Stelle ein sozial und kulturell lebendi-
ger Stadtteil. Mit der gleichzeitigen Innenstadtndhe und den Még-
lichkeiten, die die Kaianlage und die Wassernéhe bieten, bestiin-
den hierfiir geradezu ideale Voraussetzungen. Diese einmalige
stadtebauliche Méglichkeit wird verschenkt, wenn man - wie vor-
gesehen - die Flachen weitgehend x-beliebigen grolRen Einzel-
handelsfléchen (...) opfert. Ein Einkaufszentrum braucht im Ge-
gensatz zu einem lebendigen und sozial funktionierenden Stadit-
teil keine stadtebaulich derart attraktiven und einmaligen Fl&-
chen.

4. Entgegen jeder Suggestion verhindert das Einkaufszentrum
nicht nur die Entwicklung eines lebendigen, sozialen und oéffentli-
chen neuen Stadtteils, der ein Gewinn fiir alle Miinsteraner/innen
bedeuten wiirde. Es wird auch die Lebensqualitit in den beste-
henden und angrenzenden Wohngebieten (in den Bereichen
Hansaring, Schillerstral3e, Wolbecker Stral3e u.a.) verschlech-
tern.

5. Das gilt alleine schon deshalb, weil das Einkaufszentrum (E-
Center) It. ausliegender Verkehrsprognose ca. 3.900 Kfz-Fahrten
pro Tag ((...) warum ,nur® 1.377 Neuverkehre pro Tag angenom-
men werden, ist ebenso unplausibel, wie die Tatsache, dass 30
LKW-Fahrten pro Tag fiir die Gesamtanlage ausreichend sein
sollen). Tatséchlich wird das Einkaufszentrum noch weitaus mehr
Kfz-Verkehr anziehen.

6. Kfz-Verkehr verursacht massiven Larm.

Abwiégung

Zu 4: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 2.3 ,Alilgemeine
stédtebauliche Belange / alternative Nutzungen®.

Zu 5: Siehe ,Teil | - Alilgemeine Abwagung®, Pkt. 4.3 ,Verkehr*.

Zu 6: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 6.1 - 6.3
»Schallimmissionen®.

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.5

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.2.11

1.2.15

Der Hinweis wird zur
Kenntnis genommen -
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7. Statt planerisch flir eine Verbesserung der Durchliiftung zu
sorgen und den Griinanteil zu erhéhen wird die an den értlichen
Hauptverkehrsadern vielfach bereits bestehende Riegelsituation
(stralBennahe, dichte Bebauung) durch das stadtebaulich hoch
verdichtete und ebenfalls vielfach riegelhafte Hafencenter weiter
verschérft.

8. Dabei ist die értliche Verkehrs- und damit Ldrm- und Schad-
stoffbelastung bereits jetzt fiir an die Stral3en angrenzende
Wohnnutzung sehr hoch. Mit all den o.g9. Belastungen durch Luft-
schadstoffe und Larm wird sich die Verkehrssituation fiir die
Nachbarn und bisherigen Anwohner weiter verschlechtern; bei-
spielsweise durch Parkplatzmangel und - jedenfalls zu den
Hauptverkehrszeiten - Riickstaus in den kleineren Wohn- und
ErschlieBungsstral3en, was zudem weitere Ldrm- und Schadstof-
ferhbhung bedeutet. Durch die hohe und noch héher werdende
Verkehrsbelastungen sowie die zusétzlichen Einfahrten (bzw.
deutliche Erhéhung ihrer Nutzungen), steigt auch die Gefahr von
Unféllen. Das gilt ganz besonders fiir Kinder, Altere und Radfah-
rer/innen.

9. Ich erwarte fiir die Wohnnachbarn aber auch die Personen, die
in der Ndhe des Hafencenters arbeiten, unzumutbare und jeden-
falls auf Dauer gesundheitsschédliche Belastungen durch Immis-
sionen (vor allem Ldrm- und Luftschadstoffe). Das gilt auch
schon fiir die Bauphase samt riesiger und tiefer Tiefgarage in
schwierigem Baugrund neben dem Hafen bzw. DEK.

Abwiégung

Zu 7: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 2.1 ,Aligemeine
stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen®

Zu 8: Siehe ,Teil | - Alilgemeine Abwagung*, Pkte. 4.1 - 4.3, 4.6,
4.7 Verkehr und Pkte. 5.1 - 5.4 ,Aligemeine Belange zu Immis-
sionen”.

Zu 9: Siehe ,Teil | - Alilgemeine Abwagung*, Pkte. 5.1, 5.3 und
5.4 ,Allgemeine Belange zu Immissionen®, Pkt. 6.1 ,Schallimmis-
sionen® und 7.1 ,Luftschadstoffe.

Beschlussvorschlag

eine Beschlussfassung
eriibrigt sich.

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.23

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.2.20

1.2.21

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.2.22

1.2.25
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10. Nicht nachvoliziehbar ist fiir mich, ob (iberhaupt und wenn ja
ausreichend konservativ die Larmbelastung durch die Klimatisie-
rungs- und Liiftungsanlagen des Hafencenters samt Tiefgarage
einbezogen wurden.

11. Ich halte die Planung insgesamt nicht flir zukunftstauglich:
Eine derartige Planung muss vorausschauend sein, denn hiermit
wird eine Situation fiir viele Jahrzehnte zementiert. Es ist davon
auszugehen, dass Larm- und Schadstoffgrenzwerte in Zukunft
aus Gesundheitsschutzgriinden noch weiter abgesenkt werden
miissen. Die Stadt schafft sich an dieser Stelle (...) die stddtebau-
lichen Probleme der Zukunft. Das Ganze ist umso unvertrégli-
cher, als dass der Umweltbericht, der insgesamt viel zu pauschal
ist und meist nur auf die Einhaltung von Grenzwerten oder ge-
setzlichen Vorgaben verweist, zu den derzeitigen Ldrmbelastun-
gen ausflihrt, dass Grenzen schon (iberschritten sind. So heil3t
es auf S. 80 des Begriindungsentwurfs:

,Das Plangebiet ist Ldrmbelastungen ausgesetzt, die vor allem
aus dem Verkehr entlang der umgebenden HaupterschlieBungs-
stralBen resultieren. Entlang des Hansarings sind Uberschreitun-
gen der Orientierungswerte der DIN 18005 zu erwarten und auch
die Immissionsgrenzwerte der 16.BImSchV sind fiir relevante
Immissionspunkte voraussichtlich (iberschritten.” (...)

,Gemals dem ,Schalltechnischen Bericht Nr. LL5683.2/04 zur
Bewertung der schalltechnischen Auswirkungen der vorhabenbe-
zogenen Verkehrserzeugung auf die Verkehrsldrmsituation im
Bereich der vorhandenen Wohnnachbarschaft” der Zech Ingeni-
eurgesellschaft mbH werden jedoch bereits fiir den Nullfall im

Abwiégung

Zu 10: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung*, Pkt.6.5 ,Schal-
limmissionen®

Zu 11: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 5.1 - 5.4 ,All-
gemeine Belange zu Immissionen®, Pkt. 6.1 ,Schallimmissionen®
und Pkt. 11.1 ,Umweltbericht®.

Beschlussvorschlag

Der Anregung wurde teil-
weise gefolgt bzw. betrifft
die Anregung Aspekte
auBerhalb des Bebau-
ungsplans fiir die sich
eine weitere Beschluss-
fassung eriibrigt.

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.2.23

1.2.27

1.2.37
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Prognosehorizont 2016 - also ohne zusétzliche Ldrmzuwéchse
aus dem geplanten Vorhaben, alleinig aus den Verkehrsbelas-
tungen Beurteilungspegel von 70/60 dB(A) tags/nachts erreicht
und punktuell an relevanten Stellen sogar (berschritten.”

(...) In naher Zukuntft ist in der direkten Umgebung des geplanten
Hafencenters mit gesundheits- und damit grundrechtsrelevanten
Larmbelastungen zu rechnen. Es ist mir vollig unversténdlich,
wieso in eine solche Situation ein Einkaufszentrum mit weiterem
erheblichen Larmpotenziale (allein mehrere hundert Parkplétze)
geplant wird.

12. Die Stadt hat zuvorderst dafiir zu sorgen, dass der Grund-
rechtsschutz garantiert wird. Sie will dem nachkommen, indem
sie im Plangebiet selbst teils passiven Schallschutz (Ldrmschutz-
fenster, Liftungsanlagen fiir Wohnrdume) festsetzt. Das geht
aber nur im Plangebiet selbst. Die Bestandswohnbebauung am
Hansaring u.a. ist nicht Teil des Plangebietes; hier erfolgt kein
Schutz. Der soll angeblich im weiteren Verfahren aul3erhalb des
Bebauungsplans und auf Kosten des Investors erfolgen. Das ist
viel zu unsicher; ein Verweis auf eine angebliche Formulierung
hierzu im Durchfiihrungsvertrag reicht nicht. Wer genau soll wel-
chen Anspruch haben? Welches Verfahren wird angesetzt? Zu-
dem haben die dortigen Hauseigentiimer und Bewohner dann
den Nachteil, keine Fenster mehr 6ffnen zu kbnnen. Und wer
stellt sicher, dass die Liiftungsanlagen liber die ganze Betriebs-
zeit des Einkaufszentrums gewartet/repariert werden? Wer zahit
den Strom? Was ist mit den AulBenwohnbereichen wie Balkonen
und Terrassen sowie Gérten, fiir die kein passiver Larmschutz
moglich ist?

13. Zu den Luftschadstoffen hei3t es auf S. 80 des Begriin-

Abwiégung

Zu 12: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 5.2 ,Aligemei-
ne Belange zu Immissionen®, Pkte. 6.1 und 6.4 ,Schallimmissio-
nen“ sowie ,Teil Il — Einzelabwagung*, Pkt. 15 der Stellungnahme
202.

Zu 13: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 7.2 ,Luftschad-

Beschlussvorschlag

Dem Belang nach passi-
vem Schallschutz auch
auBerhalb des Plangebie-
tes wird teilweise gefolgt -
der Anregung im Ubrigen
wird nicht gefolgt.

1.2.24

1.2.28

1.2.29

Der Anregung wird nicht
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dungsentwurfs (Umweltbericht): ,Gemall dem Umweltkataster
der Stadt Miinster liegt im Bereich der an das Plangebiet angren-
zenden Strallen mit relativ dichtem Verkehr (Hansaring, Schiller-
stral3e) die Belastung durch inhalierbaren Feinstaub (PM10) bei
maximal 28 ug/m? und durch Stickstoffdioxid (NO2) bei maximal
32 ug/m?. Die zuldssigen Jahresmittelwerte der 39. BImSchV fiir
PM10 bzw. NO2 von jeweils 40 ug/m? werden nicht erreicht. Be-
ziiglich lungengéngigen Feinstaubs (PM2,5) kann ebenfalls von
einer Unterschreitung des relevanten Grenzwertes ausgegangen
werden (simuPLAN 2013).“ Diese Aussage unterschlagt, dass es
flir Feinstaub (PM10) nicht nur einen Jahresgrenzwert in der 39.
BImSchV (sowie den europédischen Luftqualitatsrichtlinien) gibt,
sondern auch einen Tagesmittelwert, der maximal 35 Mal pro
Jahr liberschritten werden darf. Die statistische Auswertung bun-
desweiter Messergebnisse hat gezeigt, dass ab einem Jahres-
wert PM10 von 28 ug/m? nicht mehr sicher gestellt ist, dass die
zulédssigen 35 Uberschreitungen des Tagesgrenzwertes unter-
schritten werden. Dieser sog. Aquivalenzwert ist anerkannt.
Demnach kann entgegen dem Umweltbericht / der Begriindung
nicht sicher davon ausgegangen werden, dass bei den Luft-
schadstoffen die Grenzen sicher eingehalten werden.

14. Weiterhin beflirchte ich zu hohe Immissionen durch Erschilit-
terung (vor allem Bauphase [Tiefgarage, Wasserhaltung, Griin-
dung in unmittelbarer Néhe zu Bestandsbebauung]; im Betrieb u.
a. durch LKWs, Licht (Bauphase und Betrieb) und Geriiche (ver-
mutlich vor allem Betriebsphase [Ablufteinrichtungen, Abfallcon-
tainer, etc.]).

Abwiégung

stoffe”.

Zu 14: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 5.3 ,Aligemei-
ne Belange zu Immissionen®.

Beschlussvorschlag

gefolgt.
1.2.31

Der Anregung wird nicht
gefolgt bzw. betrifft die
Anregung Aspekte auBer-
halb des Bebauungsplans
fiir die sich eine weitere
Beschlussfassung eriib-
rigt.

1.2.25
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15. S. 88 des Begriindungsentwurfs (Umweltbericht) rdumt ein,

Abwiégung

Zu 15: Siehe ,Teil | - Alilgemeine Abwagung®, Pkt. 9.1 ,Grund-

dass die Tiefgarage in einen Grundwasserleiter eingreifen kénne. | wasser*.

Dann folgt die pauschale Behauptung, dass nachteilige Auswir-
kungen durch bauliche MalBnahmen ausgeschlossen werden
kénnten. Das reicht so nicht; hier ist bereits jetzt eine viel tiefgrei-
fendere Auseinandersetzung notwendig. Die Durchtrennung ei-
nes Grundwasserleiters kann massive nachteilige Auswirkungen
auf den Wasserhaushalt haben. Sie kann zudem zu massiven
Nachteilen bei Nachbarbebauung fiihren (plétzlich anstauendes
Wasser, Verndssung oder -im Gegenteil- plétzliches Austrock-
nen). Hierdurch kénnen erhebliche Bauschéden provoziert wer-
den, die schlechtestenfalls die Standsicherheit von Bestandsge-
béuden in Frage stellen kénnen.

16. S. 86 ff. des Begriindungsentwurfs rdumt Altlasten im Bereich
der Tankstelle, des Postgrundstiicks und der ehemaligen Holz-
verarbeitung ein. Aber auch hier findet eine Unterschétzung statt.
Ich befiirchte - grade im Zusammenhang mit der vorg. Wasser-
problematik - eine nachteilige Mobilisierung dieser Altlasten und
Umweltgefahren fiir Boden, Wasser und Natur.

17. Ich weise darauf hin, dass die Stadt Miinster in ihren eigenen
Verdéffentlichungen (Anmerkung: zitierte Veroéffentlichung ,Wohn-
standort-Entwicklung Minster des Amtes fir Stadtentwicklung,
Stadtplanung und Verkehrsplanung vom Oktober 2010 S.15) die
Gewinnung von bezahlbarem und lebenswerten Wohnraum
héchste Prioritét einrGumt. Wie will die Stadt Miinster ihre zuvor
genannte von mir unterstrichene Schlussfolgerung denn umsetz-
ten, wenn sie eines der wenigen noch vorhandenen zentrumsna-
hen Grundstiicke weitestgehend fiir gro3flachigen Einzelhandel
opfert?

Zu 16: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 10.1 ,Altlas-

ten”.

Zu 17: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 2.2 ,Aligemei-
ne stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen®.

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.35

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.36

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.4
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18. Ich bin selbst persénlich durch die Planung betroffen: Schon
Jetzt bedeutet die Verkehrssituation am Hansaring eine starke
Beeintrdchtigung der Lebens- und Wohnqualitat, was Larmpegel,
Vibration und Erschlitterungen und Luftverschmutzung angeht.

19. Ich fiirchte zusétzliche massive Beeintrdchtigungen durch
den geplanten Bau des E-Centers, dessen Zweck in einem Vier-
tel in unmittelbarer Néhe zum Einkaufgro3zentrum an der Lod-
denheide véllig unergriindlich ist.

20. Im Grunde genommen ist das Hafenviertel ein Stadftteil mit
unheimlich viel Potenzial fiir Freizeitnutzung, Kultur und Touris-
mus. Die Bewohner und Besucher des Hafenviertels sind gut
durchmischt und so soll es auch bleiben! Das heil3t: keine weite-
ren Gastro- und Kommerzcenter werden bendétigt, davon gibt es
mehr als genug! Wohnfldchen fiir Nutzer aus unterschiedlichen

Abwiégung

Zu 18: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 2.3 ,Allgemei-
ne stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen® und Pkte. 5.1
- 5.4 ,Allgemeine Belange zu Immissionen®.

Zu 19: Die beflirchteten Beeintrachtigungen werden durch den
Einwender weitergehend nicht konkretisiert. Lt. stadtebaulicher
Wirkungsanalyse sind negative stadtebauliche Auswirkungen auf
bestehende zentrale Versorgungsbereiche mit Umsetzung des
Planvorhabens nicht gegeben.

Das Einkaufszentrum an der Loddenheide wurde im Jahr 2009 in
Anwendung der Bestandsschutzregelung des damaligen § 24 a
Abs. 5 LEPro neugegliedert und erweitert, der Standort liegt in
stadtebaulich nicht integrierter Lage. Insbesondere eine Ange-
botsausweitung am Standort Loddenheide darf einer Angebots-
ausweitung am Vorhabenstandort nicht entgegen stehen, da dies
die stadtebaulichen Zielsetzungen einer wohnortnahen Versor-
gung und stabiler zentraler Versorgungsbereiche konterkariert.

Weitergehend siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 3.1
,Einzelhandel” sowie Teil Il - Einzelabwagung®, Pkte. 1 -5 der
Stellungnahme 244.

Zu 20: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 2.2 - 2.4 All-
gemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen®.

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.75

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.155

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

124

1.2.5

1.2.6

1.2.121
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Einkommensschichten, ein Spiel- und Zusammenkunftspark nach
Vorbild des Uberseequartiers in der Hafencity in Hamburg, der
Grof3- und Klein anlockt, der Vorbild fiir umwelt- und zukunftsori-
entierte Stadtplanung werden kann, wird hier bendétigt. Wer sich
als Stadt bei Ausschreibungen wie der Umwelthauptstadt Euro-
pas bewerben kann, muss auf Dauer mehr vorzuweisen haben
als eine griine Promenade (...) Hier haben sie die Chance, ein
Zeichen fiir die Zukunft Miinsters zu setzten (...), Miinster ist
mehr als Ratio und Stroetmann.

Folgende Anregungen/Bedenken werden vorgetragen:

1. (...) Ich bin Mieter im Haus Hansaring 53, direkt gegeniiber
dem geplanten Einkaufszentrum. Ich befiirchte nicht nur fiir mei-
ne Person eine hohe zusétzliche Belastung mit Verkehrslérm und
Emissionen wie Luftschadstoffe, die durch den Kfz-Verkehr her-
vorgerufen werden, der mit dem Einkaufszentrum entsteht.

2. AuBBerdem - und davon geht (...) ein Gutachten des Antrags-
stellers aus - werden die bisherigen zwei Supermérkte am Han-
saring, die auf sich gegentliberliegenden Stral3enseiten liegen
wahrscheinlich schlieBen miissen. Das bedeutet fiir fast alle Be-
wohner des Hafenviertels, dass die Wege zur Nahversorgung fiir

Abwiégung

Zu 1: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 5.1 - 5.4 ,Allge-
meine Belange zu Immissionen®, Pkte. 6.1 und 6.4 Schallimmis-
sionen sowie Pkte. 7.1 und 7.2 ,Luftschadstoffe.

Anmerkung: Die stralRenseitige Fassade des Hauses Hansaring
53 sowie die Fassade nach Nordosten in Richtung des Gebau-
des Hansaring 55 liegt innerhalb des Bereiches mit Anspruchsvo-
raussetzungen auf passive Ausgleichsmaflinahmen im Zusam-
menhang mit dem baulichen Eingriff in den 6ffentlichen Ver-
kehrsweg des Hansarings gem. § 42 BImSchG in Verbindung mit
der 24. BImSchV. Mit Prifung und etwaiger Umsetzung von
AusgleichsmalRnahmen am Gebdude Hansaring 53 wird den
Erfordernissen des Larmschutzes in der getroffenen Abwagung
stadtebaulicher Belange und der Belange des Immissionsschut-
zes fur den Standort angemessen entsprochen.

Zu 2: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 3.2 und 3.3
»Einzelhandel“ und Pkt. 4.7 ,Verkehr.

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.2.20

1.2.22

1.2.26

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.2.8

1.2.9

1.2.21
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sie deutlich ldnger werden. AuBerdem werden die innerhalb des
Hansarings lebenden Menschen in Zukunft zum Einkaufen den
stark befahrenen Hansaring liberqueren miissen. Betroffen sind
vor allem Menschen mit Behinderung, Senioren und Kinder bzw.
Eltern mit Kinderwagen. Auch eine Ampelanlage wird nicht alle
Gefahren einer Querung beseitigen kénnen.

3. Ich méchte auch noch darauf hinweisen, dass das ,,E-Center”
an der Friedrich-Ebert-Stralle nur wenige Autominuten von dem
hier in Frage stehenden zweiten Standort entfernt ist. Auch des-
halb zweifle ich die stadtplanerische Nachhaltigkeit einer Ande-
rung des Fldchennutzungsplans an. Stattdessen scheint es hier
nur um den Vorteil des Unternehmens Stroetmann zu gehen und
nicht um die Biirger der Stadt Miinster.

4. Ich rege daher an, auf dem in Frage stehenden Gelédnde be-
zahlbaren Wohnraum zu schaffen oder die bisherigen Geb&dude
zum Beispiel fiir niederschwellige Kulturangebote umzunutzen
und z.B. in einen Park einzubetten.

Folgende Anregungen/Bedenken werden vorgetragen:

1. Sie ist so nicht erforderlich. Weitere gro3fldchige Einkaufsmég-
lichkeiten werden dort nicht benétigt. Ein gro3er Verbraucher-
markt befindet sich keine 100 m Meter entfernt auf der anderen
StralBenseite des Hansarings. Was tatsédchlich benétigt wird, sind
bezahlbarer Wohnraum und bezahlbare bzw. éffentlich nutzbare
Fléachen fiir kulturelle/kreative Aktivitaten. (...)

2. (...) trotz der gewissen derzeit angedachten Sortimentsbe-
schrénkungen - bestehende lokale und kleinteiligere Einkaufs-

Abwiégung

Zu 3: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 2.2 - 2.4 ,All-
gemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen®, Pkt.
3.1 ,Einzelhandel“.

Zu 4: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung*, Pkte. 2.2 - 2.4 All-
gemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen® sowie
»1eil ll - Einzelabwagung®, Pkt. 2.4 der Stellungnahme 37 und
Pkt. 10 der Stellungnahme 147.

Zu 1: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 3.1 , Einzelhan-
del®, Pkte. 2.2 - 2.4 ,Allgemeine stadtebauliche Belange / alterna-
tive Nutzungen® sowie , Teil Il - Einzelabwagung®, Pkt. 2.4 der
Stellungnahme 37.

Zu 2: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung*, Pkt. 3.2 ,Einzelhan-
del”.

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.2.7

1.2.113

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.2.4

1.2.53

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.2.4

1.2.7

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
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moglichkeiten z.B. im Bereich der Wolbecker Stral3e und der
Innenstadt in Bedréngnis oder sogar Existenznot bringen.

3. Mit der Planung soll véllig ohne Not eine der wenigen noch
vorhandenen gré3eren innenstadtnahen Flachen, die sich bes-
tens fir die wirklich benétigten Nutzungen (bezahlbares Wohnen,
offentlich nutzbare Flédchen, ,niederschwellige” Kulturangebote)
eignen wiirden, hinweg gegeben werden. Es ist in der gesamten
Innenstadt keine einzige Fldche erkennbar, die sich in &hnlicher
Art und Weise im vorgenannten Sinne eigenen wiirde. Meines
Erachtens gehért an diese Stelle ein sozial und kulturell lebendi-
ger Stadftteil. Mit der gleichzeitigen Innenstadtndhe und den Még-
lichkeiten, die die Kaianlage und die Wassernahe bieten, bestiin-
den hierfiir geradezu ideale Voraussetzungen. Diese einmalige
stadtebauliche Méglichkeit wird verschenkt, wenn man - wie vor-
gesehen - die Flachen weitgehend x-beliebigen groRen Einzel-
handelsfléchen (...) opfert. Ein Einkaufszentrum braucht im Ge-
gensatz zu einem lebendigen und sozial funktionierenden Stadt-
teil keine stadtebaulich derart attraktiven und einmaligen Fl&-
chen.

4. Entgegen jeder Suggestion verhindert das Einkaufszentrum
nicht nur die Entwicklung eines lebendigen, sozialen und &ffentli-
chen neuen Stadtteils, der ein Gewinn fiir alle Miinsteraner/innen
bedeuten wiirde. Er wird auch die Lebensqualitéit in den beste-
henden und angrenzenden Wohngebieten verschlechtern.

5. Das gilt alleine schon deshalb, weil das Einkaufszentrum (E-
Center) It. ausliegender Verkehrsprognose ca. 3.900 Kfz-Fahrten
pro Tag ((...) warum ,nur® 1.377 Neuverkehre pro Tag angenom-
men werden, ist ebenso unplausibel, wie die Tatsache, dass 30

Abwiégung

Zu 3: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 2.2 - 2.4 ,All-
gemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen® sowie
»1eil ll - Einzelabwagung®, Pkt. 2.4 der Stellungnahme 37.

Zu 4: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 2.3 ,Alilgemeine
stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen®.

Zu 5: Siehe ,Teil | - Alilgemeine Abwagung®, Pkt. 4.3 ,Verkehr*.

Beschlussvorschlag

1.2.8

Den Anregungen wird
nicht gefolgt.
1.24

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.25

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.2.11

1.2.15
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LKW-Fahrten pro Tag fiir die Gesamtanlage ausreichend sein
sollen). Tatséchlich wird das Einkaufszentrum noch weitaus mehr
Kfz-Verkehr anziehen.

6. Kfz-Verkehr verursacht massiv Ldrm - gerade, wenn wie hier
vor einer Ampel gehalten, angefahren und abgebogen werden
muss. LKWs, ggf. Parksuchverkehr (...), Tirenschlagen, efc.
kommen hinzu.

7. Auch die Schadstoffsituation und die damit verbundenen Ge-
sundheitsgefahren - insbesondere durch Feinstdube und Stick-
oxide (der StraBenverkehr gehért hier zu den Hauptquellen (...))
werden sich in den anliegenden Wohngebieten weiter verschér-
fen.

8. Statt planerisch flir eine Verbesserung der Durchliiftung zu
sorgen und den Griinanteil zu erhéhen, wird die an den értlichen
Hauptverkehrsadern vielfach bereits bestehende Riegelsituation
(...) durch das stadtebaulich hoch verdichtete und ebenfalls rie-
gelhafte Hafencenter weiter verschéarft.

9. Daher rege ich an

- auf den Bau eines weiteren Einkaufszentrums der Firma Stro-
etmann zu verzichten,

- das Gelénde fiir den Bau von preiswertem Wohnraum zu nut-
zen,

- das bestehende Postgebéude zu erhalten und zu Wohnraum
umzubauen,

- einen Teil des Gelédndes in bezahlbare bzw. éffentlich nutzbare
Flachen fiir kulturelle Aktivitdten umzuwandeln

Folgende Anregungen/Bedenken werden vorgetragen:

Abwiégung

Zu 6: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 6.2 und 6.3
»ochallimmissionen®.

Zu 7: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 5.1 - 5.4 ,All-

gemeine Belange zu Immissionen“ und Pkt. 7.1 ,Luftschadstoffe®.

Zu 8: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 2.1 ,Aligemeine
stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen®.

Zu 9: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 2.2 - 2.4 ,All-
gemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen®, Pkt.
3.1 ,Einzelhandel” sowie ,Teil Il - Einzelabwagung®, Pkt. 2.4 der
Stellungnahme 37.

Beschlussvorschlag

Der Hinweis wird zur
Kenntnis genommen -
eine Beschlussfassung
eriibrigt sich.

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.30

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.23

Den Anregungen wird
nicht gefolgt.

1.2.4

1.2.6
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1. (...) Die Einrichtung eines grol3en Einkaufszentrums auf einer
stadtplanerisch derart attraktiven Fldche erscheint mir aus diver-
sen Griinden dul3erst unnétig. Das Quartier ist mit der derzeit
bestehenden Einzelhandelsstruktur bestens ausgestattet. Den
Platz fiir weitere Einzelhandelsinfrastruktur zu nutzen ist Ver-
schwendung des Potenzials, das die Fladche mit sich trégt.

2. Durch die Realisierung des ,,Hafencenters” wie in den auslie-
genden Plénen beschrieben wird ein zu hohes Verkehrsaufkom-
men entstehen, wodurch starke Luft-, Ldrm- und Umweltbelas-
tungen auftreten, die es zu vermeiden gilt. Die Gutachten, die
Bedenken dieser Art aus dem Weg rdumen sollen, sind in groBen
Teilen in Frage zu stellen, da sie stark beschénigend sind und in
weiten Teilen Probleme aufgedeckt haben, die durch den Bau
des ,Hafencenters” entstehen wiirden, aber nicht kompensiert
werden kbénnen (Ldrm-, PM10-, Stickoxidbelastung durch Ver-
kehrsaufkommen sowie Stérfallrisiko).

3. Das Amt fiir Stadtentwicklung Miinster hat die Gewinnung von
bezahlbarem und lebenswertem Wohnraum als einer der Haupt-
ziele fiir die bauliche Entwicklung Miinsters formuliert. Ich bitte
diese Zielsetzung als einen Hauptfaktor fiir die Bauplanung die-
ser Fldche vorzusehen. Miinster ist eine sehr attraktive Stadt (...).
Die Einwohnerzahl steigt zunehmend. Jetzt gibt es die Méglich-
keit attraktiven Wohnraum zu schaffen. Diese Chance muss ge-
nutzt werden!

Abwiégung

Zu 1: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 2.2 ,Aligemeine
stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen® und Pkt. 3.1
,Einzelhandel* sowie ,Teil Il - Einzelabwagung®, Pkt. 2.1 der Stel-
lungnahme 230.

Zu 2: Die planbedingten Auswirkungen auf die Verkehrs-, Larm-
und Luftschadstoffsituation sowie auf die Umweltbelange wurde
ausfuhrlich gutachterlich untersucht, nach Erfordernis wurden
geeignete Minderungs- und Schutzmalinahmen aufgezeigt und in
Form von planungsrechtlichen Festsetzungen im vorhabenbezo-
genen Bebauungsplan bzw. lber verbindliche Regelungen auf
der Ebene des Durchfiihrungsvertrages gesichert. Der Vortrag
stark beschdnigender gutachterlicher Aussagen und nicht kom-
pensierter Probleme ist eine subjektive Behauptung und bleibt
unbegriindet.

Weitergehend siehe , Teil | - Allgemeine Abwagung*®, Pkte. 4.1
und 4.2 ,Verkehr®, Pkte. 5.1 - 5.4 “Allgemeine Belange zu Immis-
sionen®, Pkt. 6.1 ,Schallimmissionen®, Pkt. 7.1 ,Luftschadstoffe,
Pkt. 8.1 ,Storfallrisiko® und Pkt. 11.1 ,Umweltbericht.

Zu 3: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung*, Pkte. 2.2 - 2.4 All-
gemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen® sowie
»1eil Il - Einzelabwagung®, Pkt. 2.4 der Stellungnahme 37.

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

124

1.2.7

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.2.11

1.2.22

1.2.178

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.2.4

1.2.6
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4. Des Weiteren ist Mtinster nicht nur zum Leben sondern auch
zur Freizeitgestaltung héchst charmant. (...) Zu Recht ist Miinster
des Ofteren als lebenswerteste Stadt bezeichnet worden. Die
Errichtung eines grof3en Einkaufszentrums ist eine Abwertung
dieses Zustandes. Am Hafen sollte man auf Miinster typische
Attribute setzen: stédtisches Leben im Griinen, ein diverses Frei-
zeitgestaltungsangebot und kulturelle Highlights. Der Hafen ist
ein Ort der lebendigen Begegnungen. Hier sollte mehr Raum
geschaffen werden, der Open-Air Veranstaltungen (...) méglich
macht (Public-Viewing, Port-Side Open-Air, Eurocity-Fest, Mérk-
te, Konzerte, Open-Air Kino, Beachvolleyball, Skate-Contests,...)
Ein Naherholungsort am Hafen mit Griinanlagen, die auf letzte-
ren Absatz beschrieben genutzt werden kénnen, ist eine deutlich
Miinster-typische Gestaltungsidee. Meine Bedenken sind ein-
fach, dass sich Miinster durch GroB8investorenprojekte zu einer
Stadt entwickelt, die wie jede européische Stadt aussieht und
kein Alleinstellungsmerkmal besitzt. Dieser Plan ist sicher nur der
Anfang. Weitere Bauprojekte am Hafen folgen und jetzt einen
Hafencenter - Grundstein legen, fiir die Entwicklung in die falsche
Richtung macht keinen Sinn.

Statt Flachenversieglung -> Aufwerten zum Griinen

Statt Einzelhandel -> bezahlbarer Wohnraum

Statt dichter Bebauung -> offene Strukturen, um einen Platz fiir
offentliche (Grol3-) Veranstaltungen zu schaffen.

Statt Abriss und Neubau -> Umbau von bestehender Bausub-
stanz, wodurch eine kreative architektonische Umgestaltung flir
viel Flair und Attraktivitat sorgen kann

Statt dem Beginn zu einem Euro-Norm Stadtbild -> Ausarbeitung
des Miinstertypischen {(...)

Abwiégung

Zu 4: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 2.2 - 2.4 ,All-
gemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen®, sowie
»1eil Il - Einzelabwagung®, Pkt. 2.4 der Stellungnahme 37, Pkt.
2.1 der Stellungnahme 33, 121, 320, 334 und Pkt. 10 der Stel-
lungnahme 147.

Beschlussvorschlag

Den Anregungen wird
nicht gefolgt.

124

1.2.5

1.2.6

1.2.53

1.2.48
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5. So wie der Planentwurf zurzeit besteht versté3t er gegen
rechtliche Grundlagen und eréffnet zu viele Bedenken. Ich ver-
lange eine Uberarbeitung des Bebauungsplanes und eine erneu-
te Auslegung mit alternativen Planungsideen.

Folgende Anregungen/Bedenken werden vorgetragen:

1. Die Ansiedlung eines Einkaufszentrums am Hafen mit einer
Verkaufsfldche von 4.900 qm ist nicht erforderlich, da die Einzel-
handelsstruktur des Stadftteils und der angrenzenden Staditteile
bewéhrt und in jeder Hinsicht ausreichend ist. (...) Auch das Ein-
zelhandelskonzept stellt hier eine Versorgungsquote von 100%
fest.

2. Durch die Ansiedlung werden zudem bisherige Einzelhandels-
angebote in ihrer Existenz bedroht. Das Erfordernis fiir weitere
Verkaufsfldchen ist somit nicht gegeben. Vielmehr stellt auch der
von der Fa. Stroetmann beauftragte Gutachter fest, dass zuguns-
ten des wirtschaftlichen Erfolgs des Einkaufszentrums die beiden
am Hansaring gelegenen Supermérkte nicht weiter bestehen
wdirden.

3. Durch die Verdrdngungseffekte wiirden die bislang bestehen-
de fuBldufige Erreichbarkeit von Einkaufsmdglichkeiten in erheb-
licher Weise beeintréchtigt werden. Viele Anwohner insbesonde-
re éltere Menschen missten deutlich I&dngere Wege zuriicklegen.
Dies kann nicht Sinn und Zweck einer nachhaltigen Stadtplanung
sein.

4. 4.500 Menschen haben sich mit ihrer Unterschrift gegen die
Planungen fiir dieses Einkaufszentrum ausgesprochen.

Abwiégung

Zu 5: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 2.4 ,Aligemeine
stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen®.

Zu 1: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 3.1 ,Einzelhan-
del”.

Zu 2: Siehe ,Teil | - Alilgemeine Abwagung*, Pkt. 3.2 ,Einzelhan-
del”.

Zu 3: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung*, Pkt. 3.3 ,Einzelhan-
del”.

Zu 4: Siehe ,Teil | - Alilgemeine Abwagung®, Pkt. 1.1 ,Alilgemeine
Belange zu Planverfahren und Gutachten®.

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.6

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.7

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.8

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.9

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.21
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5. Im Ubrigen rege ich an, die Aussagen der Gutachten zu Beein-
trdchtigung des vorhandenen Einzelhandels zu liberpriifen. (...)

6. Die Verkehrsplanungen gehen von falschen Voraussetzungen
aus. Schon heute ist der Hansaring als hauptsédchliche Zufahrts-
stral3e voll ausgelastet/belastet und es kommt bereits heute -
nicht nur in den Sto3zeiten - zu erheblichen Staus. Diese Ent-
wicklung wird sich verstérken, wenn auf der Héhe/Ecke der heu-
tigen Tankstelle am Hansaring eine Ampelanlage installiert wird.
Hier ist mit einem Dauerstau zu rechnen.

7. Die Belastungen durch Ldrm, CO2 und Feinstaub haben nicht
allein die Anwohnerinnen des Hansarings zu tragen, sondern
auch die Menschen in den derzeit noch verkehrsberuhigten
Wohnvierteln beiderseits des Hansarings.

8. Prognostizierte ,,Entlastungen” durch den Ausbau der
B51/B481 bis zum Schifffahrter Damm, sind unrealistisch. Fiir die
Finanzierung dieser BaumalBnahme stehen auf absehbare Zeit
keine Mittel bereit. Die Stral3e liber das Geldnde der Firma
~Scheiwe” auf der Ostseite des DEK ist eine Privatstral3e, kein
Bestanditeil des &ffentlichen Stralennetzes und kann folglich
nicht als Entlastung fiir den Hansaring berlicksichtigt werden.

9. Das Verkehrsgutachten wurde durch den Investor finanziert.
Darin sehe ich eine deutliche Gefahr der Uberschneidung der
Interessen des Auffraggebers mit den Ergebnissen des Gutach-
tens. Ich fordere daher die Erstellung eines neutralen Verkehrs-
gutachtens durch die Stadt.

10. Als Bewohner des Viertels sehe ich die Parksituation schon

Abwiégung

Zu 5: Siehe ,Teil | - Alilgemeine Abwagung*, Pkt. 3.4 ,Einzelhan-
del”

Zu 6: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 4.1 und 4.5
Lverkehre.

Zu 7: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 5.4 ,Allgemeine
Belange zu Immissionen®.

Zu 8: Siehe ,Teil | - Alilgemeine Abwagung®, Pkt. 4.4 ,Verkehr*.

Zu 9: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 1.2 ,Aligemeine
Belange zu Planverfahren und Gutachten®.

Zu 10: Bei dem benannten Parkplatz handelt es sich um ein Pri-

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.2.10

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.2.11

1.2.19

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.26

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.16

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.2.2

1.2.99

Der Anregung Parkraum
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aktuell als alarmierend an. (...) Der Parkplatz am Postgebéude
war bisher eine Ausweichmoglichkeit, ist aber schon jetzt sowohl!
tags als auch abends voll belegt. Ich fordere die Stadt dringend
auf, Parkraum fiir die Anwohner zu schaffen, durch Ausweisen
von Anwohnerparkplétzen. Des Weiteren wéren auch die Gast-
ronomen des Hafens in die Pflicht zu nehmen, Parkplatze zu
schaffen, da sie die einzigen sind, die von der Verdichtung profi-
tieren. Meines Erachtens sind hier die Grenzen des Ertraglichen
(Anmerkung: Parkdruck, Strallenverunreinigungen fur die An-
wohner) erreicht. Bei vielen Bewohnern besteht die Tendenz,
dass Viertel zu verlassen.

11. Ich rege an,

- auf die Planung eines weiteren E-Centers der Firma Stroet-
mann zu verzichten,

- das Gelénde fiir den Bau von preiswertem Wohnraum zu nut-
zen

- bei der Planung auf die Schaffung von Parkraum zu achten

- Griinflachen anzulegen, um die Lebensqualitdt im Viertel nicht
noch weiter zu schmélern

- offene Flachen zu erhalten, zum Beispiel einen kleinen Markt-
platz wie an der Hammer Stral3e, an dem regionale Produkte
angeboten werden

- eine Entzerrung des Verkehrs am Hansaring zu schaffen

- deutlich mehr Anwohnerparkplétze zu schaffen

Folgende Anregungen/Bedenken werden vorgetragen:

Abwiégung

vatgrundstilick, eine Beparkung durch Anwohner und Besucher

des Viertels ist nur geduldet und kann keine Anspriiche ausldsen.

Mit der im Zusammenhang mit dem Planvorhaben geplanten
Errichtung von ca. 220 6ffentlichen Quartiersstellplatzen kommt
der Plangeber der Anregung zur Verbesserung der Parksituation
im Quartier nach.

Die Ausweisung von Anwohnerparkplatzen oder Verpflichtung
der Gastronomen zur Ausweisung von Parkplatzen betrifft nicht
die Ziele, Inhalte oder Auswirkungen des vorhabenbezogenen
Bebauungsplans und ist daher nicht Gegenstand der Abwagung.
Weitergehend siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 4.6
.verkehr sowie ,Teil Il - Einzelabwagung®, Pkt. 17 der Stellung-
nahme 312.

Zu 11: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 2.2 - 2.4 JAll-
gemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen®, Pkt.
3.1 ,Einzelhandel“ sowie ,Teil Il - Einzelabwagung®, Pkt. 2.4 der
Stellungnahme 37, Pkt. 10 der Stellungnahme 147, Pkt. 2.1 der
Stellungnahme 230, Pkt. 15 der Stellungnahme 312 und Pkt. 10
dieser Stellungnahme.

Anmerkung. Die Anregung zur Entzerrung des Verkehrs am
Hansaring wird in der Anregung inhaltlich nicht weiter konkreti-
siert. Der Hansaring hat als innerstadtische Hauptverkehrsstrale
eine wesentliche Bedeutung und Funktion im Verkehrswegenetz
der Stadt Mlnster, diese bleibt auch unabhangig von dem Plan-
vorhaben unverandert bestehen. Ein Ausbau des Hansarings ist
mit den derzeitigen und zukinftigen Verkehrsbelastungen nicht
erforderlich und auch nicht vorgesehen.

Beschlussvorschlag

zu schaffen wurde mit der
offentlichen Quartiersga-
rage gefolgt - den Anre-
gungen im Ubrigen wird
nicht gefolgt bzw. betrifft
die Anregung Aspekte
auBerhalb des Bebau-
ungsplans fiir die sich
eine Beschlussfassung
eriibrigt.

1.2.20

Der Anregung Parkraum
zu schaffen wurde mit der
offentlichen Quartiersga-
rage gefolgt - den Anre-
gungen im Ubrigen wird
nicht gefolgt.

1.2.5

1.2.6
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1. Die Ansiedlung eines Einkaufszentrums am Hafen mit einer
Verkaufsfldche von 4.900 qm ist nicht erforderlich, da die Einzel-
handelsstruktur des Stadftteils und der angrenzenden Staditteile
bewéhrt und in jeder Hinsicht ausreichend ist. (...) Auch das Ein-
zelhandelskonzept stellt hier eine Versorgungsquote von 100%
fest.

2. Durch die Ansiedlung werden zudem bisherige Einzelhandels-
angebote in ihrer Existenz bedroht. Das Erfordernis fiir weitere
Verkaufsfldchen ist nicht gegeben. Vielmehr stellt auch der von
der Fa. Stroetmann beauftragte Gutachter fest, dass zugunsten
des wirtschaftlichen Erfolgs des Einkaufszentrums die beiden am
Hansaring gelegenen Supermérkte nicht weiter bestehen wiir-
den.

3. Durch die Verdrdangungseffekte wiirden die bislang bestehen-
de fuBldufige Erreichbarkeit von Einkaufsmdglichkeiten in erheb-
licher Weise beeintréchtigt werden. Viele Anwohner insbesonde-
re altere Menschen miissten deutlich léngere Wege zuriicklegen.
Dies kann nicht Sinn und Zweck einer nachhaltigen Stadtplanung
sein.

4. 4.500 Menschen haben sich mit ihrer Unterschrift gegen die
Planung fiir dieses Einkaufszentrum ausgesprochen.
5. Im Ubrigen rege ich an, die Aussagen der Gutachten zu Beein-

trdchtigung des vorhandenen Einzelhandels zu liberpriifen. (...)

6. Die Verkehrsplanungen gehen von falschen Voraussetzungen
aus. Schon heute ist der Hansaring als hauptsédchliche Zufahrts-

Abwiégung

Zu 1: Siehe ,Teil | - Alilgemeine Abwagung*, Pkt. 3.1 ,Einzelhan-
del”

Zu 2: Siehe ,Teil | - Alilgemeine Abwagung*, Pkt. 3.2 ,Einzelhan-
del”.

Zu 3: Siehe ,Teil | - Alilgemeine Abwagung*, Pkt. 3.3 ,Einzelhan-
del”.

Zu 4: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 1.1 ,Alilgemeine
Belange zu Planverfahren und Gutachten®.

Zu 5: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 3.4 ,Einzelhan-
del”.

Zu 6: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 4.1 und 4.5
Lverkehre,

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.7

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.8

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.9

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.21

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.2.10

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
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stral3e voll ausgelastet/belastet und es kommt bereits heute -
nicht nur in den Stol3zeiten - zu erheblichen Staus. Diese Ent-
wicklung wird sich verstérken, wenn auf der Héhe/Ecke der heu-
tigen Tankstelle am Hansaring eine Ampelanlage installiert wird.
Hier ist mit einem Dauerstau zu rechnen.

7. Die Belastungen durch Larm, CO2 und Feinstaub haben nicht
allein die Anwohnerinnen des Hansarings zu tragen, sondern
auch die Menschen in den derzeit noch verkehrsberuhigten
Wohnvierteln beiderseits des Hansarings.

8. Prognostizierte ,Entlastungen® durch den Ausbau der
B51/B481 bis zum Schifffahrter Damm, sind unrealistisch. Flir die
Finanzierung dieser BaumalBnahme stehen auf absehbare Zeit
keine Mittel bereit. Die Stral3e liber das Geldnde der Firma
~Scheiwe” auf der Ostseite des DEK ist eine Privatstrale, kein
Bestanditeil des &ffentlichen Stralennetzes und kann folglich
nicht als Entlastung fiir den Hansaring berticksichtigt werden.

9. Das Verkehrsgutachten wurde durch den Investor finanziert.
Darin sehe ich eine deutliche Gefahr der Verquickung der Inte-
ressen des Auftraggebers mit den Ergebnissen des Gutachtens.

10. Ich bitte und fordere,

- auf die Planung eines weiteren E-Centers der Firma Stroet-
mann zu verzichten,

- das Gelénde fiir den Bau von preiswertem Wohnraum zu nut-
zen und das bestehende Postgebéude zu erhalten und zu Wohn-
raum umzubauen

- (...) Anmerkung: Darstellung der personlichen Lebenssituation

- Verkaufen Sie nicht dem Teufel ihre Seele! Bitte! Es ist traurig

Abwiégung

Zu 7: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 5.4 ,Aligemeine
Belange zu Immissionen®.

Zu 8: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 4.4 ,Verkehr®.

Zu 9: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 1.2 ,Aligemeine
Belange zu Planverfahren und Gutachten®.

Zu 10: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 2.2 - 2.4 All-
gemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen®, Pkt.
3.1 ,Einzelhandel” sowie , Teil Il - Einzelabwagung®, Pkt. 2.4 der
Stellungnahme 37.

Anmerkung: Eine Rodung alten Baumbestandes ist mit Umset-
zung des Planvorhabens nicht verbunden.

Beschlussvorschlag

1.2.11
1.2.19

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.26

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.2.16

1.2.17

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.2

Den Anregungen wird
nicht gefolgt.
1.2.6
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genug und frevelhaft, dass einer der wenigen alten Baumbestén-
de in unserem Viertel so schrecklich schrumpfen musste.
Folgende Anregungen/Bedenken werden vorgetragen:

1. Die Ansiedlung eines Einkaufszentrums am Hafen mit einer
Verkaufsfldche von 4.900 m? sehe ich als nicht erforderlich an, da
die Einzelhandelsstruktur des Stadftteils und der angrenzenden
Stadftteile bewéahrt und in jeder Hinsicht ausreichend ist.

2. Durch die Ansiedlung werden zudem bisherige und durchaus
kreative Einzelhandelsangebote in ihrer Existenz bedroht. Damit
verlieren wir sicher mehr als wir gewinnen, Ein kulturelles Gut in
Miinster wird damit zudem in Frage gestellt. Schon das Einzel-
handelskonzept stellt hier eine Versorgungsquote von 100% fest.
Das Erfordernis fiir weitere Verkaufsfldchen ist somit nicht gege-
ben. Vielmehr stellt auch der von der Fa. Stroetmann beauftragte
Gutachter fest, dass zugunsten des wirtschaftlichen Erfolgs des
Einkaufszentrums die beiden am Hansaring gelegenen Super-
mérkte nicht weiter bestehen wiirden. Von den siien Kiosken,
die einen wichtigen und einzigartigen Charme flir das Bild dieses
Viertels bilden und Miinsters Hafengegend (iberhaupt so beleben
und prdgen muss ich an dieser Stelle sicherlich nicht erst anfan-
gen. Ich sehe sie deutlich in Gefahr. Das wiirde demnach nicht
nur der Individualitét des Viertels schaden, sondern auch stadit-
bildgestaltenden und einzigartig kreativen Persénlichkeiten.

3. 4.500 Menschen haben sich mit ihrer Unterschrift gegen die

Planung fiir dieses Einkaufszentrum ausgesprochen.

4. Im Ubrigen rege ich an, die Aussagen der Gutachter zur Be-
eintrdchtigung des vorhandenen Einzelhandels zu (berpriifen.

Abwiégung

Zu 1: Siehe ,Teil | - Alilgemeine Abwagung*, Pkt. 3.1 ,Einzelhan-
del”.

Zu 2: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung*, Pkt. 3.2 ,Einzelhan-
del”.

Kioske stehen in ihrem Betriebstyp, Warensortiment und Kaufer-
profil nicht in direkter Konkurrenz zu den geplanten Einzelhan-
delseinrichtungen. Ein Infragestellen der ,Kioskkultur* ist mit Um-
setzung des Planvorhabens nicht gegeben.

Zu 3: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 1.1 ,Allgemeine
Belange zu Planvorhaben und Gutachten®.

Zu 4: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung*, Pkt. 3.4 ,Einzelhan-
del”.

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.7

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.2.8

1.2.179

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.21

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
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(...)

5. Die Verkehrsplanungen gehen von falschen Voraussetzungen
aus. Schon heute ist der Hansaring als hauptsédchliche Zufahrts-
stral3e voll ausgelastet/belastet und es kommt bereits heute -
nicht nur in den StoBzeiten - zu erheblichen Staus. Diese Ent-
wicklung wird sich verstérken, wenn auf der Héhe/Ecke der heu-
tigen Tankstelle am Hansaring eine Ampelanlage installiert wird.
Hier ist mit einem Dauerstau zu rechnen.

6. Die Belastungen durch Larm, CO? und Feinstaub haben nicht
allein die Anwohnerinnen des Hansarings zu tagen, sondern
auch die Menschen in den derzeit noch verkehrsberuhigten
Wohnvierteln beiderseits des Hansarings.

7. Prognostizierte ,,Entlastungen® durch den Ausbau der
B51/B481 bis zum Schifffahrter Damm, sind unrealistisch. Flir die
Finanzierung dieser BaumalBnahme stehen auf absehbare Zeit
keine Mittel bereit. Die Stral3e liber das Geldnde der Firma
~Scheiwe” auf der Ostseite des DEK ist eine Privatstral3e, kein
Bestandteil des o6ffentlichen Stral3ennetzes und kann folglich
nicht als Entlastung fiir den Hansaring ber(icksichtigt werden.

8. Das Verkehrsgutachten wurde durch den Investor finanziert.
Darin sehe ich eine deutliche Gefahr der Verquickung der Inte-
ressen des Auftraggebers mit den Ergebnissen des Gutachtens.

9. - Ich wiinsche mir, auf die Planung eines weiteren E-Centers
der Firma Stroetmann zu verzichten.

- Ich rege an, das Gelédnde fiir den Bau von preiswertem Wohn-
raum oder zum Ausbau eines alternativen Begegnungsraumes

Abwiégung

Zu 5: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 4.1 und 4.5
Lverkehr*

Zu 6: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 5.4 ,Aligemeine
Belange zu Immissionen®.

Zu 7: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 4.4 ,Verkehr*.

Zu 8: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 1.2 ,Allgemeine
Belange zu Planverfahren und Gutachten®.

Zu 9: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 2.2 - 2.4 ,All-
gemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen®, Pkt.
3.1 ,Einzelhandel” sowie ,Teil Il - Einzelabwagung®, Pkt. 2.4 der
Stellungnahme 37 und Pkt. 10 der Stellungnahme 147.

Beschlussvorschlag

1.2.10

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.2.11

1.2.19

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.26

Der Anregung wird nicht
gefolgt.

1.2.16

1.2.17

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.2

Den Anregungen wird
nicht gefolgt.

1.2.4

1.2.6
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zu nutzen, sowie das bestehende Postgebéude zu erhalten.

- Ich rege an, das Kulturgut des Hafens als kreative Zone auszu-
bauen und zu unterstiitzen, anstatt es durch Gleichmachung zu
verdréngen. Selbst ein kleiner Park wére in meinen Augen ein
wertvoller Beitrag zur Erhaltung und Férderung des Wohlfiihicha-
rakters im Bezirk. Ihn kénnte man anlésslich Miinsters Hafenfes-
tes mit Biihnen bestlicken oder sonst als Beitrag zur Umweltfér-
derung der Stadt (...) verstehen. (...)

Folgende Anregungen/Bedenken werden vorgetragen:

1. Die Entwiirfe widersprechen mit Mal3 und Art der baulichen
Nutzung den allgemeinen Planungsgrundsétzen, widersprechen
dem Riicksichtnahmegebot, sind somit rechtswidrig und kénnten
einem Klageverfahren nicht standhalten. (...) Das Mal3 und die
Art der geplanten Bebauung (lbersteigen in unzuldssiger Weise
die Méglichkeiten, die die vorhandene Infrastruktur hergibt. Die
Anwohner des Viertels klagen (ber unzumutbare Larmbelésti-
gung und Probleme, die durch die Platznot einhergehen. (...) Die
Innenstadt platzt bereits aus allen Néhten. Durch den weiteren
Ausbau des Viertels werden diese Effekte verstérkt. Die geplan-
ten Bauvorhaben wiedersprechen demnach dem Riicksichtnah-
megebot.

Abwiégung

1.2.53
1.2.145

Zu 1: Die im VBP Nr. 535 getroffenen Festsetzungen zu Art und
Maf der baulichen Nutzungen entsprechen den geltenden ge- gefolgt.
setzlichen Vorgaben gemaR § 12 BauGB fiir vorhabenbezogene |1.2.3
Bebauungsplane analog den Festsetzungen zu § 9 Abs. 1 Nr. 1 1.2.180
BauGB. Abseits der Baugebietscharakteristik der Baunutzungs-
verordnung ist mit der Festsetzung zur Art der baulichen Nutzung

gemal § 12 BauGB allein die geplante Vorhabennutzung ,Ein-

zelhandel, Dienstleistungen / Praxen / Biros, Gastronomie,

Wohnen* als zulassig festgesetzt, anderweitige Nutzungen mit

etwaigen anderen Auswirkungen sind ausgeschlossen.

Strukturell wird mit der festgesetzten Vorhabennutzung ,Einzel-
handel, Dienstleistungen / Praxen / Biros, Gastronomie, Woh-
nen“ der angrenzenden und Uiber die 39. Anderung des FNP
auch fur den Vorhabenbereich vorgesehenen Gebietsdarstellung
des Flachennutzungsplans als ,Gemischte Bauflache‘ entspro-
chen. Auch die Festsetzungen zum Maf3 der baulichen Nutzung
nehmen in den festgesetzten Héhen die stadtstrukturellen Bezul-
ge auf, die Festsetzung der Grundflachenzahl von 1,0 sichert die
vorgesehene fast vollstadndige Versiegelung des Vorhabenbe-
reichs mit Gebauden, Tiefgarage, Stellplatzflachen und Zufahr-
ten. Umweltbelange stehen dem nicht entgegen, vielmehr ent-

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht
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Abwiégung

spricht die Grundflachenzahl von 1,0 weitestgehend den zurzeit
auf dem Grundstlick bestehenden Versiegelungsanteilen aus den
vorherigen Nutzungen. Mit der GRZ von 1,0 wird zwar die in § 17
BauNVO vorgesehene Obergrenze flir Mischgebiete (0,6) oder
sonstige Sondergebiete (0,8) Gberschritten und eine Obergrenze
festgesetzt, wie sie nach § 17 BauNVO nur fir Kerngebiete ge-
wahlt werden soll. Dies ist jedoch stadtebaulich gerechtfertigt.
Zum einen entspricht die vorgesehene Nutzung weitgehend dem
eines Kerngebietes. Zum anderen wird die vollstdndige Versiege-
lung weitgehend durch das groR3flachige Garagengebaude be-
stimmt, das jedoch stadtebaulich ein erheblich geringeres Ge-
wicht als eine Hochbebauung hat. An einem solchen Garagen-
gebaude mit Quartiersgarage im Untergeschoss besteht wegen
des starken Park-Suchverkehrs im Hafen ein hohes offentliches
Interesse. Die malfvolle oberirdische Bebauung und die Verbes-
serung der Parkplatzsituation im Hafen gleichen die sich aus
einer vollstandigen Versiegelung ergebenden Nachteile aus. Die
festgesetzte GFZ von 1,4 berucksichtigt die erforderlichen Fla-
chenanteile der geplanten Obergeschossnutzungen. Ein Wider-
spruch zu bestehenden rechtlichen Vorgaben, Planungsgrund-
satzen oder dem Rucksichtnahmegebot ist mit den getroffenen
Festsetzungen zu Art und Mal der baulichen Nutzung nicht ge-
geben. Die Behauptungen unzuléssiger Uberschreitungen blei-
ben im Vortrag unbegriindet und sind inhaltlich nicht zutreffend.

Weitergehend siehe , Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkte. 2.1
und 2.4 ,Allgemeine stadtebauliche Belange / alternative Nutzun-
gen®, Pkt. 3.1 ,Einzelhandel und Pkte. 5.1 - 5.4 ,Aligemeine Be-
lange zu Immissionen® sowie ,Teil Il - Einzelabwagung®, Pkt. 6
der Stellungnahme 92.

Beschlussvorschlag
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2. Das bestehende Strallennetz ist nicht ausreichend dimensio-
niert, um die zusétzlichen Verkehrs- und Parkbewegungen auf-
nehmen zu kénnen. Bereits jetzt ist der Hansaring stark belastet.
Ein Anzeichen dafiir ist, dass ein nicht unerheblicher Teil des
Fahrverkehrs (iber die private Stral3e bei Lignum ausweicht. Die-
se Zuwegung ist nur geduldet und demnach auf Dauer nicht ge-
sichert. Die angebliche Entlastung durch den Ausbau der B51/
B481 bis zum Schifffahrter Damm wird sich nicht einstellen. Die-
jenigen, die von Miinster-Sid nach Miinster-Nord fahren benut-
zen die B51 sowieso schon und fahren zurzeit z.B. {iber Marien-
dorf. Alle anderen, die von Miinster-Mitte zum Schifffahrter
Damm wollen, miissten trotzdem (iber den Ring zur B51 fahren.
Wenn am geplanten Stroetmanngeldnde eine Ampelanlage vor-
gesehen wird, werden sich erheblich Riickstaus bilden. Ein Aus-
bau des Hansarings und eine Verbreiterung der Geh- und Fahr-
radwege sind aufgrund der vorhandenen nahestehenden Stra-
Benbebauung nicht méglich. Das vorgelegte Verkehrsgutachten
zweifle ich demnach an.

Folgende Anregung wird vorgetragen:

Ich méchte einen Spielplatz am Hafen. Ich méchte keinen grof3en
Laden.

Anregungen gem. § 24 der Gemeindeordnung fur das Land
Nordrhein-Westfalen zur Erérterung in der Besprechung des
Verwaltungsvorstandes am 01.04.2014.

Im Amt fur Burger und Ratsservice sind seit dem 25.03.2014
folgende Anregungen eingegangen:

Anregung 2014-00057: FUr das Hansaviertel werden verschiede-
ne MaRnahmen fir die Beseitigung von Missstanden beantragt
(Ruhestorung/Larmbelastigung durch abendliche Gaste der Gast-

Abwagung Beschlussvorschlag

Zu 2: Siehe ,Teil | - Alilgemeine Abwagung®, Pkte. 4.1 - 4.4 ,Ver- | Der Anregung wird nicht
kehr sowie ,Teil Il - Einzelabwagung®, Pkt. 15 der Stellungnah- | gefolgt.
me 312. 1.2.11

1.2.12

1.2.16

1.2.17

1.2.19

1.2.167

Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung*, Pkte. 2.2 - 2.4 ,Allgemeine | Der Anregung wird nicht
stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen® sowie ,Teil Il - gefolgt.
Einzelabwagung®, Pkt. 2.4 der Stellungnahme 37. 1.2.6
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ronomie, zugestellte Gehwege durch Fahrrader, Verbotswidriges
Parken auf dem Hansaring und den Nebenstraflten, Vermiillung)
(1 - 8). Daruber hinaus wird angeregt dass im Bebauungsplan
zum ,Hafencenter* Nr. 535 ein Parkhaus vorgesehen wird (9).

Im Detail werden folgende Antrége/Anregungen vorgetragen:

1. Der Rat der Stadt Miinster mége beschlie8en, dass — unter
Hinweis auf § 9 Abs. 2 Nr. 2 LImSchG (Landes-
Immissionsschutz-Gesetz) — hinsichtlich der (...) die Gastro-
Betriebe im Kreuzungsbereich (Anmerkung: Hansaring - Dort-
munder Stral8e) die AuBen-Gastronomie ab 22 Uhr untersagt
wird und hinsichtlich des dort ebenfalls befindlichen Kiosk dieser
22 Uhr zu schlieBen hat, zumindest aber ab 22 Uhr den Eignern
der Verkauf alkoholhaltiger Getrdnke untersagt wird.

2. Der Rat der Stadt Miinster mége beschlieBen, dass die Stra-
Benzufahrten zur Hafenmeile ab 19 Uhr gesperrt werden, und
zwar Dortmunder Stral3e ab Hansaring Richtung Hafen, Soester
Stral3e ab Hansaring Richtung Hafen sowie der Hafenweg ab
Bernhard-Ernst-Stral3e. Damit soll erreicht werden, das zu spéter
Stunde der mit dem Anlassen und Abfahren von zuvor in der
Hafenmeile geparkten PKW erzeugte Ldrm vermieden wird
(Nachweisliche Anwohner ausgeschlossen). (...) Diese Sperrung
muss auch gelten fiir Taxen-Fahrzeuge (...). In diesem Zusam-
menhang beantragen wir, im Bereich Stadtwerke/Neuem Bor-
chert-Theater einen Taxen-Platz einzurichten.

3. Der Rat der Stadt Miinster mége beschliel3en, dass die in der
Hafenmeile anséssigen Gastro-Betriebe in eigener Zusténdigkeit
dafiir Sorge zu tragen haben, dass deren Géste sich nach dem
Verlassen der jeweiligen Lokalitdten an die geltenden Regeln der

Abwiégung

Zu 1 bis 8: Die als Anregung vorgebrachten Beschlussvorschlage
1 - 8 an den Rat der Stadt betreffen nicht die Ziele, Inhalte oder
Auswirkungen des vorhabenbezogenen Bebauungsplans. Der
Anreger macht auf aus seiner Sicht bestehende Problemlagen im
Hansaviertel aufmerksam. Diese sind in einer - von diesem Be-
bauungsplanverfahren losgelésten — schriftlichen Stellungnahme
(Schreiben vom 31.07.2014) bereits beantwortet worden.

Beschlussvorschlag

Die Anregungen beziehen
sich auf Aspekte auBer-
halb des Bebauungsplans
- eine Beschlussfassung
eriibrigt sich.
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Nachtruhe halten (private Sicherheitsdienste). Sollte dies nicht
verwirklicht werden kbnnen muss den jeweiligen Betreibern die
weitere Lizenz - nach kurzer Karenzzeit - bedingungslos entzo-
gen werden. (...)

4. Der Rat der Stadt Miinster mbége beschlieen, dass der Herr
OB die zuvor genannten Abhilfe-Vorschldge aus dem Schreiben
vom 04.11.2012 (Anmerkung: Stoérung der Nachtruhe durch Par-
tylarm) dem gesamten Rat vortrégt und das Nicht-Tétigwerden
der ihm unterstellten Stadtverwaltung - insbesondere des Ord-
nungsamtes - umfassend begriindet. {(...)

5. Der Rat der Stadt Miinster mége durch Beschluss die Stadt-
verwaltung, vertreten durch den Herrn OB, beauftragen, die ent-
sprechenden Hauseigentiimer (Anmerkung: Zustellung von
Gehwegen mit Fahrradern, Hansaring Nr. 27, 39 und Hambur-
gerstraBe Nr. 18) zu ermitteln und anzuschreiben pp. dahinge-
hend, dass der umschriebene Zustand nicht hingenommen wer-
den kann, versehen mit dem Hinweis, dass die Fahrrader (...) im
Keller / Hofbereich abgestellt werden kénnen/miissen. {(...)

6. Der Rat der Stadt Miinster mége durch Beschluss die Stadt-
verwaltung, vertreten durch den Herrn OB, beauftragen, die ent-
sprechenden Markierungen (Anmerkung: Verbotswidriges Parken
von Fahrzeugen auf der Fahrbahn des Hansarings, Markierung
der NebenstraRen-Einmindungen) umgehend zu erneuern und
die Einhaltung der entsprechenden Park- und Halteverbotszonen
vermehrt zu iiberwachen. (...)

7. Der Rat der Stadt Miinster mége durch Beschluss die Stadt-
verwaltung, vertreten durch den Herrn OB, beauftragen, die ge-

Abwiégung

Beschlussvorschlag
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schilderten Verhéltnisse (Anmerkung: Duldung von verbotswidri-
gen Parken in der Emdener Stralte und weiteren Nebenstrallen
des Hansarings) zu beseitigen. {(...)

8. Vermiillung und Verkottung unseres Wohnviertels - ein 6ffent-
liches Argernis. (...)

9. Der Rat der Stadt Miinster mége durch Beschluss bewirken,
das der derzeitig offengelegte Bebauungsplan zum sogenannten
Hafencenter eine Anderung dahingehend erféhrt, das im néheren
Bereich der dort wegfallenden Tankstelle ein hinreichend grof3es
Parkhaus gebaut wird. Dieses Parkgeb&ude sollte abschlie3bare
Gitterboxen enthalten, so dass dort langerfristige Mietvertrdge zu
annehmbaren Preisen geschlossen werden kénnen. Denkbar
wére hierbei auch die Einbindung der Eigentiimer umliegender
Mehrfamilienhduser {(...)

Folgende Anregungen/Bedenken werden vorgetragen:

1. (...) Momentan gleicht der Hafen einer Baustelle. Was ich nicht
unbedingt negativ bewerte (...). Jedoch gibt es ein Projekt, wel-
ches mich zutiefst betroffen macht: Der Plan des Einkaufszent-
rums. Der Hafen ist ein Treffpunkt fiir viele und besonders junge
Menschen geworden. Die Osmohalle und die alte Post sind eini-
ge Gebéude, die einen besonderen Charme ausstrahlen und den
Hafen ausmachen.

(...) sind die Baupléne giitig genug und lassen den jungen Leu-
ten noch etwas Platz fiir Treffen, Kreativitdt und ein alternatives
Leben?

2. AuBBerdem stelle ich mir die Frage, wozu ein solches Einkaufs-
zentrum am Hafen gebaut werden soll und dann auch noch ge-

Abwiégung

Zu 9: Mit der Errichtung von ca. 220 6ffentlich zuganglichen
Quartiersparkplatzen im Hafencenter wird der inhaltliche Hinter-
grund der Anregung flr ein grofieres Parkhaus in der Grundziel-
richtung aufgenommen.

Aus stadtebaulicher Sicht (Wirkung, wenig belebte Nutzung,
Storgrad, Flachenverlust, Abriegelung der neuen Quartierszu-
sammenhange) ist die Anordnung eines Parkhauses am Hansa-
ring nicht zu beflrworten.

Zu 1: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwéagung®, Pkt. 1.1 ,Allgemeine
Belange zu Planverfahren und Gutachten® und Kapitel 2 ,Allge-
meine stadtebauliche Belange / alternative Nutzungen®.

Die OSMO-Hallen befinden sich auerhalb des Geltungsbereichs
des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 535, ein Erhalt
oder Nichterhalt ist nicht Gegenstand der Abwagung und unab-
hangig vom vorliegenden Planvorhaben maglich.

Zu 2: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 1.1 ,Allgemeine
Belange zu Planverfahren und Gutachten“ und Kapitel 3 ,Einzel-

Beschlussvorschlag

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
1.2.122

Der Anregung wird nicht
gefolgt bzw. bezieht sich
die Anregung auf Aspekte
auBerhalb des Bebau-
ungsplans, fiir die sich
eine Beschlussfassung
eriibrigt.

1.21

1.24

1.2.5

1.2.6

Der Anregung wird nicht
gefolgt.
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Stellung-
nahme Nr.

Abwiégungsinhalt

nau auf dieser Seite des Hafenbeckens.

Wir haben hier in der Nachbarschaft 4 Einkaufsméglichkeiten und
sind nicht gerade von der Innenstadt abgeschnitten. Es scheint
also, als wiirde der Konsum, der Profit und somit die ,,Geldgeil-
heit” (iber Charme, Geschichte und Gemeinschaft stehen. (...)

3. Wie stellen Sie sich das mit dem Autoverkehr vor? Wird der
Hafenkai bald zu einer Betonplatte fiir Autoparkplédtze umgewan-
delt?

4. Sehen Sie es nicht als wichtig an die Biirger und besonders
die Anwohner liber die Baupldne zu informieren? Ich habe kei-
nerlei Informationen hieriiber erhalten und es scheint nicht als sei
es ein kleiner Supermarkt der dort entstehen soll. Ich beziehe
mich mit diesem Beschwerdebrief auch auf den § 24 der Ge-
meindeordnung fiir das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW).
Ich wiinsche mir sehr, dass sie mir sagen kénnen, wie ich mich
gegen dieses Einkaufszentrum noch wehren kann oder ob ich
mein zukiinftiges berufliches Leben besser in einer anderen
Stadt aufbauen sollte. (...)

Abwiégung

handel”.

Zu 3: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Kapitel 4 ,Verkehr*
sowie ,Teil Il - Einzelabwagung®, Pkt. 7 der Stellungnahme 244.

Zu 4: Siehe ,Teil | - Allgemeine Abwagung®, Pkt. 1.1 ,Allgemeine
Belange zu Planverfahren und Gutachten®.

Beschlussvorschlag

1.2.7
1.2.63
1.2.110

Der Anregung wird nicht
gefolgt

1.2.11

1.2.182

Der Anregung wird nicht

gefolgt.
1.2.183
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Absender

Anregungen aus Beteiligung der Behorden gemaR § 4 (2) BauGB

Abwdégungsinhalt

Behdrdenabstimmung | Stellungnahmen sonstige TOB

amprion GmbH

Bezirksregierung Mins-
ter

Deutsche Telekom
Technik GmbH

EHV WM - Einzelhan-
delsverband Westfalen-
Mdinsterland e.V.

EHV WM - Einzelhan-
delsverband Westfalen-
Minsterland e.V.

Keine Bedenken.

Die Stellungnahmen zur Beteiligung mit Schreiben vom
11.09.2012 und 22.10.2013 behalten weiterhin ihre Giiltig-
keit, dartber hinaus betrifft die Stellungnahme nur das
Uber die amprion betreuten Anlagen des 220- und 380-kv-
Netzes.

Die Vereinbarkeit der Planung mit den Zielen der Raum-
ordnung wird unverandert zu der Stellungnahme vom
08.11.2013 bestatigt. Die Stellungnahme vom 08.11.2013
behalt unverandert ihre Giiltigkeit.

Keine Einwande.

Auf die Stellungnahme vom 15.11.2013 wird verwiesen.
39.Anderung des Fléchennutzungsplans

Keine Bedenken.

Das Vorhaben entspricht den Vorgaben die im Rahmen
von Einzelhandelskonzept und Masterplan Stadthafen
Munster entwickelt wurden, die Anderung ist somit folge-
richtig.

Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 5635

Keine Bedenken.

Das Vorhaben basiert auf Planungen der Stadt Minster,
die im Zuge der Erarbeitung des BP Nr. 535 mehrfach
seitens der Stadt geandert und tGber den Investor akzep-
tiert wurden. Das Hafencenter ist aus Sicht der EHV WM
geeignet die bauliche Situation im Quartier deutlich zu
verbessern.

Abwégung

Begriindung: Planungsrechtliche Belange werden nicht
berihrt. Die Umsetzung der Baumalinahme und damit
etwaige Eingriffe in das vorhandene Infrastrukturnetz wer-
den im Zuge des bauordnungsrechtlichen Genehmigungs-
verfahrens mit den betroffenen Fachamtern der Stadt
Mdinster sowie den Ver- und Entsorgern weitergehend
abgestimmt.

Stand: 20. August 2015

Beschlussvorlage

Der Hinweis wird zur
Kenntnis genommen -
eine Beschlussfassung
eribrigt sich.

Seite - 291 -



Absender
HWK - Handwerkskam-
mer Munster
IHK Nord Westfalen

IHK Nord Westfalen

minsterNETZ GmbH

Abwdégungsinhalt
Keine Anregungen.

39.Anderung des Fldchennutzungsplans

Keine Anregungen oder Bedenken.
Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 535

Keine Anregungen oder Bedenken.

Keine Erganzungen, Anregungen oder Bedenken zum

Punkt 6.4 ,Ver- und Entsorgung / technische Infrastruktur®.

Abwiégung

Beschlussvorlage

Seite - 292 -



	Stellungnahmen außerhalb des Planverfahrens
	Stellungnahmen aus Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB
	Stellungnahmen aus der frühzeitigen Beteiligung der Behörden gemäß § 4 Abs. 1 BauGB
	Stellungnahmen aus Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 (2) BauGB

